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Zusammenfassende Dar stellung der wesentlichen Prifungser gebnisse

Der Rechnungshof stellt aufgrund Artikel 120 Abs. 2 Verfassung fur Rheinland-Pfalz und
§ 97 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung im Jahresbericht die wesentlichen Ergebnisse aus der Pri-
fung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Landes dar. Der Jahresbericht wird im Rah-
men des parlamentarischen Verfahrens zur Entlastung der Landesregierung im Landtag, im
Haushalts- und Finanzausschuss und in der Rechnungsprifungskommission erértert. Hierbel
stellt der Landtag die wesentlichen Sachverhalte fest und beschliefdt Uber einzuleitende Mal3-
nahmen (8 114 Abs. 2 L andeshaushaltsordnung).

Nachfolgend sind die den einzelnen Beitr &gen vorangestellten L eitsitze wieder gegeben. Die Bei-
trége selbst enthalten die ausfuhrlichen Sachver halte, die Forderungen des Rechnungshofs und
die AulRerungen der geprtften Stellen.

Bestétigung der L andeshaushaltsrechnung 2002 nach § 97 LHO

Der Rechnungshof bestétigt die OrdnungsmaRigkeit der L andeshaushaltsrechnung 2002.

Abwicklung des L andeshaushalts 2002

Nach der Haushaltsrechnung 2002 standen den |Ist-Ausgaben von 13,4 Mrd. € |st-Einnahmen
(ohne Netto-Krediteinnahmen vom Kreditmarkt) von 11,9 Mrd. € gegeniiber. Der Haushalts-
ausgleich wurde - wie in den Vorjahren - durch Kreditaufnahmen herbeigefiihrt, die sich im
Jahr 2002 auf 1,5 Mrd. € (netto, ohne L andesbetriebe) beliefen.

Die bereinigten Gesamtausgaben gingen infolge der Auslagerung von Aufgaben aus dem Lan-
deshaushalt um 0,2 % gegentiber dem Vorjahr zurtick.

Die Ausgabereste erhohten sich gegeniiber dem Vorjahr geringfligig auf 538 Mio. €. lhr Antell
am Gesamthaushaltsansatz betrug 3,9 %. AuflRerdem erfolgten Vorgriffe von 18 Mio. € auf die
Mittel des nachsten Jahres. Zur Finanzierung der Ausgabereste wurde ein Einnahmerest bel
den Kreditaufnahmen gebildet.

Die Ausgleichsriicklagen zur Finanzierung von Leistungen nach dem Bonussystem und geplan-
ter Steuerentlastungen wurden mit einer Entnahme von 97 Mio. € fast vollstandig aufgel 6st.

Die Brutto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt fir den Landeshaushalt betrug 3,5Mrd. €. Sie
hielt sich im Rahmen der Kreditermachtigung des Jahres 2002 und der nicht ausgeschopften
Krediterméchtigung des Jahres 2001. Zur Sicherung des Bewilligungsrechtsdes Landtagsist im
Entwurf des Landeshaushaltsgesetzes 2004 eine Regelung fur die Inanspruchnahme der im
Vorjahr nicht ausgeschopften und der im laufenden Jahr geplanten Kreditermachtigung vorge-
sehen.

Zur Deckung von Ausgaben des Landesbetriebs " Strallen und Verkehr" wurden Kredite von
150 Mio. € aufgenommen, die sich im Rahmen der Kreditermachtigung hielten.

Haushaltslage des L andes und ihre voraussichtliche Entwicklung

Diefinanzielle Lage des Landes hat sich insbesonder e als Folge von Einbrichen bei den Steuer-
einnahmen in den letzten Jahren besorgniserregend entwickelt. Die Belastungen des Haushalts
Uber stiegen die Finanzierungsmoglichkeiten. So blieben im Jahr 2002 die laufenden Einnahmen
um 840 Mio. € hinter den laufenden Ausgaben zurilck. In den vorhergehenden Jahren fielen
dagegen in sieben Jahren Uberschisse der laufenden Rechnung von insgesamt 2.285 Mio. € an;
drei Jahre schlossen mit Fehlbetr&gen von insgesamt 322 Mio. € ab.

Im Jahr 2002 gingen die Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich und Erganzungs
zuweisungen des Bundes um insgesamt 440 Mio. € zuriick. Die Belastung dieser Einnahmen
durch die Personalausgaben erhohte sich - trotz der Auslagerung von Ausgaben aus dem Lan-
deshaushalt - aufgrund der ricklaufigen Einnahmenentwicklung auf 61,4 % gegentber 58,7 %
im Vorjahr.
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Die Ausgaben fir Investitionen und InvestitionsfoérderungsmaRnahmen des Landes (im Kern-
haushalt) verringerten sich gegeniiber dem Vorjahr um 233 Mio. € auf 1,1 Mrd. €. Die Investi-
tionsquote ging von 11,9% auf 9,8% zurlick. Wird bertcksichtigt, dass bei den Landes
betrieben zusatzliche I nvestitionsausgaben von 272 Mio. € anfielen, dann lag die Quote wie in
den Vorjahren Uber dem Durchschnitt der Flachenlander (West) von 10,3 %.

Die Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt erhéhte sich im Jahr 2002 auf 1,5Mrd. € gegen-
Uber 0,7 Mrd. € im Vorjahr. Die Kreditfinanzierungsquote war mit 13,4 % mehr als doppelt so
hoch wie im Durchschnitt der Flachenlander (West) mit 6,4 %. Zuséatzlich wurden Kredite von
0,15 Mrd. € fir die Landesbetriebe aufgenommen.

Die Zinsausgaben betrugen unverandert 1,1 Mrd. €. Als Folge des Riuckgangs der Steuerein-
nahmen und der allgemeinen Finanzzuweisungen erhohte sich die Zinssteuerquote auf 14,3 %
gegentiber 13,4 % im Vorjahr. Der Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben von 9,4 %
Uber stieg den Dur chschnitt der Flachenlénder (West) von 7,4 %.

Die verfassungsr echtliche Kreditober grenze, die nach der Haushaltsplanung noch knapp einge-
halten worden war, wurde im Haushaltsvollzug 2002 um 545 Mio. € Uberschritten. Zur Ver-
bindlichkeit der Kreditobergrenze vertreten die Finanzministerien im Gegensatz zu den Rech-
nungshoéfen die Auffassung, dass diese Grenze nur fir die Haushaltsplanung und nicht fir den
Haushaltsvollzug maf3geblich sei.

Die Verschuldung des Landes am Kreditmarkt stieg bis Ende 2002 auf mehr als 21 Mrd. € an.
Die Pro-Kopf-Verschuldung belief sich auf 5.150 €/Einw. und war damit héher als im Durch-
schnitt der Flachenlander.

Nach dem Entwurf des Haushaltsplans fir das Jahr 2004 reichen wie in den drei vor hergehen-
den Jahren die laufenden Einnahmen nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben aus. Zur
Finanzierung des Haushalts sind erhebliche Schuldenaufnahmen geplant, die zu eéinem Anstieg
der Verschuldung auf voraussichtlich 24 Mrd. € fihren werden. Die Uber schreitung der verfas-
sungsrechtlichen Kreditober grenze wird nach Angaben des Ministeriums der Finanzen voraus-
sichtlich in der endgultigen Haushaltsplanung ver mieden, weil die dritte Stufe der Steuerreform
nicht vollstandig - wie in der urspringlichen Planung bercksichtigt -, sondern nur teilweise
vor gezogen wurde.

Zur Wiedererlangung und Sicherung der Gestaltungsfahigkeit des Haushaltsist es unerlasslich,
dass die Bemiihungen zur Haushaltskonsolidierung mit Nachdruck fortgesetzt werden. Vor-
rangiges Ziel muss es bleiben, in absehbarer Zeit einen ausgeglichenen Haushalt ohne Neuver-
schuldung zu erreichen.

Forderung der Stadtsanierung Montabaur

Die Abgrenzung des Sanierungsgebiets war in Teilbereichen nicht zweckmaflig. Eine gesamt-
heitliche Sanierungskonzeption fehlte.

Die Stadt hat mit hohem Kostenaufwand in drel Tiefgaragen offentliche Stellplatze Gber den
Bedarf hinaus hergestellt. Die ortlichen Gegebenheiten hatten ginstigere Moglichkeiten zur
Herstellung von Stellplatzen zugelassen.

Bei der Festsetzung von Abldsebetragen fur Stellplatzverpflichtungen blieben die héheren Kos-
ten fur dieHerstellung der Stellplatze in den Tiefgaragen unber ticksichtigt.

Obwohl die Sanierung bereits weitgehend abgeschlossen ist, leitete die Stadt die Abrechnung
der bereits sanierten Bereiche nicht in die Wege. Sie hat von der M dglichkeit, Vorausleistungen
auf die Betrage zum Ausgleich von Vorteilen aus der Sanierung zu erheben, keinen Gebrauch
gemacht.

Zweckgebundene Einnahmen in erheblicher Hohe, wie Erltse aus der VeraulRerung von Grund-
stiicken, Betrage zur Abldsung von Stellplatzver pflichtungen, Fordermittel fur den Straf3enbau,
Bewirtschaftungserlose, Zinsiberschiisse und die Kostenerstattung eines Dritten, setzte die
Stadt nicht von den Ausgaben der Sanierung ab.

Uber setzte oder nicht forderfahige Ausgaben und Abrechnungsfehler filhrten zu einer unge-
rechtfertigten Inanspruchnahme von Forder mitteln.

Honorarefir Sanierungstréger und deren Anteile an den Ausgaben waren unangemessen hoch.

Von den geltend gemachten Kosten sind fast 8 Mio. € nicht forderfahig. Fordermittel von mehr
als5Mio. € wurden von der Stadt zu viel in Anspruch genommen.
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Forderung des Neu- und Umbaus von Dienstgebauden fir die Verbandsgemeinde-
verwaltung Eisenberg

Der Rechnungshof wurde nicht rechtzeitig tGber die vorgesehene Baumal3hahme unterrichtet.
Hinweise zu einer wirtschaftlicheren Bauplanung und zur Begrenzung der Baukosten konnten
daher nicht mehr genutzt werden.

Die Planung fir den Neubau des Verwaltungsgebaudes tiber steigt die férderfahige Hochstflache
von 950 m2 um mehr als 200 m2. Das entspricht vermeidbaren Baukosten von mehr als
0,6 Mio. €.

Die Kosten fur den Umbau und die Sanierung der Altbauten liegen um 0,7 Mio. € Uber den
Kosten eines Neubaus mit gleichem Raumprogramm. Kosten von 0,6 Mio. € fur Stellplétze sind
ebenfalls nicht forderfahig. Bei Zugrundelegung eines Forder satzes von 55 % ist die gewahrte
Zuweisung um 0,7 Mio. € zu hoch.

Nutzungsentgelte fur die Landesfeuerwehr- und K atastr ophenschutzschule

Das geprifte Mietangebot des Landesbetriebs " Liegenschafts- und Baubetreuung" (LBB) fur
die Landesfeuerwehr- und K atastrophenschutzschule, das eine Jahresmiete von 1,24 Mio. € vor -
sieht, war nicht hinreichend transparent.

Fehlerhafte Berechnungen, zu hohe Ansatze fir die Bodenwertverzinsung, die Bauzeitzinsen,
die Instandhaltungs- und die Baukosten sowie fir den Buchwert der Liegenschaft fiihrten zu
einem Uberhohten Mietangebot. Aul3erdem wurden Ausgaben fir Kunst am Bau, die noch nicht
angefallen sind, in die Mietberechnung einbezogen.

In dem Vertragsentwurf ist vorgesehen, dass der Mieter nach Ablauf der Grundmietzeit von
30 Jahren weiterhin Miete fur die kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung der Gesamt-
investitionskosten zu zahlen hat, obwohl die Anlagen bereitsrefinanziert sind.

Die Wertsicherungsklausel unterwirft Kostenbestandteile der Miete, die keinen Preissteiger un-
gen unterliegen - wie die kalkulatorische Verzinsung der Investitionskosten und die Bodenwer t-
verzinsung -, einer automatischen Anpassung.

Unter Zugrundelegung einer der wirtschaftlichen Nutzungsdauer entsprechenden Refinanzie-
rungszeit der Gebaude von 50 Jahren ergibt sich eine Miete von 0,84 Mio. € jahrlich. Be
Annahme einer Refinanzierungszeit von 30 Jahren erhoht sich dieser Betrag auf 0,92 Mio. €.

Der Unternehmenszweck des L andesbetriebs kann nicht die Gewinnmaximierung zu Lasten des
Haushalts bei Leistungen fir das Land sein. Der Landesbetrieb soll dem Land Immobilien zu
maglichst wirtschaftlichen Konditionen bereitstellen.

Aufwand fur die Personalverwaltung bei den Ministerien und nachgeordneten
L andesdienststellen

Nach dem Ergebnis eines Vergleichs der Bearbeitungszahlen wurden die Aufgaben der Perso-
nalverwaltung von den Ministerien und nachgeordneten Landesdienststellen mit unter schied-
lich hohem Aufwand wahrgenommen.

Die Bearbeitungszahlen je Kraft lagen teilweise unter der Halfte des Mittelwertsder drei besten
Verwaltungen. Bei Zugrundelegung dieses Werts besteht bei den gepr tiften Behorden rein rech-
nerisch ein Einsparpotential von etwa 37 Stellen. Mit vertiefenden Unter suchungen sollten die
konkreten Einspar mdglichkeiten offen gelegt werden.
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Modellversuch zur automationsgesteuerten Bearbeitung der Einkommensteuer -
erkléarungen von Arbeitnehmern

Die Steuerverwaltung des Landes hat seit drei Jahren in einem Modellversuch ein Verfahren
zur automationsgesteuerten Veranlagung der Einkommensteuer erklarungen von Arbeitnehmern
(" Black Box" -Verfahren) erprobt. Zweck desVerfahrensist es, gewichtige Steuerfélle, die voraus-
sichtlich zu héheren Steuereinnahmen fiihren, maschinell fur die sachliche Prifung auszuwéhlen.

Der Einsatz des Verfahrens nach der urspringlichen Konzeption bei allen Finanzamtern hétte
zu erheblichen Steuerausfallen gefiihrt. Mehr als ein Funftel der bel herkdmmlicher Bearbei-
tung erzielten M ehreinnahmen wér e entfallen.

Die Steuerverwaltung setzt das Verfahren in Uberarbeiteter Form mittlerweile landesweit ein.

Totalisator steuer

Im Haushaltsplan waren die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer und die Zuwendungen, die
die Rennvereine aus diesen Mitteln erhielten, nicht betragsmélliig ausgewiesen. Auch der
Bericht Uber die Finanzhilfen war insoweit unzutr effend.

Vereine, die Pferderennen veranstalten, erhielten 96 % der Einnahmen aus der Totalisator -
steuer aufgrund eines Ministerialerlasses aus dem Jahr 1950, der bereits seit Jahren aul3er
Kraft getreten ist. Dieswaren von 1993 bis 2002 insgesamt 2,4 Mio. €.

Den Rennvereinen flossen neben den Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer Mittel aus den
Wetteinnahmen zu, die weitgehend fur den gleichen Zweck zu verwenden waren.

Neubauten von Fachhochschulen

In der Kostenberechnung fiir Neubauten der Fachhochschule Worms sind viele Mengenansatze
und Einheitspreise Ubersetzt. Bei zutreffenden Ansatzen kénnen die Baukosten um 1,34 Mio. €
niedriger veranschlagt werden. Mehr als 1,2 Mio. € lassen sich durch eine wirtschaftlichere
Planung und Bauausfiihrung einsparen. Ingesamt verringern sich dadurch auch die Bauneben-
kosten um mindestens 0,38 Mio. €.

Die Ermittlung der Baunebenkosten durch den Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetreu-
ung" (LBB) fur Neubauten der Fachhochschule Worms ist in wesentlichen Teilen nicht nach-
vollziehbar.

Das nach der Rahmenvereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem Landes
betrieb ermittelte Honorar flr Bauherrenleistungen ist unvertretbar hoch.

Beteiligung des L andes an privatrechtlichen Unternehmen

Eine Gesdllschaft 16st eine Kapitalrtcklage in Hohe von 9.678.000 € Uber einen zu langen
Zeitraum von 50 Jahren auf. M ehrertrage von 290.000 € jahrlich lie3en sich zur Entlastung des
L andeshaushalts nutzen.

Bei einem anderen Unternehmen brachte das Land im Rahmen einer Kapitalerhéhung eine
Sacheinlage nicht zum Nominalwert, sondern zu einem niedrigeren, abgezinsten Wert ein.
I nfolgedessen musste das L and eine um 374.000 € héher e Bar einlage er bringen.

Eine Gesdllschaft verflgt Gber ein zu hohes Eigenkapital von 665.000 €.

Vielfach beachtete die Beteiligungsverwaltung Mitwirkungsrechte des Rechnungshofs bel der
Bestellung von Abschlusspr tfern und Unterrichtungspflichten Gber die Unternehmen nicht.

In neun Fallen stellte die Gesellschafter ver ssmmlung die Jahr esabschllisse ver spétet fest.
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Betelligung des Landes an der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz
GmbH und deren Tochter gesellschaften

Das Land zahlte der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH fir die Jahre 1994
bis 1996 pauschalierte Entgelte, die um 1,2 Mio. € Uber die Vereinbarungen im Treuhand-
vertrag hinausgingen. In der Folge entstanden dem Land durch den Wechsel der Abrechnungs-
methode in funf Jahren M ehraufwendungen von 1,5 Mio. €.

Die Jahresiiber schiisse von durchschnittlich 3,6 Mio. € schiittete die Bank bisher nicht an das
Land aus, sondern filhrte sie den freien Ricklagen und einem Sonder haftungsfonds zu.

Fur bankeigene Wirtschaftsfoérder ungsprogramme entnahm die Gesellschaft wahrend des Jah-
resausihren Einnahmen Mittel in Millionenhdhe. Ohne diese Entnahmen und bei regelmaRiger
Ausschittung der Jahresiiberschiisse an das Land wéren dem Landeshaushalt in den Jah-
ren 1993 bis 2002 mindestens 58 Mio. € zugeflossen, Uber deren Verwendung der Landtag im
Rahmen seines Budgetr echts héatte entscheiden kénnen.

Bei der Gesellschaft bestehen Mdglichkeiten zur Verbesserung der Wirtschaftsfiihrung. Dazu
zahlen u.a. die Verringerung des Personalaufwands, das Unterlassen der Betelligung an Stif-
tungspr ofessuren und die Uber prifung der Zielgenauigkeit von Sponsoringmal3nahmen.

Die Beteiligung an einer Erlebnisgastronomiein Berlin zur Forderung des Absatzes von Weinen
aus Rheinland-Pfalz ist mit hohen Risiken verbunden. Der angestrebte Zweck hétte sich auf
andere Weise besser und wirtschaftlicher erreichen lassen.

Zuwendungen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur

Das mit der Forderung verfolgte Ziel, neue Arbeitsplatze zu schaffen oder vorhandene Arbeits-
platze zu sichern, wurde teilweise nicht erreicht. Verschiedentlich wurde das Forderziel nicht
hinreichend bestimmt. Begleitende und abschlielf}ende Erfolgskontrollen unter blieben weitgehend.

Der Beginn des Zeitraums fiir die Uberwachung des Bestehens geforderter Arbeitsplatze und
fur die Zweckbindung geforderter Wirtschaftsgiiter war nicht einheitlich festgelegt.

Unternehmen nahmen Forder mittel in Anspruch, ohne die vereinbarte Zahl von Arbeitsplatzen
zu schaffen oder zu sichern. Sie machten Bau- und Anschaffungskosten geltend, die nicht for-
derfahig sind, weil sie z.B. den privaten Bereich betrafen oder angeschaffte Wirtschaftsguter
ber eits abgeschrieben waren. Forder mittel wurden auch fir eine Baumafhahme verwendet, die
vor zeitig begonnen worden war. Insgesamt wurden Fordermittd von 1,5 Mio. € bestimmungs
widrigin Anspruch genommen.

Planung von Umgehungsstral3en

Bei den geplanten Umgehungsstral’en der Gemeinden Rhaunen und Lambsheim kdnnen die
Baukosten verringert werden.

- Ortsumgehung Rhaunen

Eine splrbare groliraumige Verbesserung des Verkehrs kann mit der geplanten Straf3e zur
Umgehung der Gemeinde Rhaunen ohne den Bau des Siidabschnitts der sog. Hunsrtick-
spange nicht erreicht werden.

Fur die erwartete Verkehrsbelastung der Umgehungsstral3eist die geplante Fahrbahnbreite
von 8 m nicht erforderlich. Es reicht eine Breite von 6,50 m aus. Auch kann die Briicke
Uber den Rhaunelbach verkirzt werden. Von den insgesamt geplanten Baukosten von
14,4 Mio. € lassen sich 1,4 Mio. € einsparen.
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- Ortsumgehung Lambsheim

Drei Bricken sind zu grof bemessen. Durch Verringerung ihrer lichten Weite kbnnen Bau-
kosten von 210.000 € eingespart wer den.

Die Umgehungsstrecke verlauft auf einem Damm, der Uber flutungsflachen durchschneidet.
Die vorgesehene Hohe des Damms von 1,00 bis 1,50 m lasst sich absenken, wenn die Héhe
der aus Grunden des Hochwasser schutzes notwendigen Durchlésse unter Beibehaltung der
Durchflussmenge veréandert wird. Bei einer Absenkung um 30 cm entstehen um 100.000 €
niedriger e Baukosten.

Veranderungen des Wirtschaftswegenetzes, die durch die Trassenfihrung erforderlich
werden, kbénnen mit einem geringeren Aufwand als geplant dur chgefiihrt werden.

Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des L andesunter suchungsamts

Die Organisation war zu tief gegliedert. Aufgaben wurden nicht sachgerecht zugeor dnet.

Dem Landesuntersuchungsamt sind Stellen und Haushaltsmittel von drei Ministerien zur Be-
wirtschaftung zugewiesen. Eine bedarfsorientierte Personalsteuerung war dadurch erschwert.
DieVorteile einer zentralen Mittelbewirtschaftung wurden nicht hinreichend genutzt.

Verfahren zur Herstellung von Kostentransparenz waren unzureichend. Grundlagen fur eine
K ostenrechnung waren nur ansatzweise entwickelt.

Moglichkeiten zur Zusammenfihrung zentraler Aufgaben an einzelnen Standorten wurden
nicht genutzt.

Das Amt hat nicht untersucht, ob Dienstleistungen durch Dritte kostengiinstiger erbracht
werden konnen.

Gebuhren und Entgelte wurden nicht, nicht zeitnah, nicht kostendeckend oder nicht vollstandig
erhoben. Forderungen von 0,88 Mio. € wurden nicht geltend gemacht. Es bestanden Gebihren-
ruckstande von 0,97 Mio. €.

Zustandigkeiten im Bereich der Lebensmittelliberwachung waren unzureichend geregelt. Be-
vor stehende Anderungen werden sich auf die technische Ausstattung und den Personalbedar f
auswirken.

Untersuchungsaufgaben konnen starker geblindelt werden. Bei einer Konzentration der Auf-
gaben sind acht Stellen entbehrlich. Der Personalaufwand kann um 0,5 Mio. € jahrlich ver-
mindert werden.

Bei der Weinkontrolle kdnnen als Folge des ricklaufigen Aufgabenumfangs zwolf Stellen ent-
fallen. Personalkosten von 0,9 Mio. € jahrlich lassen sich einsparen.

Im Fachbereich Humanmedizin sind wegen des Aufgabenrlckgangs zwolf Stellen, die einen
Per sonalaufwand von 0,7 Mio. € jahrlich verursachen, entbehrlich. Durch nichtamtliche Unter-
suchungen, die den Einsatz von 30 Kréften erforderten, entstand - nach Abzug der Gebiihren-
einnahmen - ein nicht finanzierter Aufwand von 0,9 Mio. € jahrlich.

Die Lehranstalten fur Heilhilfsberufe, die erhebliche Kosten verursachen, erhoben fir die Aus-
bildung kein Entgelt.

Durch die Zuordnung weiterer Vollzugsaufgaben koénnen die Stellung des Landesunter-
suchungsamts nach innen und aufRen gestarkt sowie die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs-
handelns gesteigert und den erhéhten Anforderungen an den Verbraucherschutz besser ent-
sprochen werden.
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Tierseuchenkasse

Die Rucklagen der Tierseuchenkasse sind unangemessen hoch. Bei einer Begrenzung auf das
durchschnittliche jahrliche Ausgabevolumen der letzten funf Jahre hétte der Ricklagenbestand
um 4,29 Mio. € verringert werden kénnen.

Die Tierseuchenkasse tibernahm Verwaltungskosten des L andeskontrollverbands in Héhe von
0,47 Mio. €, die Landkreise und kreisfreie Stadte hatten tragen miissen. Die Ubernahme
weiterer Kosten von 0,19 Mio. € war vorgesehen.

Das Land gewahrte der Tierseuchenkasse Zuwendungen von 1,14 Mio. € zum Ausgleich von
Defiziten, die insbesonder e durch die hohen Zuflihrungen zu den Riicklagen entstanden waren.

Nutzungsentgelte fur Forstamtsgebaude

Die Landesforstverwaltung zahlte an den Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetreuung”
(LBB) fur 28 Objekte Nutzungsentgelte, die Gber den strukturell angemessenen Gewer bemieten
lagen. Dies ergab fur die Jahre 2000 bis 2002 eine Uberhdhte Entgeltzahlung von mindestens
245,000 €.

Offensichtliche Unstimmigkeiten bei der Flachenberechnung sowie Differenzen u.a. bei Stell-
platzen und bei nicht mehr nutzbaren Gebaudeteilen, die zu erhéhten Nutzungsentgeltzahlun-
gen fuihrten, wurden nur in wenigen Fallen bereinigt. Die Uber priifungen wurden nicht konse-
quent fortg%etzt

Bel Diengt- und Mietwohnungen in Forstamtsgebduden blieben die Einnahmen der Landesfor st-
verwaltung um 238.000 € jahrlich hinter den an den Landesbetrieb LBB gezahlten Nutzungs-
entgelten zurtick.

Fur die provisorische Unterbringung des For stamts Haf3loch-Neustadt in Blrocontainern fielen
in den Jahren 1999 bis 2003 unwir tschaftliche Ausgaben von insgesamt 143.000 € an.

Holzver marktung

Die Organisation fur die Holzvermarktung kann von drei auf zwei Regionalblros gestrafft
wer den.

Zur Verkaufssteuerung erforderliche Daten standen nicht zeitnah zur Verfigung.

Die unzureichende Weisungskompetenz der Regionalbiros fur die Holzver marktung gegeniiber
den For stdmtern er schwerte die Kundenbetreuung.

Die verwaltungsmaRige Abwicklung des Holzverkaufs und der Kassengeschéfte lasst sich ver-
bessern.

Forstéamter verkauften Holz im Wege des gewer blichen Selbstwer ber einschlags (Holzeinschlag
durch Kaufer). Hieraus ergaben sich in den Jahren 1999 bis 2001 beim Staatswald rechnerische
Mindererltse von 167.000 €.

Die Moglichkeit der Vermarktung von Wertholz durch Submissionsverkaufe wurde nicht hin-
reichend genutzt. Dies fuhrte in drei Jahren zu rechnerischen Mindererlésen von 450.000 € fir
dasLand.

Bei der Abwicklung von Holzverkaufen wurden gemeindliche Waldbesitzer bevor zugt.

Forstamter beachteten haufig die Allgemeinen Holzver kaufs- und Zahlungsbedingungen nicht.
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Altersteilzaeit von L ehrkr aften

Die Altersteilzeit fuhrte bis zum Haushaltgahr 2003 durch die Absenkung der laufenden
Beziige der Lehrkréfte, denen bisang Altersteilzeit bewilligt wurde, zu einer rechnerischen
Entlastung des L andeshaushalts von insgesamt 85 Mio. €. Ab dem Haushaltsahr 2004 entstehen
jahrlich steigende Mehrausgaben fur Ersatzkréfte, die sich in den Jahren 2004 bis 2012 auf
insgesamt 252 Mio. € belaufen werden. Weitere 150 Mio. € werden fur Zuflihrungen an den
Finanzierungsfonds fir die Beamtenver sorgung zu ver anschlagen sein.

Wird Altersteilzeit weiterhin im bisherigen Umfang beantragt und bewilligt, erhéht sich nach
der Prognose des Rechnungshofs die M ehrbelastung des Haushalts in den Jahren 2004 bis 2018
auf 533 Mio. €. Zusétzlich werden 439 Mio. € dem Finanzierungsfonds fir die Beamtenver sor -
gung zuzufiihren sein.

Bei einer unveranderten Weiterfihrung der Altersteilzeit werden kinftige Haushalte in einer
Hohe belastet, die im Hinblick auf den fur das Jahr 2008 angestrebten Haushaltsausgleich ohne
neue Kreditaufnahmen und mit Rucksicht auf das Budgetrecht des Parlaments problematisch
ist.

Offentliche Berufsschulen

Schulen mit pauschalierter Sollstundenermittlung hatten gr6f3ere Handlungsfreiheiten bei der
Bildung von Klassen und Lerngruppen. Sie konnten den Unterricht wirtschaftlicher organisie-
ren und den Verwaltungsaufwand verringern. Es sollte erwogen werden, dieses System verbind-
lich fur alle Schulen vorzusehen.

An kleineren Schulstandorten war fur bestimmte Berufsfelder die Bildung padagogisch sinn-
voller Fachklassen in wirtschaftlicher GroRRe schwierig. In diesen Fallen bietet sich eine Kon-
zentration des Unterrichts an regionalen Schwer punkten an.

Regionale Schulen

Ein schulisches Bedurfnisfir die Errichtung von Regionalen Schulen mit nur je zwei Klassen in
den Stufen 5 bis 9 war nicht immer erkennbar. Bei zwei Schulen ist infolge rucklaufiger Kinder-
zahlen sogar die Zweiziigigkeit gefahrdet.

Schulen erhielten mehr L ehrerwochenstunden zugewiesen, als sie fur Pflicht- und Wahlpflicht-
unterricht sowie fir notwendige Differenzierungen (u.a. Forderunterricht) bendtigten.

Die Unterrichtsorganisation entsprach nicht immer den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit. In einigen Fallen wurden mehr Klassen oder Lerngruppen als zuléssig gebildet.

L ehrereinsatzplane war en nicht dokumentiert. Nachweise Uber die Abwesenheit von Lehrkraften
fehlten oder entsprachen nicht den Anforderungen. Klassenbiicher und Unterrichtsnachweise
war en unzureichend gefihrt. Damit lagen wesentliche Unterlagen zur Verbesserung der Quali-
tatsentwicklung und -sicherung nicht vor.

Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Fachhochschulen Koblenz und Worms

Die zentrale Verwaltung der Fachhochschule Worms war zu breit gegliedert. Die Arbeitskrafte
konnen effizienter eingesetzt werden.

Der Energieverbrauch war (berdurchschnittlich hoch. Durch Anderung des Nutzerver haltens
und Verbesserung der technischen Ausstattung kdnnen Einsparungen erzielt werden.

Auftrége fur Beschaffungen oder kleinere hauswirtschaftliche Instandsetzungsar beiten wurden
an beiden Hochschulen Uberwiegend freihandig vergeben. Diese Praxis verstie3 gegen Haus-
halts- und Vergaberecht und lief3 die Vorteile des Wettbewer bs ungenutzt.

Nebentatigkeiten wurden zeitweise ohne die erforderliche Genehmigung ausgeiibt. Bei der
Fachhochschule Koblenz wurden abzuliefernde Vergitungen nicht an den Landeshaushalt
abgefuhrt.

ErmaRigungen der Lehrverpflichtung von Hochschullehrern wurden grof3ziigig gewahrt.
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Die L eistungsbeziehungen zwischen Hochschuleinrichtungen und per sonell mit diesen verfloch-
tenen privaten Unternehmen waren nicht transparent.

Drittmittelprojekte wurden bei der Fachhochschule Koblenz Uber private Konten verwaltet,
obwohl die Voraussetzungen hierfir nicht vorlagen. Dadurch war der Gesamtiberblick Uber
diefinanzielle Abwicklung der Projekte beeintréachtigt.

Einnahmen aus der wissenschaftlichen Fort- und Weiterbildung wurden fehlerhaft als Dritt-
mittel angesetzt.

Die fur zwei Stiftungsprofessuren eingeworbenen Mittel reichten nicht aus, um die Personal-
ausgaben vollstandig zu decken.

Beschaffung und Bewirtschaftung von medizinisch-technischen Geréten beim
Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz

Die Beschaffung medizinisch-technischer Geréate sowohl durch die Beschaffungsabteilung als
auch das Sachgebiet M edizintechnik der Universitat erschwert einen wirtschaftlichen Einkauf.

Das Klinikum beschaffte in einem Jahr Geréte mit einem Auftragswert von tber 55Mio. €
ohne Ausschreibung. Die Klinikeinrichtungen bestimmten schon vor Vergabe der Auftrage
durch die Beschaffungsstelle Vertragspartner und Vertragsgegenstand. Die Entscheidungs-
prozesse zur Beschaffung der Ger&te waren lang und schwerfallig.

Der hohe Reparaturaufwand fur Endoskopie- und Ultraschallger éte kann bei zentraler Vorhal-
tung und Bedienung der Geréate verringert werden.

Organisation und Personalbedarf der Verwaltungsabteilung der beiden Ober-
landesgerichte und von vier Landgerichten

Aufgaben der Verwaltungsabteilung der gepr iften Gerichte wurden teilweise zu aufwendig und
nicht immer zweckmanig erledigt.

Bei Verwirklichung der Vorschlage zur Vereinfachung der Verwaltungstatigkeit, insbesondere
der Beauftragung privater Unternehmen, sind bei den gepriften Gerichten Stellenanteile von
zusammen 18,5 Stellen entbehrlich. Der Minderung der Personalausgaben von 650.000 € jahr-
lich stehen zusatzliche Sachausgaben von 200.000 € jahrlich fur die Auftrage an private Unter-
nehmen gegeniiber.

Organisation und Personalbedarf der Amter fur soziale Angelegenheiten

Bei den Amtern fir soziale Angelegenheiten bestanden noch Rationalisierungsmoglichkeiten,
obwohl beim Landesamt fir Soziales, Jugend und Versorgung und bei den nachgeordneten
Amtern von 1996 bis Ende 2000 durch die Neuor ganisation der Versorgungs- und Sozialverwal-
tung insgesamt 254 Stellen (27 %) eingespart wurden.

Die Amter flr soziale Angelegenheiten hatten Uber den Bedarf hinaus Referate gebildet. Es
waren zu viele hoher bewertete Planstellen fur Referenten und Sachbearbeiter mit besonderen
Aufgaben ausgewiesen. Nicht mehr erforderliche Referate fir Querschnittsaufgaben (sog.
Leiterreferate) wurden beibehalten.

Die Birger-Service-Buros waren unzureichend ausgelastet. Auf3erdem war der Aufwand fur
das Proj ekt eines mobilen Burger-Service-Biros hoch.

Die Leistungsfahigkeit moderner Informationss und Kommunikationstechnik zur Verein-
fachung und Beschleunigung des Arbeitsablaufs wur de nicht geniigend genutzt.

Die Amter fiir soziale Angelegenheiten betrieben kein systematisches Controlling. Ein effektives
Berichtswesen fehlte.

Die Zweigstellen des L andesamts fuir Soziales, Jugend und Ver sorgung war en nicht hinreichend
in die Amter flr soziale Angelegenheiten integriert.
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Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Landesdrztekammer und der Bezirks
arztekammern

Alle Kammern erbrachten tber- und aul3ertarifliche Leistungen. Bei der Landesarztekammer
und den Bezirksdrztekammern Koblenz, Pfalz und Rheinhessen wurden Stellen zu hoch ausge-
wiesen. I nsgesamt ergaben sich dadurch im Jahr 2001 ver meidbar e Ausgaben von 347.000 €.

Bei der Landesdrztekammer, den Bezirksirztekammern Pfalz und Trier waren insgesamt
6,3 Stellen ohne Nachteile fir eine ordnungsgemafie Aufgabenerledigung entbehrlich. Per sonal-
ausgaben von insgesamt 334.000 € jahrlich konnen eingespart werden.

Die Landesédrztekammer erhab fur die Durchflihrung von Schlichtungsverfahren und fir die
Betriebsfuhrung einer arztlichen Stelle keine kostendeckenden Entgelte. Im Jahr 2001 entstand
dadur ch einefinanzielle Belastung von 155.000 €.

Bei einem Abbau der vermeidbaren Ausgaben kann die Beitragsbelastung fur die Kammer mit-
glieder um insgesamt 836.000 € jahrlich verringert werden. Weitere M églichkeiten zur Kosten-
senkung ergeben sich aus den nachfolgenden Empfehlungen.

Die Verwaltungsor ganisation und der Aufgabenvollzug bei den Kammern kdénnen erheblich ge-
strafft werden. Bei einer Eingliederung der Versorgungseinrichtungen der Bezirksdrztekam-
mern Koblenz und Trier in die Geschéftsstellen lassen sich Personalausgaben von 130.000 €
jahrlich je Kammer einsparen. Auf3erdem kann der Aufgabenvollzug wirtschaftlicher gestaltet
werden, wenn gleichartige Aufgaben der Bezirksarztekammern arbeitsteilig und mit landes-
weiter Zustandigkeit bei jeweilseiner Kammer konzentriert werden.

Zusatzliche erhebliche Verbesserungen lassen sich durch die Bildung einer gemeinsamen Ge-
schéftsstelle fur alle Arztekammern einschlief3lich der Ver sorgungseinrichtungen erreichen. Da-
durch konnen die Aufgaben der Kammern mit 24 Stellen weniger als bisher erledigt und die
Kammerbeitrage um weitere 1,4 Mio. € jahrlich gesenkt werden.

Im Rahmen der Gesundheitsreform sollen die vier Kassenér ztlichen Vereinigungen zusammen-
gelegt werden. In diesem Zusammenhang ist auch eine Zusammenlegung der Kammern zu er-
wagen.

Landeszentrale fur private Rundfunkveranstalter

Diefinanzielle Ausstattung der Anstalt ist zu hoch. Sie konnte deshalb insbesondere
- erhebliche Rucklagen bilden,
- ihreBeschéftigten deutlich besser vergiiten als das L and vergleichbar e Bedienstete,

- Dbeachtliche Mittel fur Offentlichkeitsarbeit und Veranstaltungen einsetzen.
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Vorbemerkungen

1

Der Rechnungshof Ubersendet dem Landtag und der Landesregierung den Jahresbericht 2003 (Artikel 120 Abs. 2 Ver-
fassung fur Rheinland-Pfalz; § 97 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung). In dem Bericht ist das Ergebnis der Prifung durch
den Rechnungshof zusammengefasst, soweit es fur die Entlastung der Landesregierung von Bedeutung sein kann. Der
Bericht enthédlt neben den aktuellen Prifungsergebnissen des Jahres 2003 auch Feststellungen zu friheren Haushalts-
jahren (8 97 Abs. 3 Landeshaushaltsordnung). Die Bemerkungen zur Haushaltsrechnung betreffen das Jahr 2002, das
Gegenstand des néchsten Entlastungsverfahrens sein wird.

Weiterhin enthélt der Bericht Ergebnisse der Priifung von Einrichtungen, die der Aufsicht des Landes unterstehen.

Die Betragsangaben wurden grundsétzlich, auch soweit sie friihere Jahre oder in Verwaltungsvorschriften in DM fest-
gelegte Werte betreffen, in Euro dargestellt.

Die Prifung war - wie in den Vorjahren - auf Teilbereiche beschrankt (8§ 89 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung). Aus der
Bildung von Schwerpunkten ergibt sich, dass tber einige Verwaltungen mehr als Uber andere berichtet wird.

Dem Rechnungshof wurden am 30. September und 12. November 2003 Entwirfe zur Haushaltsrechnung und am
10. Dezember 2003 die Haushaltsrechnung 2002 zugeleitet. Entsprechend der Empfehlung der Enquete-Kommis-
sion 13/1 "Parlamentsreform” zur Beschleunigung des Entlastungsverfahrens (Drucksache 13/3500) hat der Rech-
nungshof den Jahresbericht 2003 weitgehend im Dezember 2003 abgeschl ossen.

Mit der Darstellung der wesentlichen Ergebnisse aus der Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Landes
erfillt der Rechnungshof seinen Verfassungs- und Gesetzesauftrag. Landtag und Landesregierung erhalten Auf-
schluisse dariiber, in welchen Bereichen die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung zu verbessern ist.

Die gepriften Verwaltungen erhielten Gelegenheit, sich zu den Priifungsergebnissen zu auffern (8 96 Abs. 1 Landes-
haushaltsordnung). Wesentliche Stellungnahmen sind bei der Darstellung der Priifungsergebnisse berticksichtigt, so-
weit sie dem Rechnungshof bis zur endgultigen Beschlussfassung durch das Kollegium Uber den Jahresbericht vorge-
legen haben.

Der Rechnungshof hat nach § 30 Abs. 3 i.V.m. 81 Abs. 4 des ZDF-Staatsvertrags (Art. 3 Staatsvertrag iber den
Rundfunk im vereinten Deutschland) die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Zweiten Deutschen Fernsehens
(ZDF) in den Jahren 1998 bis 2001 gepriift. Der Prifungsbericht vom 14. November 2003 wurde - entsprechend der
Regelung im Staatsvertrag - dem Intendanten, dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, dem Vorsitzenden des
Fernsehrats und den Landesregierungen zugel eitet.

Nach der Vereinbarung zwischen dem Rechnungshof und dem ZDF vom 20. Juli 1995 hat die Anstalt mit Schreiben
vom 2. Januar 2004 eine mit dem Rechnungshof abgestimmte "Zusammenfassung der wesentlichen Prifungs-
ergebnisse” an die Prasidenten der Landtage sowie nachrichtlich an die Ministerprasidenten der Lénder Gbermittelt.

Es ist vorgesehen, dass der Finanzausschuss des Verwaltungsrats der Anstalt den Prifungsbericht am 3. Februar 2004
mit dem Rechnungshof erértert.

Der Rechnungshof hat nach § 71 Abs. 2 Landesrundfunkgesetz die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Landes-
zentrale fur private Rundfunkveranstalter (LPR) Rheinland-Pfalz in den Jahren 1995 bis 2001 geprift. Der Prifungs-
bericht vom 12. September 2003 wurde - entsprechend der gesetzlichen Regelung - der Landesregierung, dem Landtag
und der LPR zugeleitet (Drucksache 14/2494).

Das wesentliche Ergebnis der Prifung ist in Nr. 27 des Jahresberichts dargestellt.

Der Rechnungshof wird - wie in den Vorjahren - Ergebnisse der Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der
Gemeinden und Gemeindeverbande, soweit sie nicht fur die Entlastung der Landesregierung von Bedeutung sein
kénnen, in einem Bericht zusammenfassend darstellen. Der Kommunalbericht, der zur beratenden Unterrichtung von
Landtag und Landesregierung als Landtagsdrucksache veréffentlicht werden soll, wird vom Rechnungshof voraus-
sichtlich im zweiten Kalendervierteljahr 2004 abgeschl ossen werden.

Die Prufung der Jahresrechnung 2002 (ber die Ausgaben fur den Verfass.mgsschutzIEJ wird im ersten Kalender-
vierteljahr 2004 durchgefiihrt werden.

Das Kollegium des Rechnungshofs hat die Beitrage zum Jahresbericht in seinen Sitzungen am 20. Oktober 2003,
17. November 2003, 2. Dezember 2003, 17. Dezember 2003 und 12. Januar 2004 beschlossen.
Dem Kollegium gehdren an:

Président Volker Hartloff, Vizeprésidentin Gabriele Binz, Leitende Ministerialrdtin Sylvia Schill sowie die Leitenden
Ministerialréte Heinrich Gétz, Bernhard Krupp, Dr. Udo Rauch und Dr. Johannes Siebelt.

2 Einzelplan 03 Ministerium des Innern und flr Sport, Kapitel 03 01 Titel 533 01.
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Bestétigung der L andeshaushaltsrechnung 2002 nach § 97 LHO

Der Rechnungshof bestétigt die OrdnungsmaRigkeit der L andeshaushaltsrechnung 2002.

Der Rechnungshof hat bei der ihm durch Artikel 120 Abs. 2 Verfassung fur Rheinland-Pfalz und § 97 Abs. 2 Nrn. 1
und 2 LHO aufgegebenen Priifung der Landeshaushaltsrechnung 2002

keine Abweichungen zwischen den in der Haushaltsrechnung und den in den Bichern und in anderen
Nachweisen aufgefiihrten Betrdgen und Angaben festgestellt, die das Abschlussergebnis beeinflussen,

keine Einnahmen und Ausgaben festgestellt, die nicht belegt waren.

Die Priifung wurde stichprobenweise durchgeftihrt (8 89 Abs. 2 LHO).

Zu den Angaben in der Haushaltsrechnung und den Ubersichten hierzu ist anzumerken:

1

Die Ergebnisse in der Gesamttitel Ubersicht der Haushaltsrechnung weichen in zwei Félen um insgesamt 4.600 €
von den Rechnungsnachwei sungen der Landeskassen ab.

Die Landeshauptkasse Mainz hat die unterschiedlichen Angaben erlautert und eine Berichtigung der fehlerhaften
Rechnungsnachweisungen veranlasst. AulRerdem hat sie erkléart, die GesamttitelUbersicht fur das Jahr 2002
andere sich dadurch nicht.

Die haushaltstechnischen Verrechnungen (Obergruppen 38 und 98), die sich nach den Erlauterungen zum
Gruppierungsplan moglichst haushaltsneutral verhalten sollen, weichen nach den Angaben in der Ubersicht iiber
die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben in einer Gruppierung nach Arten (Ubersicht 6) in Einnahmen und Ausgaben
um 2,7 Mio. € voneinander ab.

Das Ministerium der Finanzen hat Mal3nahmen zur kinftigen Vermeidung von Abweichungen eingeleitet.

Die Kreditfinanzierungsrechnung weist gegeniiber der Ubersicht tiber die Schulden des Landes (Ubersicht 9) eine
um 511,29 € geringere Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt aus.

Nach Mitteilung des Ministeriums betrifft der Unterschiedsbetrag die Abwicklung von nicht eingelosten Teil-
betrégen einer bereits getilgten Anleihe.

In der Ubersicht Uber die Geldforderungen des Landes (Ubersicht 10) sind die Forderungen nicht vollstandig
erfasst. Nicht dargestellt sind u.a. Geldforderungen aus der Gewéhrung von Darlehen fir die Ausbildungsforde-
rung von Studenten und fur die Forderung von Unternehmensgriindungen, die Ende 2001 insgesamt mehr als
50 Mio. € betrugen. AuRerdem sind Forderungen aus der Gewéhrung von Darlehen zur Forderung von Wasser-
versorgungs- und Abwasserb&eeitigungmrﬁagen und fir Mal3nahmen zur Erhaltung oder Verbesserung der
Gewadssergute nicht zutreffend ausgewiesen'.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde angestrebt, die zutreffende Nachweisung der Geldforderungen fur die
Haushaltsrechnung 2003 sicherzustellen.

Anhand der erstmals in die Haushaltsrechnung aufgenommenen Jahresabschliisse der Landesbetriebe (Uber-
sicht 22) konnen die fur die Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze mal3geblichen Investitions-
ausgaben und Netto-Kreditaufnahmen, die in der Ubersicht (iber die Krediteinnahmen und Investitions-
ausgaben 2002 zusammengestellt sind (S. 34 der Haushaltsrechnung 2002), nicht nachvollzogen werden.

Der Landtag hat im Entlastungsverfahren zum Haushalt 2001 gefordert, die fir eine Gesamtbetrachtung der
Verschuldung erforderlichen Angaben Gber die Investitionsausgaben und itaufnahmen der Landesbetriebe
im Haushaltsplan und in der Haushaltsrechnung nachvollziehbar darzustellen™.

Das Ministerium hat erklért, es werde der Forderung des Landtags in der Haushaltsrechnung 2003 entsprechen.

2)
3

Vgl. Jahresbericht 2002, Tz. 1 Nr. 1 (Drucksache 14/1880).

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses - Drucksache 14/2320, S. 4 - und Beschluss des Landtags
vom 10. Juli 2003 - Plenarprotokoll 14/52, S. 3513 -.
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Mit dem Doppelhaushalt 2002/2003 wurden vier Pilotprojekte im Bereich der Leistungsauftrége beschlossen. Es
handelt sich hierbei um Leistungsauftrége

- in der Steuerverwaltung (Kapitel 04 04),

- im Schulbereich (Kapitel 09 19),

- im Bereich Landesforsten (Kapitel 14 10),

- zur Forderung der Weiterbildung (Kapitel 15 40).

Ein besonderer Nachweis Uber die Erflillung der Leistungsauftrége, wie in 8 7 b Abs. 4 LHO vorgesehen, ist in
der Haushaltsrechnung nicht gefthrt.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die im Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2002 mit Leistungsauftréagen ver-
sehenen Haushaltsstellen seien entsprechend § 81 Abs. 1 LHO dargestellt (vgl. z.B. Kapitel 09 19 Titel 547 01,
Kapitel 14 10, Kapitel 15 40 Titel 684 01). Diesem durch die Rechnungslegung gefiihrten zahlenmétigen Nach-
weis sei zeitnah zum Haushaltsiahr 2002 der Bericht der Landesregierung gema § 20 a Abs. 2 LHO vom
21. Mérz 2003 vorangegangen (vgl. Drucksache 14/2023).

Hierzu ist anzumerken, dass aus der Gegentiberstellung von Rechnungsergebnis und Rechnungssoll ohne ergén-
zende Erlauterung nicht entnommen werden kann, inwieweit die mit den Leistungsauftrégen verbundenen Ziele
erreicht wurden.

Die sonstigen Ubersichten enthalten zum Teil schwierig nachzuvollziehende Angaben zu den Budgetierungs-
ergebnissen (Ubersichten 17 bis 20) und zur Erwirtschaftung der globalen Minderausgaben (Ubersicht 21). Es
haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass dadurch das Abschlussergebnis beeinflusst worden wére.
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Abwicklung des L andeshaushalts 2002

Nach der Haushaltsrechnung 2002 standen den |Ist-Ausgaben von 13,4 Mrd. € |st-Einnahmen
(ohne Netto-Krediteinnahmen vom Kreditmarkt) von 11,9 Mrd. € gegeniiber. Der Haushalts-
ausgleich wurde - wie in den Vorjahren - durch Kreditaufnahmen herbeigefiihrt, die sich im
Jahr 2002 auf 1,5 Mrd. € (netto, ohne L andesbetriebe) beliefen.

Die bereinigten Gesamtausgaben gingen infolge der Auslagerung von Aufgaben aus dem Lan-
deshaushalt um 0,2 % gegentiber dem Vorjahr zurtick.

Die Ausgabereste erhohten sich gegeniiber dem Vorjahr geringfligig auf 538 Mio. €. lhr Antell
am Gesamthaushaltsansatz betrug 3,9 %. AuflRerdem erfolgten Vorgriffe von 18 Mio. € auf die
Mittel des nachsten Jahres. Zur Finanzierung der Ausgabereste wurde ein Einnahmerest bel
den Kreditaufnahmen gebildet.

Die Ausgleichsriicklagen zur Finanzierung von Leistungen nach dem Bonussystem und geplan-
ter Steuerentlastungen wurden mit einer Entnahme von 97 Mio. € fast vollstandig aufgel 6st.

Die Brutto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt fur den Landeshaushalt betrug 3,5Mrd. €. Sie
hielt sich im Rahmen der Kreditermachtigung des Jahres 2002 und der nicht ausgeschopften
Krediterméchtigung des Jahres 2001. Zur Sicherung des Bewilligungsrechtsdes Landtagsist im
Entwurf des Landeshaushaltsgesetzes 2004 eine Regelung fur die Inanspruchnahme der im
Vorjahr nicht ausgeschopften und der im laufenden Jahr geplanten Kreditermachtigung vor ge-
sehen.

Zur Deckung von Ausgaben des Landesbetriebs " Strallen und Verkehr" wurden Kredite von
150 Mio. € aufgenommen, die sich im Rahmen der Kreditermachtigung hielten.

Haushaltsabschluss

Der Haushaltsabschluss 2002 stellt sich wie folgt dar:

Einnahmen Ausgaben
€ €
- Rechnungser gebnis -

a) | Nach der Haushaltsrechnung des Landes fir das
Haushaltsjahr 2002 betragen die I st-Einnahmen
und die Ist-Ausgaben 13.437.075.569,94 13.437.075.569,94

b) | Hinzu treten die am Schluss des Haushalts-
jahres 2002 verbliebenen Haushaltsreste - netto -,
die auf das Haushaltsjahr 2003 Ubertragen wurden 519.995.846,09 519.995.846,09

¢) | Summe der Ist-Betrdge und der am Schluss des
Haushaltsjahres 2002 verbliebenen Haushaltsreste 13.957.071.416,03 13.957.071.416,03

- Haushaltser méachtigung -

d) [ Nach dem Haushaltsplan des Landes fir das

Haushaltsjahr 2002 betrégt das Haushalts Soll 13.880.010.900,00 |  13.880.010.900,00
€) | Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 2001

Ubernommenen Haushaltsreste - netto - 469.666.594,66 469.666.594,66
f) | Summe der Soll-Betrage und der aus dem Haus-

haltsjahr 2001 Gbernommenen Haushaltsreste 14.349.677.494,66 14.349.677.494,66
0) | Unterschied zwischen Rechnungsergebnis (c) und

Haushaltserméchtigung (f)

- Mindereinnahme/-ausgabe - - 392.606.078,63 - 392.606.078,63

h) | Rechnungsmalfiges Jahresergebnis 2002 Ausgleich
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Rechnungser gebnisse

Die Rechnungsergebnisse in den Haushaltsjahren 1992 bis 2002 entwickelten sich wie folgt:

Haushaltsjahr Einnahmen” _ Ausgabenl*’
- Mio. €9 -
1992 10.867,9 10.867,9
1993 11.588,0 11.588,0
1994 11.864,9 11.864,9
1995 12.350,4 12.350,4
1996 12.980,0 12.980,0
1997 13.133,2 13.133,2
1998 14.578,5 14.578,5
1999 14.017,3 14.017,3
2000 13.397,8 13.397,8
2001 13.199,8 13.199,8
2002 13.487,4 13.487,4

Im Jahr 2002 stiegen die Einnahmen und Ausgaben gegentber dem Vorjahr um jeweils 288 Mio. € an. Zu dieser
Entwicklung trugen insbesondere hohere Krediteinnahmen und Tilgungsausgaben bei.

Haushaltsausgleich

In der Finanzierungsrechnung werden die EinnahmenE den AusgabenIa gegenubergestellt. Danach ergaben sich in
den Jahren 1992 bis 2002 folgende negativen Finanzierungssalden (Finanzierungsdefizite):

Haushaltsjahr Finanzierungssaldo
- Mio. €-
1992 - 548
1993 - 628
1994 -824
1995 - 855
1996 -1.017
1997 -1.035
1998 - 977
1999 - 659
2000 - 477
2001 - 1.002
2002 - 1532

4 Unter Berlicksichtigung der Haushaltsreste.

Im Interesse einer Ubersichtlicheren Darstellung sind Zahlenangaben grundsétzlich gerundet.
Ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, aus Riicklagen und aus Uberschiissen.
Ohne Tilgung am Kreditmarkt, Zufihrung an Riicklagen und Deckung von Fehlbetragen.

5)
6)
7
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Finanzierungssaldo

Haushaltsjahr
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Das Finanzierungsdefizit im Jahr 2002 von 1.532 Mio. € wurde - wie in den Vorjahren - durch Netto-Kreditauf-
nahmen am Kreditmarkt von 1.517 Mio. € und Netto-Entnahmen aus Riicklagen von 15 Mio. € ausgeglichen.

Haushaltssteigerung

Die bereinigten Ge%\mtausgabenE beliefen sich 2002 nach der Planung auf 11.380 Mio. € und nach der Haushalts-
rechnung auf 11.278 Mio. €. Sie verénderten sich in den Haushaltsjahren 1992 bis 2002 wie folgt:

Haushaltsjahr Ausgaben -
Haushaltsplan Haushaltsrechnungb’
Anstieg Anstieg
% %
1992 5,4 4,8
1993 3,6 4,5
1994 2,0 14
1995 34 39
1996 6,1 6,2
1997 -0,3 -11
1998 0,4 0,9
1999 2,4 13
2000 15 13
2001 13 2,0
2002 09 -0,2

9 Ausgaben ohne Tilgungen am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Rucklagen, Deckung von Fehlbetrédgen und auRerdem ab 2001 ohne

haushaltstechnische Verrechnungen.

9 |st-Ausgaben.
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Steigerungsraten der bereinigten
Gesamtausgaben

= ™ Haushaltsplan
Haushaltsrechnung |~ |
T T T

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

Haushaltsjahr

Die bereinigten Gesamtausgaben verringerten sich nach der Haushaltsrﬁhnung 2002 gegeniiber dem Vorjahr um
0,2 %. Dies war insbesondere auf Auslagerungen aus dem Landeshaushalt™ zurlickzufihren.

Uber - und auRer planméaRige Ausgaben einschliellich Vorgriffe

Im Abschlussbericht (Nr. 8) und in der Ubersicht 1 zur Haushaltsrechnung sind ausgewiesen:

UberplanmaRige Ausgaben 3.965.891,03 €
AuRerplanmaf3ige Ausgaben 1.670.558,77 €
Haushaltsvorgriffe 18.049.129,87 €
Zusammen 23.685.579,67 €

Die wesentlichen Abweichungen sind im Abschlussbericht zur Haushaltsrechnung zusammenfassend dargestellt.

Uber- und auRerplanméRige Ausgaben bediirfen nach Art. 119 Verfassung fiir Rheinland-Pfalz i.vV.m. § 37 Abs. 1 LHO
der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen. In der Haushaltsrechnung sind 14 (ber- Iﬁld aulBerplanmaliige Aus-
gaben mit insgesamt 270.077,44 € ausgewiesen, bei denen diese Einwilligung nicht vorlag™. Im Vorjahr waren es 27
nicht genehmigte Haushaltsiiberschreitungen mit einem Gesamtbetrag von 947.591,95 €.

10) Beispielsweise wurde zum 1. Januar 2002 der Landesbetrieb "Straen und Verkehr" errichtet, dessen Aufgaben zuvor das
Landesamt fir StralRen- und Verkehrswesen und seine nachgeordneten Behdrden wahrgenommen haben. AufRerdem wurden die
Zentralstelle der Forstverwaltung und die Forstémter wie in einem Landesbetrieb zusammengefasst.
Davon entfallen auf

Einzelplan 05 83.376,80 €,

Einzelplan 15 186.662,63 €.

11)
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Ausgabereste, Vorgriffe und Ausgleichsr licklage

Die Ausgabereste und Vorgriffe betrugen in den Jahren 1992 bis 2002;

Haushaltsjahr Ausgabereste Vorgriffe Ausgabereste Anteil der Ausgabereste
abzliglich Vorgriffe am Haushaltsansatz
- Mio. €- %
1992 201,8 23,8 2256 2,1
1993 249,4 0,1 249,5 2,2
1994 316,2 19 318,1 2,7
1995 3445 0,8 345,3 29
1996 293,0 0,0 293,0 2,3
1997 308,2 0,1 308,3 2,4
1998 3931 11 394,2 3,0
1999 348,5 0,0 348,5 2,6
2000 392,0 0,1 392,1 29
2001 469,7 55,6 525,3 39
2002 520,0 18,0 538,0 39
Vo€ Entwicklung der Ausgabereste
600,0 1

500,0 1

400,0 A1

300,0 1

<

200,0
1992

1993 1994 1995

1996 1997 1998 1999

Haushaltsjahr

2000 2001 2002

Die Ausgabereste stiegen im Jahr 2002 um 12,7 Mio. € auf 538 Mio. € anEi. Mittel des néchsten Jahres wurden durch
Vorgriffe von 18 Mio. € beansprucht.

12)

Die Umsetzung des im Jahr 1998 eingefiihrten Bonus-/Malussystems erfolgte zunéchst durch Bildung und Ubertragung von Aus-
gaberesten. Diese Verfahrensweise wurde im Jahr 1999 durch ein Riicklagensystem ersetzt. Nach Auslauf der befristeten Versuchs
phase wurde im Jahr 2001 wieder auf das Resteverfahren umgestellt (vgl. Protokoll Uber die Sitzung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses am 18. April 2002).
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6.2 Die Ausgabereste von 538 Mio. € im Jahr 2002 verteilten sich auf die Einzelplane und die Ausgabe-Hauptgruppen wie

folgt:
—
Einzd- | Bezeichnung Aus»gabereste‘e’l Ausgabereste
plan insgesamt
Mio. € % Persond- Séchliche Zuwei- Bau- Songtige Beson-
des ausgaben | Verwdtungs- | sungenund | mal3- Investi- dere
Haushalts- ausgabenund | Zuschiisse |nahmen [tionenund | Finanzie-
ansazes Ausgaben fur | fur laufende Investi- | rungsaus
den Schulden- Zwecke tionsforde- | gaben
dienst rungsmal3-
nahmen
- Mio. €-
01 |Landtag 18 5,6 0,9 0,1 0,2 0,0 0,6 0,0
02 | Minigterprasident
und Staatskanzle,
Landesvertretung 4,1 10,3 1,6 2,1 0,0 0,0 04 0,1
03 | Minigterium des
Innern und fur
Sport 37,9 34 18,0 9,0 22 0,0 87 0,0
04 | Minigterium der
Finanzen 19,7 35 3,0 3,0 85 0,0 51 0,0
05 | Minigterium der
Judtiz 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
06 | Minigterium fur
Arbeit, Sozides,
Familieund
Gesundheit 17,8 14 10 0,1 16,7 0,0 0,0 0,0
08 | Minigterium fur
Wirtschaft, Ver-
kehr, Landwirt-
schaft und
Weinbau 57,4 5,0 0,0 17 45 0,0 51,2 0,0
09 | Minigterium fur
Bildung, Frauen
und Jugend 25,8 1,0 7,3 21 14,6 0,0 18 0,1
10 | Rechnungshof 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
12 | Hochbaumal3-
nahmen und
Wohnungsbau-
férderung 1324 | 439 0,0 10,3 6,4 37,0 78,7 0,0
14 | Ministerium fur
Umwelt und
Forsten 93,7 26,7 3,6 144 8,6 4,0 63,1 0,0
15 | Ministerium fur
Wissenschaft,
Weterbildung,
Forschung und
Kultur 46,6 47 119 13,0 49 0,3 15,6 0,9
20 | Allgemene
Finanzen 100,8 21 58 25 59,2 0,0 333 0,0
Inggesamt 538,0 39 53,0 58,3 1259 41,3 | 2585 10

¥ Differenzen bei den Summen entstehen durch Rundungen.
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Nach der Haushaltsrechnung 2002 veranderten sich die Ausgabereste gegentiber dem Vorjahr wie folgt:

—
Ausgabereste 2001"9 2002 Veranderungen

2002 zu 2001

Anteil an den Anteil an den
Resten Resten
Mio. € % Mio. € % Mio. €

Personal ausgaben 715 13,6 53,0 9,9 - 185
Séchliche Verwaltungsausgaben und
Ausgaben fur den Schuldendienst 41,6 7,9 58,3 10,8 + 16,7
Lfd. Zuweisungen und Zuschiisse 153,8 29,3 125,9 23,4 - 279
Baumal3nahmen 51,1 9,7 41,3 77 - 9,8
Sonstige Investitionen und
I nvestitionsf érderungsmal3nahmen 207,2 39,5 258,5 48,0 + 51,3
Besondere Finanzierungsausgaben 0,1 0,0 1,0 0,2 + 0,9
Insgesamt 525,3 100,0 538,0 100,0 + 127

Von den Ausgaberesten 2002 von 538,0 Mio. € entfielen 299,8 Mio. € (55,7 %) auf investive Ausgaben.

Ein hoher Anteil der bei den laufenden Zuweisungen und Zuschiissen gebildeten Ausgabereste von 125,9 Mio. € be-
trifft Ausgaben, die Leistungen des kommunalen Finanzausgleichs (z.B. Zuweisungen fir Kindertagesstétten, Aus-
gleichsstock) darstellen oder denen zweckgebundene Einnahmen gegentberstehen. Da die Einnahmemittel im Haus-
haltsvollzug 2002 bereits eingesetzt wurden, kdnnen kiinftige Leistungen aufgrund der gebildeten Ausgabereste nur
durch héhere Kreditaufnahmen finanziert werden, soweit dann keine anderen Einnahmequellen zur Verfligung stehen.
Dadurch kénnen sich Probleme bei der Einhaltung der Obergrenze fur Schuldenaufnahmen (Art. 117 Verfassung fir
Rheinland-Pfalz, § 18 Abs. 1 LHO) im Haushaltsvollzug ergeben.

In der Haushaltsrechnung sind Entnahmen aus den Ausgleichsriicklagen von 96,8 Mio. € nachgewiesen, und zwar
95,7 Mio. € zur Finanzierung des Bonussystems und 1,1 Mio. € zur Finanzierung von Steuermindereinnahmen. Damit
ist die Ausgleichsriicklage zur Finanzierung des Bonussystems vollstandig aufgel 6st. Der Bestand der Ausgleichsriick-
lage zur Finanzierung von Steuermindereinnahmen verringerte sich auf 3,8 Mio. €.

Mehr- und Mindereinnahmen und -ausgaben gegeniiber dem Rechnungssoll (Haushaltssoll einschliefilich Haus-
haltsreste)

Die Einnahmen erhdhten (+)/verringerten (-) sich gegentiber dem Rechnungssoll:

Mio. €
Steuern und steuerdhnliche Einnahmen - 658,2
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus Schuldendienst und dgl. + 68,3
Zuweisungen und Zuschusse fur laufende Zwecke - 186,9
Schuldenaufnahmen, Zuweisungen und Zuschiisse fur Investitionen,
besondere Finanzierungseinnahmen + 384,2
Zusammen - 392,6

Geringere Einnahmen ergaben sich vor allem bei den Steuern und den allgemeinen Finanzzuwei sungen. Diesen stehen
hohere Schuldenaufnahmen gegeniiber.

Die Ausgaben erhdhten (+)/verringerten (-) sich gegeniiber dem Rechnungssoll:

Mio. €
Personal ausgaben k) + 235
Sé&chliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben fiir den Schuldendienst - 283,7
Zuweisungen und Zuschiisse fir laufende Zwecke - 116,5

Baumalihahmen - 14,6

Sonstige Investitionen und Investitionsforderungsmal3nahmen - 16,1
Besondere Finanzierungsausgaben + 14,8
Zusammen - 392,6

Bei den Tilgungsleistungen blieben die Ausgaben hinter den veranschlagten Betrdgen zuriick.

14 Unter Beriicksichtigung von Ubertragungen auf andere Haushaltsstellen.

19) Zur Entwicklung der Personalausgaben vgl. Beitrag Nr. 3 "Haushaltslage des Landes und ihre voraussi chtliche Entwicklung"”.
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Krediterméachtigung
Krediteam Kreditmarkt flir den Landeshaushalt

Krediterméchtigung fir das Jahr 2002'*_“‘

Einnahmereste, die aus d aushaltsjahr 2001 Ubertragen wurden
(Kapitel 20 05 Titel 321 03

Rest-K reditermachtigung 2001 (8 18 Abs. 3 LHO)
Kreditermachtigung insgesamt

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
(Kapitel 20 05 Titel 321 03 ohne Umschuldungen)

Einnahmereste, die in das Haushaltsjahr 2003 tibertragen wurden
(Kapitel 20 05 Titel 321 03)

Einnahmen und Reste insgesamt

3.301.600.000,00 €

+ 469.666.594,66 €
+1.223.034.673,27 €

4.994.301.267,93 €

3.508.733.981,29 €

+ 519.995.846,09 €

4.028.729.827,38 €

Die Kreditaufnahme am KreditmarktE’ hielt sich im Rahmen der Krediterméchtigung.

Rest-Krediter machtigung

Das Ministerium der Finanzen griff im Haushaltsvollzug 2002 zur Deckung des Finanzbedarfs unter Berufung auf
§ 18 Abs. 3 LHO auf die nicht ausgeschdpfte Krediterméchtigung des Jahres 2001 (Rest-K rediterméchtigung) zurtick.
In der Haushaltsrechnung 2002 ist eine Rest-K rediterméchtigung von 965.571.440,55 € ausgewiesen.

Die Entwicklung der Rest-Krediterméchtigung ist nachfolgend dargestellt:

Haushaltsjahr Bestand der Rest-Kreditermachtigung
- Mio. €-
1992 56
1993 30
1994 259
1995 334
1996 279
1997 279
1998 62
1999 327
2000 765
2001 1.223
2002 966

16) § 2 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2002/2003 i.V.m. Nr. 1 des Kreditfinanzierungsplans 2002.

1 Umgesetzt wegen Neufassung der Haushaltssystematik von Titel 325 01.
18)

Zur Entwicklung der Kreditaufnahmen und der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze (Art. 117 Verfassung fur Rheinland-Pfalz,

§ 18 Abs. 1 LHO) vgl. Beitrag Nr. 3 "Haushaltslage des L andes und ihre voraussichtliche Entwicklung"”.
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Entwicklung der Rest-Kreditermachtigung
Mio. €
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Der Anstieg der Rest-Krediterméchtigung in den Jahren 1999 bis 2001 auf 1,2 Mrd. € und der Bestand im Jahr 2002
von 1 Mrd. € ist darauf zurtickzufihren, dass die veranschlagten Tilgungsausgaben am Kreditmarkt die tatséchlichen
Ausgaben erheblich Uberstiegen.

In § 2 Abs. 2 des Entwurfs des Landeshaushaltsgesetzes 2004 ist im Hinblick auf das Anliegen des Landtags im Rah-
men des Entlastungsverfahrens fir das Haushaltsjahr 2001 zur Sicherung des Bewilligungsrechts des Landtags eine
haushaltsgesetzliche Regelung fur die Inanspruchnahme der Rest-Krediterméchtigung vorgesehen. Entscheidendes
Kriterium bei dieser Regelung ist eine zutreffende Bemessung der Brutto-Krediterméchtigung und der Tilgungsaus-
gaben. Einer dem Falligkeitsprinzip entsprechenden Ermittlung des Bedarfs anhand der Tilgungsplane kommt beson-
dere Bedeutung zu. Es muss vermieden werden, dass Kredite, die zu einer Erhéhung der Zukunftsbelastung fuhren,
auf der Grundlage einer durch zu hoch veranschlagte Tilgungsausgaben Uberhéhten Brutto-K rediterméchtigung aufge-
nommen werden. Dieser Grundsatz entspricht auch der Begrenzung fur den Bund nach der Veranschlagungsregelung
in § 15 Abs. 1 Satz 2 BHO. Im Ubrigen geht auch die Finanzplanung bei der Darstellung der Schuldenentwicklung
nur von der Netto-Krediterméchtigung aus.

Umschuldungen

Erméchtigung zur Aufnahme von Krediten zu%Zwecke der
Umschuldung vorzeitig gektindigter Darlehen

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt zum Zwecke vorzeitiger
Ablésung von Krediten (Kapitel 20 05 Titel 325 03) 30.677.512,87 €

Der Gesamtbetrag der Umschuldungen unterschritt die
Erméchtigung.

1.000.000.000,00 €

19) Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses vom 3. Juli 2003 (Drucksache 14/2320, S. 3) und Be-

schluss des L andtags vom 10. Juli 2003 (Plenarprotokoll 14/52, S, 3513).
2 §2 Abs. 2 Landeshaushaltsgesetz 2002/2003.
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Krediteam Kreditmarkt zur Deckung von Ausgaben der Landesbetriebe

- Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung"
Kreditermé\chtigungEi
KreditaufnahmeEl

- Landesbetrieb " Straf3gn und Verkehr"
K reditermachtigumg 2 !
Kreditaufnahme 2 !

Die Kreditaufnahme der Landesbetriebe hielt sich im Rahmen der Kreditermachtigung.

Krediteim 6ffentlichen Bereich

Krediterméchtigung fir das Jahr 2002'2—3'l

Aufnahme von Darlehen vom Bund zur Forderung des Wohnungs-
baues und des Experimentellen Wohnungs- und Stédtebaues
(Kapitel 12 25 Titel 311 71)

Die Schuldenaufnahme beim Bund hielt sich im Rahmen der Krediterméachtigung.

2 §2 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2002/2003.
2 vgl. Ubersicht 9 zur Haushaltsrechnung 2002.
23 §2 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2002/2003 i.V.m. Nr. 4 des Kreditfinanzierungspl ans 2002.

38.000.000,00 €
-—£

180.000.000,00 €
150.000.000,00 €

10.316.400,00 €

8.214.653,70 €



-4 -

Haushaltslage des L andes und ihre voraussichtliche Entwicklung

Die finanzielle Lage des Landes hat sich insbesonder e als Folge von Einbriichen bei den Steuer-
einnahmen in den letzten Jahren besor gniserregend entwickelt. Die Belastungen des Haushalts
Uber stiegen die Finanzierungsmaglichkeiten. So blieben im Jahr 2002 die laufenden Einnahmen
um 840 Mio. € hinter den laufenden Ausgaben zurlck. In den vorhergehenden Jahren fielen
dagegen in sieben Jahren Uberschisse der laufenden Rechnung von insgesamt 2.285 Mio. € an;
drei Jahre schlossen mit Fehlbetr&gen von insgesamt 322 Mio. € ab.

Im Jahr 2002 gingen die Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich und Erganzungs
zuweisungen des Bundes um insgesamt 440 Mio. € zuriick. Die Belastung dieser Einnahmen
durch die Personalausgaben erhohte sich -trotz der Auslagerung von Ausgaben aus dem
Landeshaushalt - aufgrund der ricklaufigen Einnahmenentwicklung auf 61,4 % gegeniiber
58,7 % im Vorjahr.

Die Ausgaben fur Investitionen und InvestitionsfoérderungsmafRnahmen des Landes (im Kern-
haushalt) verringerten sich gegeniiber dem Vorjahr um 233 Mio. € auf 1,1 Mrd. €. Die Investi-
tionsquote ging von 11,9% auf 9,8% zurlick. Wird bertcksichtigt, dass bei den Landes
betrieben zusatzliche I nvestitionsausgaben von 272 Mio. € anfielen, dann lag die Quote wie in
den Vorjahren Uber dem Durchschnitt der Flachenlander (West) von 10,3 %.

Die Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt erhéhte sich im Jahr 2002 auf 1,5 Mrd. € gegen-
Uber 0,7 Mrd. € im Vorjahr. Die Kreditfinanzierungsquote war mit 13,4 % mehr als doppelt so
hoch wie im Durchschnitt der Flachenlander (West) mit 6,4 %. Zusatzlich wurden Kredite von
0,15 Mrd. €fir die Landesbetriebe aufgenommen.

Die Zinsausgaben betrugen unverandert 1,1 Mrd. €. Als Folge des Rickgangs der Steuerein-
nahmen und der allgemeinen Finanzzuweisungen erhdhte sich die Zinssteuerquote auf 14,3 %
gegentiber 13,4 % im Vorjahr. Der Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben von 9,4 %
Uber stieg den Dur chschnitt der Flachenlénder (West) von 7,4 %.

Die verfassungsr echtliche Kreditobergrenze, die nach der Haushaltsplanung noch knapp einge-
halten worden war, wurde im Haushaltsvollzug 2002 um 545 Mio. € Uberschritten. Zur Ver-
bindlichkeit der Kreditobergrenze vertreten die Finanzministerien im Gegensatz zu den Rech-
nungshoéfen die Auffassung, dass diese Grenze nur fir die Haushaltsplanung und nicht fir den
Haushaltsvollzug maf3geblich sei.

Die Verschuldung des Landes am Kreditmarkt stieg bis Ende 2002 auf mehr als 21 Mrd. € an.
Die Pro-Kopf-Verschuldung belief sich auf 5.150 €/Einw. und war damit héher als im Durch-
schnitt der Flachenlander.

Nach dem Entwurf des Haushaltsplans fur das Jahr 2004 reichen wie in den drei vor hergehen-
den Jahren die laufenden Einnahmen nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben aus. Zur
Finanzierung des Haushalts sind erhebliche Schuldenaufnahmen geplant, die zu einem Anstieg
der Verschuldung auf voraussichtlich 24 Mrd. € fihren werden. Die Uber schreitung der verfas-
sungsrechtlichen Kreditober grenze wird nach Angaben des Ministeriums der Finanzen voraus-
sichtlich in der endguiltigen Haushaltsplanung ver mieden, weil die dritte Stufe der Steuerreform
nicht vollstandig - wie in der urspringlichen Planung bercksichtigt -, sondern nur teilweise
vor gezogen wurde.

Zur Wiedererlangung und Sicherung der Gestaltungsfahigkeit des Haushaltsist es unerlasslich,
dass die Bemiihungen zur Haushaltskonsolidierung mit Nachdruck fortgesetzt werden. Vor-
rangiges Ziel muss es bleiben, in absehbarer Zeit einen ausgeglichenen Haushalt ohne Neuver-
schuldung zu erreichen.
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Allgemeines

Zur Beurteilung der Haushaltslage des Landes und ihrer Entwicklung hat der Efchnungshof wesentliche Daten der
Haushaltsrechnungen 1992 bis 2002, des Nachtragshaushaltsplans 2003 (Hpl.)“®, des Haushatsplan-Entwurfs 2004
(Hpl.-E.) sowie des Finanzplans 2005 bis 2007 (Fpl.) zusammengestellt. Die Daten verdeutlichen das Gewicht und die
Entwicklung bestimmter Einnahmen und Ausgaben. In geeigneten Fallen werden auch Vergleichsdaten der anderen
Flachenlander herangezogen. Aufferdem wird auf die Entwicklung der Personalausgaben und der Investitionen sowie
auf die Auswirkungen der Verschuldung auf die Gestaltungsfahigkeit des Landeshaushalts eingegangen.

Zu dem Entwurf des Haushalts 20045, den die Landesregierung am 8. Oktober 2003 im Landtag eingebracht hat, ist
anzumerken, dass sich Anderungen durch das teilweise Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform ergeben haben.
Dies wirkt sich insbesondere auf die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze aus. In dem Entwurf wurde von einer
Uberschreitung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze ausgegangen. Das Ministerium der Finanzen hat mit
Schreiben vom 7. Januar 2004 mitgeteilt, aufgrund der Anderungen kénne die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze
eingehalten werden.

Bei den Vergleichsdaten der Jahre 19% bis 2007 ist zu berticksichtigen, dass sich die Struktur des Haushalts durch die
Auslagerung von Aufgabenbereichen™ auf der Ausgaben- und Einnahmenseite wesentlich veradndert hat.

Wesentliches Ergebnis
Aufgliederung des Rechnungser gebnisses

Die Ist-Einnahmen und -Ausgaben fir die Jahre 1992 bis 2002 sind nach den Rechnungsergebnissen aufgegliedert in

- laufende Rechnung
(laufende Einnahmen und Ausgaben),

- Kapitarechnung
(vermdgenswirksame Einnahmen und I nvestitionen),

- besondere Finanzierungsvorgange
(Schuldenaufnahmen, Tilgungsausgaben und Verénderung der Riicklagen).

Die Entwicklung im Einzelnen ist aus den Anlagen 1 bis 3 ersichtlichE‘.

B Bei den Daten zum Nachtragshaushaltsplan 2003 ist zu beriicksichtigen, dass das Ministerium der Finanzen mit Rundschreiben vom

16. September 2003 zur Sicherstellung des Haushaltsausgleichs eine haushaltswirtschaftliche Sperre nach § 41 LHO angeordnet hat.
In dem Schreiben wurde darauf hingewiesen, "dass nach dem gegenwartigen Erkenntnisstand die Steuereinnahmen voraussichtlich
um 200 bis 300 Mio. € hinter den Einnahmeansétzen und die Ausgaben 150 bis 250 Mio. € Uber den Ausgabeansétzen liegen
werden”.

%) Der Haushaltsplan wird erst nach Redaktionsschiuss fiir den Jahresbericht (12. Januar 2004) verabschiedet werden.

%) Es wurden z.B. zum 1. Januar 1996 das Daten- und Informationszentrum Rheinland-Pfalz, das zum 1. Januar 2003 in den Landes-
betrieb "Daten und Information" umgewandelt wurde, und der Landesbetrieb "Landeseigene Anlagen an Wasserstral3en"
eingerichtet.

Zum 1. Januar 1997 wurden die drei landeseigenen psychiatrischen Kliniken in Andernach, Alzey und Meisenheim zu einem
Landeskrankenhaus (Anstalt des offentlichen Rechts) zusammengefasst sowie die Gesundheitsdmter und deren Nebenstellen den
Kreisverwaltungen angegliedert.

Zum 1. Januar 1998 wurden die Staatsphilharmonie und das Staatsorchester Rheinische Philharmonie in Landesbetriebe und die
Staatshauverwaltung in den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung" Ubergeleitet und der der Krankenversorgung
dienende Teil des bisherigen Sondervermdgens Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitée Mainz in eine Anstalt des
offentlichen Rechts Uberfiihrt.

Zum 1. Januar 2000 wurden das Kinderneurologische Zentrum Mainz, das Landessprachheilzentrum Meisenheim und die Reha
Klinik Rheingrafenstein Bad Miinster am Stein-Ebernburg in das L andeskrankenhaus eingegliedert.

Zum 1. April 2001 wurden die Aufgaben der Genetischen Beratungsstelle auf das Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitét
Ubertragen.

Zum 1. Januar 2002 wurde die Stral3en- und Verkehrsverwaltung des Landes in den Landesbetrieb "Straf3en und Verkehr" tberfuhrt.
Ferner wurde fUr die Landesforsten ein Wirtschaftsplan aufgestellt.

Ab dem Doppelhaushalt 2002/2003 wurde die Finanzierung laufender und neuer Investitionen des Klinikums der Johannes
Gutenberg-Universitét aus dem Landeshaushalt in den Wirtschaftsplan des Klinikums Ubergel eitet.

20 Zum 1. Januar 2002 traten die neuen Richtlinien zur Haushaltssystematik des Landes (HsRL) - Rundschreiben des Ministeriums der
Finanzen vom 15. Februar 2001, MinBlI. S. 208 - in Kraft, mit denen die Haushaltspldne gestrafft wurden. Dies fihrte bei den Rech-
nungsergebnissen 2002 im Vergleich zu den Vorjahren zu Veranderungen bei der Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben.
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Laufende Rechnung

Die Einnahmen der laufenden Rechnung (Anlage 1) verringerten sich 2002 um 4,8 % (- 471 Mio. €) auf 9.303 Mio. €.
Dies war vor alem auf geringere Steuereinnahmen (- 160 Mio. €) sowie niedrigere laufende Zuweisungen und Zu-
schiisse (- 312 Mio. €) zurlickzufiihren. Insbesondere verringerten sich die Einnahmen aus dem Lénderfinanzausgleich
und die Erganzungszuwei sungen des Bundes (- 280 Mio. €).

Die Ausgaben der laufenden Rechnung erhohten sich gegentiber dem Vorjahr um 2 % (+ 201 Mio. €) auf 10.143 Mio. €.

Der Anstieg der laufenden Ausgaben bei zuriickgehenden laufenden Einnahmen fihrte in der laufenden Rechnung zu
einem Fehlbetrag von 840 Mio. €.

Nach dem Haushaltsplan-Entwurf 2004 reichen weiterhin die laufenden Einnahmen nicht zur Deckung der laufenden
Ausgaben aus. Fir den Finanzplanungszeitraum wird erst im Jahr 2007 wieder ein geringer Uberschuss der laufenden
Rechnung erwartet.

Entwicklung der laufenden Rechnung
Mio. €
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Kapitalrechnung

Dieéapital rechnung (Anlage 2) wies 2002 Ausgaben fur Investitionen und Investitionsforderungen von 1.110 Mio. €
aus=. Gegenuber 2001 verringerten sich die Investitionsausgaben um 233 Mio. € (- 17,3 %). Der Ruckgang ist insbe-
sondere auf die Uberleitung der StraRen- und Verkehrsverwaltung in den Landesbetrieb "StraRen und Verkehr" und
die Abwicklung von Investitionen im Wirtschaftsplan des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz
zuruickzufuhren.

Die Landesbetriebelz;J leisteten 2002 Investitionsausgaben von 272 Mio. €Ei.

Besonder e Finanzierungsvor gange

Die besonderen Finanzierungsvorgange (Anlage 3) des Jahres 2002 wiesen auf der Einnahmenseite eine Brutto-Schul-
denaufnahme am Kreditmarkt von 3.539 Mio. € aus. AulRerdem wurden den Ausgleichsriicklagen zur Finanzierung
des Bonussystems und von Steuerentlastungen 97 Mio. € entnommen.

28)
29)

Der Kapitalrechnung sind aufferdem Tilgungsausgaben an Verwaltungen von 25 Mio. € zugeordnet.
"Stral3en und Verkehr", "Liegenschafts- und Baubetreuung", Landesforsten, "Landeseigene Anlagen an Wasserstral3en”, " Staatsphil -
harmonie Rheinland-Pfalz" und " Staatsorchester Rheinische Philharmonie”.

3 Upersicht zur Haushaltsrechnung 2002 tiber die Krediteinnahmen und Investitionsausgaben 2002.
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Auf der Ausgabenseite fielen Tilgungsausgaben am Kreditmarkt von 2.023 Mio. € an. Ferner wurden dem Finanzie-
rungsfonds fur die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz sowie der Riicklage des L andeswohnungsbaufonds insgesamt
81 Mio. € zugefihrt.

Der Finanzierungssaldo der besonderen Finanzierungsvorgénge von 1.532 Mio. € verdeutlicht, dass der Haushalts-
ausgleich im Wesentlichen durch Kreditaufnahmen herbeigeftihrt wurde.

Per sonalausgaben
Entwicklung der Personalausgaben

Die Personalausgaben (Anlage 4) haben sich nach den Haushaltsrechnungen 1992 bis 2002 und der Haushalts- und
Finanzplanung 2003 bis 2008 wie folgt verandert:

Haushaltsjahr Verénderung gegeniiber
Vorjahr
%

1992 7,4
1993 4,3
1994 25
1995 4,3
1996 2,7
1997 1,1'3—*L
1998 - 0,2Ia
1999 3,0
2000 15
2001 2,7'9_9;
2002 - 1,1'3—‘;
2003 (Hpl.) 2,3
2004 (Hpl.- E.) 15
2005 (Fpl.) 3,0
2006 (Fpl.) 25
2007 (Fpl.) 25
2008 (Fpl.) 25

Bei den Vergleichsdaten sind u.a. folgende Sachverhalte zu beriicksichtigen:

- In den vergangenen Jahren wurden vielfach Personalausgaben aus dem Landeshaushalt ausgelagert. Dies hat sich
insbesondere auf die Verénderungsraten in den Jahren 1997, 1998 und 2002 ausgewirkt.

Beispielsweise wurden Aufgaben, die zuvor das Landesamt fur Stral2en- und Verkehrswesen und seine nachge-
ordneten Behorden wahrgenommen hatten, zum 1. Januar 2002 dem Landesbetrieb "Strallen und Verkehr"
Ubertragen. Aulierdem wurden die Zentralstelle der Forstverwaltung und die Forstamter ausgelagert. Bei Berlick-
sichtigung der Auslagerungen ergibt sich im Jahr 2002 ein Anstieg von rd. 3 %.

- Die Zufthrungen an den Finanzierungsfonds fir die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz waren in den Jah-
ren 1996 bis 2000 in den Personalausgaben enthalten. Die Zuflihrungen 2001 und 2002 (rd. 45,1 Mio. € und
79,7 Mio. €) wurden den besonderen Finanzierungsausgaben zugeordnet.

- Aufgrund von Minderausgaben bei den Personalausgaben, insbesondere im Rahmen des Bonus-/Malussystems,
wurden in den Jahren 1998, 2001 und 2002 Haushaltsausgabereste von 57,8 Mio. €, 39,4 Mio. € und
46,8 Mio. € sowie in den Jahren 1999 und 2000 Ricklagen von 73 Mio. € und 82,3 Mio. € gebildet, deren
Inanspruchnahme in den Folgejahren zu zusétzlichen Belastungen fuhren kann.

) Bel Berlicksichtigung der Auslagerungen ergibt sich im Jahr 1997 ein Anstieg von 1,8 % (vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 4, Druck-

sache 13/3970).

Bel Berlicksichtigung der Auslagerungen ergibt sich im Jahr 1998 ein Anstieg von 2,0 % (vgl. Jahresbericht 1999, Tz. 2, Druck-
sache 13/5380).

Bei AuRerachtlassung der Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fiir die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz in den Jahren 2000
und 2001 ergibt sich im Jahr 2001 eine Steigerung der Personal ausgaben von 3,2 %.

Bel Berlicksichtigung der Auslagerungen (Kapitel 08 06, 08 07, 14 30, 14 31 und 14 83 - ohne 14 02 -) ergibt sich im Jahr 2002
ein Anstieg von rd. 3 %.

32)

33)

34)
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- FErsatzeinstellungen zum Ausgleich von Altersteilzeit belasten kinftige Haushaltgahre (vgl. Beitrag "Altersteil-
zeit von Lehrkréften”).

In der Haushalts- und Finanzplanung bis 2008 wird erwartet, dass die Personalausgaben in allen Jahren starker steigen
als die Gesamtausgaben.

Vergleich der Steigerungsraten bei den
Personalausgaben und den Gesamtausgaben
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2.2.2  Versorgungsausgaben

Zum Anstieg der Personalausgaben in den Jahren 1992 bis 2002 trugen insbesondere die Versorgungsausgabena
erheblich bei. Diese erhdhten sich in diesem Zeitraum um 52,9 %. Die Ubrigen Personalausgaben nahmen um 15,7 %

Zu.
Entwicklung der Personalausgaben
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Die prognostiz@’te Erhdhung der Zahl der Versorgungsempfanger von 31.412 im Jahr 2002 auf mehr als 52.000 bis
zum Jahr 2020 wird zunehmende Belastungen des L andeshaushalts durch V ersorgungsausgaben zur Folge haben.

%) Die Versorgungsausgaben enthalten von 1996 bis 2000 auch Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung

Rheinland-Pfalz fir die nach dem 30. September 1996 neu eingestellten Beamten zur Sicherung der kiinftigen Versorgung und seit
1999 Zufuihrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung nach 8 14a BBesG aus der Versorgungsanpassung.
Bericht Uber die Beamtenversorgung im Jahr 2002 (Drucksache 14/2397, S. 2) und Finanzplan des Landes Rheinland-Pfalz fur die
Jahre 2001 bis 2005 (S. 9).

36)
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2.2.3 Belastung der Einnahmen durch Per sonalausgaben

Die Belastung der Steuereinnahmen und der allgemeinen Finanzzuweisungen des Landes durch die Personal ausgaben
(Anlage 5) hat sich wie folgt entwickelt:

Haushaltg ahr Steuern Steuer n, steuerahnliche Abgaben,
Einnahmen ausdem
L anderfinanzausgleich,
Erganzungszuweisungen des Bundes
Verénderung Belastung durch Verénderung Belastung durch
gegenlber Per sonalausgaben gegenlber Per sonalausgaben
Vorjahr Vorjahr
% % % %

1992 7.6 63,3 9,7 55,5
1993 29 64,1 39 55,7
1994 -05 66,0 -10 57,7
1995 73 64,1 3,7 58,0
1996 1,6 64,8 3,2 57,8
1997 -19 66,8 -16 59,3
1998 44 63,9 2,8 57,6
1999 6,5 61,8 7,1 55,4
2000 -0,2 62,8 41 54,0
2001 -53 68,1 -55 58,7
2002 -23 68,9 -55 61,4
2003 (Hpl.) 52 67,0 6,8 58,8
2004 (Hpl-E) -19 69,4 -17 60,7
2005 (Fpl.) 10,6 64,6 4,6 59,8
2006 (Fpl.) 4.8 63,2 5,2 58,3
2007 (Fpl.) 4,0 62,3 39 57,5

Der Ruckgang der Steuereinnahmen und allgemeinen Finanzzuweisungen hat dazu gefiihrt, dass deren Belastung

durch die Personal ausgaben im Jahr 2002 auf 61,4 % zunahm. Im Vorjahr waren es 58,7 %.

In der Haushalts- und Finanzplanung wird fiir die Folgejahre bis 2007 ein Riickgang der Belastungsguote erwartet.
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Investitionsquote

Die Investitionsquote (Anlage 6), die den Anteil der Investitionsausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben ver-
deutlicht, hat sich wie folgt entwickelt:

Haushaltg ahr I nvestitionsquote
%
1992 16,9
1993 16,1
1994 14,8
1995 14,7
1996 15,0
1997 139
1998 131
1999 12,3
2000 12,6
2001 11,9
2002 9,8
2003 (Hpl.) 10,0
2004 (Hpl.-E.) 10,5a
2005 (Fpl.) 10,7
2006 (Fpl.) 8,6
2007 (Fpl.) 8,2
2008 (Fpl.) 7,9

Die Investitionen des Landes (Kernhaushalt) hatten im Jahr 2002 einen Anteil an den Ausgaben von 9,8 %. Im
Vorjahr waren es 11,9 %.

Bei der Investitionsquote ist ein unmittelbarer Vergleich mit den Vorjahren u.a. durch die Verlagerung von investiven
Ausgaben aus dem Kernhaushalt in Befriebshaushalte erschwert. So fielen bei den Landesbetrieben im Jahr 2002
Investitionsausgaben von 272 Mio. € an™. Wird dies EUcksichtigt, dann lag die Quote wie in den Vorjahren tber
dem Durchschnitt der Fléchenlander (West) von 10,3 %,

AuRerdem werden seit 1994 offentliche Investitionsmal3hahmen in besonderen Finanzierungsformen durchgefihrt.
Die Investitionen betreffen Hochbau-, Strafl3enbau- und Deichbaumal3nahmen.

Ferner werden seit 2002 die zuvor in den Einzelplénen 12 und 15 veranschlagten Investitionen (Baumalnahmen,
Ersteinrichtungen, Geréteausstattung) des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitét Mainz im Wirtschaftsplan
des Klinikums und damit nicht mehr unmittelbar im Landeshaushalt abgewickelt.

Die Investitionsquote des Landes ging einher mit einer erheblichen Neuverschuldung. Da nach dem Ergebnis der
laufenden Rechnung 2002 keine Eigenfinanzierungsmittel zur Verfiigung standen, verblieben als Deckungsmittel zur
Finanzierung der Investitionsausgaben im Wesentlichen Krediteinnahmen. Diese Entwicklung fihrte zu einer erheb-
lichen Verschuldung und einem Anstieg des Schuldendienstes, der den Haushalt des Landes stark belastet.

In der Finanzplanung wird ab dem Jahr 2006 ein Riickgang der Investitionsquote erwartet.

3 Bei Beriicksichtigung der vorgesehenen Anderungen nach dem Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 7. Januar 2004 ergibt
sich eine Quote von 11,2 %.

Ubersicht zur Haushaltsrechnung 2002 (iber die Krediteinnahmen und I nvestitionsausgaben 2002.

Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. April 2003

- vorlaufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A 2 - FV 4036 - 1/03).

38)
39)
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Kreditfinanzierungsquote

Die Kreditfinanzierungsquote (Anlage 6) verdeutlicht den Anteil der Fremdfinanzierung. Sie weist das Verhéltnis der
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Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt zu den bereinigten Gesamtausgaben aus:

Haushaltg ahr Kreditfinanzierungsguote
%
1992 59
1993 6,5
1994 8,4
1995 84
1996 9,4
1997 9,7
1998 8,9
1999 7,3
2000 7,1
2001 6,2
2002 13,4
2003 (Hpl.) 75
2004 (Hpl.-E.) 9,04
2005 (Fpl.) 8,1
2006 (Fpl.) 6,0
2007 (Fpl.) 43

Die Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt erhdhte sich von 0,7 Mrd. € im Jahr 2001 auf 1,5 Mrd. € im Jahr 2002.
Damit hat sich die Kreditfinanzierungsquote 2002 auf 13,4 % mehr as verdoppelt. Im Vorjahr waren es 6,2 %.

Zusétzlich wurden Kredite von 0,15 Mrd. € fir die Landesbetriebe aufgenommen. Weitere 0,1 Mrd. € wurden der im
Ergebnis kreditfinanzierten Ausgleichsriicklage entnommen.

Die Kreditfinanzierungsquote lag 2002 Uber dem Duﬂwschnitt aler Flachenlénder und Uber_dem Durchschnitt der
Flachenlander (West), der sich jeweils auf 6,4 % belief *-. Beim Bund betrug die Quote 12,8 %.

In der Haushalts- und Finanzplanung wird fir die Jahre bis 2007 eine Verringerung der jahrlichen Netto-Kredit-
aufnahme und der Kreditfinanzierungsquote erwartet.

40) Bei Beriicksichtigung der vorgesehenen Anderungen nach dem Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 7. Januar 2004 ergibt

sich eine Quote von 8,6 %. Werden die Kredite im 6ffentlichen Bereich einbezogen, betrégt die Quote 8,4 %.

Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. April 2003
- vorlaufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A 2 - FV 4036 - 1/03).

Finanzbericht 2004 des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. August 2003, S. 157.

41)

22)
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Vergleich der Kreditfinanzierungsquote
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Bei der Entwicklung der Kreditfinanzierungsguote ist - ebenso wie bei der Investitionsquote - zu berticksichtigen, dass
seit 1994 Investitionen Uber besondere Finanzierungsformen abgewickelt werden. Im Ergebnis verringern solche
Finanzierungen die Kreditaufnahme des Landes und damit die Kreditfinanzierungsquote, erhdhen jedoch die laufen-
den Ausgaben und belasten damit langfristig das Ergebnis der laufenden Rechnung.

AuRerdem darf nicht auRer Acht gelassen werden, dass sich Anderungen aufgrund der Auslagerung von Aufgaben-
bereichen aus dem Haushalt, insbesondere in die Landesbetriebe "Liegenschafts- und Baubetreuung” und " Stral3en und
Verkehr", ergeben.
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Zinssteuer - und Zinsausgabenquote

Die Zinsbelastung (Anlage 7) aufgrund von Krediten ist aus der sog. Zinssteuerquote (Verhaltnis der Zinsausgaben zu
den Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich und Ergénzungszuweisungen des Bundes) ersichtlich. Sie hat sich
wie folgt entwickelt:

Haushaltgahr Zinssteuerquote
%
1992 12,6
1993 12,4
1994 12,9
1995 121
1996 12,4
1997 13,2
1998 13,2
1999 12,8
2000 12,5
2001 13,4
2002 14,3
2003 (Hpl.) 13,6
2004 (Hpl.-E.) 139
2005 (Fpl.) 13,6
2006 (Fpl.) 131
2007 (Fpl.) 12,9

Die Zinssteuerquote betrug nach dem Rechnungsergebnis 2002 14,3 % gegeniiber 13,4 % im Vorjahr. Der Anstieg ist
darauf zurtickzufihren, dass die Einnahmen aus Steuern einschliefdlich Lénderfinanzausgleich und Ergénzungs-
zuweisungen des Bundes erheblich zurtickgingen. In der Haushalts- und Finanzplanung werden fur die Folgejahre
zuriickgehende Quoten erwartet.

Die Zinsausgabenquote (Anteil der Zinsen an den bereinigten Gesamtausgaben) belief sich - wie guch in den beiden
Vorjahren - auf 9,4 % und lag damit Gber dem Durchschnitt der Flachenlander (West) von 7,4 % . In der Finanz-
planung wird 2007 eine Zinsausgabenguote von 9,7 % erwartet.

Verfassungsr echtliche Kreditobergrenze
Berechnungsmethode zur Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze

Nach Art. 117 Satz 2 Verfassung fur Rheinland-Pfalz i.V.m. § 18 Abs. 1 LHO durfen die Einnahmen aus Krediten die
Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben fir Investitionen nicht Uberschreiten. Ausnahmen sind nur
zulassig zur Abwehr einer Stérung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Der Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze legt der Rechnungshof die allgemein Ubliche Berech-
nungsmethode zugrunde. Danach werden nur die eigenfinanzierten Investitionsausgaben berlicksichtigt. Demzufolge
werden von den Ausgaben der Hauptgruppen 7 (Baumal3nahmen) und 8 (Sonstige Ausgaben fir Investitionen und
Investitionsforderungsmal3nahmen) die Einnahmen der Obergruppen 33 (Zuweisungen fur Investitionen aus dem
offentlichen Bereich) und 34 (Beitrédge und sonstige Zuschusse fur Investitionen) abgesetzt. Diesen anrechenbaren
Investitionsausgaben wird sodann die Netto-K reditaufnahme (Einnahmen aus Krediten abziiglich Ausgaben zur Schul-
dentilgung) gegeniibergestellt.

) Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. April 2003

- vorlaufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A 2 - FV 4036 - 1/03).
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Kernhaushalt und Landesbetriebe

Bei der Berechnung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze werden im Rahmen einer Gesamtbetrachtunglal ab
dem Jahr 2001 neben dem Kernhaushalt auch die Landesbetriebe einbezogen.

Die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze und die Netto-Kreditaufnahme (Anlage 8) haben sich in Jahren 1992
bis 2002 nach dem Haushaltsvollzug und im Jahr 2003 nach der Haushaltsplanung wie folgt entwickelt™:

Haushaltsjahr Verfassungs- Netto- Unterschreitung | Uberschreitung
rechtliche Kredit- der Kreditobergrenze
Kreditobergrenze aufnahme
- Mio. €-
1992 1.164 555 609 -
1993 1.238 630 608 -
1994 1.164 824 340 -
1995 1.177 861 316 -
1996 1.308 1.015 293 -
1997 1.181 1.037 144 -
1998 1.110 953 157 -
1999 1.074 791 283 -
2000 1.123 782 341 -
2001 1.142@ 693 449 -
2002 1.105%-43 T:650 - 545
2003 (Hpl.) 1.108 1.024 84 -

44)

45)

46)

47)

Im Rahmen des Entlastungsverfahrens fir das Jahr 2001 hat der Landtag die Landesregierung aufgefordert, die fiir eine Gesamt-
betrachtung der Verschuldung erforderlichen Angaben Uber die Investitionsausgaben und Kreditaufnahmen der Landesbetriebe im
Haushaltsplan und in der Haushaltsrechnung nachvollziehbar darzustellen (Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und
Finanzausschusses vom 3. Juli 2003 - Drucksache 14/2320, S. 4 - und Beschlussfassung des Landtags vom 10. Juli 2002 - Plenar-
protokoll 14/52, S. 3513 -). Das Ministerium der Finanzen hat in den Haushaltsrechnungen 2001 und 2002 die entsprechenden Ein-
nahmen und Ausgaben zusammengestellt.

Den Vergleichsdaten fur die Jahre 2002 und 2003 wurden die Angaben des Ministeriums der Finanzen zu den anrechenbaren
Investitionsausgaben der Landesbetriebe in der Ubersicht zur Haushaltsrechnung 2002 {iber die Krediteinnahmen und Investitions-
ausgaben 2002 und in dem Schreiben vom 6. Oktober 2003 zugrunde gelegt.

Die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze ist zu kirzen, da in den Investitionsausgaben nicht anrechenbare Zinszuschisse
(2001: 46 Mio. €) enthalten sind.

In der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze sind Investitionsschliissel zuweisungen von 49,5 Mio. € enthalten. Davon betrifft
ein Betrag von 165Mio.€ das Jahr2003 (Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 5. Dezember 2003 -
Landtagsvorlage 14/2803 -).
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Vergleich der Netto-Kreditaufnahme mit der
verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze
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Die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze wurde im Haushaltsvollzug 2002 um 545 Mio. € Uberschritten.

Die Frage, ob die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze sowohl fir die Haushaltsplanung als auch fur den
Haushaltsvollzug gilt, wird von den Finanzministerien und den Rechnungshéfen unterschiedlich beurteilt.

Die Rechnungshofe sind der Auffassung, dass der Zweck der Verfassungsnorm, die Kreditaufnahme héchstens
auf die Summe der Ausgaben fur Investitionen zu begrenzen, nur erfillt wird, wenn diese Deckungsregelung
auch den Haushaltsvollzug einschliefét. Die Konferenz der Prasidentinnen und Prasidenten der Rechnungshdfe
des Bundes und der Lander hat gefordert "sicherzustellen, dass die Héhe der aufgenommenen Kredite durch die
tatsachlich getétigten - nicht lediglich durch (ljieveranschlagten - Investitionen begrenzt wird".

Das Ministerium der Finanzen hat erklért%asdfem&ﬁﬁgﬁ-dfeﬂanmhass-deauﬁwaﬂsgdmej

Begrenzung der Kreditaufnahme sicherlich auch die Zidrichtung habe, moglichst auch im praktischen Haus-
haltsvollzug die fir die Planung geltenden Kriterien einzuhalten und nicht willkirlich davon abzuweichen. Aller-
dings kénnten Unwagbarkeiten in der Ausfiihrung eines Haushaltsplans auftreten, die nicht voraussehbar seien
und denen nur begrenzt mit den bestehenden haushaltsmafdigen Steuerungsinstrumenten entgegengewirkt werden
kdnne, so dass die tatsdchlichen Krediteinnahmen durch schwer steuerbare Einfliisse von auf3en die Ist-Investi-
tionen Uberschreiten kénnen. Im Ergebnis kdnne hinsichtlich der unterschiedlichen Meinungspositionen und den
in der Lehre vertretenen Auffassungen letztlich endgliltige Klarheit erst durch hochstrichterliche Rechtsprechung
geschaffen werden-

Nach dem Haushaltsplan 2003 lag die Netto-Kreditaufnahme nur noch knapp (um 84 Mio. €) unter der ver-
fassungsrechtlichen Kreditobergrenze. Wegen zu erwartender Mindereinnahmen von 200 bis 300 Mio. € und
Mehrausgaben von 150 bis 250 Mio. € hat das Ministerium der Finanzen mit Rundschreiben vom 16. Septem-
ber 2003 eine haushaltswirtschaftliche Sperre angeordnet. Nach der Steuerschétzung vom November 2003 wird
ein noch hoherer Riickgang der Steuereinnahmen (330 Mio. €) erwartet. Das Ministerium geht daher davon aus,
dass der Haushaltsausgleich nicht ohne zusétzliche Kreditaufnahmen erreicht werden kann. Im Ergebnis wird
dann die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze im Haushaltsvollzug Uberschritten.

In dem Entwurf des Haushaltsplans 2004@, den die Landesregierung am 8. Oktober 2003 im Landtag einge-
bracht hat, war einschliefflich der Landesbetriebe bei einer Netto-Kreditaufnahme von 1.337 Mio. € und eigen-
finanzierten Investitionsausgaben von 1.140 Mio. € erstmals eine Uberschreitung der verfassungsrechtlichen
Kreditobergrenze nach der Haushaltsplanung vor en, und zwar um 197 Mio. €. Dabei wurde im Kernhaus-
halt eine Uberschreitung von 208 Mio. € erwartet°*. Die Landesregierung hat in dem Entwurf des Landeshaus-
haltsgesetzes 2004 und in dem Finanzplan die Auffassung vertreten, die Voraussetzungen fur eine ausnahmsweise

48)
49)
50)

Schreiben vom 24. Oktober 2003.
Der Haushaltsplan wird erst nach Redaktionsschluss fur den Jahresbericht (12. Januar 2004) verabschiedet werden.

Urséchlich hierfir war, dass die Auswirkungen des Vorziehens der dritten Stufe der Steuerreform in vollem Umfang in den
Ansétzen zum Haushaltsplan-Entwurf beriicksichtigt waren.
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Uberschreitung dieser Grenze lagen vor (Art. 117 Satz 2 Verfassung fir Rheinland-Pfalz i.vV.m. § 18 Abs. 1
Satz 2 LHO).

In den Investitionsausgaben des Haushaltsplan-Entwurfs sind die Investitionsschllissel zuweisungen von 33 Mio. €
(Kapitel 20 06 Titel 883 21) vollstandig enthalten. Diese Zuweisungen werden von den Kommunen aufgrund der
Regelung in §10 Abs. 3LFAG Uberwiegend zum Haushaltsausgleich verwendet. Nach einer Erhebung des
Rechnungshofs belief sich der Anteil der InvestiticEf.schl Usselzuweisungen, die fur konsumtive Zwecke in
Anspruch genommen wurden, im Jahr 2002 auf 66 %>~. Unter Zugrundelegung dieses Mal3stabs erhoht sich die
Uberschreitung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze im Jahr 2004 um 21 Mio. €.

Weiter ist zu den anﬁijhrten Investitionsausgaben, die im Einklang mit § 13 Abs. 3LHO (8 10 Abs. 3 Haus-
haltsgrundsétzegesetz®?) stehen, anzumerken, dass sie auch das Verstetigungsdarlehen (Kapitel 20 06
Titel 853 01) umfassen, das.in der urspringlichen Planung mit 149 Mio. € ausgewiesen war und nunmehr mit
225 Mio. € vorgesehen ist™?. Diese Zuordnung_ist nach Auffassung des Rechnungshofs wegen der Art der
Verwendung der Mittel fir konsumtive Zwecke™ nicht unproblematisch. Allerdings unterscheidet die Gesetzes-
lage bei der Zuordnung von Darlehen zu den Investitionsausgaben nicht danach, ob Darlehen fir konsumtive
oder investive Zwecke Verwendung finden. Auch dieses Beispie zeigt, dass die bundesweit geltende Definition des
Investitionsbegriffs fur digirmittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze im Grunde untauglich ist und
der Uberarbeitung bedarf=.

Die Daten des urspriinglichen Haushaltsplan-Entwurfs 2004 sind teilweise Uberholt. Nach Angaben des Minis-
teriums der Finanzen vom 7. Januar 2004 Ubersteigen nach der gednderten Planung im Kernhaushat die
anrechenbaren Investitionsausgaben die Netto-Kreditaufnahme um 25 Mio. € und bei Berticksichtigung der
Landesbetriebe um 36 Mio. €. Es geht davon aus, dass in der Haushaltsplanung 2004 die verfassungsrechtliche
Kreditobergrenze eingehalten wird.

Wirksamkeit der Kreditobergrenze

Bei der Ermittlung der verfassungsrﬁtlichen Kreditobergrenze nach der allgemein Ublichen Berechnungsmethode
bleiben verschiedene Gesichtspunkte™ auRer Betracht, die im Hinblick auf eine wirksamere Begrenzung der Netto-
Neuverschuldung nicht auRer Acht gelassen werden dirfen, um das von der Verfassung vorgegebene Ziel zu
erreichen, einer UberméRigen Staatsverschuldung vorzubeugen. Der Rechnungshof hat im Jahresbericht 2002 eine
Reihe von Problemen dargestellt und dé.;:ise fur die Beratungen im Haushalts- und Finanzausschuss sowie in der
Rechnungspriifungskommission erlautert™~.

Im Rahmen des Entlastungsverfahrens fir das Jahr 2001 hat der Landtag die Landesregierung aufgefordert, darauf
hinzuwirken, dass das von der Verfassung vorgegebene Ziel einer Begrenzung der Kreditfinanzierung verwirklicht
wird und eine Prézisierug des Investitionsbegriffs unter Wahrung der Vergleichbarkeit der Haushalte des Bundes und
der Lander erreicht wird™>.

Im Ubrigen kommt der Riickfiihrung der Netto-Neuverschuldung mit dem Ziel eines ausgeglichenen Haushalts, die
von Bund und Landern nach § 51a HEHshaltsgrundsa'tzegesetz angestrebt wird, im Hinblick auf die im Vertrag von
Maastricht festgel egten Referenzwerte™ besondere Bedeutung zu.

) Kommunalbericht 2002, Tz. 2 Nr. 2.3 (Drucksache 14/2155).

52) Gesetz Uber die Grundsitze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lander (Haushaltsgrundsitzegesetz - HGrG) vom
19. August 1969 (BGBI. | S.1273), zuletzt gedndert durch Solidarpaktfortfiihrungsgesetz vom 20. Dezember 2001 (BGBI. |
S. 3955, 3961, gedndert 2002 BGBI. | S. 2166).

Die Erhéhung um 76 Mio. € ist nach Angaben des Ministeriums der Finanzen vom 6. Januar 2004 darauf zuriickzufiihren, dass die
Landesregierung angeregt hat, "den hohen Abrechnungsbetrag der Finanzausgleichsmasse des Jahres 2002 von 171 Mio. €, der bis-
lang in voller H6he im Jahr 2005 fallig wirde, im Interesse einer mittelfristigen Gléttung hélftig auf die Jahre 2004 und 2005 zu
verteilen".

Nach der Ubersicht (iber die Verteilung der Steuerverbundmittel in der Anlage zu Kapitel 20 06 werden die Mittel des Versteti-
gungsdarlehens den Kommunen al's Schliissel zuwei sungen und damit zur Finanzierung konsumtiver Zwecke gewahrt.

Zur Problematik der Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze vgl. Nr. 2.6.3 des Beitrags.
U.a werden Einnahmen aus DarlehensriickflUissen und Vermogensveréuf3erungen nicht von den Investitionsausgaben abgesetzt und
keine Abschreibungen fur Wertminderungen des Anlagevermégens angesetzt.
5 Landtagsvorlage 14/2260 zur Sitzung der Rechnungspriifungskommission am 2. Juni 2003.
59 Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses vom 3. Juli 2003 - Drucksache 14/2320, S. 4 - und
Beschluss des Landtags vom 10. Juli 2003 - Plenarprotokoll 14/52, S. 3513 -.
Die Referenzwerte (Konvergenzkriterien) sind
3 % fur das Verhdltnis zwischen dem geplanten oder tatséchlichen offentlichen Defizit und dem Bruttoinlandsprodukt zu Markt-
preisen,
60 % fir das Verhdltnis zwischen dem 6ffentlichen Schuldenstand und dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen.

53)

54)

55)
56)

59)
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2.7 Verschuldung
2.7.1 Entwicklung der Schulden aus Kreditmarktmitteln

Die Verschuldung des Landes (Anlage 9) entwickelte sich wiefolgt:

Entwicklung der Verschuldung
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Bis Ende 2004 wird der Schuldenstand des Landes (einschliefdlich Landesbetriebe) voraussichtlich auf 24 Mrd. €
zunehmen. Daneben bestehen Verpflichtungen aus privaten Vorfinanzierungen von Hochbau-, StralRenbau- und
Deichbaumaf3nahmen, die in der Haushaltsrechnung 2002 mit 0,36 Mrd. € ausgewiesen sind <.

Nach der Finanzplanung sind fur die Jahre 2005 bis 2007 fur den Kernhaushalt weitere Netto-K reditaufnahmen von
2,2 Mrd. € vorgesehen; hinzu kommen noch Kredite fiir die Landesbetriebe "Liegenschafts- und Baubetreuung” sowie
"Stral3en und Verkehr", die negative Finanzierungssalden von insgesamt 0,5 Mrd. € ausweisen.

60) Hinzu kommen noch Kredite fur das Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitét Mainz von 64,6 Mio. € und fur die Kranken-

hausfinanzierung von 233 Mio. € (Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 18. November 2003 - Landtagsvorlage 14/2750 -).
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Der Vergleich&er Verschuldung des Landes mit der in den Gbrigen Flachenlandern zeigt zum 31. Dezember 2002
folgendes Bild ™~

Schulden aus Kreditmarktmitteln
am 31. Dezember 2002 in €/Einw.
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Die Verschuldung des Landes aus Kreditmarktmitteln lag Ende 2002 mit 5.150 €/Einw. Uber dem Durchschnitt der
Flachenlander (West) von 3.974 €/Einw. und aller Flachenlander von 4.073 €/Einw. Hohere Kreditmarktschulden je
Einwohner hatten das Saarland, Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt und Brandenburg.

61 Ubersicht des Bundesministeriums der Finanzen vom 14. Februar 2003 (V A 2 - FV 4037 - 1/03).
Die Schulden nach der Schuldeniibersicht (Ubersicht 9 zur Haushaltsrechnung) und nach der Statistik im Landervergleich weichen
infolge unterschiedlicher zeitlicher Abgrenzung voneinander ab. In der Finanzstatistik ist der Schuldenstand des Landes stichtags-
bezogen zum 31. Dezember ausgewiesen. Die nach dem 31. Dezember aufgenommenen und zum Ist-Ausgleich des abgelaufenen
Haushaltsjahres erforderlichen Krediteinnahmen (vgl. Haushaltsvermerk zu Kapitel 20 05 Titel 321 03) sind nicht erfasst.
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Ein Vergleich der Schuldenentwicklung im FoIgenEgn zeigt, dass die Verschuldung des Landes aus Kreditmarkt-

mitteln seit 1992 stérker zunahm als im Durchschnitt™:

Entwicklung der Pro-Kopf-Verschuldung
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Veréanderung der Schulden gegentiber den Einnahmen

Die Schulden aus Kreditmarktmitteln haben sich gegenliber der Summe aus Steuern und sonstigen Einnahmen seit

1992 wiefolgt verandert (Anlage 10):

Veranderung der Schulden gegentber den Steuern und
sonstigen Einnahmen
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Die Schulden aus Kreditmarktmitteln erhdhten sich von 1992 bis 2002 um 78 %. In derselben Zeit nahmen die Steuern
und sonstigen Einnahmen nach Riickgéngen in den beiden letzten Jahren lediglich um 15 % zu.

62)

Anstieg beim Land von 3.090 €/Einw. auf 5.150 €/Einw. um 2.060 €/Einw. und im Durchschnitt der Flachenldnder (West) von

2.584 €/Einw. auf 3.974 €/Einw. um 1.390 €/Einw.
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Zusammenfassende Betrachtung und Folgerungen

Die finanzielle Lage des Landes hat sich insbesondere as Folge von Einbriichen bei den Steuereinnahmen in den
letzten Jahren besorgniserregend entwickelt. Der Riickgang der Steuereinnahmen und der allgemeinen Finanzzuwei-
sungen (Landerfinanzausgleich und Ergénzungszuweisungen des Bundes) bel einem gleichzeitigen Anstieg der
laufenden Ausgaben fuhrte im Jahr 2002 in der laufenden Rechnung zu einem Defizit von 840 Mio. €. Die negative
Entwicklung wird auch bei einem Vergleich mit den Ergebnissen der letzten zehn Jahre deutlich. Drei Jahre schlossen
in der laufenden Rechnung mit Fehlbetragen von insgesamt 322 Mio. € ab. In sieben Jahren standen Uberschiisse von
2.285 Mio. € zur Verflgung.

Im Jahr 2002 wurde erstmals die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze im Haushaltsvollzug um 545 Mio. € Uber-
schritten.

Erhebliche Belastungen ergaben sich u.a. aus der seit Jahren hohen Netto-Kreditaufnahme, die im Jahr 2002 mit
1,65 Mrd. € (einschliefflich Landesbetriebe) ihren bislang hdchsten Stand erreichte. Die Gesamtverschuldung erhthte
sich in zehn Jahren von 12 Mrd. € auf 21,4 Mrd. € (Ende 2002). Ein Anstieg des Schuldendienstes (Zins- und Til-
gungsleistungen) ist die Folge.

Auch die Belastung der Einnahmen aus Steuern und algemeinen Finanzzuweisungen durch die Personalausgaben
nahm in zehn Jahren - trotz Auslagerung von Aufgabenbereichen - von 55,5 % auf 61,4 % zu.

In der Haushalts- und Finanzplanung wird weiterhin von einer aufferst angespannten Haushaltslage ausgegangen. Im
urspriinglichen Haushaltsplan-Entwurf 2004 war mit einer vorgesehenen Netto-Kreditaufnahme von 1,34 Mrd. €
(einschliefdlich Landesbetriebe) die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze um 0,2 Mrd. € Uberschritten. Insbesondere
aufgrund der teilweisen Verschiebung der dritten Stufe der Steuerreform mindert sich nach Angaben des Ministeriums
der Finanzen vom 7. Januar 2004 der Kreditbedarf um 0,15 Mrd. €. Im Ergebnis geht es davon aus, dass die verfas-
sungsrechtliche Kreditobergrenze eingehalten wird.

Die Kennzahlen zum Haushalt verdeutlichen, dass die Bemuhungen des Landes zur Haushaltskonsolidierung noch
nicht ausreichen und verstérkt fortgesetzt werden mussen, damit ein angemessener haushaltspolitischer Gestaltungs-
spielraum sichergestellt und die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze bei der Neuverschuldung in der Haushalts-
planung und im Haushaltsvollzug eingehalten werden kann. Eine Rickfiihrung der Haushaltsbelastungen durch
Ausgabenabbau als Folge standiger Aufgabenkritik ist unerlasslich.

Nach Auffassung des Rechnungshofs sind zur Wiedererlangung und Sicherung der Gestaltungsféhigkeit des Haushalts
- auch fur die Bewdltigung der Zukunftsaufgaben - folgende Mal3nahmen entschlossen umzusetzen:

- Die angekindigte und aus stabilitatspolitischen Griinden gebotene Verringerung der Neuverschuldung mit dem
Ziel eines baldmdglichen Haushaltsausgleichs ohne Neuverschuldung muss mit Nachdruck verfolgt werden.

- Bei der Ausfuihrung des Landeshaushalts ist in alen Aufgabenbereichen eine noch strengere Ausgabendisziplin
als bisher geboten.

- Mehreinnahmen und Minderausgaben im Haushaltsvollzug sind - soweit verflgbar - vorrangig zur dauerhaften
Haushaltsverbesserung zu nutzen.

- Nachhaltig zu verfolgendes Ziel muss es sein, die Ausgaben nicht stérker wachsen zu lassen als die Einnahmen.
Hierzu ist die vom Finanzplanungsrat vorgegebene Begrenzung des Ausgabenwachstums strikt einzuhalten und
nach Maoglichkeit zu unterschreiten.

- Die Manahmen zur Begrenzung der Personal ausgaben sind fortzusetzen.

- Investitionen und Investitionsférderungsmal3nahmen sind - im Hinblick auf die weitgehende Kreditfinanzierung -
streng nach Prioritéten durchzufiihren und ggf. auch zeitlich zurlickzustellen.

- Auf der Grundlage des Berichts Uber die Finanzhilfen im Haushalt des Landes und des Berichts Uber die Beteili-
gungen des Landes an privatrechtlichen Unternehmen muss sténdig Uberprift werden,

- inwieweit Abbaumdglichkeiten bei den Finanzhilfen bestehen,

- ob bei alen Landesbeteiligungen die gesetzlichen Voraussetzungen (u.a. wichtiges Landesinteresse) ge-
geben sind.

- Esist zu untersuchen,

- inwieweit Aufgaben abgebaut oder kostenguinstiger von Dritten - auch Privaten - wahrgenommen werden
konnen,

- ob bereits privatisierte oder auf andere selbstdndige Rechtstrédger Ubertragene Aufgaben - soweit
weiterhin mit einer Belastung des Haushalts verbunden - nicht wirtschaftlicher selbst erledigt werden
konnen.

- Neue Aufgaben oder Aufgabenerweiterungen sind vorrangig durch Einsparungen in anderen Bereichen zu
finanzieren.
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Forderung der Stadtsanierung Montabaur

Die Abgrenzung des Sanierungsgebiets war in Teilbereichen nicht zweckmaflig. Eine gesamt-
heitliche Sanierungskonzeption fehlte.

Die Stadt hat mit hohem Kostenaufwand in drei Tiefgaragen 6ffentliche Stellplatze Gber den
Bedarf hinaus hergestellt. Die ortlichen Gegebenheiten hatten ginstigere Moglichkeiten zur
Herstellung von Stellplatzen zugelassen.

Bei der Festsetzung von Ablosebetragen fur Stellplatzverpflichtungen blieben die héheren Kos-
ten fur die Herstellung der Stellplétzein den Tiefgar agen unber ticksichtigt.

Obwohl die Sanierung bereits weitgehend abgeschlossen ist, leitete die Stadt die Abrechnung
der bereits sanierten Bereiche nicht in die Wege. Sie hat von der M dglichkeit, Vorausleistungen
auf die Betrage zum Ausgleich von Vorteilen aus der Sanierung zu erheben, keinen Gebrauch
gemacht.

Zweckgebundene Einnahmen in erheblicher Hohe, wie Erlése aus der VeraulRerung von Grund-
stiicken, Betrage zur Abldsung von Stellplatzver pflichtungen, Fordermittel fir den StralRenbau,
Bewirtschaftungserlose, Zinslberschiisse und die Kostenerstattung eines Dritten, setzte die
Stadt nicht von den Ausgaben der Sanierung ab.

Ubersetzte oder nicht forderfahige Ausgaben und Abrechnungsfehler filhrten zu einer unge-
rechtfertigten I nanspruchnahme von Férder mitteln.

Honorareflr Sanierungstrager und deren Anteile an den Ausgaben war en unangemessen hoch.

Von den geltend gemachten Kosten sind fast 8 Mio. € nicht férderfahig. Férdermittel von mehr
als5Mio. € wurden von der Stadt zu viel in Anspruch genommen.

Allgemeines

Die Stadt Montabaur wies im Jahr 1971 zur Beseitigung stédtebaulicher Missstande in der Innenstadt Flachen von ins-
gesamt 2,3 ha férmlich als Sanierungsgebiet aus. In den Jahren 1979, 1984 und 1988 erweiterte sie das Sanierungs-
gebiet auf insgesamt 6,3 ha. Eine im Oktober 2001 beschlossene weitere Ausdehnung des Sanierungsgebiets stief?
wegen der ungekléarten Finanzierung auf Bedenken der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und ist noch nicht in
Kraft gesetzt. Die Sanierung ist bis auf Teilbereiche im Kern des 1979 hinzugenommenen Gebiets abgeschl ossen.

Zur Finanzierung der als férderfahig anerkannten Gesamtkosten von 15%Mio. € bewilligte das Land bis Anfang 20&7)
Zuweisungen von 10,5 Mio. € aus dem Stadtebauférderungsprogramm®™? und dem Zukunftsinvestitionsprogramm
Bis Ende Mérz 2003 waren Fordermittel von 10,2 Mio. € ausgezahit.

Fir den Ausbau und die Herstellung der innerértlichen Hauptverkehrsstral3e "Wilhelm-Mangels-Stral3e” in zwei Bau-
abschnitten_bewilligte das Land der Stadt 1984 eine Zuweisung von 1,4 Mio. € und 1993 eine Zuweisung von
0,9 Mio. €™ aus dem Programm zur@{erbeﬁerung der Verkehrsverhdltnisse d emeinden nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)™ und dem Finanzausgleichsgesetz (FAG)®~. Bis Ende Mérz 2003 waren fir
den |. Bauabschnitt 1,3 Mio. € und fir den I1. Bauabschnitt 0,6 Mio. € ausgezahit.

Der Rechnungshof hat die Verwendung der Zuweisungen geprift. Schwerpunkte der Priifung waren der Grundstiicks-
verkehr, die Forderung der Sanierungsmal3nahmen, die zweckentsprechende Verwendung der Fordermittel, die recht-
zeitige und vollstandige Erhebung sanierungsbedingter Einnahmen und deren zeitnaher Einsatz zur Finanzierung der
Sanierung.

63 Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 2006 Zuweisungen an Gebietskorperschaften, Titel 883 15 Zuweisungen zur

Férderung des Stadtebaus.

Einzelplan 11 Allgemeine Finanzverwaltung, Kapitel 11 15 Forderung des Wohnungs- und Stadtebaus, Titel 883 74 Zuweisungen

(Haushaltgahre 1977 und 1978).

65) Einzelplan 08 Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 11 Forderung des OPNV sowie von

Verkehrswegen und Verkehrsanlagen, Titel 883 03 Zuweisungen an Kommunale Baulasttréager zum Bau und Ausbau von Verkehrs-

wegen und Verkehrseinrichtungen.

Gesetz Uber Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhdltnisse der Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetz - GVFG -) vom 18. Méarz 1971 i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 (BGBI. | S. 100), zuletzt geadndert

durch Gesetz vom 27. April 2002 (BGBI. | S. 1467, 1480).

67) Landesgesetz Uber den Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz (Finanzausgleichsgesetz - FAG-) vom 28. Oktober 1977
(GVBI. S. 353), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 4. Februar 1999 (GVBI. S. 27), mit Wirkung vom 1. Januar 2000 ersetzt durch
das Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) vom 30. November 1999 (GVBI. S.415), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
10. April 2003 (GVBI. S. 55), BS 6022-1.

64)
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AuRerdem wurden die Ordnungsméafligkeit der Verfahrensablaufe, Wettbewerbe, Angebotswertungen und Vertrage
sowie die Wirtschaftlichkeit einzelner Sanierungsmal3nahmen untersucht.

In die Prifung einbezogen wurde auch die Beauftragung von Sanierungstragern, die Art und Weise, wie diese ihre
Aufgaben erfiillten, und ihre Honorierung.

Die fur die Prufung erforderlichen Unterlagen wurden dem Rechnungshof nicht vollsténdig bereitgestellt. Urséchlich
hierfir waren neben unzureichender Aktenfihrung der Verwaltung und der Sanierungstrager insbesondere die lange
Zeitdauer der Sanierung - Sanierungsbeginn 1972 - sowie ein mehrfacher Wechsel des Sanierungstrégers. Ein Teil der
Unterlagen und Belege war nach Aussage der Verwaltung bereits vernichtet.

Das Priifungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. AbschlieRende AuRerungen der Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion und der Stadt stehen noch aus.

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Abgrenzung des Sanierungsgebiets

Das férmlich festgelegte Sanierungsgebiet liegt Uberwiegend auRerhalb des historischen Stadtkerns, dem Geschéfts-
zentrum der Innenstadt. Von der neuen Infrastruktur im Sanierungsgebiet haben auch die Grundstticke im historischen
Stadtkern einen wesentlichen Vorteil. Durch die Sanierung erhdhten sich ihre Bodenwerte. Diese Grundstiicke sollen
nunmehr teilweise in das Sanierungsgebiet einbezogen werden. Gleichwohl kénnen sie nicht zum Ausgleich des Vor-
teils herangezogen werden, den sie aufgrund der bisherigen umfangreichen Sanierungsmal3nahmen bereits erlangt
haben.

Die Stadt hat ausgefihrt, das Gebiet entlang der Kirchstral3e und des Grofen und Kleinen Markts sei bei Einleitung
des Sanierungsverfahrens kein Gebiet mit stadtebaulichen Misssténden gewesen. Es habe daher bereits aus rechtlichen
Grinden nicht in die Sanierung einbezogen werden durfen. AuBerdem sel das Sanierungsgebiet zunédchst eng abge-
grenzt worden, weil eine Einbeziehung dieses Gebiets aufgrund eines heftigen und emotionalen Widerstands in der
Bevdlkerung undurchfiihrbar gewesen sei.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Stadt die Notwendigkeit, eine innerértliche Hauptverkehrsstral3e ("Wilhelm-
Mangels-Stral3e") zu bauen, mit stédtebaulichen Missstanden in diesem Gebiet begriindete. Das traf auch zu. Insbe-
sondere die Verkehrsbelastung durch den Durchgangsverkehr und die fehlenden Stellplétze fur den ruhenden Verkehr
hétten eine Einbeziehung dieses Gebiets in die Sanierung von Anfang an geboten.

Die Abgrenzung des Gebiets war unzweckmafdig. In das Sanierungsgebiet waren einige Strafen nur mit einer Seite
einbezogen. Die Stadt baute diese Straf3en aus und bezog die angefallenen Kosten in die Forderung ein.

Die Eigentiimer der Grundstiicke an den aurieégalb des Sanierungsgebiets gelegenen Stral3enseiten kénnen nicht zu
Ausgleichsbetréagen nach § 154 Baugesetzbuch™ herangezogen werden.

Durch eine sinnvollere Abgrenzung des Sanierungsgebiets hétte die Stadt Probleme bei der Abrechnung und Nachteile
bei der Finanzierung vermeiden kdnnen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion teilt die Auffassung des Rechnungshofs, dass bei der Abgrenzung der
Sanierungsgebiete auch beitrags- und férderrechtliche Folgen zu bedenken seien. Sie werde bei der Abstimmung von
Gebietsausweisungen und Gebietserweiterungen auf eine entsprechende Abgrenzung achten und darauf hinwirken,
dass bestehende Gebiete gesndert wiirden.

Sanier ungskonzeption
Gesamtkonzept

Die Sanierung WuEgle 1972 im Bereich des heutigen Konrad-Adenauer-Platzes mit vorbereitenden Ordnungsmal-
nahmen eingeleitet™. Dazu gehorte der Abriss stérender Bausubstanz, um eine Neubebauung der Flachen zu ermdg-
lichen. Vorgesehen waren eine 6ffentliche Tiefgarage (1), ein neues Dienstgebaude fir die Verbandsgemeindeverwal -
tung, private Geschaftshauser und Bankgebaude.

&9 Baugesetzbuch i.d.F. der Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBI. | S. 2141, 1998 S. 137), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 23. Juli 2002 (BGBI. | S. 2850).

Nach den von der Stadt dem Rechnungshof erstmals Ende Dezember 2003 vorgelegten Unterlagen soll bereits 1968 mit den ersten
Mal3nahmen al's " Studien- und Modellmal3nahme" des Bundes und des L andes begonnen worden sein.

69)
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Nach der Konzeption auf der Grundlage der vorbereitenden Untersuchungen von 1976 bis 1979 sollte das urspriing-
liche Sanierungsgebiet in nordwestlicher Richtung erweitert werden. Das Erweiterungsgebiet sollte den Schwerpunkt
"citynahes Wohnen" mit der Funktion eines "besonderen Wohngebiets' erhalten und weiter entwickelt werden. Weil
in dem urspringlichen Teilgebiet eine offentliche Tiefgarage (1) geplant war, die auch fir das Erweiterungsgebiet
Vorteile bringen sollte, sah das Verkehrskonzept nur 6ffentliche Stellplétze entlang der Bahnhofstraize und im Ubrigen
private Stellplédtze oder Garagen sowie eine private Tiefgarage im Innern des Erweiterungsgebiets vor. Statt der priva-
ten Tiefgarage errichtete die Stadt spéter eine 6ffentliche Tiefgarage (11).

Im Jahr 1982 wurden weitere vorbereitende Untersuchungen durchgefihrt, die die stidlich und sudéstlich an das zu
dieser Zeit bestehende Sanierungsgebiet angrenzenden Flachen betrafen. Sanierungsziel war die Auslagerung eines
landwirtschaftlichen Betriebs. Der Bedarf an Stellplétzen in diesem Bereich sollte durch eine private Tiefgarage ge-
deckt werden. AuRRerdem empfahl der Planer, die Trasse fur die neue Hauptverkehrsstral3e abweichend von der vor-
maligen Planung parallel zur Stadtmauer zu fuhren, um eine Zerschneidung des Sanierungsgebiets zu vermeiden.
Gleichwohl lief3 die Stadt die Straf3e in den Jahren 1982 bis 1985 nach den aten Plénen herstellen. Sie erhielt fur diese
als |. Bauabschnitt bezeichnete Mal3nahme eine Zuweisung von 1,3 Mio. € aus GVFG/FAG-Mitteln. Zwischen 1991
und 1994 verlegte die Stadt die Trasse dieser Stral3e wie der Planer 1982 empfohlen hatte. Diese als 1. Bauabschnitt
bezeichnete M al3nahme wurde ebenfalls mit 6ffentlichen Mitteln gefordert.

Entgegen den Vorschldgen des Planers fiir diesen Teil des Sanierungsgebiets errichtete die Stadt auch dort eine offent-
liche Tiefgarage (111).

Die Prifung hat gezeigt, dass eine einheitliche und umfassende Sanierungskonzeption unerlésslich ist. Die Bewilli-
gungs- und Aufsichtsbehtrden hétten verstérkt auf die Erarbeitung eines Gesamtsanierungskonzepts hinwirken
muissen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat erklért, sie werde die Stadt auffordern, im Hinblick auf die noch ge-
planten Sanierungsmal3nahmen eine stédtebauliche Planung im Sinne von § 140 Nr. 4 BauGB aufzustellen.

Bebauung entlang der Stadtmauer

Die Biergasse ist entlang der Stadtmauer einseitig mit Wohngeb&uden bebaut, die in den Planen als erhaltenswert und
denkmalwurdig dargestellt sind. Seit 1990 erwarb die Stadt Uiberwiegend mit Sanierungsmitteln diese Grundstiicke.

Die angrenzenden Fléchen Uber der Tiefgarage |11 veréuRRerte sie an einen privaten Investor. Dieser errichtete in einem
Abstand von etwa vier Metern zu der Bebauung in der Biergasse ein zweigeschossiges Geschéftshaus.

Der Neubau des Geschéftshauses in geringem Abstand zur Altbebauung beseitigte keine Missstande, sondern ver-
schlechtert die vorhandene stédtebauliche Situation, wie die nachfolgende Aufnahme verdeutlicht.

|
I
|
|
I
1
:

\
\

Eine fruhere Planung hatte eine stédtebaulich wesentlich sinnvollere Bebauung mit grofReren Gebaudeabsténden vor-
gesehen. Die bis auf wenige Meter an die Hauser in der Biergasse verschobene Baugrenze wird den im Baugesetzbuch
vorgegebenen Zielen einer Stadtsanierung nicht gerecht. Die neu geschaffenen Missstande lassen sich im Nachhinein
nicht mehr beheben.
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Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat der Auffassung des Rechnungshofs zugestimmt, dass die Stadt die
privat nutzbaren Grundstiicke in der Biergasse unter Ausschopfung von Reprivatisierungsmoglichkeiten in ihr alge-
meines Liegenschaftsvermdgen zu (ibertragen hat. Die Ubertragung solle auf einen Zeitraum bis zum 31. Dezem-
ber 2005 aufgeteilt werden, um den stédtischen Haushalt nicht auf einmal Uber Gebuhr zu belasten.

Bebauung auf den Tiefgaragen

Mit der Errichtung der &ffentlichen Tiefgaragen schuf die Stadt eine Grundstiickssituation fiir die Gber den Garagen
liegenden Fléchen, die den Investoren keine oder nur geringe Mdoglichkeiten lief3, die notwendigen Stellplétze auf
ihren Grundstiicken herzustellen. Sie l6sten deshalb ihre Stellplatzverpflichtung gegen Entgelt ab. Diese Bebauungs-
konzeption ware nur sinnvoll gewesen, wenn die Vorstellungen der spéteren Investoren bereits bei der Planung hétten
berticksichtigt werden kénnen.

Ein Sanierungskonzept, nach dem Neubaumal3nahmen bauaufsichtlich nur genehmigt werden kénnen, wenn Stell-
platzverpflichtungen fast ausnahmslos abzul6sen sind, ist problematisch.

Offentliche Stellplatze in Tiefgar agen

Stellplétze in Tiefgaragen sind sowohl in der Herstellung als auch im Unterhalt besonders teuer. Der sehr hohe Grund-
wasserstand bei den Tiefgaragen in Montabaur fiihrte zu zusétzlichen Kosten.

Nach Erfahrungswerten des Rechnungshofs betrégt der durchschnittliche Kostenaufwand fur einen Tiefgaragen-
stellplatz 20.000 € und fur einen Stellplatz in einem offenen Parkdeck 17.000 €. Die Herstellung eines Stellplatzes
z.B. in der Tiefgarage |11 kostete dagegen 34.500 €.

Tiefgaragen sind nur dann wirtschaftlich vertretbar, wenn die Grundstiickssituation oder die geplante Nutzung der
ebenerdigen Flachen keine anderen Mdglichkeiten zur Herstellung von Stellplétzen zul 8sst.

Die zustdndigen Stellen miissen bereits bei der Bewilligung der Zuweisungen und bei der férderrechtlichen Anerken-
nung der Einzelmalihahmen verstérkt auf eine sparsame und wirtschaftliche Verwendung offentlicher Mittel hin-
wirken.

Die Bewilligungsbehdrde hat inzwischen aufgrund einer Empfehlung des Rechnungshofs ab dem Programmjahr 2002
fr die Schaffung von zuwendungsféhigen offentlichen Stellplétzen in Parkhdusern, Tiefgaragen oder Parkdecks ein-
heitlich 9.500 € je Stellplatz als Férderobergrenze festgel egt.

Ausgleichsbetrége fir Bodenwerterhéhungen

Die Eigentimer der in Sanierungsgebieten gelegenen Grundstiicke sind zur Zahlung von Ausgleichsbetragen fur die
sani erungsbedingte Erhéhung des Bodenwerts ihrer Grundstiicke verpflichtet. Die Stadt hat - aul3er in Einzelfallen bei
der VerauRerung von Grundstiicken aus dem Sanierungsvermdgen - keine Ausgleichsbetrége erhoben. Ermittlungen
zur Feststellung des jeweiligen Sanierungsvorteils hat sie nicht durchgefiihrt. Auch die Méglichkeit, Vorauszahlungen
zu erheben, wurden nicht genutzt.

Soweit die Sanierung durchgefuhrt ist, ist die Sanierungssatzung aufzuheben, damit die Sanierung insoweit abgerech-
net werden kann und Ausgleichsbetrage zeitnah erhoben werden kénnen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat die Stadt inzwischen hierzu aufgefordert.

Ordnungsmafinahmen
Tiefgarage |

Mit dem Bau der Tiefgarage sollten 180 offentliche und 30 private Stellpldtze geschaffen werden. Die Mal3nahme
wurde 1977 und 1978 mit Mitteln aus dem Programm fir Zukunftsinvestitionen gefordert. Der Bewilligung lagen
forderfahige Gesamtkosten von 1,8 Mio. € fir die Herstellung der 180 &ffentlichen Stellplétze zugrunde.

In der Abrechnung gab die Stadt Einnahmen von 92.000 € aus der Kostenerstattung eines Dritten nicht an. Sie hat
infolgedessen Fordermittel von 33.000 € zu viel erhalten.

Konrad-Adenauer-Platz

Fir den Ausbau des Konrad-Adenauer-Platzes erkannte die Bezirksregierung Koblenz forderféhige Kosten von
769.000 € an. Die Schlussrechnung lag bei der Prifung durch den Rechnungshof nicht vor. Anhand der Honorar-
rechnung des mit der Baullberwachung beauftragten Ingenieurs ermittelte der Rechnungshof Gesamtkosten von
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716.000 €. Darin sind Ausgaben enthalten, die nicht die Sanierung betrafen und der Stadt von Dritten erstattet wurden.
Nach Abzug der K ostenerstattungen ergaben sich forderfahige Kosten von 663.000 €.

Bei einem durchschnittlichen Férdersatz von 66,67 % wurden 70.000 € zu viel an Zuweisungen gezahit.

Dariiber hinaus wurden Ausgaben von 24.000 € fur Restarbeiten am Konrad-Adenauer-Platz geltend gemacht und von
der Bezirksregierung anerkannt. Die Belege hierzu lagen bei der Priifung durch den Rechnungshof nicht vor.

Tiefgarage Il

Der Rohbau zur Errichtung der Tiefgarage Il wurde 1992 fertiggestellt. Eine Nutzung der Tiefgarage war seit 1993
moglich. Der Neubau wurde als Ordnungsmal3nahme mit Mitteln des Bundes und des Landes aus dem Sanierungs-
programm gefordert. Bis Mitte 2003 lag noch kein VVerwendungsnachweis vor.

Die Verwendung der Zuweiglﬂg hétte innerhalb eines Jahres nach Erfullung des Zwecks der Bewilligungsbehérde
nachgewiesen werden missen ™.

Bei der forderrechtlichen Zustimmung im Juni 1989 blieb auf3er Acht, dass die Férderung auf den nicht durch, Ein-
nahmen aus der Bewirtschaftung der Stellplétze zu deckenden Teil der Ausgaben hétte begrenzt werden miissen™.

Nach den Fordervorschriften hétten die zuwendungsféhigen Ausgaben bei 128 offentlichen Stellpldtzen um einen fik-
tiv zu ermittelnden Einnahmebetrag von mindestens 394.000 € gekirzt werden miissen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat mitgeteilt, sie werde die Stadt umgehend zur Vorlage des Verwen-
dungsnachweises auffordern, und zugesagt, die fiktiven Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Stellplétze zu bertick-
sichtigen.

Tiefgarage 11

Bei der forderrechtlichen Anerkennung der Mal3nahme wies die Bezirksregierung im September 1996 darauf hin, dass
die forderféhigen Ausgaben u.a. um 383.000 € as fiktive Einnahmen aus der Bewirtschaftung zu mindern sind. Im
Schlussverwendungsnachweis war dieser Abzug berlicksichtigt. Die Bezirksregierung stellte die forderfahigen Kosten
abschlieflend auf 2.290.000 € fest.

Die Stadt hatte die Fordermittel in 18 Teilbetrdgen zusammen mit bewilligten Mitteln fir andere Sanierungsmal3-
nahmen abgerufen. Die flr die Errichtung der Tiefgarage insgesamt angegebenen und geforderten Ausgaben waren
nicht gesondert ausgewiesen.

Als Folge dieser Verfahrensweise erkannte die Bezirksregierung nicht, welche Férdersumme sie fir die Tiefgarage
ausgezahlt hatte. Nach den Feststellungen des Rechnungshofs waren das 2.682.000 €. Das sind 392.000 € mehr alsim
Verwendungsnachweis a s forderfahig festgestellt.

Die abschlieRende Priifung durch die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion steht noch aus.

Der Bau der Tiefgarage machte die Verlegung einer Hauptentwasserungsleitung notwendig. Die Kosten tibernahm die
Stadt, weil sie die Arbeiten verursacht hatte. Sie machte dafir Ausgaben von 157.000 € im Rahmen der Forderung fir
die Tiefgarage geltend.

Zuwendungsfahig waren dagegen lediglich Ausgaben von 63.000 € gewesen. Zum einen waren die Arbeiten einem
Unternehmer (bertragen worden, dessen Angebot 33.200 € tber dem gunstigsten Angebot lag. Zum anderen war die
ersetzte Abwasserleitung bereits 20 Jahre alt und die neue hatte einen grofReren Durchmesser als die ate. Ein Aus-
gleich fur die Vorteile durch die neue Leitung unterblieb.

Bedarf an offentlichen Stellplatzen

In den drel Tiefgaragen verfligt die Stadt Uber insgesamt mehr a's 420 6ffentliche Stellplétzea. Der Bedarf an offent-
lichen Stellpldtzen im Sanierungsgebiet war nicht nachgewiesen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat darauf hingewiesen, dass die Stadt durch ein Verkehrsgutachten einen
zusétzlichen Stellplatzbedarf im Sanierungsgebiet von ca. 650 Stellplétzen nachgewiesen habe.

™ Nr.7,Teil II/Anlage 1 (ANBest-K), zu § 44 VV-LHO.

™ Nr. 6.6.4.2 der Verwaltungsvorschrift tber den "Einsatz von Forderungsmitteln nach dem Stadtebauforderungsgesetz” vom 30. De-
zember 1982 (MinBI. 1983 S. 58), gedndert durch Verwaltungsvorschrift vom 17. Januar 1985 (MinBlI. S. 67).

2) Im Zuge der Verlegung der erst 1984 hergestellten Hauptverkehrsstral3e hat sie 1993 insgesamt 50 ebenerdige Stellplétze eines an
das Sanierungsgebiet angrenzenden Parkplatzes entfernt.
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Das Gutachten, das dem Rechnungshof vorliegt, geht von einem kinftigen Gesamtstellplatzbedarf von 716 Stell-
plétzen fir die Innenstadt aus. Diese Zahl umfasst sowohl die 6ffentlichen as auch die privaten Stellplétze. Zur Fest-
stellung des Fehlbedarfs sind bereits vorhandene Stellplétze von dieser Zahl abzusetzen. Fir das Sanierungsgebiet, das
nur einen Teil des im Gutachten a's Innenstadt bezei chneten Bereichs umfasst - im Wesentlichen das "Z&hlgebiet 2" -,
sind 250 Stellplétze fur den kinftigen Spitzenbedarf ausgewiesen. Die Notwendigkeit zur Herstellung von einer
dartiber hinausgehenden Zahl an Stellplétzen im Rahmen der Sanierung ist daher nicht begriindet.

Verschiedene anlésslich der értlichen Erhebungen durchgefiihrte Begehungen und Zahlungen an unterschiedlichen
Tagen und zu wechselnden Zeiten zeigten, dass insbesondere die Tiefgaragen 11 und 111 nicht ausgel astet waren.

Ende 2002 bot die Verbandsgemeindeverwaltung "zur besseren Auslastung” der Tiefgaragell 60 Stellplétze zur
Dauernutzung gegen ein Entgelt von 70 € monatlich an. Der Rechnungshof hat der Stadt empfohlen, die 60 Stellplétze
vorrangig den Eigentimern der Uber der Tiefgarage befindlichen Gebaude zum Kauf anzubieten. Die von diesen zur
Ablosung der Stellplatzverpflichtung gezahlten Betrage kénnten auf den Kaufpreis angerechnet werden.

Die Herstellung der 60 Stellplétze mit Kosten von mehr als 1,2 Mio. € kann nicht geférdert werden.

Um fur kinftige Entscheidungen Planungssicherheit zu bieten, hat der Rechnungshof bereits im Zusammenhang mit
der Stadtsanierung Kirchheimbolanden gefordert, fir die Forderung verbindliche Mal3stébe zur Ermittlung des Bedarfs
an offentlichen Stellplétzen vorzugeben. Die Landesregierung hat damals ausgefihrt, die neue Verwaltungsvorschrift
fUr die Stadtebauliche Erneuerung werde Kriterien fur die Ermittlung des Bedarfs an offentlichen Stellplétzen ent-
halten. Die Vervxgtungworschrift, deren Erlass bereits im Rahmen des Entlastungsverfahrens fir das Jahr 1999 gefor-
dert worden war ™, steht noch aus.

Das Ministerium des Innern und fir Sport hat erklért, die Erstellung der Verwaltungsvorschrift sei im Hinblick auf die
sich abzeichnende Aufnahme weiterer Forderbereiche (Stadtumbau und Soziale Stadt) in das Baugesetzbuch noch
nicht zum Abschluss gebracht worden.

Einnahmen aus der Abldsung von Stellplatzver pflichtungen

Stadtebauférderungsmittel dirfen nur subsididr eingesetzt werden. Einnahmen aus der Ablésung von Stellplatzver-
pflichtungen sind daher vorrangig zur Finanzierung der Tiefgaragen einzusetzen. Der Zuwendungsgeber ist aulRerdem
nach § 7 Abs. 1 LHO gehalten, auf eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung der Fordermittel zu achten. Ein-
nahmen der Zuwendungsempfanger sind auf die Forderung anzurechnen.

Die Stadt zeigte dem Zuwendungsgeber Einnahmen aus Stell platzabl dsungen nicht an.

Im Zeitraum von 1978 bis 1990 schloss die Stadt Vereinbarungen tiber die Ablésung von Stellplatzverpflichtungen in
Hohe von insgesamt 599.000 € ab. Weil Belege nicht vorlagen, hat der Rechnungshof die Betrdge anhand der ihm
vorgelegten Vereinbarungen ermittelt.

In den Jahren 1991 bis 1998 erzielte die Stadt, wie die Kassenbelege ausweisen, aus Abldsevereinbarungen Ein-
nahmen von insgesamt 280.000 €. Davon sind 255.000 € der Sanierung zuzurechnen.

Ein am 30. November 1994 vereinbarter Abldsebetrag Uber insgesamt 19.000 € war bis Marz 2003 noch nicht ver-
einnahmt. Auch dieser Betrag hétte von den Ausgaben der Sanierung abgesetzt werden miissen.

Ablosebetrage fir insgesamt 14 Stellpldtze wurden entgegen der bei Vertragsschluss geltenden Satzung statt mit
7.669 € nur mit 3.170 € je Stellplatz berechnet. Dies fuhrte zu Mindereinnahmen von 63.000 €. AuRRerdem verzichtete
die Stadt gegeniiber dem Erwerber eines Grundstiicks aus dem Sanierungsvermégen auf Einnahmen aus Stellplatz-
ablésungen von 429.000 €. Der Gesamtbetrag von 492.000 € hétte als Einnahme von den Sanierungsausgaben abge-
setzt werden miissen.

Im Ubrigen sind die Ablosebetrage zu niedrig. Sie sind auf der Grundlage der Herstellungskosten eines ebenerdigen
Stellplatzes ermittelt. Die wesentlich hoheren Herstellungskosten der Stellplétze in den Tiefgaragen blieben aulZer
Betracht, ebenso die unterschiedliche Hohe der Bodenwerte. Der 1995 auf 7.669 € festgesetzte Abldsebetrag war zwar
Zu 75 % auf der Grundlage der Herstellungskosten eines ebenerdigen Stellplatzes und zu 25 % auf denen eines Tief-
garagenstelIplatzes ermittelt. Die Stadt hat ihn aber riickwirkend wieder auf einen Betrag abgesenkt, der sich auf der
Grundlage der Herstellungskosten eines ebenerdigen Stellplatzes ergab.

&) Drucksache 14/251 Nr. 5 und Beschluss des Landtags vom 20. September 2001 (Plenarprotokoll 14/9, S. 475); vgl. auch Druck-
sache 14/1230 Nr. 30 €) und Beschluss des Landtags vom 29. August 2002 (Plenarprotokoll 14/29, S.2009) und Druck-
sache 14/2320 Nr. 4 und Beschluss des Landtags vom 10. Juli 2003 (Plenarprotokoll 14/52, S. 3513).
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Die Bemessung von Abldsebetrégen durch die Stadt darf nicht dazu fihren, dass ihr mehr Fordermittel bereit gestellt
werden, als sie erhielte, wenn sie die Abldsebetrége unter Einbeziehung der durchschnittlichen Herstellungskosten von
Stellplétzen in 6ffentlichen Tiefgaragen ermittelt hétte.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat erklért, die Hohe der zur Finanzierung der Sanierung einzusetzenden
Einnahmen aus Stellplatzabl 6sungen miisse noch geprift werden.

Kosten fur Vor- und Zwischenfinanzierungen

Die Stadt machte in den Jahren 1998 bis 2001 Ausgaben von insgesamt 139.000 € fir Zwischenfinanzierungen
geltend. Die Ausgaben betrafen tUberwiegend Zinszahlungen fir die Vorfinanzierung der Herstellungskosten der Tief-
garage l11. Das Land forderte die Finanzierungskosten mit 93.000 €.

Geldbeschaffungskosten und Zinsen fiir eine Vor- oder Zwischenfinanzierung sind nur forderfahig, wenn sie unver-
meidbar sind, die zustéandige Behorde vorher schriftlich zugestimmt hat und sie Zeitraum und Hohe der Férderung be-
grenzt hat.

Diese Voraussetzungen waren nicht erfillt. Der Bau der TiefgarageIll war in Anbetracht der bereits vorhandenen
Stellplétze aus verkehrstechnischer Sicht nicht dringend. Ein Investor fir die Bebauung auf der Tiefgarage fand sich
erst im Jahr 2000. Zustimmungen der zusténdigen Behdrde fehlten.

Erwerb, Bewirtschaftung und Verauflerung von Grundstiicken

Der sanierungsbedingte Erwerb von Grundstiicken kann als Teil einer stédtebaulichen Gesamtmal3nahme geférdert
werden. Forderfahig sind grundsétzlich der Kaufpreis und die Nebenkosten. Erlése aus der VerduRerung sowie Uber-
schiisse aus der Bewirtschaftung von Grundstiicken des Sanierungsvermégens oder Mehreinnahmen infolge sanie-
rungsbedingter Wertsteigerungen anderer Grundstiicke der Gemeinden sind in vollem Umfang zur Finanzierung der
Sanierung zu verwenden.

Im bisherigen Verlauf der Sanierung wechselten in mehr a's 200 Féllen die Eigentimer von Grundstiicken. Diese Zahl
ist im Vergleich mit anderen vom Rechnungshof gepriiften Sanierungsmal3nahmen aufRergewdhnlich hoch.

Die Priifung einzelner VerduRerungs- und Bewirtschaftungsfalle gab Anlass zu vielfétigen Beanstandungen. Sie be-
trafen teilweise zu hoch oder bestimmungswidrig geforderte Grunderwerbsvorgange, insbesondere zahlreiche im Rah-
men von Grundstiickstausch- und V erdulRerungsgeschéften erzielte oder vereinbarte, aber nicht zur Finanzierung der
Sanierung eingesetzte Erlose.

Grunderwerb

Die Stadt erwarb Grundstiicke, ohne dass der Kaufpreis durch Wertgutachten ermittelt worden war. Vereinbarte Kauf-
preise Uberschritten die durch Wertgutachten festgestellten Wertgrenzen. Entschéadigungen wurden gezahlt, auf die
kein Anspruch bestand. Einnahmen, die beim Tausch von Grundstiicken erzielt worden waren, blieben bei der Forde-
rung unbertcksichtigt.

Als Folge davon wurden insgesamt Ausgaben von mehr als 1 Mio. € bestimmungswidrig als férderfahig anerkannt.
Diesem Betrag sind die anteiligen Grunderwerbsnebenkosten hinzuzurechnen.

Erlése aus der VerauRRerung von Grundstiicken

Im Rahmen der Sanierung Ubertrug die Stadt 1979 die eigenen, heute mit der Tiefgarage | unterbauten Grundstiicke
am Konrad-Adenauer-Platz unentgeltlich in das Sanierungsvermogen. Sie erwarb auerdem zahlreiche Grundstiicke
fUr das Sanierungsvermogen hinzu, ordnete sie neu und verdul3erte sie wieder. Dies betraf insbesondere die Bereiche
der Tiefgaragen. Dort verduRlerte sie an Investoren Uberwiegend Miteigentumsanteile an den unterbauten Grund-
stiicken zur Errichtung von Wohn-, Geschéfts- und Burogebauden. AulRerdem verkaufte sie Flachen an der Wilhelm-
Mangels-Strale und im Steinweg.

In 23 bei der Priifung festgestellten Féllen wurden Einnahmen von insgesamt 1,65 Mio. € aus der Veréauf3erung von
Grundstiicken aus dem Sanierungsvermégen nicht von den Ausgaben abgesetzt. Im Ubrigen hat die Stadt bisher nicht
nachgewiesen, dass sie die Grundstiicke zum jeweils mal3geblichen Verkehrswert verauR3ert hat.

In vier Fallen wurden Grundstiicke unterhalb des vom Gutachterausschuss festgestellten Werts oder auf der Basis
eines veralteten Gutachtens veréuliert. Dies filhrte zu Mindereinnahmen von insgesamt 373.000 €.

In einem Fall wurden Miteigentumsanteile an einem Grundstiick aus dem Sanierungsvermdgen unentgeltlich Uber-
tragen. Die Stadt verzichtete dadurch auf Einnahmen von 219.000 €. Dieser Betrag hétte as fiktive Einnahme der
Sanierung angesetzt werden miissen.



253

254

2.6

2.7

2.8

-49-

Die Abgabe von Grundstiicken unter ihrem Verkehrswert ist forderrechtlich und kommunalrechtlich unzuléssig. Nach
§ 79 GemO darf eine Gemeinde Vermdgensgegenstdnde in der Regel nur zu ihrem vollen Wert verauf3ern. Ist aus-
nahmsweise eine Abgabe unter diesem Wert zuléssig - Griinde hierfir waren in den angefihrten Féllen nicht ersicht-
lich - und macht die Gemeinde hiervon im Rahmen einer Sanierungsmal3nahme Gebrauch, so hat sie die Einnahme-
ausfdlle zu tragen. Diese durfen nicht zu Lasten der Finanzierung der Sanierungsmal3nahme oder der Erzielung eines
etwaigen Uberschusses gehen, der nach § 156 a Baugesetzbuch auf die Eigentiimer zu verteilen ist.

Bewirtschaftungsiiber schiisse

Die Stadt gab erstmals fiir das Jahr 1996 Uberschiisse aus der Bewirtschaftung von Grundstiicken des Sanierungs-
vermogens als Einnahmen an und setzte sie von den Sanierungsausgaben ab.

Fir den Zeitraum von 1973 bis 1995 sind in den Berichten der Wirtschaftspriifungsgesellschaften Uber die Priifung der
Sanierungstétigkeit und das Treuhandvermégen Uberschiisse aus der Bewirtschaftung des Sanierungsvermégens in
Hohe von insgesamt 92.000 € ausgewiesen. Diese Einnahmen wurden von den Ausgaben nicht abgesetzt. Der Stadt
wurden dadurch Férdermittel von mindestens 62.000 € zu viel ausgezahlt.

Forderung des Grunderwer bs fir den Bau der Hauptverkehrsstraf3e

Im |. Bauabschnitt, fir den ein geprufter Schlussverwendungsnachweis vorlag, wurden aus 39 Grunderwerbsvor-
gangen Gestehungskosten von 747.000 € nach GV FG/FAG forderrechtlich anerkannt und geférdert. Die Ausgaben fur
den Erwerb von 22 der fir den Ausbau bendtigten Grundstlicke wurden zusétzlich mit Mitteln aus dem Sanierungs-
programm gefordert. Nur in zwei Féllen wurde dabei eine Forderung nach GVFG/FAG beriicksichtigt. Insgesamt
wurden Grunderwerbskosten von 259.000 € zu viel bei der Forderung geltend gemacht.

Die Kosten von 1,5 Mio. € fur den Erwerb von vier Grundstucken fir den 1. Bauabschnitt wurden mit GVFG/FAG-
Mitteln und zusétzlich mit Mitteln fir die Stadtsanierung gefordert. Beim Abruf der Sanierungsmittel gab die Stadt die
Zuweisungen nach GVFG/FAG nicht an. Die Sanierungsausgaben hétten um mehr als 200.000 € gekirzt werden
muissen.

Zinseinnahmen

In den Berichten Uber die Prifung der Sanierungstétigkeit sind fiir den Zeitraum 1973 bis 1995 in der Zinsrechnung
des Treuhandkontos Uberschiisse von insgesamt 90.000 € ausgewiesen. Diese Einnahmen waren von den Ausgaben
nicht abgesetzt. Die Stadt hat infolgedessen Férdermittel von mindestens 60.000 € zu viel erhalten.

Zwischenfinanzierung einer Baumafinahme des Sanierungstragers

Zur Zwischenfinanzierung der Ausgaben fur die Errichtung von Ladenlokalen im Erdgeschoss des Neubaus des Ver-
waltungsgebaudes der Verbandsgemeinde erhielt die Stadt im Mai 1981 Fordermittel von 109.000 €.

Im Mérz 1983 teilte die Bezirksregierung der Stadt mit, dass die Zwischenfinanzierung aus Fordermitteln fur die
Sanierung nicht zul&ssig sei, und forderte die abgerufenen Fordermittel und bis dahin aufgelaufene Zinsen von insge-
samt 127.000 € zuriick.

Eine Rickzahlung unterblieb.

Gesamtver giitung der Sanierungstr ager

Die Stadt zahlte im Zeitraum von 1973 bis 2002 den Sanierungstrégern Honorare von insgesamt 1,12 Mio. €. Das ent-
spricht 7,1 % der as zuwendungsféhig anerkannten Kosten von bisher 15,9 Mio. € und 5,9 % der Gesamtkosten von
bisher 19,05 Mio. €.

Wird berlcksichtigt, dass in den Ausgaben die Baukosten von 9,25 Mio. € fur drei Tiefgaragen enthaten sind, so
betrégt der Honoraranteil fir die Erflllung der originéren Aufgaben eines Sanierungstrégers sogar 11,4 % und ist
damit Uberhoht.

Die Stadt ist der Auffassung, dass in Anbetracht der auf3erordentlich schwierigen Aufgaben der Sanierung die den
Sanierungstragern gezahlte Vergutung nicht Uberhoht sei.

Der Rechnungshof sieht aufgrund der Erkenntnisse aus einer %Jerschnittsprijfung Uber den Einsatz und die Vergiitung
der Beauftragten bei stadtebaulichen Sanierungsmal3nahmen™ Honorarausgaben von héchstens 2 % fir die externe
verwaltungsmalige Beratung und von 3 % fir die stadtplanerische und gestalterische Beratung bezogen auf die Aus-
gaben der Sanierung als angemessen an.

™ Jahresbericht 2002, Tz. 4 (Drucksache 14/1880).
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Bei der Festlegung einer Bezugsgrofe fir das Honorar eines Sanierungstragers muss zusétzlich berticksichtigt werden,
dass dieser regelmalkig mehr Aufgaben als ein Sanierungsbeauftragter zu erfillen hat, wie die Abwicklung des Grund-
erwerbs, die Fihrung und Verwaltung eines Treuhandkontos und die Bewirtschaftung der Sanierungsmittel. Nach den
bisherigen Prufungserkenntnissen erscheint eine prozentuale Bemessung bezogen auf die jahrlichen Sanierungsaus-
gaben einschliefdlich der Kosten des Grunderwerbs sinnvoll.

Der Rechnungshof beabsichtigt, die Forderung der Vergltung der Sanierungstréger dhnlich wie die der Sanierungs-
beauftragten querschnittsméaldig zu prifen.

Gesamthonorar

Bei Gesamtkosten von bisher 19,05 Mio. € wurden fiir Honorare der Sanierungstréger und sonstiger Beauftragter
insgesamt 2,71 Mio. € gezahlt. Der Honoraranteil betragt insgesamt 14,2 %. Davon entfallen 5,9 % auf die Vergitung
der Sanierungstrager, 3,3 % auf die Vergitung fir Beratungen und Gutachten und 5,0 % auf die Honorare fiir Planung
und Bauleitung fur die drei Tiefgaragen.

Von den Gesamtausgaben von 9,25 Mio. € fur die drei Tiefgaragen entfallen 0,96 Mio. € auf Honorare und
8,29 Mio. € auf Baukosten. Der Anteil der Honorare an den Baukosten betrégt danach 11,6 %.

Bel einer Einzelbetrachtung der drei Tiefgaragen ergeben sich Honoraranteile von 5,4 % fir die Tiefgarage |, von
13,7 % fir die Tiefgarage |1 und von 13,4 % fir die Tiefgarage I11.

Nach den Erfahrungen des Rechnungshofs sind Honoraranteile zwischen 10 % und 12 % angemessen. Um unange-
messene Honorarvereinbarungen zu vermeiden, sollten in der neuen Verwaltungsvorschrift Obergrenzen fir die For-
derung von Honoraren festgel egt werden.

Ein Vergleich der geltend gemachten und geforderten Honorarausgaben mit den Auszahlungsbelegen zeigte im Ubrigen,
dass Einzelhonorare von insgesamt 45.000 € nicht belegt sind und somit nicht hétten geférdert werden durfen.

Zusammenfassung

Die Prufung hat Sachverhalte aufgezeigt, die bei einer an den vorgegebenen Bewilligungsvoraussetzungen ausgerich-
teten Wirdigung zu einer Kiirzung der bisher as forderféhig anerkannten Ausgaben von 15,9 Mio. € um insgesamt
fast 8 Mio. € fuhren. Bel einem durchschnittlichen Fordersatz von 66,67 % fir die Sanierung in Montabaur entspricht
dies Fordermitteln von mehr als 5 Mio. €, die zuriickzufordern sind.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) darauf hinzuwirken, dass
- Sanierungsgebiete sachgerecht abgegrenzt werden,

- Sanierungen nur auf der Grundlage eines umfassenden Gesamtkonzepts durchgefiihrt werden,

bei der Planung und Herstellung von Stellplatzen dem Wirtschaftlichkeitsgebot Rechnung getragen wird,
- Betrdge zum Ausgleich von Vorteilen aus der Sanierung rechtzeitig und vollstandig erhoben werden,

b)  fir die Forderung verbindliche Mal3stabe zur Ermittlung des Bedarfs an 6ffentlichen Stellplatzen vorzugeben,

c) zweckgebundene Einnahmen bei der Forderung von den Sanierungsausgaben abzusetzen,

d) fehlerhafte Abrechnungen zu berichtigen und bestimmungswidrig in Anspruch genommene Férdermittel zurtick-
zufordern.

Die Stellungnahmen des Ministeriums des Innern und fur Sport, der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und der
Stadt sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Forderung des Neu- und Umbaus von Dienstgebauden fir die Verbandsgemeinde-
verwaltung Eisenberg

Der Rechnungshof wurde nicht rechtzeitig tGber die vorgesehene Baumal3hahme unterrichtet.
Hinweise zu einer wirtschaftlicheren Bauplanung und zur Begrenzung der Baukosten konnten
daher nicht mehr genutzt werden.

Die Planung fir den Neubau des Verwaltungsgebaudes tiber steigt die férderfahige Hochstflache
von 950 m2 um mehr als 200 m2. Das entspricht vermeidbaren Baukosten von mehr als
0,6 Mio. €.

Die Kosten fur den Umbau und die Sanierung der Altbauten liegen um 0,7 Mio. € Uber den
Kosten eines Neubaus mit gleichem Raumprogramm. Kosten von 0,6 Mio. € fur Stellplétze sind
ebenfalls nicht forderfahig. Bei Zugrundelegung eines Forder satzes von 55 % ist die gewahrte
Zuweisung um 0,7 Mio. € zu hoch.

Allgemeines

Die Stadt Eisenberg plante fur die Verbandsgemeindeverwaltung Eisenberg den Neu- und Umbau von Dienst-
gebauden. Die Stadt ist Eigentiimerin der Grundstiicke und Tragerin der Baumal3nahme.

Zur Vorbereitung der Planung fuhrte die Stadt im Jahr 2001 einen Architektenwettbewerb als Realisierungswett-
bewerb durch. Die Auslobung sah eine Sanierung von zwei vorhandenen Gebauden und die Errichtung eines Neubaus
vor, unter dem ein Parkdeck mit den fir die Verbandsgemeindeverwaltung erforderlichen und zusétzlichen offent-
lichen Stellplétzen eingeplant werden sollte.

Die Stadt wahlte abweichend von der Empfehlung des Preisgerichts nicht die mit dem ersten Preis ausgezeichnete
Arbeit als Grundlage fir die Realisierung des VVorhabens. Sie beauftragte den zweiten Preistrager mit der Ausarbeitung
seines Entwurfs, weil - nach einer Erklarung der Verwaltung - der erste Preistrager auf Anderungswiinsche der Stadt
nicht eingegangen sai.

Die Gesamtkosten des Bauvorhabens sind mit 5,9 Mio. € ausgewiesen. Das Land hat hierzu eine Zuweisung aus dem
Investitionsstock von 2,6 Mio. € (Anteilsfinanzierung als Hochstbetrag) bei as zuwendungsféahig anerkannten Kosten
von 4,7 Mio. € bewilligt™. AufRerdem erhi%i die Stadt fur den Architektenwettbewerb eine Zuweisung aus dem
Stadtebaufdrderungsprogramm von 77.000 €. Zur Mitfinanzierung der 6ffentlichen Stellplétze wurden ihr ebenfalls
Mittel aus diesem Programm zugesagt.

Der Rechnungshof hat geprift, ob bei der Planung die Grundsétze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit beachtet
wurden und die Voraussetzungen fiir eine Forderung mit Mitteln des Investitionsstocks vorlagen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Zeitnahe Information tber geplante Fordervor haben

Der Rechnungshof wurde Uber das Bauvorhaben erst im Mai 2003 mit Zuleitung eines Abdrucks des Bescheids des
Ministeriums des Innern und fur Sport Uber die Bewilligung von Mitteln aus dem Investitionsstock, dem die baufach-
liche Stellungnahme der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion vom November 2002 beigefiigt war, informiert.

In Nr. 8.4 der Verwaltungsvorschrift tber Zuwendungen aus dem Investitionsstock (VV-1Stock) i ist festgelegt, dass
dem Rechnungshof zeitgleich mit der Vorlage des Antrags an die Bewilligungsbehorde ein Abdruck des Ergebnisses
der baufachlichen Priifung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion zuzuleiten ist. Mit dieser Regelung soll sicher-
gestellt werden, dass Prifungsfeststellungen noch zu einer Verbesserung der Bauplanung und zu einem wirtschaft-
lichen Bauen genutzt werden konnen.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat erklart, sie habe angewiesen, dass dem Rechnungshof die Ergebnisse
der baufachlichen Priifungen fristgerecht vorgelegt werden.

) Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 20 06 Zuweisungen an Gebietskdrperschaften, Titel 883 08 Zuweisungen aus dem

Investitionsstock.

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 2006 Zuweisungen an Gebietskorperschaften, Titel 883 15 Zuweisungen zur
Férderung des Stadtebaus.

™ Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern und fur Sport vom 19. November 2001 (MinBI. S. 501).
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Raumbedarf

Fur die Dienstgebaude der Verbandsgemeindeverwaltung Eisenberg ergibt sich auf der Grundlage des Rundschreibens
Uber Zuwendungen fir Dienstgebaude der Verbandsgemeindeverwaltungen und der Kreisverwaltungen nach pauscha
lierten Kosten™ ein Bedarf an Hauptnutzflachen von 950 m2. Die von der Stadt zur Ausfiihrung freigegebene Planung
Uberschreitet diese Vorgabe um mehr als 200 m2. Dies ist im Wesentlichen auf eine grof3ziigige Bemessung der Biro-
réaume und des Sitzungssaals sowie die Einplanung eines zusétzlichen Besprechungsraums zurtickzuf Ghren.

Die den Bedarf Uberschreitenden geplanten Flachen entsprechen vermeidbaren Baukosten von mehr als 0,6 Mio. €, die
die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion aus der Forderung herausgenommen hat. Sie fihren zu zusétzlichen
Folgekosten.

Die abschlieRende AuRerung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion zum Raumbedarf steht noch aus.

Planung
Verbindung des Bironeubaus mit den Altbauten

Die Altbauten werden ebenerdig von der Hauptstral3e erschlossen. Das an die Altbebauung anschlief3ende, fur den
Neubau vorgesehene Baugrundstiick liegt entsprechend dem Gelandeverlauf um mehr a's eine Geschossebene tiefer
as die Hauptstralie.

Der Biironeubau ist zweigeschossig geplant. Uber einen Verbindungsbau sollen beide Geschosse niveaugleich und
barrierefrei an die Altbauten angeschlossen werden. Dadurch ergibt sich eine Geschosshéhe von bis zu 3,75 m.

Die geplanten Geschosshéhen sind - auch unter dem Gesichtspunkt der barrierefreien Erschlief3ung der Neu- und Alt-
bauten - nicht erforderlich, da Hohendifferenzen durch den ohnehin geplanten Aufzug im Verbindungsbau Uberbriickt
werden kdnnen.

Nach Auffassung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion sei die Planungsiosung mit den grofReren Geschoss-
hohen langfristig effizienter, weil die vom Rechnungshof vorgeschlagene Anderung der Aufzugsanlage einen hoheren
konstruktiven und technischen Aufwand erfordere. AuRerdem seien bei dieser Losung téglich erhebliche Wartezeiten
zu befurchten.

Der gréfRere Aufwand fir den Bau und die Unterhaltung - insbesondere die Beheizung - deutlich htherer Rdume kann
nicht damit gerechtfertigt werden, dass weitere Haltepunkte der Aufzugsanlage einen zusétzlichen technischen Auf-
wand erfordern. Im Ubrigen ist kein Grund ersichtlich, der eine stérkere Benutzung der Aufzugsanlage erwarten | &sst.

Parkdeck

Unter dem Buroneubau ist ein zweigeschossiges Parkdeck vorgesehen. Der Aufwand flr einen Stellplatz ist sehr hoch,
daentlang der Fahrgassen teilweise nur an einer Seite Stellplétze angeordnet sind.

Unabhangig hiervon ist das Parkdeck fir die Herstellung der notwendigen Stellplétze nicht erforderlich. Eine Planung,
bei der der Neubau auf Stitzen gestellt ware, um die darunter liegende Flache fir ebenerdiges Parken freizuhalten,
wére wirtschaftlicher gewesen. Zudem wiirde sich ein solcher Neubau wegen seiner geringeren Hohe eher in die
Umgebung einfiigen.

AuRerdem konnten die zusétzlich geplanten offentlichen Stellplétze kostengiinstiger an anderer geeigneter Stelle
erstellt werden. Im Ubrigen ist nicht nachgewiesen, dass diese Stellplétze - auch im Hinblick auf die Forderung aus
dem Stadtebauférderungsprogramm - fir die Sanierung erforderlich sind.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat erklart, sie teile die Betrachtungsweise des Rechnungshofs nicht. Die
Ausnutzung der topographischen Verhédtnisse erfiille einerseits eine bauaufsichtliche Forderung, andererseits trage die
Herstellung zusétzlicher offentlicher Stellpldtze einem Sanierungsziel der Stadt Eisenberg Rechnung. Die Errichtung
offentlicher Stellplétze an einem anderen Standort habe funktional erhebliche Nachteile. Die stadtebaulichen Gesamt-
umsténde wie auch der Synergiegewinn und der Zusatznutzen hétten Eingang in die Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen
der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion im Rahmen der baufachlichen Prifung gefunden. Sie halte daher das Pla-
nungskonzept der Stadt fir akzeptabel.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die sanierungsrechtliche Rahmenplanung stidlich im Anschluss an den geplanten Neu-
bau des Dienstgebaudes einen ebenerdigen eingegriinten Parkplatz vorgesehen hatte. Nunmehr soll der stdliche Teil
dieser Parkplatzflache einer Wohnbebauung zugefiihrt werden. Durch die Umplanung sind zusétzlich zu den fir das
Dienstgebaude erforderlichen Stellpldtzen weitere 40 6ffentliche Stellplétze auf dem kleinen Grundstiick herzustellen.

™ Rundschreiben des Ministeriums des Innern und fiir Sport vom 26. September 2002 (MinBI. S. 500).



233

24

25

-53-

Das ist aber nur unter einem erheblich htheren K ostenaufwand auf zwei Ebenen méglich. Im Ubrigen ist nicht nach-
gewiesen, dass in Anbetracht der in der ndheren Umgebung vorhandenen oder im Rahmen der Sanierung bereits
geschaffenen Stellplétze ein sanierungsbedingter Bedarf fir weitere Pldtze besteht. Aullerdem rechtfertigt es die
Moglichkeit, dass die Stadt durch eine VerduRerung von Baugrundstiicken Einnahmen erzielt, nicht, Landesmittel in
erheblichem Umfang zur Mitfinanzierung eines Parkdecks einzusetzen.

Abstimmung der Planung mit der Aufsichtsbehérde

Grofere Bauvorhaben sind bereits im Vorstadium der Planung mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und der
unmittelbaren Aufsichtsbehtrde zur Vermeidung von Fehlplanungen zu erdrtern und hinsichtlich der Finanzierung des
Bauvolumens, des Raumbedarfs und der stédtischen Einbindung abzustimmen (Nr. 3.3 VV-IStock).

Spétestens bei der baufachlichen Priifung hétte die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion die Stadt im Rahmen ihrer
Beratungsfunktion auf die Unwirtschaftlichkeit des gewahlten Entwurfs hinweisen missen.

Unabhéngig davon ist es problematisch, dass Mitarbeiter der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion an der baufach-
lichen Prifung mitgewirkt haben, die zuvor am Architektenwettbewerb als Fachpreisrichter beteiligt waren.

Wirtschaftlichkeitskennwerte/Planungskennwerte

Das Verhdltnis von Bruttorauminhalt zu férderféhiger Hauptnutzflache ergibt einen Wert von 7,00. Dabei ist der
umbaute Raum des V erbindungsbaus nicht berticksichtigt. Nach Nr. 2.2 des Rundschreibens vom 26. September 2002
Uber Zuwendungen fir Dienstgebaude der Verbandsgemeindeverwaltungen und der Kreisverwaltungen nach pauscha
lierten Kosten ist davon auszugehen, dass bei einem Gebaude, bei dem dieses Verhédltnis den Grenzwert von 6,5
Ubersteigt, die Grundsétze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit erheblich verletzt sind und Zuwendungen nicht in
Betracht kommen.

Nach den Ergebnissen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Planung durch den Rechnungshof auf der Grundlage
der hilfsweise herangezogenen Richt- und Orientierungswerte der Richtlinien fir die Durchfiihrung von Bauaufgaben
des Landes werden sowohl der Richtwert fir das Verhdltnis von Bruttorauminhalt zu Hauptnutzfléche von 5,6 um
1,05 as auch der Verhaltniswert Bruttorauminhalt zu Bruttogrundrissfléche von 3,25 um 0,68 tUberschritten. Der Ver-
hatniswert von Hauptnutzfldche zu Verkehrsflache, der 35 % nicht Ubersteigen soll, wird mit 46 % deutlich Uber-
troffen.

Das Ergebnis der Priifung belegt, dass die Vorgabe bestimmter Richtwerte als Kriterien fir eine staatliche Férderung
eine wesentliche Hilfe furr die Planung und die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer Baumal3nahme sein kann. Die
finanzielle Eigenverantwortung der Gemeinde bleibt dadurch unberiihrt.

Umbau und Sanierung der Altbauten

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion stellte die zuwendungsféhigen Kosten fir den Umbau und die Sanierung
der Altbauten mit 2,3 Mio. € fest. Die Kosten wurden auf der Grundlage von Preisen je Kubikmeter umbauten Raums
ermittelt. Ein Einzelnachweis der Sanierungskosten und eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung fur die Umbaumal3-
nahme lagen nicht vor.

Nach den Erfahrungen des Rechnungshofs kénnen UmbaumalRnahmen allenfalls dann noch als wirtschaftlich ange-
sehen werden, wenn die Kosten 80 % der Kosten flir einen Neubau nicht Uberschreiten. Im vorliegenden Fall liegen
die als zuwendungsfahig anerkannten Umbaukosten sogar um 0,7 Mio. € liber den Kosten von 1,6 Mio. € flr einen
Neubau mit dem geforderten Raumprogramm.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat erklért, es sei zutreffend, dass sie die zuwendungsfahigen Kosten fur
den Umbau und die Sanierung der Altbauten ohne Vorlage von Einzelnachweisen Uberpriift habe. Sie habe aber die
Kosten mit durchschnittlich ermittelten Baukostenrichtwerten verglichen. Den vom Rechnungshof vorgenommenen
Vergleich der Umbaukosten mit den Kosten eines Neubaus halte siein der konkreten Situation nicht flr angemessen.

Nach Auffassung des Rechnungshofs hétte die baufachliche Priifung nur nach Vorlage von Einzelnachweisen der
Sanierungskosten abgeschlossen werden dirfen, weil die Sanierung erheblich hohere Kosten als eine Neubau-
mal3nahme verursacht. Der Rechnungshof geht davon aus, dass die Umbaukosten erheblich reduziert werden kénnen.
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Stellplatze

Nach der Planung sollen 71 Kraftfahrzeugstellpldtze im Parkdeck erstellt werden. Die Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion ging bei der baufachlichen meurf,% von einem Bedarf von 42 Stellplétzen aus. Fur deren Herstellung er-
kannte sie zusétzliche Kosten von 629.000 € an.

Der Kostenrichtwert nach Nr. 3.1 des Rundschreibens vom 26. September 2002 umfasst grundsétzlich auch die Kosten
fUr die Herstellung notwendiger Stellplétze, es sei denn, die ortlichen Gegebenheiten erfordern zusétzliche Aufwen-
dungen. Das ist hier nicht der Fall. Der Bau des Parkdecks ist - wie in Nr. 2.3.2 dargelegt - fur die Herstellung der
notwendigen Stellplétze nicht erforderlich. Daher hétte die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion alenfalls einen
hoheren Aufwand fur die Griindung des Gebaudes, den der Rechnungshof auf 50.000 € schétzt, anerkennen durfen.
Kosten von 579.000 € sind nicht forderféhig.

Fur die Ubrigen 29 Stellplétze sollen Mittel aus dem Stédtebﬂérderungsprogramm bereitgestellt werden, wobei die
Forderung auf Ausgaben von 9.500 € je Stellplatz begrenzt ist®°. Fir die Forderung aus dem Investitionsstock wurden
dagegen Kosten von rd. 19.000 € je Stellplatz anerkannt.

Die unterschiedliche Hohe der zuwendungsfahigen Kosten fir die Herstellung von Stellplétzen in verschiedenen For-
derprogrammen ist problematisch.

Das Ministerium hat erklart, die Hohe der forderfahigen Stellplatzkosten sei auf die topographischen Besonderheiten
zuriickzufthren. Es handele sich um einen atypischen Einzelfall.

Dem ist entgegenzuhalten, dass erst die aufwendige Planung die atypische Situation herbeigefiihrt hat.

Baunebenkosten

Die in der Kostenberechnung ausgewiesenen Baunebenkosten von 845.000 (=:El entsprechen rd. 23 % der Kosten des
Bauwerks von 3,7 Mio. €. Dieser Anteil liegt erheblich Uber dem mal3geblichen Orientierungswert der Richtlinien flr
die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Landes (RLBau) von 15 %.

In den Architekten- und Ingenieurvertrégen fur das Gebaude und die Tragwerksplanung ist as Vergitungsgrundlage
jeweils der Mittelsatz der Honorartafeln der Honorarordnung fir Architekten und Ingenieure vereinbart. Als zuwen-
dungsféhige Ausgabﬁ kénnen regelméfig nur Honorare, die nach dem Mindestsatz ermittelt wurden, anerkannt und
abgerechnet werden ™.

Maoglichkeiten zur Minderung der Baunebenkosten sollten noch genutzt werden.
Die abschlieffende Prifung durch die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion steht noch aus.

FoOrderung aus dem | nvestitionsstock

Die Forderung aus dem Investitionsstock setzt u.a. voraus, dass die Kosten nicht infolge zu aufwendiger Planung
Uberhoht und daher mit den Grundsétzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit unvereinbar sind. Insbesondere bei
der Aufstellung von Raumprogrammen und der Ausgestaltung ist ein strenger Mal3stab anzulegen (Nr. 3.2.4 VV-
I Stock).

Diese Vorgaben sind bei dem Vorhaben nicht erflllt, weil die Planung sowie eine entsprechende Umsetzung zu auf-
wendig und die Baunebenkosten zu hoch veranschlagt sind.

Der Landtag hat - in Anbetracht der finanziellen Situation des Landes - in der Vergangenheit mehrfach auf eine wirtschaft-
liche, zweckentsprechende und einfache Bauplanung und -ausfiihrung hingewiesen. Dies soll auch fiur Baumal3nahmen
Dritter gelten, die vom Land geférdert werden. Im Rahmen der Bewilligung vc&l Zuwendungen ist darauf
hinzuwirken, dass dieser Grundsatz auch von den Zuwendungsempféngern beachtet wird™=>.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat mitgeteilt, dass sie die Verbandsgemeindeverwaltung anhalten werde,
jede sich derzeit noch bietende M églichkeit zu Einsparungen zu nutzen.

™ Geschétzte Kosten der Stellpldtze im Parkdeck (797.000 €) abzlglich durchschnittliche Kosten fir ebenerdige Stellplétze

(168.000 €).

Nach den Bewilligungsbescheiden des Ministeriums des Innern und fir Sport werden seit dem 1. Januar 2002 die zuwendungs-
féhigen Kosten fir die Herstellung von offentlichen Stellplétzen in Parkhé@usern, Tiefgaragen oder Parkdecks auf einen Pauschal-
betrag von 9.500 € und firr die Herstellung oder Anderung von ebenerdigen Stellplédtzen auf einen Pauschalbetrag von 100 € je
Quadratmeter begrenzt.

Ohne die Kosten des Architektenwettbewerbs.

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 13. Mé&rz 1979.

Vgl. Nr. 4.6 der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen "Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Landesverwaltung
im Haushaltgahr 2003" vom 19. Dezember 2002 (MinBl. 2003 S. 102), gedndert durch Verwaltungsvorschrift vom 14. Mai 2003
(MinBI. S. 342).

80)
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) sicherzustellen, dass er rechtzeitig vor der Bewilligung von Fordermitteln Gber das Ergebnis der baufachlichen
Prifung unterrichtet wird,

b) im Bewilligungsverfahren dafiir zu sorgen, dass Planungen von kommunalen Verwaltungsgebauden auf den
Bedarf begrenzt werden,

c¢) die Zuwendungsempfangerin anzuhalten, die sich derzeit noch bietenden Moglichkeiten zu Einsparungen am
Bauvorhaben zu nutzen.

Die Stellungnahmen des Ministeriums des Innern und fur Sport und der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion sind
unter Nr. 2 dargestellt.
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Nutzungsentgelte fur die Landesfeuerwehr- und K atastr ophenschutzschule

Das geprifte Mietangebot des Landesbetriebs " Liegenschafts- und Baubetreuung" (LBB) fur
die Landesfeuerwehr- und K atastrophenschutzschule, das eine Jahresmiete von 1,24 Mio. € vor -
sieht, war nicht hinreichend transparent.

Fehlerhafte Berechnungen, zu hohe Ansatze fir die Bodenwertverzinsung, die Bauzeitzinsen,
die Instandhaltungs- und die Baukosten sowie fir den Buchwert der Liegenschaft fiihrten zu
einem Uberhohten Mietangebot. Aul3erdem wurden Ausgaben fir Kunst am Bau, die noch nicht
angefallen sind, in die Mietberechnung einbezogen.

In dem Vertragsentwurf ist vorgesehen, dass der Mieter nach Ablauf der Grundmietzeit von
30 Jahren weiterhin Miete fur die kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung der Gesamt-
investitionskosten zu zahlen hat, obwohl die Anlagen bereitsrefinanziert sind.

Die Wertsicherungsklausel unterwirft Kostenbestandteile der Miete, die keinen Preissteiger un-
gen unterliegen - wie die kalkulatorische Verzinsung der Investitionskosten und die Bodenwer t-
verzinsung -, einer automatischen Anpassung.

Unter Zugrundelegung einer der wirtschaftlichen Nutzungsdauer entsprechenden Refinanzie-
rungszeit der Gebaude von 50 Jahren ergibt sich eine Miete von 0,84 Mio. € jahrlich. Bel
Annahme einer Refinanzierungszeit von 30 Jahren erhoht sich dieser Betrag auf 0,92 Mio. €.

Der Unternehmenszweck des L andesbetriebs kann nicht die Gewinnmaximierung zu Lasten des
Haushalts bei Leistungen fir das Land sein. Der Landesbetrieb soll dem Land Immobilien zu
maglichst wirtschaftlichen Konditionen ber eitstellen.

Allgemeines

Gegenstand und Umfang der Prifung

Die fur die Landesfeuerwehr- und KatacstrophenschutzschuleEi in Koblenz hergerichtete 5,7 ha grof3e Liegenschaft
umfasst insgesamt acht Gebaude mit einer Nefto-Grundrissfléche von 16.730 m2. Die von Juni 1997 bis Mérz 2000
abschnittsweise redisierte  Baumal3nahme wa in den Jahren1996 und 1997 im Einzelplan12 -
Hochbaumal3nahmen und Wohnungsbayférderung - = mit Gesamtbaukosten von 40 Mio. DM etatisiert und danach
im Wirtschaftsplan des Landesbetriebs™ "Li schafts- und Baubetreuung” (LBB) aufgefuhrt. In die Finanzierung
der BaumalRnahme ist ein Baukostenzuschuss™ von 29 Mio. DM aus Mitteln der Feuerschutzsteuer eingeflossen.
Nach einer vorlaufigen Kostenfeststellung geht der Landesbetrieb davon aus, dass die Kosten der genehmigten
Haushaltsunterlage -Bau- eingehalten werden.

Der Rechnungshof hat - einer Anregung des Ministeriums des Innern und fir Sport entsprechend - das Nutzungs-
entgelt-Angﬁt (Mietangebot) des Landesbetriebs fur die Unterbringung der Landesfeuerwehrschule, den Mietver-
tragsentwurf ™~ sowie die Mietkalkulation des Landesbetriebs gepriift. Dabei hat er schwerpunktmafdig untersucht, ob

- die Miete sachgerecht ermittelt worden ist und die Kalkulation auf zutreffenden Berechnungsannahmen beruht,

- der Baukostenzuschuss bei der Bestimmung der Miethéhe beriicksichtigt worden ist,

&) Im Folgenden Landesfeuerwehrschule genannt.

) Vgl. Tz. 8 des Jahresberichts 1993 - Raumbedarfsplan fir den Neubau der Landesfeuerwehrschule - (Drucksache 12/4800 S. 38),
Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 12/5300, S. 2), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und
Finanzausschusses (Drucksache 12/6100 S. 6), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Druck-
sache 12/8172 S. 23) und Tz. 7 des Jahresberichts 1997 - Planung der Landesfeuerwehrschule - (Drucksache 13/2770 S. 43), Stel-
lungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/3100 S. 3), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanz-
ausschusses (Drucksache 13/3550 S. 5), Schlussbericht der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/4040 S. 1), Beschlussempfeh-
lung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S. 17).

&) Kapitel 1220 HochbaumalRnahmen des Landes - ohne Hochschulbau -, Bauunterhaltung und allgemeiner Grunderwerb,
Titel 722 01 Grof3e Neu-, Um- und Erweiterungsbauten des Landes.

87) Konto 061 des Finanzplans im Wirtschaftsplan "Landesbetrieb LBB" zum Einzelplan 12, Kapitel 12 20 Titelgruppe 72.
89) Die Finanzierung des Baukostenzuschusses aus Mitteln der Feuerschutzsteuer war nicht Gegenstand der Prifung.

89) Das Ministerium der Finanzen hat dazu bemerkt, ein Grofiteil der den Mietvertragsentwurf betreffenden Feststellungen des Rech-
nungshofs habe bereits seine Erledigung gefunden, da der zur Priifung vorgelegte Vertragsentwurf als ein erstes Arbeitspapier zu
werten sei, das im weiteren Verfahren an vielen Stellen eine Uberarbeitung erfahren habe. Im Hinblick darauf wird in diesem
Beitrag auf eine Darstellung des Mietvertragsentwurfs weitgehend verzichtet.
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- der durch die Bereitstellung und Nutzung der Immobilie bedingte Guter- und Ressourcenverbrauch durch die
Miete zutreffend wiedergegeben wird,

- dieim Mietvertragsentwurf vorgesehenen Regelungen zur Mieterhbhung angemessen sind und eine substantielle
Werterhaltung der Immobilie gewahrleisten.

Dartiber hinaus hat sich die Prifung auf grundsétzliche Fragestellungen der Mietkalkulation und der Verfahrensweise
bei der Unterbreitung von Mietangeboten erstreckt.

Bel der Bewertung des Mietangebots sind, um Vergleiche mit den Grundlagen zu erleichtern, die Betragsangaben in
DM wiedergegeben. Die sich aus den Prifungsfeststellungen ergebenden Folgerungen fir die kinftige Mieththe sind
in Euro dargestellt.

Mietermittlung durch den Landesbetrieb

Die Verfahrensregelungen des Ministeriums der Finanzen fiir den Abschluss oder die Anderung von Mietvertrégen
unterscheiden zwischen Regel- und Sonderimmobilien. Die Mieten fiir Regelimmobilien - das sind allgemein nutz-
bare, marktgangige Immobilien - sollen sich an den ortsiiblichen Mieten orientieren. Bei den auf die besonderen An-
forderungen eines bestimmten Nutzers zugeschnittenen Sonderimmobilien, fur die aufgrund der spezifischen Aus-
stattung und Nutzung kein marktibliches Entgelt festgelegt werden kann, sollen gesonderte Vereinbarungen abge-
schlossen werden™. Spezielle Vorgaben dafir gibt es bislang nicht. Der Landesbetrieb ermittelt die Miete in diesen
Fallen auf der Grundlage von K ostenkal kulationen.

In einer internen, dem Ministerium des Innern und fUr Sport nicht vorgelegten Kalkulation hat der Landesbetrieb die
einzelnen Gebaude mit Ausnahme d orthalle und des vom Landesfeuerwehrverband genutzten Gebaudes 5, das
nicht Gegenstand des Mietangebotsist™, in drei Gruppen eingeteilt und fur jede Gruppe die Mieten getrennt ermittelt:

GruppeA Gebaude 1 bis 4 - Schulgebdude, Verwaltungs- und Schulgebdude, Unterkunftsgebéude, Wirt-
schaftsgebaude -,

Gruppe B Gebéude 6 - Werkstatt- und Garagengebéaude -,
Gruppe C Gebaude 8 - Feuerwehriibungshalle, Aufenanlagen -.

Innerhalb jeder Gruppe wurden die Gebaudemieten und die Mieten der technischen Sondereinrichtungen - das sind
Uberwiegend feuerwehrspezifische und Ausbildungszwecken dienende Anlagen - gesondert kalkuliert. Der Mietkalku-
lation liegen im Wesentlichen folgende Parameter zugrunde:

- jahrliche Instandhaltungskosten zwischen 20 und 70 DM/,
- jahrliche Preissteigerung von 3 % bei den Instandhaltungskosten,

- Refinanzierungszeitraume von 30 Jahren fur die Gebaude und von zehn Jahren fiir die technischen Sonder-
einrichtungen,

- Zinssdtze von 6 % fir die Diskontierung, die Bauzeitzinsen, die Bodenwertverzinsung und die Refinanzierung
der Gesamtinvestitionskosten,

- jahrliche Mieterhdhung von 1 %.

Die Miete soll die Refinanzierung der Gesamtinvestitionskosten, die Verzinsung des Bodenwerts und die Ausgaben
fr die laufende Instandhaltung decken. Die Barwerte aus Ausgaben und Mieteinnahmen sollen sich tiber die Vertrags-
laufzeit von 30 Jahren ausgleichen. In der Kakulation wurden nicht die gesamten, sondern die um den Baukosten-
zuschuss verminderten Investitionskosten in Ansatz gebracht. Diese umfassen die Baukosten, Baunebenkosten, Bau-
zeitzinsen und den vor der Durchfihrung der Baumal3nahme malf3geblichen Buchwert der Liegenschaft. Die Refinan-
zierung, d.h. die kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung des in der Immobilie gebundenen Kapitas, wird in
Form einer Annuitétenberechnung mit Uber die Laufzeit gleichbleibenden Raten dargestellt, die sich aus steigenden
Tilgungsbetrégen und falenden Darlehenszinsen zusammensetzen. Der durch die Abnutzung bedingte Wertverzehr
wird dabei nach dem Prinzip der "nominellen Werterhdtung” auf der Grundlage der Herstellungskosten erfasst. Eine

) Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 8. November 2000.

o1) Das Ministerium des Innern und fir Sport hat fir das im Eigentum des Landesbetriebs befindliche 1.100 m? grof3e Gebaude am
26. November 1997 - d.h. einen Monat vor Griindung des Landesbetriebs - einen Mietvertrag mit dem Landesfeuerwehrverband
(LFV) geschlossen mit der MalRgabe, dass dem LFV das Recht zusteht, finanzielle Investitionen in Hohe von 600.000 DM ohne
weitere Mietzinszahlungen auf die Dauer von 20 Jahren "abzuwohnen". Nach Auskunft des Ministeriums entspricht diese Ver-
einbarung unter Berticksichtigung von Verzinsungen einer jéhrlichen Kaltmiete von 48.300 DM oder einem monatlichen Mietpreis
von 8 DM/m2 fir Buroflachen und von 1DM/m2 fur Kellerrdume. Auf die Netto-Grundrissflache bezogen ergibt sich ein
monatlicher Mietzins von 3,64 DM /m2.

Ein Mietvertrag ist hierfiir zwischen dem Ministerium und dem Landesbetrieb bislang nicht geschlossen worden.
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"substantielle Werterhaltung" soll durch die Mieterhdhung nach Mal3gabe einer Wertsicherungsklausel gewahrleistet
werden. Danach soll die Miete jeweils am Jahresanfang in dem Verhdltnis automatisch angepasst werden, in dem sich
der Lebenshaltungskostenindex fur alle privaten Haushalte in der zurtickliegenden Periode verandert hat™.

Nach der Berechnung des Landesbetriebs ergeben sich - einschliefllich eines Betrags von 16.830 DM fir Kunst am
Bau - eine anfénglid%\]ahresmiete von 2.270.556 DM und Mietpreise fir die einzelnen Gebaude, die zwischen 11
und 23 DM/m?2 liegen®,

Diesem Betrag stellte der Landesbetrieb eine Ermittlung auf der Grundlage von Nutzungsentgelten anderer, nach
seiner Auffassung vergleichbarer LBB-Liegenschaften gegentiber, die zu einer geringfligig niedrigeren Jahresmiete
von 2.267.772 DM fihrte. Fur die Stellpldtze und die in der Kalkulatign nicht beriicksichtigte Sporthalle wurden der
Miete noch Teilbetrége in Hohe von 51.660 DM und 108.815 DM *% zugeschlagen, so dass sich eine anfangliche
Jahresmiete von 2.428.247 DM errechnete, die in dem Mietangebot vom 12. M&rz 2001 in Form einer Monatsmiete
und gebaudespezifischer Mietprei se zwischen 7,50 und 16 DM/m? ausgewiesen ist.

Wesentliches Ergebnisder Prifung

Mietangebot

Das Mietangebot ist nicht so transparent, dass es dem Ministerium des Innern und fir Sport ermdglicht hétte, die
Ermittlung der Miete und der einzelnen Mietpreise zu priifen. Die angebotenen Preise weichen erheblich von den in
der internen Kalkulation ermittelten ab und Ubersteigen sowohl die fir die ehemalige Liegenschaft der Feuerwehr-
schule in Koblenz - Oberwerth gezahlten Mieten als auch die im Rahmen der Liegenschaftsbewertung erhobenen Ver-
gleichsmieten.

Mietpreis kalkuliert Miet- Standort Market Reﬁearchb?’
angebot | Oberwerth | B (mittel) | C (mittel) | D (mittel)
DM/m?

Schulgebéude 11,79 14,50 9,90 8,70 8,40 7,00
Verwaltung/Schulung 11,79 14,50 9,90 12,40 12,00 10,00
Wirtschaftsgebaude 11,79 14,50 9,90 - - -
Unterkunftsgebaude 11,79 14,50 9,90 7,70 9,50 7,10
Garage 11,44 9,00 5,70 4,20 5,30 4,40
Werkstatt 11,44 12,50 6,80 5,70 5,60 4,20
Schulung 11,44 9,00 9,90 8,70 8,40 7,00
Sporthalle - 7,50 - 5,60 5,60 4,10
Ubungshalle 23,12 16,00 6,80 5,60 5,60 4,10

Der tabellarische Vergleich zeigt, dass das Spektrum dessen, was als "marktiblich” angesehen wird, auRerordentlich
weit ist und keinen hinreichend objektiven Mal3stab fir die Ermittlung angemessener Mieten bildet.

2 Im Gegensatz zu anderen Mietvertrégen ist in dem Vertragsentwurf fur die Landesfeuerwehrschule die Mietanpassung nicht auf

60 % der Indexsteigerung begrenzt. Dessen ungeachtet hat das Ministerium der Finanzen die 60 %-Regelung bei der Berechnung
der ersten Mietanpassung im Jahr 2002 angewandt.

% GruppeA  1.151.771DM 11,79 DM/n2
Gruppe B 348.517 DM 11,44 DM/
Gruppe C 753.438 DM 23,12 DM/m2
Kunst am Bau 16.830 DM 9 % von 187.000 DM
2.270.556 DM.

%) 123 Stellplétze x 35 DM/Stellplatz x 12 Monate = 51.660,00 DM,
Sporthalle: 1.209,06 m? x 7,50 DM/m? x 12 Monate = 108.815,40 DM.
%) Gutachten zur Liegenschaftsbewertung des Landes Rheinland-Pfalz; Market Research - Ansétze der Neubewertung zum
1. Januar 1999 (Entwurf Bericht Mai 1999, S. 61).
Market Research nach Verdichtungsgebieten:
B = Umland GroR3stadt, C = Mittelstadt, D = Umland Mittel stadt.
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Unabhéngig von der Kalkulation ermittelte Mietbestandteile

Die Aufteilung einer Liegenschaft in Gebaude, fur die eine Kostenmiete kalkuliert wird, und in Gebaude, fur die eine
sog. "Marktmiete" verlangt wird, ist wegen des einheitlichen Grundstiicks und der gemeinsamen Aul3enanlagen sowie
der vielfdtigen funktionellen und infrastrukturellen Verflechtungen in sachlicher und methodischer Hinsicht proble-
matisch. Die Anwendung zweier unterschiedlicher Verfahren fir die Mietermittlung birgt die Gefahr von Doppel- und
Fehlberechnungen und kann dazu fuhren, dass Kosten, die mehrere Gebaude betreffen, nicht sachgerecht zugeordnet
werden.

Dies betraf z.B. die Stellplatzmiete mit einem - Uber die Vertragslaufzeit hochgerechnet - voraussichtlichen Einnahme-
volumen von fast 1,8 Mio. DM. Die Kosten fur die Herstellung der Stellpléatze sind Bestandteil der Baukosten der
AuRenanlagen und damit bereits in die Kakulation der Gebaudemieten eingeflossen. Die Nutzung der Stellplétze ist
daher mit der Gebaudemiete abgegolten. Eine zusétzliche Stellplatzmiete ist nicht gerechtfertigt.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Mietberechnung entsprechend modifiziert werde.

Auch im Hinblick auf die Verzinsung des Bodenwerts kam es zu Doppel- und Fehlberechnungen. Der Wert der dem
Gebaude 5 und der Sporthalle zuzuordnenden 5.800 m?2 groflen Grundstiicksanteile wird Uber die Mieten fir die
Gruppen A, B und C vollstandig verzinst, obwohl

- das Gebaude 5 nicht Gegenstand des Mietangebotsiist,

- fir die Sporthalle eine separate Miete verlangt wird, mit der die Bodenwertverzinsung fir eine 4.600 m? grof3e
Teilflache bereits abgegolten ist.

Bei einer an den Mietfléchen orientierten Umlage hétte der den Gruppen A, B und C zuzurechnende Grundsttickswert
um 407.000 DM auf 3,58 Mio. DM reduziert werden mussen.

SinngemaR trifft dies auch fur die in vollem Umfang in die Mietkalkulation eingestellten Kosten der zentralen
Betriebstechnik und der nichtéffentlichen Erschlief3ung sowie auf die Baunebenkosten zu, die anteilméfsig dem Ge-
baude 5 und der Sporthalle zuzurechnen sind und Uber die dafiir zu entrichtenden Mieten refinanziert werden.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Mietberechnung entsprechend modifiziert werde.

Fur Kunst am Bau wurden 16.830 DM = als Jahresmiete berechnet, obwohl die Ausgaben fur die Kunst am Bau noch
nicht angefallen sind. Der Uber eine Laufzeit von 30 Jahren ermittelte Barwert der Mieteinnahmen Ubersteigt die
geschétzten Kosten fir die Kunst am Bau erheblich. Die generelle Einbeziehung der Kosten fiir Kunst am Bau in die
Mieten begegnet im Hinblick auf den Grundsatz der Haushaltsklarheit Bedenken, da es nicht mehr ersichtlich ist, in
welchem Umfang Kunst am Bau aus dem Landeshaushalt gefordert wird.

Das Ministerium des Innern und firr Sport hat dazu bemerkt, es beflrworte eine separate Ausweisung der Ausgaben
fur Kunst am Bau im Landeshaushalt und gehe davon aus, dass diese nicht Uber die Mieten zu finanzieren seien.

Das Ministerium der Finanzen hat dem mit dem Hinweis auf die Zusténdigkeit des Landesbetriebs fir Kunst am Bau
widersprochen. Kunst am Bau gehore zur Baumal3nahme. Eine Finanzierung aus zwei "Quellen”, auch im Wege eines
Zuschusses, werde abgelehnt. Der Landesbetrieb werde nach der Redlisierung der Kunst am Bau die Miete hierfir
nach dem "herkémmlichen Verfahren" (interne ZinsfuRmethode) ermitteln.

Nach Auffassung des Rechnungshofs ist es nicht sachgerecht, die Nutzer Uber die Miete mit Kosten zu belasten, die
zur Erfullung der den Nutzern obliegenden Aufgaben nicht erforderlich sind und sich dartiber hinaus auch nicht aus
der eigentlichen Zweckbestimmung der Liegenschaft ergeben. Die Forderung von Kunst ist eine kulturpolitische Auf-
gabe. Sie sollte daher nicht Uber Mieten, sondern unmittelbar aus dem Landeshaushalt finanziert werden. Kunstwerke
sind in der Regel auf einen langfristigen Bestand angelegte Kulturglter, die ihrer Bestimmung nach zweckfrei sind,
d.h. vorwiegend ideelle Werte verkdrpern und keiner wirtschaftlichen Nutzung unterliegen. Insofern stellt sich auch
die Frage, ob es sachgerecht ist, Kunst im Rahmen einer betriebswirtschaftlichen Investitionsrechnung wie ein Wirt-
schaftsgut, das einem abnutzungsbedingten Wertverzehr unterliegt, innerhalb einer bestimmten wirtschaftlichen Nut-
zungsdauer abzuschreiben. Im Ubrigen stehen der Finanzierung von Kunst am Bau aus dem Landeshaushalt weder die
Zustandigkeit des Landesbetriebs noch baufachliche oder abwicklungstechnische Gesichtspunkte im Wege.

%) Das entspricht 9 % der geschétzten Herstellkosten. Der Landesbetrieb ermittelte die Miete nach der sog. Vereinfachungsregelung

Uber die Erhthung von Nutzungsentgelten aufgrund kleiner Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, vgl. Schreiben des Ministeriums
der Finanzen vom 27. November 2001. Diese Regelung gilt jedoch nicht fir Sonderimmobilien.
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Mietkalkulation
Instandhaltungskosten

In seiner Kalkulation setzte der Landesbetrieb Instandhal tungskosten von 485.000 DM jahrlich an. Uber die Vertrags-
laufzeit gesehen fuhrt das in Verbindung mit der prognostizierten Preissteigerungsrate von 3 % jahrlich zu einem
unangemessen hohen Ansatz fur Instandhaltungskosten. Das bestétigen auch Vergleichswerte fir die Feuerwehrschule
eines anderen Landes. Nach Auffassung des Rechnungshofs ist ein Betrag von 200.000 DM bis 250.000 DM jahrlich
ausreichend. E’abei ist zu beriicksichtigen, dass der Mieter zusétzlich noch erhebliche Instandhal tungsaufwendungen
Zu tragen hat *~.

Die jahrlichen Bauunterhaltungsausgaben des Landesbetriebs und der Nutzer kdnnen Uber die gesamte Nutzungsdauer
im Rahmen eines Gebaudeinformationssystems gebaudewei se erfasst und ausgewertet werden. Auf diese Weise ist es
moglich, verléssliche Daten fur die Prognose des | nstandhaltungsbedarfs von Sonderimmobilien zu gewinnen und eine
Erfolgskontrolle durch die Gegenuiberstellung des tatsdchlichen und des kalkulierten Instandhaltungsaufwands
durchzufiihren. Anhand der Uber einen langeren Zeitraum erfassten Instandhaltungsausgaben konnte festgestellt
werden, ob diese Ausgaben in einem adaguaten Verhatnis zu der dafiir anteilig gezahlten Miete stehen. Eine Off-
nungsklausel in den Mietvertrégen wirde es beiden Parteien ermdglichen, bei einem augenfélligen Missverhéltnis
zwischen Leistung und Gegenleistung, z.B. nach Ablauf von jeweils zehn Jahren oder der Hélfte der Mietzeit, einen
Ausgleich zu verlangen und die Hohe der Miete den tatséchlichen Instandhal tungsausgaben anzupassen.

Das Ministerium des Innern und fir Sport hat mitgeteilt, es begriile diesen Vorschlag, da dadurch die Kostentranspa-
renz bei Sonderimmobilien verbessert werde. Das Ministerium der Finanzen hat bemerkt, dass die Instandhaltungs-
daten in einer Datenbank erfasst wiirden. Eine Offnungsklausel werde jedoch abgelehnt, da dies "am Markt vorbei-
gehe" und der Landesbetrieb das unternehmerische Risiko zu tragen habe.

Dem ist entgegenzuhalten, dass ein unternehmerisches Risiko des Landesbetriebs insoweit jedenfalls nicht besteht.
Eine Offnungsklausel wiirde neben einer besseren Kostentransparenz auch den Nutzer davor schiitzen, dass der Lan-
desbetrieb aufgrund Ubersetzter Schédtzungen fur die Instandhaltung Uberhdhte Mieten berechnet. Umgekehrt wirde
eine derartige Klausel dem Landesbetrieb im Fall eines zu gering geschétzten Instandhal tungsbedarfs die Moglichkeit
ertffnen, seine Mietkalkulation zu korrigieren und Verluste in der Bewirtschaftung zu vermeiden.

Verwaltungskosten

Verwaltungskosten sind nicht gesondert ausgewiesen. Sie sind nach Auffassung des Landesbetriebs durch andere
Ansétze abgedeckt. Dies wird den Anforderungen an Kostentransparenz nicht gerecht.

Nach Auffassung des Ministeriums der Finanzen ist ein separater Ausweis dieser Kosten entbehrlich, da sie im Rah-
men der vom Landesbetrieb angesetzten "aktivierten Eigenleistungen” erfasst wirden.

Aktivierte Eigenleistungen werden nur in der Gewinn- und Verlustrechnung und im Wirtschaftsplan des Landes-
betriebs ausgewiesen. Um den durch die Immobiliennutzung verursachten Guter- und Ressourcenverbrauch voll-
sténdig abzubilden, missen Mietkalkulationen in Form einer Vollkostenrechnung aufgestellt werden. Aus Griinden
der Kostentransparenz miissen dabel auch die der jeweiligen Immobilie anteilig zuzuordnenden Verwaltungskosten in
die Kalkulation einfliefen. Um zu verhindern, dass im Fall einer unwirtschaftlichen Leistungserstellung alle Kosten
auf die Mieter abgewalzt werden, rét der Rechnungshof von einer Ist-Kosten-Verrechnung ab. Stattdessen sollte ein
Plankostenverrechnungspreis fir die Verwaltungskosten as Anreiz fir eine effiziente Leistungserbringung
vorgegeben werden.

Bodenwertverzinsung

Diein der Mietkalkulation angenommene Bodenwertverzinsung von 6 % liegt Uber den fir das Gesell schafterdarlehen
des Landes bislang festgelegten Darlehenszinssatzen™. Es ist nicht vertretbar, dass der Landesbetrieb Gewinne aus
den der Mietkalkulation zugrunde liegenden Finanzierungskonditionen erzielt.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, die Bodenwertverzinsung solle an den Zinssatz des Gesellschafterdarlehens
angepasst werden und fir die Dauer des Mietvertrags bestehen bleiben.

i Z.B. fir kleinere Reparaturen an Installationsgegenstdnden und an Verschlussvorrichtungen von Fenstern, Tiren und Rolladen bis
zu 1.000 DM je Einzelfall und insgesamt bis zu 5 % des Jahresnutzungsentgelts. Dartiber hinaus ist der Nutzer fur Schonheitsrepara-
turen, die alle Anstrich-, Tapezier- und Lackierarbeiten im Geb&audeinneren umfassen, verantwortlich, ohne dass hierfir im Vertrag
eine Kostengrenze vorgesehen ist.

%) In dem Zeitraum 1999 bis 2002 betrugen diese 5,6 %, 4,7 %, 4,4 % und 5 % und lagen damit im Mittel um fast 1,1 %-Punkte unter
dem in der Mietkalkulation angesetzten Zinssatz.
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Baukosten

Der Mietkalkulation fur die Gruppen A, B und C legte der Landesbetrieb um 487.000 DM zu hohe Baukosten
zugrunde. Er unterliefd es, einen die Herstellungskosten der Heizzentral e betreffenden Teilbetrag von 160.000 DM auf
die Sporthalle und das Gebaude 5 umzulegen. Nach den zur Zeit der ortlichen Erhebungen maf3geblichen Kostendaten
des Landesbetriebs unterschreiten die tatsachlichen Baukosten den in der Kalkulation angesetzten Betrag um
190.000 DM. Da zum Zeitpunkt der Erstellung des Mietangebots die tatsdchlichen Baukosten weitgehend fest-
gestanden haben und das Baukostenrisiko fur den Landesbetrieb insoweit entfallen ist, besteht kein Grund, in der
Mietkalkulation den héheren Gesamtbetrag der Baukosten aus der Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage -Bau-
anzusetzen. Darliber hinaus wurde der Baukostenzuschuss nicht in voller Héhe, sondern nur mit einem Betrag von
28,86 Mio. DM von den Baukosten abgesetzt.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Mietberechnung entsprechend modifiziert werde. Es stimmt mit
dem Rechnungshof darin tiberein, dass in dem hier vorliegenden Ausnahmefall die tatséchlichen Baukosten, ansonsten
aber die in der Kostenberechnung ausgewiesenen Baukosten fir die Ermittlung der Mieten maf3gebend seien. Die
Clearingstelle beim Ministerium werde die den Mietangeboten zugrunde liegenden Baukosten prifen. Damit sei auf
Seiten des Landes eine ausreichende Kontrollfunktion vorhanden.

Dazu ist zu bemerken, dass die Verfahrensreg&ungen des Ministeriums der Finanzen Uber den Abschluss oder die
Anderung von Nutzungsentgeltvereinbarungen™ nicht vorsehen, dass mit dem Mietangebot auch eine K ostenberech-
nung vorzulegen ist. Dies wére aber Voraussetzung dafir, dass die Clearingstelle ihre Kontrollfunktion wahrnehmen
kann.

Baunebenkosten

Die fur die Berechnung der Mieten maf3geblichen Baunebenkosten sind nach einer vorlaufigen Ermittiung um
1,5Mio. DM zu hoch angesetzt. Dabei handelt es sich um Ausgaben, die vor der Grindung des Landesbetriebs
angefallen und aus dem Landeshaushalt finanziert worden sind. Diese Kosten dirfen in der Mietkalkulation nicht in
Ansatz gebracht werden.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Mietberechnung entsprechend modifiziert werde.

Bauzeitzinsen

Die Bauzeitzinsen, die der Landesbetrieb - ausgehend von 40,29 Mio. DM Gesamtbaukosten - mit 2,18 Mio. DM
angesetzt hat, sind nicht ordnungsgemal? belegt. Der fur die Ermittlung der Bauzeitzinsen ahlte Zinssatz von 6 %
liegt 1,7 %-Punkte Uber den zur Bauzeit fir Zwischenfinanzierungen tblichen Konditionen™>. Da der aus der Feuer-
schutzsteuer geleistete Baukostenzuschuss von 29 Mio. DM nicht zwischenfinanziert werden musste, hétten die Bau-
zeitzinsen nicht auf der Grundlage der Gesamtbaukosten, sondern des nach Abzug des Baukostenzuschusses ver-
bleibenden Restbetrags ermittelt werden miissen. Infolgedessen mindern sich die Bauzeitzinsen nach einer vorléufigen
Ermittlung auf 0,42 Mio. DM. Dabei ist weiter zu berlicksichtigen, dass ein Teil dieser Zwischenfinanzierungskosten
nicht Uber die Miete verrechnet werden darf, da er vor der Griindung des Landesbetriebs angefallen und aus dem
Landeshaushalt finanziert worden ist.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Bauzeitzinsen auf der Grundlage des nach Abzug des Baukosten-
zuschusses verbleibenden Restbetrags ermittelt wirden. Der Zinssatz solle, wie vorgeschlagen, 4,27 % betragen. Die
dem Landesbetrieb entstandenen Bauzeitzinsen wiirden nachvollziehbar belegt.

Im Hinblick auf eine durch Restarbeiten verursachte Bauzeitiberschreitung, die vom Nutzer nicht zu vertreten ist,
bestehen darliber hinaus Bedenken, ob

- Art und Umfang der Restarbeiten eine Erhthung des fur die Zinsberechnung maf3geblichen Bauzeitansatzes
rechtfertigen,

- der Landesbetrieb die Kosten der von der Bauzeitiiberschreitung betroffenen technischen Sondereinrichtungen
Uber die gesamte Bauzeit zwischenfinanzieren musste,

- dem Nutzer die von ihm nicht zu vertretenden léngeren Bauzeiten und dadurch bedingte Mehrkosten bei der
Zwischenfinanzierung tber die Miete in Rechnung gestellt werden durfen.

Das Ministerium der Finanzen hat sich dazu nicht geduf3ert.

%) schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 8. November 2000.

100) 50 wurde zum Beispie fiir ein Darlehen zur Ablésung des Vorschusskontos ein Zinssatz von 4,27 % vereinbart.
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Buchwert der Liegenschaft

Bei dem in der Mietkalkulation angesetzten Buchwert der Liegenschaft blieb ein Substanzverlust auf3er Betracht, der
auf einen vor der Griindung des Landesbetriebs durchgefiihrten Abbruch einzelner Gebaude und Gebaudeteile in einer
GroRenordnung von mehr als 15.000 m3 umbauten Raums zurlickzuftihren ist. Der Buchwert mindert sich infolge-
dessen um schatzungsweise 1,5 Mio. DM.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, dass die Buchwerte berichtigt wiirden und dies in der Mietberechnung
entsprechend berticksichtigt werde.

Refinanzierung der Investitionen
Gebaude und Aulienanlagen

Die von dem Landesbetrieb kakulierte Miete bildet den durch die Bereitstellung und Nutzung der Immobilie verur-
sachten Ressourcenverbrauch nur unvollstandig ab. Bei der Ermittlung der Refinanzierungskosten blieb der Bau-
kostenzuschuss auRer Betracht. Eine sachgerechte Abbildung des Ressourcenverbrauchs setzt voraus, dass die Miete
in Form einer Vollkostenrechnung ermittelt wird. Auf diese Weise kénnen auch zutreffende Daten fir Kosten-Nutzen-
Analysen, Mietpreisvergleiche oder fir die Kosten- und Leistungsrechnung der Nutzer gewonnen werden. Werden die
Baukosten ganz oder teilweise durch Zuschiisse aus dem Landeshaushalt mitfinanziert, kann das Nutzungsentgelt so
ermittelt werden, dass der Baukostenzuschuss als ein "Mieterdarlehen” in die Berechnung eingestellt und die sich
daraus ergebenden Annuitéten mit der Kostenmiete verrechnet werden.

Das Ministerium der Finanzen hat sich hierzu nicht geduf3ert.

Der Rechnungshof geht davon aus, dass die wirtschaftliche Nutzungsdauer von Sonderimmobilien mindestens
50 Jahre betragt. Er hat seiner Berechnung diesen Refinanzierungszeitraum zugrunde gelegt. Der Landesbetrieb
vertritt dagegen die Auffassung, dass die wirtschaftliche Nutzungsd von Sonderimmobilien 30 Jahre betrage und
innerhalb dieser Zeit ein "nahezu 100 %-iger Werteverzehr" eintrete™™. Ubt der Mieter nach dem Ende der verein-
barten Laufzeit die Option auf eine Verlangerung der Nutzungszeit aus, soll nach dem Mietvertragsentwurf die zu
diesem Zeitpunkt maf3gebliche Miete in der folgenden Vertragsperiode entsprechend der Wertsicherungsklausel fort-
geschrieben werden. Dies hétte zur Konsequenz, dass der Nutzer tber die Mietzahlungen auch dann noch fur die
kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung der Gesamtinvestitionskosten aufkommen misste, wenn die baulichen
Anlagen bereits refinanziert sind.

Das Ministerium der Finanzen hat dazu bemerkt, dass die Investitionskosten gleichmalig auf die Mietvertragsdauer zu
verteilen seien. Eine Abschreibungsdauer von 50 Jahren werde dem Lebenszyklus von Immobilien nicht gerecht und
fande in der Immobilienwirtschaft in der Regel keine Anwendung. Den Feststellungen des Rechnungshofs werde je-
doch soweit entsprochen, dass in kinftigen Fallen bereits bei Abschluss eines Mietvertrags in einem Erganzungs-
vertrag festgeschrieben werden solle, bei anschlief3ender Weitervermietung auf eine Abschreibung auf den Altbestand
bei der Bemessung der kiinftigen Miete zu verzichten.

Der Refinanzierungszeitraum und die wirtschaftliche Nutzungsdauer miissen nicht deckungsgleich sein. Sie kdnnen
unabhangig voneinander festgelegt werden. Bei Annahme einer mit der Grundmietzeit Ubereinstimmenden Refinan-
zierungszeit von 30 Jahren darf die Mieteim Fall einer Vertragsverlangerung

- nur noch durch Kostenansétze fir die Bauunterhaltung, die Bodenwertverzinsung und die substantielle Wert-
erhaltung bestimmt werden,

- keine Anteile mehr fur die kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung der Investitionskosten enthal ten.

Hierzu ist anzumerken, dass die Verklrzung des Refinanzierungszeitraums zunéchst eine stérkere jahrliche Belastung
des Landeshaushalts und fur den Landesbetrieb eine hthere Liquiditét zur Folge hat.

109 DPem kann nicht gefolgt werden. Schon der Hinweis darauf, dass die Gebdude der ehemaligen Landespolizeischule nach ca

40 Jahren noch mit einem Restwert von mehr als 7 Mio. DM im Anlagevermdgen des Landesbetriebs aktiviert worden sind und
unter "normalen” Umsténden auch noch wesentlich lénger ihren urspriinglichen Zweck hétten erfiillen kdnnen, dirfte geniigen, um
die Hypothese eines 100 %-igen Werteverzehrs in 30 Jahren zu widerlegen. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch der
Umdand, dass der Landesbetrieb die in der zweiten Héfte der 50er Jahre erbaute, bidang nicht modernisierte Sporthale mit einer
Restnutzungsdauer von 20 Jahren in seine Bilanz eingestelt hat; d.h. der Landesbetrieb geht damit selbst von einer wirtschaftlichen
Nutzungsdauer von rd. 60 Jahren fur dieses Bauwerk aus.

Da es keine wissenschaftlich abgesicherten Verfahren zur Ermittlung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer von Gebauden gibt, muss
hilfsweise auf Erfahrungswerte, wie sie in verschiedenen Nutzungsdauertabellen oder in der Fachliteratur angegeben und in der
Wertermittlungspraxis Ublich sind, zuriickgegriffen werden, vgl. z.B. Handbuch der standardisierten Kosten- und
Leistungsrechnung in Rheinland-Pfalz, Anhang 14.7; KL R-Handbuch des Bundes; KGSt-Bericht 1/1999, Abschreibungssétze in der
Kommunalverwaltung; Anlage 5 der Wertermittlungsrichtlinien (WertR 1991); Monetare Bewertung von Hochschulliegenschaften,
Hochschulplanung Band 130, S.22f., HISGmbH, Hannover 1998. Danach kann eine wirtschaftliche Nutzungsdauer von
mindestens 50 Jahren als realistisch angenommen werden.
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Technische Sonder einrichtungen

Die fur die technischen Sondereinrichtungen pauschal angenommene Nutzungsdauer von zehn Jahren ist nicht hin-
reichend belegt. Aufgrund der unterschiedlich langen Nutzungsdauer ist es problematisch, die Gebaudemieten und die
Mieten fir technische Sondereinrichtungen in einem Betrag zusammenzufassen. Die Auswirkung von Ersatzbeschaf-
fungen auf die Hohe der Miete ist im Mietvertragsentwurf nicht eindeutig geregelt und kann finanzielle Nachteile flr
den Mieter zur Folge haben. Die Verschiedenartigkeit der technischen Sondereinrichtungen lassen keine pauschalen
Regelungen zu. Sie erfordern gesonderte Mietkalkulationen und differenzierte Vereinbarungen, die einen erheblichen
Verwaltungsaufwand verursachen. Diese Schwierigkeiten lassen sich vermeiden, wenn die technischen Sondereinrich-
tungen aus dem Mietvertrag herausgel6st und als haushaltsfinanzierte Einrichtungen im "Eigentum des Nutzers' be-
handelt werden. Der Nutzer musste in diesem Fall die Verantwortung fir die Instandhaltung und Ersatzbeschaffung
dieser Einrichtungen bernehmen. Nach Uberschlégiger Ermittlung verringert sich der auf die Gebaudemiete anzu-
rechnende Anteil des Baukostenzuschusses dadurch von 29 Mio. DM auf 22,7 Mio. DM.

Das Ministerium des Innern und fir Sport hat diesen Vorschlag beflirwortet, da er eine grofRere Flexibilitét und eine
schnellere Beseitigung von Storungen im Bereich der technischen Sondereinrichtungen ermogliche. Das Ministerium
der Finanzen hat mitgeteilt, derzeit werde eine Anlage zum Mietvertrag erstellt, die Art, Umfang und Kosten der in das
Eigentum des Nutzers zu Ubertragenden technischen Sondereinrichtungen auswei se.

Wertsicherungsklausel

Die am Lebenshaltungskostenindex fir private Haushalte orientierte Wertsicherungsklausel unterwirft einzelne
K ostenbestandteile der Miete, die keinen Preissteigerungen unterliegen - wie z.B. die kalkulatorische Verzinsung und
die Bodenwertverzinsung -, einer automatischen Anpassung. Tatsachlich kénnen nur die Ausgaben fir die Instand-
haltung einer Preissteigerung unterliegen. Diese ist jedoch nicht von der Entwicklung der Lebenshaltungskosten priva-
ter Haushalte, sondern von der Baupreisentwicklung abhangig. Unabhangig davon hat der Landesbetrieb bei seiner
Kalkulation bereits eine Steigerung der Instandhaltungskosten um jahrlich 3 % berticksichtigt. Daher ist es nicht
gerechtfertigt, diese Aufwendungen ber eine Wertsicherungsklausel, deren Bemessung im Einzelfall ohnehin proble-
matisch ist, einer weiteren Preissteigerung zu unterwerfen.

Das Ministerium der Finanzen vertritt die Auffassung, dass der Baukostenindex kurzfristigen konjunkturellen
Schwankungen unterliege und somit ein erhebliches Haushaltsrisiko zur Folge habe. Eigene Uberprifungen hétten
ergeben, dass der Lebenshaltungskostenindex die giinstigste Bemessungsgrundlage darstelle.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Ermittlung des fiir die substantielle Werterhaltung notwendigen Mietanteils nicht
tiberwiegend an haushaltswirtschaftlichen Uberlegungen ausgerichteten Bemessungskriterien unterworfen werden
darf. Es geht nicht darum, die glnstigste Bemessungsbasis fur Mieterhdhungen herauszufinden, sondern vielmehr
darum, eine angemessene substantielle Werterhaltung des Immoabilienvermdgens des Landes sicherzustellen und hier-
fr hinreichend objektive Kriterien festzulegen. Die Annahme, dass die Anwendung des L ebenshaltungskostenindexes
langfristig zu geringeren Mietsteigerungen fihren werde, griindet auf einer Prognose, die mal3geblich von den sehr
hohen Baupreissteigerungen in dem Betrachtungszeitraum 1989 bis 1998 beeinflusst worden ist. Es ist fraglich, ob
diese Entwicklung in die Zukunft fortgeschrieben werden kann, zumal die Baupreise seit Jahren stagnieren. Miet-
erhdhungen nach dem von dem Ministerium der Finanzen vorgesehenen Verfahren tragen den an dem Zidl einer
nachhaltigen V ermdgensbewi rtschaftung ausgerichteten Gesichtspunkten nicht hinreichend Rechnung.

Berechnungsmodell des Rechnungshofs

Der Rechnungshof schléagt aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse ein Berechnungsmodell fir Mieten
von Sonderimmobilien vor, das einfacher zu handhaben ist und fur den Mieter transparenter und leichter nach-
vollziehbar ist als das Kakulationsverfahren des Landesbetriebs. Nach diessm Modell setzt sich die Miete aus An-
sétzen fUr die Instandhaltungskosten und die Bodenwertverzinsung sowie aus der kalkulatorischen Abschreibung und
Verzinsung des in der Immobilie gebundenen Kapitals zusammen. Bei einer nach diesem Modell berechneten Miete
ertbrigt sich eine Wertsicherungsklausel. Angemessene Mieterhthungen und eine substantielle Werterhaltung werden
sichergestellt, indem die Ansétze fir die Instandhaltungskosten und fir die Herstellungskosten jéhrlich nach Mal3gabe
des Baukoﬁnindex& fortgeschrieben und die Abschreibungsbetréage auf der Grundlage von Wiederbeschaffungs-
zeitwerten™= ermittelt werden. Die Mieterhthung ergibt sich danach aus der Steigerung des Instandhal tungsansatzes
und dem Differenzbetrag zwischen der Abschreibung nach Wiederbeschaffungszeitwerten und der Abschreibung nach
den Herstellungskosten.

102)  Das Verfahren entspricht insoweit einer Empfehlung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle, vgl. KGSt-Bericht Nr. 1/1995, Vom

Geldverbrauchs- zum Ressourcenverbrauchskonzept: Leitlinien fir ein neues kommunales Haushalts- und Rechnungsmodell auf
doppischer Grundlage, Tz. 5.3.1, S. 20 f.
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Ausgehend von einer der wirtschaftlichen Nutzungsdauer entsprechenden Refinanzierungszeit von 50 Jahren hat der
Rechnungshof auf der Grundlage seines Modells eine vorlaufige Vollkostenmiete von 1,57 Mio. € jéhrlich fur die
Jahre 2000 bis 2003 ermittelt. Dieser Betrag verringert sich aufgrund des in der Berechnung als "Mieterdarlehen”
anzusetzenden Baukostenzuschusses um 0,73 Mio. € auf 0,84 Mio. €. Bei Annahme einer Refinanzierungszeit von
30 Jahren wiirde sich dieser Betrag auf 0,92 Mio. € erh6hen. Eine genaue Berechnung der Miete setzt voraus, dass der
Landesbetrieb die Bau-, Vorarbeits- und Verwatungskosten, die Bauzeitzinsen und die Kosten der technischen
Sondereinrichtungen zutreffend ermittelt und die betreffenden Feststellungen des Rechnungshofs berticksichtigt. Eine
hinreichende Kostentransparenz Uber den durch die Immobilienbereitstellung und -nutzung bedingten Ressourcen-
verbrauch, d.h. insbesondere eine vollsténdige und verursachungsgerechte Darstellung der Baunutzungskosten, |&sst
sich dabei nur erreichen, wenn die Mieten - nach Gebauden getrennt - neu ermittelt werden.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, die Miete werde derzeit neu ermittelt. Ein Grofdteil der Feststellungen des
Rechnungshofs werde beachtet. Der Landesbetrieb komme nach seinem Berechnungsmodell zu einem anndhernd
gleichen Ergebnis. Allerdings werde die Wertsicherungsklausel weiterhin angewandt.

Die von dem Rechnungshof geforderte Neuberechnung der Miete liegt bisher nicht vor. Nach der Stellungnahme des
Ministeriums der Finanzen ist eine abschlief3ende Klérung des Berechnungsverfahrens noch nicht maglich.

Das Ministerium der Finanzen hat allgemein ausgefihrt, der Landesbetrieb agiere mit Gewinnerzielungsabsicht.

Dem kann nach Auffassung des Rechnungshofs bei der Mietpreisbildung fur Sonderimmobilien keine Bedeutung zu-
kommen, da es fir diese keine marktgéngigen Mieten gibt und Gewinne ausschliefdlich aus dem weitgehend kredit-
finanzierten Haushalt finanziert werden miissten. Finanzwirtschaftlicher Unternehmenszweck kann bei Leistungen fur
das Land nicht die Gewinnmaximierung zu Lasten des Landeshaushalts sein. Die Aufgabe des Landesbetriebs besteht
darin, Immobilien zu mdglichst wirtschaftlichen Konditionen bereitzustellen und zu bewirtschaften.

Vom Landesfeuerwehrverband genutztes Gebaude

Nach vorlaufiger Einschdtzung ist davon auszugehen, dass die zwischen dem Ministerium des Innern und fur Sport
und dem Landesfeuerwehrverband vereinbarte Miete fur das Gebdude die tatséchlichen Kosten der
Immobiliennutzung und das dem Landesbetrieb danach zustehende Nutzungsentgelt nicht decken werden. Der
Differenzbetrag stellt eine im Landeshaushalt bislang nicht ausgewiesene Zuwendung an den
Landesfeuerwehrverband dar. Eine "Quersubventionierung” dieses Fehlbetrags, z.B. durch eine Erhéhung der
Mietansétze fir andere Gebaude wiirde dem Grundsatz der K ostentransparenz widersprechen.

Das Ministerium des Innern und fur Sport hat bemerkt, der in Ansatz zu bringende Mietzins wiirde sich nahezu ver-
doppeln, wenn fir die Burordume des Landesfeuerwehrverbands die gleichen Mieten wie fur die Flachen im Ver-
waltungsgebaude zu zahlen seien. Eine Erhdhung der finanziellen Zuwendungen an den Landesfeuerwehrverband sei
aufgrund des immer geringer werdenden Anteils des Landes am Aufkommen der Feuerschutzsteuer nicht moglich. Der
Status quo musse daher fir die Dauer der Vertragszeit akzeptiert werden.

Das Ministerium der Finanzen hat darauf hingewiesen, dass bei "Untermietungsverhaltnissen” im Landesbereich in der
Regel keine marktgangigen Mieten erzielt wirden. Aus verwaltungsdkonomischen Griinden solle von der "haus-
haltsmafigen Darstellung dieser Quersubventionierung" abgesehen werden.

Diese Auffassung begegnet im Hinblick auf das Budgetrecht des Parlaments und den Grundsatz der Haushaltsklarheit
Bedenken. Im Ubrigen steht dem Landesbetrieb eine bei wirtschaftlicher Betriebsfiinrung kostendeckende Miete fir
das Gebaude zu. Dessen ungeachtet stellen sich die Fragen, ob

- der Landesfeuerwetwrband die ihm nach dem Mietvertrag obliegenden Investitionen in das Gebaude in vollem
Umfang getétigt hat™=,

- esinsoweit gerechtfertigt ist, dem Verband das Gebaude faktisch mietfrei zu Uberlassen.

Ener giemanagement

Messeinrichtungen fir eine differenzierte, nach Gebauden sowie energieintensiven Anlagen und Nutzungsbereichen
getrennte Verbrauchserfassung sind nicht installiert. Damit fehlt eine grundlegende Voraussetzung fir ein wirksames
Energiemanagement und -controlling zur Minimierung der Verbrauchskosten.

Das Ministerium des Innern und fur Sport beflrwortet die Installation entsprechender Messeinrichtungen. Das Minis-
terium der Finanzen will zu gegebener Zeit mitteilen, welche konkreten Schritte im Hinblick auf ein Energiemanage-
ment vorgenommen werden sollen.

109 Nach § 2 Nr. 4 des Mietvertrags war der Landesfeuerwehrverband spétestens zum 31. Dezember 2002 zur Rechnungslegung iiber

die von ihm durchgefuhrten Sanierungs- und Renovierungsarbeiten verpflichtet. Ein Nachweis hierfir konnte dem Rechnungshof
nicht vorgelegt werden.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)

©)

d)

e

f)

9)

ale Gebaude in die Mietberechnung fur die Gesamtliegenschaft einzubeziehen und die kalkulatorischen Mieten
unter Berticksichtigung des Baukostenzuschusses nach Gebauden getrennt zu ermitteln,

von einer Wertsicherungsklausel abzusehen und an Stelle dessen Mieterhthungen fiir Sonderimmobilien nach
hinreichend objektiven Kriterien zu ermitteln, so dass eine angemessene substantielle Werterhaltung des Immo-
bilienvermdgens sichergestellt ist,

die Kostentransparenz bei den Instandhatungskosten fur Sonderimmobilien durch Nachweispflichten des
Landesbetriebs gegeniiber den Mietern zu verbessern und - fiir den Fall erheblicher Abweichungen - eine Off-
nungsklausel in den Mietvertragen vorzusehen,

Bauzeitzinsen nachvollziehbar zu belegen und fur eine vom Nutzer nicht zu vertretende Bauzeitverlangerung
keine Zinsen anzusetzen,

die Ausgaben fir Kunst am Bau nicht in die Mietberechnung einzubeziehen, sondern im Landeshaushalt abzu-
wickeln,

den Differenzbetrag zwischen den tatséchlichen Kosten der Immobiliennutzung und den Einnahmen aus der
Untervermietung des vom Landesfeuerwehrverband genutzten Gebaudes als Zuwendung an diesen im Landes-
haushalt auszuweisen,

in der Landesfeuerwehrschule Messeinrichtungen fur eine differenzierte Erfassung des Energieverbrauchs zu
installieren.

Die Stellungnahmen des Ministeriums der Finanzen und des Ministeriums des Innern und fir Sport sind unter Nr. 2
dargestellt.
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Aufwand fur die Personalverwaltung bei den Ministerien und nachgeordneten
L andesdienststellen

Nach dem Ergebnis eines Vergleichs der Bearbeitungszahlen wurden die Aufgaben der Perso-
nalverwaltung von den Ministerien und nachgeordneten Landesdienststellen mit unter schied-
lich hohem Aufwand wahr genommen.

Die Bearbeitungszahlen je Kraft lagen teilweise unter der Halfte des Mittelwertsder drei besten
Verwaltungen. Bei Zugrundelegung dieses Werts bestent bei den gepr tiften Behorden rein rech-
nerisch ein Einsparpotential von etwa 37 Stellen. Mit vertiefenden Unter suchungen sollten die
konkreten Einspar mdglichkeiten offen gelegt werden.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat den Aufwand fir die Personalverwaltung bei den Ministerien und nachgeordneten Landes-
dienststellen gepriift. Insgesamt waren 59 Behorden in die Priifung einbezogen.

Die untersuchten Dienststellen haben den Personalaufwand fir die Wahrnehmung der Aufgaben der Personal-
verwaltung fur ihren unmittelbaren Bereich sowie die Anzahl der Personalfélle in vom Rechnungshof entwickelten
standardisierten Erhebungsbogen erfasst. Sie erhielten dazu einen einheitlichen Katalog, in dem die Aufgaben der
Personalverwaltung detailliert beschrieben waren. Dadurch sollte sichergestellt werden, dass von einem inhaltlich
gleichen Aufgabenbereich ausgegangen wurde.

Es sollten Kennzahlen fir die Wahrnehmung der Aufgaben der Personalverwaltung ermittelt werden, aufgrund derer
Erkenntnisse Uber Rationalisierungspotentiadle gewonnen wer konnen, die Anlass fur eingehendere
Untersuchungen der Behdrden selbst sein sollten (Benchmarking)™. Denn mit dem Einsatz von Benchmarking
konnen analytische Personalbedarfsermittiungen und aufgabenkritische Uberpriifungen der Verwaltungsaufgaben
einer Behdrde nicht ersetzt werden.

Im Rahmen der Priifung wurden fir den Bereich der Personalverwaltung Vergleichsringe (Ministerien, Landesamter,
Polizeidienststellen, Justizbehdrden) gebildet, weil vergleichende Betrachtungen nur bei Behdrden moglich sind, die
im Wesentlichen die gleichen Aufgaben wahrnehmen und der gleichen Hierarchieebene angehoren.

Die ermittelten Kennzahlen (Personalfédlle je Vollzeitkraft) zeigten eine grofie Bandbreite. Das war u.a. darauf zuriick-
zufuihren, dass die Aufgabenabgrenzu% sowie die Ermittlung des Aufwands und der Anzahl der Personalfélle nicht
immer einheitlich gehandhabt wurden™>.

Um eine zu grofRe Bandbreite bei den ermittelten Werten auszugleichen, wurde ein gewichteter Mittelwert aus den
Kennzahlen der drei besten Behorden innerhalb eines Vergleichsrings a's Orientierungsgrofle (Benchmark-Wert) ge-
bildet. Den Benchmark-Werten wurden die Durchschnittswerte derﬁderen Behdrden des Vergleichsrings gegeniiber-
gestellt und daraus wurde ein mogliches Einsparpotential errechnet™.

Die Untersuchung des Rechnungshofs hat sich auf quantitative Aussagen beschréankt, zumal bei der Verwendung von
Benchmarking als reinem Kennzahlensystem unberticksichtigt bleibt, wie die Ergebnisse im Hinblick auf die Arbeits-
organisation und die Arbeitsqualitét zu beurteilen sind. Mégliche Stellenminderungen wurden daher nur rein rechne-
risch dargestellt, von konkreten Einsparvorschldgen wurde abgesehen. Die Vergleichszahlen geben Anhaltspunkte
dafur, bei welchen Dienststellen vertiefende Untersuchungen vorzunehmen sind.

109 Unter Benchmarking wird ein kontinuierlicher Prozess verstanden, bei dem Produkte, Dienstleistungen sowie Prozesse und Met-

hoden (ber mehrere Organisationen hinweg verglichen werden. Dabei sollen Unterschiede und M&glichkeiten zur Verbesserung
ermittelt werden. Benchmarking soll Anregungen zu Verbesserungsmdglichkeiten geben und einen Wettbewerb um die "besten
Losungen" initiieren. Die Methode wird vor allem von Finanzkontrollbehdrden in GroRbritannien im Rahmen von Wirtschaftlich-
keitsprufungen eingesetzt und hat sich dort bewahrt.

Die nachfolgend dargestellten Prifungsergebnisse sind wegen des zugrunde liegenden umfangreicheren Aufgabenkatalogs nicht
vergleichbar mit den bei anderen Priifungen festgestellten Kennzahlen fur die reine Personal sachbearbeitung (vgl. beispielsweise
Jahresbericht 2002, Tz. 19 - Organisation der Schulaufsicht, Drucksache 14/1880 S. 114).

Da der Benchmark-Wert durch Mittelung festgestellt wurde, kénnen auch Einsparmdglichkeiten bei den Behdrden bestehen, die bei
der Ermittlung des Wertes berticksichtigt wurden.

105)

106)
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ressortibergreifende Vergleiche
Ministerien

Bei den Ministerien waren 2.191 Personen beschéftigt. Die Aufgaben der Personalverwaltung fur diese Bediensteten
wurden von 29,1 Vollzeitkréften bewdltigt:

Ministerium Personalfélle Aufwand Personalfélle
(Kréfte) je Kraft
Ministerium des Innern und fur Sport 495 5,95 83
Ministerium der Finanzen 225 3,26 69
Ministerium der Justiz 161 1,14 141

Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie

und Gesundheit 195 2.9 66
Ministerium fUr Wirtschaft, VVerkehr,

Landwirtschaft und Weinbau 4z 4,65 92
Ministerium fr Bildung, Frauen und Jugend 198 3,10 64
Ministerium fir Umwelt und Forsten 253 4,92 51
Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, 237 3,10 76
Forschung und Kultur

Summe 2.191 29,08 75

Aus den drei besten Kennzahlen (Ministerium der Justiz mit 141 Personalféllen, Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau mit 92 Personalféllen und Ministerium des Innern und fir Sport mit 83 Personalfallen)
wurde der Benchmark-Wert von 92 Personalféllen je Kraft ermittelt.

Die durchschnittliche Betreuungsrelation der Ubrigen Ministerien lag bei 64 Personalféllen je Kraft. Wenn es gelange,
diesen Durchschnittswert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 92 anzuheben, konnten rein rechnerisch funf
Stellen eingespart werden.

Das Ministerium des Innern und fiir Sport hat mitgeteilt, dass der Aufwand fir die Personalverwaltung um 0,68 Kréfte
zu hoch angegeben worden sei. Ohne Beriicksichtigung dieses Anteils l1age die Betreuungsrelation bei 94 Personal-
fallen je Kraft.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, dass vordringlich auf Mitarbeiterebene (mittlerer Dienst) Anlass zur Uber-
prifung der Anzahl der eingesetzten Bediensteten bestehe. Hier zeichneten sich jedoch im Zusammenhang mit der
beabsichtigten Einfihrung des Personal verwaltungssystems DIPSY ™~ auch Mehrbel astungen ab.

Demgegentber ist anzumerken, dass das System nach Mehrbelastungen in der Einfiihrungsphase zu Entlastungen
fuhren soll.

Das Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit hat darauf verwiesen, dass es vergleichsweise mit
erheblich mehr Sonderlaufbahnen und Fachpersonal befasst sei, wodurch ein zusétzlicher Aufwand entstehe. Unab-
héngig davon sei Personal umgeschichtet worden, was zu einer htheren Betreuungsrelation von 79 Personalfélen
gefihrt habe.

Das Ministerium fur Bildung, Frauen und Jugend und das Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung
und Kultur haben den Aufwand fir die Personalverwaltung inzwischen reduziert und erreichen dadurch eine Be-
treuungsrelation von jeweils 90 Personalféllen je Kraft.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat darauf hingewiesen, dass in den Erhebungsbégen ein zu hoher Aufwand
fUr die Personaverwaltung angegeben worden sei. Die Abgrenzung der Tétigkeiten fir das eigene Personal und das
der nachgeordneten Dienststellen sei nicht hinreichend prézise erfolgt. Auch seien Tétigkeiten berlicksichtigt worden,
die nicht zur Personalverwaltung gehorten. Nach der Uberpriiffung des Aufwands lége die Betreuungsrelation tat-
séchlich bei 70 Persondfélen. Das Ministerium hat zugesichert, die Organisation des Personalreferats mit dem Ziel
einer Personaleinsparung zu Uberprifen.

100 Diglogisiertes integriertes Personalverwaltungssystem.
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L andesamter

Fur die Personalverwaltung bei ausgewahlten Landesamtern waren 30,5 Vollzeitkréfte eingesetzt; sie betreuten insge-
samt 2.681 Personalfélle:

Landesamt Personal- Aufwand Personalféle
fale (Kréfte) je Kraft

Statistisches Landesamt 451 7,00 64

=8

Oberfinanzdirektion - Zentrale Besoldungs-

und Versorgungsstelle - ° 555 4,10 135

Oberfinanzdirektion - Besitz- und Ver-

o

Geschéftsbereich Bundesbau -

{_/zi:g)e:;;tgfur Soziales, Jugend und 303 5,37 56

Geol ogisches L andesamt 89 1,80 49

Eichdirektion 94 1,83 51

Struktur- und Genehmigungsdirektion Std

- Zentralstelle der Forstver ng 273 2,69 101

(ohne ZeBIT, FAWF, FBZ) ™ -

Landesamt fir Denkmal pflege 100 0,80 125

Summe 2.681 30,51 88

Aus den drei besten Kennzahlen (Oberfinanzdirektion - Zentrale Besoldungs- und Versorgungsstelle - mit 135 Perso-
nafallen, Landesamt fir Denkmalpflege mit 125 Personalfallen und Landesamt fur Vermessung und Geobasisinfor-
mation mit 119 Personalfallen) wurde der Benchmark-Wert von 128 ermittelt.

Die durchschnittliche Betreuungsrelation der Ubrigen Landesdmter lag bei 73 Personalfélen je Kraft. Wenn es ge-
lange, diesen Durchschnittswert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 128 anzuheben, kdnnten rein rechnerisch
9,5 Stellen eingespart werden.

Das Ministerium des Innern und fur Sport hat mitgeteilt, dass sich beim Statistischen Landesamt die Betreuungs-
relation teilweise aus der aufgabenbedingten, heterogenen Personal struktur erklére. Ungeachtet dessen solle der Perso-
naeinsatz um zwei Kréfte reduziert werden. Daraus ergebe sich eine Betreuungsrelation von 90 Personalfédlen. Beim
Landesamt fur Vermessung und Geobasisinformation sei eine Verbesserung der Betreuungsrelation bis zum Bench-
mark-Wert von 128 erreichbar.

Das Ministerium fur Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit hat die geringere Betreuungsrelation beim Landesamt
fUr Soziales, Jugend und Versorgung vor alem mit dem grundlegenden Modernisierungsprozess in der Versorgungs-
und Sozialverwaltung erklért. Das habe zu Mehraufwand in der Personal verwaltung geftihrt.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat darauf verwiesen, dass sich aus der Zu-
sammenlegung des Geologischen Landesamts mit dem Bergamt zum Landesamt fir Geologie und Bergbau (1. Okto-
ber 2002) eine Betreuungsrelation von 86 Personalféllen ergebe. Der Aufwand der Eichdirektion kénne vermindert
werden, sodass eine Betreuungsrelation von 58 Personalfallen erreicht werde. Weitere Verbesserungen hélt das Minis-
terium mit Blick auf die kleinen Dienststellen und den mit der Betreuung von technischem Personal verbundenen
groReren Aufwand nicht fir realisierbar.

Demgegenuber wird beim Landesamt fir Denkmalpflege - bel vergleichbarem Personakorper - eine Betreuungs-
relation von 125 Personalféllen erreicht.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat angemerkt, dass die Zentralstelle der Forstverwaltung im Erhebungszeit-
raum in nicht unerheblichem Umfang in die Vorbereitungen der Forstorganisationsreform eingebunden gewesen sei.

108)  Zentrum firr Benutzerservice und Informationstechnik Emmelshausen, Forschungsanstalt fur Waldokologie und Forstwirtschaft

Trippstadt, Forstliches Bildungszentrum Hachenburg.
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Ressortbezogene Vergleiche
Polizeidienststellen
Polizeiprasidien

Fir die Personalverwaltung der bei den finf Polizeiprasidien einbezogenen 8.688 Personalfédlle waren insgesamt
56,4 Vollzeitkréfte eingesetzt:

Polizeiprasidium Personal - Aufwand Personalfdle
fale (Kréfte) je Kraft
Polizeiprasidium Koblenz 2.545 18,60 137
Polizeiprasidium Mainz 1.715 9,75 176
Polizeipréasidium Rheinpfalz 1.990 10,30 193
Polizeiprasidium Westpfalz 1.135 7,77 146
Polizeiprasidium Trier 1.303 9,95 131
Summe 8.688 56,37 154

Aus den drei besten Kennzahlen (Polizeiprésidium Rheinpfalz mit 193 Personaféllen, Polizeiprésidium Mainz mit
176 Personalféllen und Polizeiprésidium Westpfalz mit 146 Personalféllen) wurde der Benchmark-Wert von 174 er-
mittelt.

Die durchschnittliche Betreuungsrelation der Ubrigen Polizeiprasidien lag bei 135 Personalfédllen je Kraft. Wenn es
gelange, diesen Durchschnittswert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 174 anzuheben, kénnten rein rechne-
risch sechs Stellen eingespart werden.

Das Ministerium des Innern und fir Sport hat mitgeteilt, dass bei der Erfassung des Persona- und Verwaltungs-
aufwands die erhobenen Grunddaten der Polizeiprésidien nicht identisch seien. Dieser Umstand habe vor alem beim
Polizeipréasidium Koblenz zu einer relativ niedrigen Kennzahl und damit rein rechnerisch zu einer Uberbesetzung ge-
fahrt; die Betreuungsrelation der anderen Polizeiprasidien sei hingegen verbessert worden, was die Personal ausstat-
tung dort glinstiger erscheinen lasse.

Sonstige Polizeidienststellen

Fur die Personaverwaltung der bei den sonstigen Polizeidienststellen einbezogenen 2.283 Personalfélle waren insge-
samt 23,5 Vollzeitkréfte eingesetzt:

Sonstige Polizeidienststellen Personal- Aufwand Personalfdle
fale (Kréfte) je Kraft
Zentralstelle fur Polizeitechnik 139 3,30 42
Bereitschaftspolizei 1.473 13,18 112
Landeskriminalamt 425 5,08 84
Wasserschutzpolizei 246 1,98 124
Summe 2.283 23,54 97

Aus den drei besten Kennzahlen (Wasserschutzpolizei mit 124 Personalféllen, Bereitschaftspolizei mit 112 Personal-
fallen und Landeskriminalamt mit 84 Personalféllen) wurde der Benchmark-Wert von 106 ermittelt.

Die Betreuungsrelation der Zentralstelle fir Polizeitechnik lag bei 42 Personafdlen je Kraft. Wenn es gelange, diesen
Wert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 106 anzuheben, kdnnten rein rechnerisch zwei Stellen eingespart
werden.

Uber die rein rechnerische Einsparung besteht mit dem Ministerium des Innern und fiir Sport Ubereinstimmung. Bevor
Folgerungen gezogen werden, seien weitere Klarungen erforderlich.
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Justizbehorden

Obere Landesgerichte

Fir die Personalverwaltung der bei den sechs oberen Landesgerichten einbezogenen 481 Personalfélle waren insge-
samt 5,3 Vollzeitkréfte eingesetzt:

Gericht Personal- Aufwand Personalfélle
fdle (Kréfte) je Kraft
Oberlandesgericht Koblenz 167 0,83 201
Pfalzisches Oberlandesgericht Zweibriicken 105 0,52 202
Oberverwaltungsgericht 78 1,08 72
Finanzgericht 40 1,27 31
Landessozialgericht 55 1,05 52
Landesarbeitsgericht 36 0,57 63
Summe 481 5,32 90

Aus den drei besten Kennzahlen (Pfélzisches Oberlandesgericht Zweibriicken mit 202 Personalféllen, Oberlandes-
gericht Koblenz mit 201 Personalféllen und Oberverwaltungsgericht mit 72 Personalféllen) wurde der Benchmark-
Wert von 144 ermittelt.

Die durchschnittliche Betreuungsrelation der ibrigen oberen Landesgerichte lag bei 45 Personaféllen je Kraft. Wenn
es gelange, diesen Durchschnittswert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 144 anzuheben, kdnnten rein rechne-
risch zwei Stellen eingespart werden.

Landgerichte und Staatsanwaltschaften

Fur die Personalverwaltung der bei den acht Landgerichten und acht Staatsanwaltschaften einbezogenen 2.822 Perso-
nalfalle waren insgesamt 28,5 Vollzeitkréfte eingesetzt:

Landgericht/Staatsanwal tschaft Personal - Aufwand Personalfédlle
fale (Kréfte) je Kraft
Landgericht Bad Kreuznach 166 2,44 638
Landgericht Koblenz 621 3,79 164
Landgericht Mainz 378 1,90 199
Landgericht Trier 252 1,63 155
Landgericht Frankenthal 281 1,21 232
Landgericht Kaiserslautern 85 0,89 96
Landgericht Landau 79 0,75 105
Landgericht Zweibriicken 79 0,85 93
Staatsanwal tschaft Bad Kreuznach 60 0,80 75
Staatsanwal tschaft Koblenz 269 3,25 83
Staatsanwal tschaft Mainz 135 1,05 129
Staatsanwaltschaft Trier 91 0,80 114
Staatsanwal tschaft Frankenthal 126 3,80 33
Staatsanwal tschaft Kaiserslautern 88 2,70 33
Staatsanwaltschaft Landau 61 1,34 46
Staatsanwal tschaft Zweibriicken 51 1,34 38
Summe 2.822 28,54 99

Aus den drei besten Kennzahlen (Landgericht Frankenthal mit 232 Personalféllen, Landgericht Mainz mit 199 Per-
sonalféllen und Landgericht Koblenz mit 164 Personalféllen) wurde der Benchmark-Wert von 186 ermittelt.
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Die durchschnittliche Betreuungsrelation der Ubrigen Landgerichte und der Staatsanwaltschaften lag bel 71 Personal -
falen je Kraft. Wenn es gelénge, diesen Durchschnittswert auf das Niveau des Benchmark-Wertes von 186 anzu-
heben, konnten rein rechnerisch 13 Stellen eingespart werden.

Das Ministerium der Justiz hat die grof3en Differenzen zwischen den Betreuungsrelationen mit Unterschieden in der
Quialitét der Leistungserbringung erklart. Auch seien bei der Einschétzung des Personal aufwands durch die Behdrden
offensichtlich Ungenauigkeiten aufgetreten. Gleichwohl sollen die ermittelten Benchmark-Werte zum Anlass genom-
men werden, den Personaleinsatz zu Uberpriifen und zu optimieren.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) dieUrsachen fir die unterschiedlichen Bearbeitungszahlen zu ermitteln,

b) be Dienststellen, die mit ihren Bearbeitungszahlen unter dem Mittelwert der drei besten Verwaltungen liegen,
vertiefende Untersuchungen vorzunehmen, um madgliche Stelleneinsparungen festzustellen.

Die Stellungnahmen der Ministerien sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Modellversuch zur automationsgesteuerten Bearbeitung der Einkommensteuer -
erkléarungen von Arbeitnehmern

Die Steuerverwaltung des Landes hat seit drei Jahren in einem Modellversuch ein Verfahren
zur automationsgesteuerten Veranlagung der Einkommensteuer erklérungen von Arbeitnehmern
(" Black Box" -Verfahren) erprobt. Zweck desVerfahrensist es, gewichtige Steuerfélle, die voraus-
sichtlich zu héheren Steuereinnahmen fiihren, maschinell fur die sachliche Prifung auszuwéhlen.

Der Einsatz des Verfahrens nach der urspringlichen Konzeption bei allen Finanzamtern hétte
zu erheblichen Steuerausfallen gefihrt. Mehr als ein Funftel der bei herkémmlicher Bearbei-
tung erzielten M ehreinnahmen wér e entfallen.

Die Steuerverwaltung setzt das Verfahren in Uberarbeiteter Form mittlerweile landesweit ein.

Gegenstand und Umfang der Prifung
Allgemeines

Die Finanzémter bearbeiten in ihren Arbeitnehmerstelleng jéhrlich mehr as 700.000 Einkpmmensteuerfélle. Die
Steuerverwaltung setzt dort etwa 10 % ihres Personals ein™—'. Um ihrem gesetzlichen Auftrag™, der gleichméaligen
Festsetzung und Erhebung der Steuern nach Mal3gabe der Steuergesetze, trotz einer zum Teil noch zunehmenden Fille
an Aufgaben weiterhin gerecht werden zu kdnnen, beabsichtigt die Steuerverwaltung, die Effizienz des Personal-
einsatzes zu verbessern. Darauf abzielende Maf3nahmen sollen auch zu Personal einsparungen fihren.

Die Finanzbehtrden bestimmen Art und Umfang der fur die Besteuerung erforderlichen Ermittlungen nach den
Umstanden des Einzelfalls™. Dabei konnen sie das Verhdltnis zwischen voraussichtlichem Arbeitsaufwand und
steuerlichem Erfolg beriicksichtigen. Das Gebot der rechtméafigen und gleichméafiigen Besteuerung darf dadurch aller-
dings nicht verletzt werden.

Vor diesem Hintergrund stellen die Grundsétze zur Organisation der Finanzémter und Neuordnung des Besteuerungs-
verfahrens bundeseinheitliche Regelungen fir eine an Ertrags- und Risikogesichtspunkten orientierte Fallbearbeitung
auf. Der Aufwand fur die Bearbeitung einer Steuererklédrung soll sich nach deren steuerlicher Bedeutung richten.
Bestimmte Steuerfélle konnen ausschliefdlich programmgesteuert bearbeitet werden.

Der Modellversuch "Black Box" des Landes Rheinland-Pfalz stellt e ersten praktischen Ansatz hierzu dar. Die
Finanzamter Landau, Neuwied und Sankt Goarshausen - Sankt Goar haben in ihren Arbeitnehmerstellen seit
Anfang des Jahres 2001 eine automationsgesteuerte Veranlagung zur Einkommensteuer erprobt. Ziel des neuen
Verfahrens ist es, gewichtige Steuerfélle, die voraussichtlich zu héheren Steuereinnahmen fuhren, maschinell fur die
sachliche Prifung auszuwahlen.

"Black Box" -Verfahren

Im herkémmlichen Verfahren hatten die Bearbeiter die Daten der Steuererklérungen nach den algemeinen Veran-
lagungsgrundsétzen zumindest Uberschlagig materiell-rechtlich zu prifen. Des Weiteren hatten sie dafiir Sorge zu
tragen, dass die eingereichten Unterlagen vollstdndig waren und den formellen Erfordernissen genuigten. Danach
waren die Daten in die vorgegebenen Rechenprogramme einzugeben.

Neu war in der urspriinglichen Ausgestaltung des Modellversuchs "Black Box", dass als risikobehaftet eingestufte
Steuererkldrungen mittels eines von der Oberfinanzdirektion erstellten maschinellen Programms ausgewéhlt wurden
und anschlieffend nochmals punktuell vertieft zu bearbeiten waren. Die Kriterien fur diese Auswahl richteten sich ent-
weder nach der Hohe der erfassten Werte™* oder orientierten sich an Hinweisen in den Datenverarbeitungs-
programmen, die die Bearbeiter schon friher auf besondere Probleme in den Steuerféllen aufmerksam machten. Ein
zeichnungsbefugter Bediensteter hatte die so bestimmten Priiffelder auf ihre Richtigkeit zu untersuchen und danach
die Erstellung des Steuerbescheids zu veranlassen. In den anderen Féllen wurde der Bescheid maschinell erteilt.

109 verwaltungseinheiten, die hauptsichlich firr die Veranlagung von Féllen mit Einkinften ausschlieRlich aus nichtselbstandiger

Arbeit (8 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4i.V.m. § 19 EStG) zustandig sind.
10 Am 1. Januar 2000: 587 Arbeitskrifte.
) ggs Abgabenordnung.
112 ggg Abgabenordnung.

19 gt 1. Januar 2003 zusammengelegt (8 1 Landesverordnung Uber Zustandigkeiten der Finanzdmter vom 6. Dezember 2002, GVBI.
S. 501).

Beispielsweise in den Bereichen der Werbungskosten (Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstétte, Arbeitsmittel u.a.), der
Sonderausgaben (gezahlte Unterhaltsleistungen, Spenden u.a) und der aufergewohnlichen Belastungen (Krankheitskosten,
Unterstitzungsaufwendungen u.a.).

114)
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Anfang des Jahres 2003 wurde der Arbeitsablauf gedndert. Nunmehr ist angeordnet, die Daten aus den Steuer-
erklégrungen ohne eine vorherige materiell-rechtliche Prifung einzugeben. Lediglich die Sachverhalte, auf die das
Programm maschinell aufmerksam macht, sind noch zu Uberprifen, und zwar von einem anderen Bediensteten as
demjenigen, der die Daten zuvor erfasst hat. Zudem lassen sich Félle as unbedenklich kennzeichnen und damit fur die
nachfolgenden (bis zu fuinf) Veranlagungszeitraume von einer Uberpriifung ausnehmen.

Die Madnahmen sollen die Wirtschaftlichkeit des Personaleinsatzes dadurch steigern, dass der Gberwiegende Teil der
Steuererklarungen entsprechend den Angaben der Steuerpflichtigen eingegeben und der Steuerbescheid maschinell
erteilt wird.

Vor gehensweise des Rechnungshofs

Da aussagekréaftige Untersuchungen der Steuerverwaltung Uber die herkdmmliche Bearbeitung der Steuerfélle nicht
vorlagen, hat der Rechnungshof fir eine Vielzahl von Féllen alle Arbeitsschritte vom Eingang der Steuererklérung bis
zur Erstellung des Steuerbescheids festgehalten. Des Weiteren hat er - nach Einkommensgruppen unterteilt - ermittelt,
wie haufig und mit welchem steuerlichen Ergebnis die Steuerfestsetzungen aufgrund der Tétigkeit der Bediensteten
von den Angaben in den Steuererklérungen abwichen. AuRRer Acht blieb dabei, ob die Bearbeitung fehlerhaft war.
Anschlieffend hat er untersucht, welche finanziellen Auswirkungen sich ergeben hétten, wenn die Finanzémter aus-
schliefdlich die maschinell angezeigten Prifungsschwerpunkte des "Black Box"-Verfahrens bearbeitet hétten.

Die Erhebungen erstreckten sich auf 5.917 Félle aus dem Veranlagungszeitraum 2000. Das waren mehr als 8 % der
Veranlagungen, die die am Versuch beteiligten Finanzamter fr dieses Jahr durchgefiihrt hatten.

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Téatigkeiten in den Arbeitnehmer stellen ohne Einsatz des" Black Box" -Verfahrens
Veranlagungsbegleitende Tatigkeiten und Dateneingabe

Den Uberwiegenden Teil des Personaeinsatzesin den Arbeitnehmerstellen nahmen nicht die Veranlagungstétigkeiten
selbst, sondern die sie begleitenden Arbeiten™*in AnspruchﬁﬁVeniger as 40 % der Gesamtarbeitszeit stand fur die
eigentliche Bearbeitung der Steuererklarungen zur Verfugun .

Die Bearbeiter mussten iber 80 "/(tgfr Steuererklérungen formal aufbereiten, selbst wenn sie diese ungepriift in einen
Steuerbescheid umsetzen wollten™. Dabei nahmen die am Versuch beteiligten Finanzémter in den untersuchten
Fallen mehr a's 19.000 Eintragungen vor. Sehr oft war das notwendig, weil die Steuerpflichtigen Werte fehlerhaft oder
an falscher Stelle in die Steuerformulare eingetragen hatten. Eine der Ursachen fir den erheblichen Korrekturbedarf
liegt darin, dass die in den Arbeiﬁmerstellen gefiihrten Steuerpflichtigen in Steuerangelegenheiten meist unerfahren
und steuerlich nicht beraten sind™. Teilweise waren Erganzungen durch das Finanzamt aber auch erforderlich, weil
die Steuererklarungsvordrucke den Steuerpflichtigen keine Méglichkeit boten, ihre Eintragungen so vorzunehmen,
dass sie sich ohne zusétzliche Rechenschritte in die Datenverarbeitung Gbernehmen liefRen. Das betraf ungefdhr ein
Drittel der Eintragungen.

Der Rechnungshof hat konkrete Verbesserungen angeregt, um die Steuerformulare verstandlicher zu gestalten. Durch
den Einsatz verbesserter Eingabeprogramme lief3e sich trotz einer durchschnittlich nur geringen Zeitersparnis im
Einzelfall landesweit eine nicht unerhebliche Rationalisierung bei der Fallbearbeitung erreichen. Beispiel sweise sollte,
um die Bearbeiter von manuellen Erfassungstétigkeiten zu entlasten, verstérkt maschinell auf bereits vorgehaltene In-
formationen (auch datei Ubergreiﬁld) zugegriffen werden. Auch kénnen die Vordrucke besser den Erfordernissen der
Dateneingabe angepasst werden ™.

Das Ministerium hat erklért, es werde darauf hinwirken, den hohen Zeitaufwand fir rein mechanische Tétigkeiten zu
vermindern, auch wenn dies wegen der notwendigen Abstimmungen mit dem Bund und den anderen Landern
schwierig sei. Im Ubrigen gehe es davon aus, dass die elektronische Ubermittlung von Steuererkldrungsdaten weiter
zunehme. Dadurch werde sich der bisher erforderliche Korrektur- und Bearbeitungsaufwand wesentlich verringern.
Feststellungen des Rechnungshofs, dass die Prifung der Angaben zum Kindergeld zu hohem Verwaltungsaufwand

19 7B E nspruchsbearbeitung, Publikumsverkehr, Erteilung von Freistellungsbescheinigungen bei geringfiigigen Beschéftigungsver-

haltnissen, L ohnsteuererméaldigungsverfahren.

Sachliche Prifung der Angaben der Steuerpflichtigen, formale Aufbereitung der Steuererklérungsdaten und deren Eingabe in die
Rechenprogramme.

Diese Zahl erhéht sich auf nahezu 100 %, wenn man auch finanzamtsinterne Eintragungen berticksichtigt.
Angehtrige der steuerberatenden Berufe hatten nur rd. 18 % der gepriften Erkl&rungen erstellt.

Bei den Vorsorgeaufwendungen lief3e sich die Erfassung durch die Einfigung geeigneter Summenspalten erleichtern. Bei den Wer-
bungskosten wére es sinnvoll, mehr Einzelwerte mit Kennziffern zu versehen.

116)

117)
118)
119)
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fahrt, hat die Landesregierung zum Anlass fur eine Gesetzesinitiative genommenm. Die Anregungen zur Verbesse-
rung der Vordrucke hat das Ministerium der hierfir bundesweit zusténdigen Kommission unterbreitet, die den Vor-
schlégen aber bisher nur zum Teil gefolgt ist. Zudem will es die Vorschldge des Rechnungshofs zur Automations-
unterstiitzung bel der Dateneingabe aufgreifen.

Der Rechnungshof hat bei seinen értlichen Erhebungen festgestellt, dass sich der Aufwand fir die Dateneingabe bei
Ubermittlung von Steuererklarungsdaten auf elektronischem Weg deutlich vermindert. Die optimistischen Erwar-
tungen des Ministeriums in die Nutzung dieser M&glichkeit haben sich bislang aber nicht erfillt. Nur einen Anteil von
rd. 2 % der Steuererklarungen hatten die Finanzémter auf diesem Weg erhalten. In absehbarer Zeit kommen nach den
Erkenntnissen des Rechnungshofs hbchgﬁs ein Drittel der in den Arbeitnehmerstellen gefiihrten Steuerpflichtigen als
mogliche Nutzer dieser Technik in Frage

M ateriell-rechtliche Bear beitung und steuerliche Ergebnisse

Die Veranlagung der Arbeitnehmer umfasst neben den erforderlichen mechanischen Tétigkeiten zur Bescheid-
erstellung auch die rechtliche Wirdigung der erklérten steuerlich relevanten Vorgange (materiell-rechtliche Prifung).

Die Bearbeiter hatten in 3.011, d.h. in mehr as der Hafte der untersuchten Steuerfélle eine solche Priifung vor-
genommen. Bel Uber einem Drittel davon waren die Erklérungen der Steuerpflichtigen zu ihren Werbungskosten
Gegenstand der Priifung, héufig auch die Angaben zu ihren Kindern. In mehr as der Hélfte der Félle, die das Finanz-
amt bearbeitet hatte, wirkte sich dessen Téatigkeit nicht auf die Festsetzung der Steuer aus. Besonders in den unteren
Einkommensgruppen war der Anteil solcher Félle mit Gber 90 % auffallend hoch.

Bei 1.389 Erklarungen hatten die Korrekturen des Finanzamts steuerliche Auswirkungen. Diese reichten in den einzel-
nen Einkommensgruppen im Durchschnitt von 40 € bis zu 540 € pro Fall. In wenigen Féllen ergaben sich Aus-
wirkungen von mehr as 1.500 €. In der Summe erzielten die Finanzdmter Steuermehreinnahmen von 368.000 €. Nach
Hochrechnung auf alle Arbeitnehmerfalle des Landes fihrte die materiell-rechtliche Prifung der Steuererkldrungen zu
Einnahmen von insgesamt mehr as 46 Mio. € jahrlich.

Auswirkungen der Automationsunter stiitzung
Dokumentation

Nach ersten Auswertungen des Pilotprojekts ging die Verwatung davon aus, dass zwischen 70 und 80 % der Steuer-
bescheide maschinell erteilt worden waren. Die Untersuchungen des Rechnungshofs haben jedoch gezeigt, dass ein
GroRteil dieser Veranlagungen bearbeitet worden war. So mussten die Amter in 3.254 Fallen formale Méangel besei-
tigen. Jeden dritten Fall, der als maschinell bearbeitet gekennzeichnet war, hatten die Finanzamter inhaltlich geprift.
Dies war aber maschinell nicht dokumentiert und deshalb spéter nicht mehr erkennbar. Betroffen waren selbst Félle,
die in einem besonderen Verfahren fur eine intensive Prifung ausgewdahlt oder durch die Sachgebietsleiter einer ein-
gehenden Nachprifung unterzogen worden waren.

Die unzulangliche Dokumentation bildet die tatsdchlichen Arbeitsablaufe nicht ab und kann keine Grundlage fir die
Weiterentwicklung des Verfahrens darstellen.

Das Ministerium hat Verfahrensdnderungen zugesagt, die zu aussagekréftigen Daten fuihren sollen.

Entwicklung der Erledigungszahlen

Im Jahr 2001 - insbesondere im ersten Halbjahr - stieg die Zahl der Erledigungen in drei der damals vier an der
Erprobung beteiligten Finanzamter im Vergleich zu den beiden vorangegangenen Jahren. In einem Finanzamt hin-
gegen war ein Rickgang zu verzeichnen. Auch der Zeitraum zwischen dem Eingang der Erklérungen und deren
maschineller Verarbeitung hatte sich - auf3er in einem Finanzamt - gegeniiber dem Vorjahr zum Teil erheblich ver-
kiirzt. Im darauf folgenden Jahr waren die Erledigungszahlen hingegen in allen Amtern - zum Teil sogar erheblich -
riicklaufig.

Die anféanglich positiven Effekte sind nach Auffassung der Finanzdmter im Wesentlichen auf verbesserte Rahmen-
bedingungen in Folge eines neuen Arbeitszeitmodells zuriickzufuhren. Den zusétzlichen Effekt durch die Einfihrung
des "Black Box"-Verfahrens schétzen sie al's gering ein.

120) Stellungnahme des Bundesrats zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung steuerlicher Vorschriften (Steuerdnderungs-

gesetz 2003) vom 17. Oktober 2003 (BR-Drucksache 630/03 - Beschluss -); vgl. § 31 EStGi.d.F. des Art. 1 Nr. 10 Steuerénderungs-
gesetz 2003 vom 15. Dezember 2003, BGBI. | S. 2645.

Diese Einschétzung beriicksichtigt sémtliche Steuererklérungen, die derzeit von Angehérigen der steuerberatenden Berufe gefertigt
oder von den Steuerpflichtigen selbst mittels eines Computerprogramms erstel It werden.

121)
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Auswirkungen auf die Arbeitsweise

Das im Jahr 2001 im Zuge des Pilotversuchs angewandte computerunterstiitzte System unterschied sich nicht wesent-
lich vom herkémmlichen Veranlagungsverfahren. Die maschinelle Unterstiitzung setzte erst ein, wenn die Angaben in
der Steuererklérung sachlich gepriift und die Arbeiten zur Erstellung des Steuerbescheids bereits erledigt waren, also
Zu einem sehr spéaten Zeitpunkt. Im organisatorischen Ablauf verursachte diese neue Verfahrensweise, die maschinelle
Kennzeichnung der zu priifenden Sachverhalte, einen zusitzlichen Arbeitsschritt %4, Anderungen zum herkémmlichen
Verfahren waren lediglich dort ersichtlich, wo Mitarbeiter ohne Zeichnungsrecht unaufféllige Félle ansonsten einem
zeichnungsbefugten Bearbeiter zur abschlieflenden Bearbeitung hatten vorlegen miissen.

Das Ministerium hat hierzu auf die seit Januar 2003 eingefiinrten wesentlichen Anderungen des Modellversuchs ver-
wiesen.

Der Rechnungshof merkt dazu an, dass auch das modifizierte Verfahren den Umfang der Téatigkeiten in den Arbeit-
nehmerstellen nur begrenzt vermindert. Unveradndert sind umfangreiche veranlagungsbegleitende Arbeiten zu ver-
richten. Auch bei einer Eingabe von Daten aus den Steuererklérungen ohne inhaltliche Wirdigung wird in einem
Grolteil der Félle eine formale Aufbereitung unerlasslich bleiben. Haufig miissen die Sachbearbeiter selbst noch Be-
steuerungsgrundlagen aus verschiedenen Angaben der Steuerpflichtigen berechnen. Deutliche Produktivitatssteige-
rungen, die Personal einsparungen erméglichen wiirden, sind nicht zu erkennen.

M ethode der maschinellen Fallauswahl

Die Untersuchungen des Rechnungshofs ergaben, dass etwa ein Viertel der Veranlagungen in den Arbeitnehmerstellen
ein Steuerausfallrisiko enthdt. Gleichwohl nahmen die Bearbeiter bislang in rund der Hélfte aler Steuerfélle eine
sachliche Uberpriifung vor.

1.996 Steuererklarungen, also ein Drittel der vom Rechnungshof untersuchten Félle, waren den Finanzéamtern im
"Black Box"-Verfahren zu einer vertieften Uberpriifung ausgewahlter Sachverhalte zugewiesen worden. Bei einer aus-
schliefdlich hierauf konzentrierten Bearbeitung hétte sich die Steuer in 70 % der Félle nicht von dem Betrag unter-
schieden, der ohne jegliche Uberprifung der erklérten Angaben festgesetzt worden wére. Nur bei 595 Steuer-
pflichtigen hétte sich die Bearbeitung der as Uberpriifenswert erachteten Angaben auch auf die Hohe der Steuer
ausgewirkt. Das entspricht nur einem Anteil von einem Zehntel der insgesamt untersuchten Félle.

Waéhrend einerseits die Bearbeitung des ganz Uberwiegenden Anteils der maschinell ausgewahiten Falle nicht zu
einem finanziellen Ergebnis fuhrte, blieben andererseits fehlerbehaftete Bereiche oft unerkannt. Die Finanzémter
hatten 1.030 Erkl&rungen materiell geprift, bei denen kein Auswahlkriterium des "Black Box"-Verfahrens vorlag. In
580 dieser Flle fiihrte das zu einer Anderung des steuerlichen Ergebnisses. Bei 374 Erklérungen, die die "Black Box"
zur Uberpriifung bestimmter Sachverhalte ausgewahlt hatte, ergaben sich Auswirkungen auf die festgesetzte Steuer,
weil sich die Téatigkeit der Finanzémter nicht auf die angezeigten Priffelder beschrankt hatte.

Eine der Ursachen fur dieses unbefriedigende Ergebnis bestand in der Festlegung der 231 Kriterien, die eine Kontrolle
der erklarten Angaben durch das Finanzamt nach sich zogen. Weit mehr as die Héfte davon sind in den vom
Rechnungshof untersuchten Fallen Gberhaupt nicht aufgetreten. Von den 94 Kriterien, die tatsachlich zu Prifungen
durch die Amter gefiihrt hatten, ergaben sich nur bei 35 steuerliche Auswirkungen.

Die Feststellungen zeigen, dass das in dem Modellversuch angewandte Verfahren (noch) nicht geeignet ist, die wirk-
lich bearbeitungswiirdigen Féle zu erkennen und nur diese zielgenau einer Uberpriifung durch die Sachbearbeiter
zuzufuihren. Um die risikobehafteten Félle auszuwéhlen, ist eine deutliche Verbesserung der Auswahlparameter erfor-
derlich. Dazu sind Raster notwendig, die sich nicht auf isolierte Werte eines Veranlagungszeitraums beschrénken.
Mdogliche Grundlage dafir konnte eine intelligente Verkniipfung mehrerer Besteuerungsmerkmale einschliefdlich eines
jahrestibergreifenden Datenabgleichs (bei spielsweise bei den Werbungskosten oder den Angaben zu Kindern) liefern.

Das Ministerium hat eingeraumt, dass zur Erhéhung der Treffsicherheit bei der maschinellen Fallauswahl eine Fort-
entwicklung der festgelegten Kriterien erforderlich sei. Es habe diese zwischenzeitlich den Priifungsfeststellungen
entsprechend Uberarbeitet und angepasst. In nachfolgenden Schritten sei ein verbesserter Abgleich der in den Steuer-
erklarungen enthaltenen Angaben untereinander und mit Vorjahresergebnissen beabsichtigt. Mehrere der ins Auge
gefassten Malinahmen stiinden aber voraussichtlich erst ab dem Jahr 2005 zur Verfiigung.

122) " Dje Oberfinanzdirektion hat sich in ihrem ersten Ergebnis- und Erfahrungsbericht an das Ministerium der Finanzen am 25. Okto-

ber 2001 ebenfalls dahin gehend geduert und angemerkt, die Arbeitsablaufe wiirden sogar gehemmt.
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Auswirkungen auf die Hohe der Steuereinnahmen

Bei der Beschréankung der materiell-rechtlichen Uberpriifung auf die maschinell ausgesuchten Priifungsschwerpunkte
hétten sich in den vom Rechnungshof untersuchten Fallen Steuermehreinnahmen in Hohe von 293.000 € ergeben.
Dabei reicht der Anteil des bei einer solch eingeschrankten Bearbeitung méglichen Ergebnisses am tatsichlich erziel-
ten Mehrergebnis von 12,6 % in der untersten Einkommensgruppe bis zu 100 % in den oberen Einkommensgruppen.
In den besonders oft vertretenen mittleren Einkommensgruppen lieffen sich zwischen 60 % und 83 % der dort
ermittelten Gesamtergebnisse realisieren.

In den von der "Black Box" nicht ausgewahlten Fallen und in den von ihr nicht abgedeckten Teilbereichen ergaben
sich zusétzliche Einnahmen von insgesamt 75.000 €. Das bedeutet, dass die Auswahlkriterien des Modellversuchs
mehr als ein Funftel der bei einer umfassenden Bearbeitung erzielten Mehreinnahmen von 368.000 € nicht erfassten.
Hochgerechnet auf die landesweit in den Arbeitnehmerstellen zu bewéltigenden Fallzahlen hétte eine solche Arbeits-
weise Steuermindereinnahmen von anndhernd 10 Mio. € jahrlich zur Folge.

Ein Betrag—in dieser GroRenordnung entspricht Personalkosten fir mehr als 150 Bedienstete der Besoldungs-
gruppe A 8=, d.h. mehr as einem Viertel desin den Arbeitnehmerstellen eingesetzten Personals. Aufgrund der nur
geringfigigen Auswirkungen des getesteten Verfahrens erwartet der Rechnungshof nicht, dass die Persona kosten ent-
sprechend zurtickgehen.

Das Ministerium vertritt die Ansicht, eine stérkere Konzentration der Bearbeitung auf gezielt ausgewéhite Sach-
verhalte erbringe Mehrergebnisse, mit denen die in Kauf genommenen Steuerausfalle aus den nicht mehr Uberpriften
Bereichen zumindest zu kompensieren seien, auch wenn das im Einzelnen nicht statistisch belegbar sei.

Der Rechnungshof halt es nicht fir méglich, dass die zu erwartenden Einnahmeverluste ohne nachhaltige Verbesse-
rung des Verfahrens ausgeglichen werden kénnen. Eine Umsetzung von Personal in andere Bereiche oder ein Stellen-
abbau kommt jedenfalls gegenwartig nicht in Betracht.

Aktuelle MaRnahmen und deren Bewertung

Der Rechnungshof hat im Prifungsschriftwechsel die Auffassung vertreten, die Ubertragung des automations-
gesteuerten Veranlagungsverfahrens auf alle Finanzamter sei (noch) nicht zu verantworten. Die aufgezeigten
Schwachpunkte seien nicht hinreichend behoben. Um die risikobehafteten Féle gezielt der sachlich gebotenen Be-
arbeitung zuzufuhren und zu verhindern, dass sich die Bearbeiter mit den Ubrigen, unergiebigen Féllen befassen, sei
eine deutliche Verbesserung des neuen Verfahrens erforderlich.

Das I\/hiﬁ'\steri um hat es fir vertretbar gehalten, das "Black Box"-Verfahren ab Januar 2004 flachendeckend einzu-
fihren™. Zu den vom Rechnungshof fir notwendig gehaltenen Risikoanalysen hat es auf Datenerhebungen im
Rahmen des Projekts "Leistungsvergleich zwischen Finanzémtern" hingewiesen. Die bereits redlisierten Verfahrens-
modifizierungen und die Uberarbeitung der Auswahlkriterien aufgrund der Feststellungen des Rechnungshofs erachtet
es als ausreichend.

Der Rechnungshof erwartet, dass das Ministerium alle Mal3nahmen zur Verbesserung des "Black-Box"-Verfahrens
unternimmt, um Steuermindereinnahmen durch dessen Einsatz zu vermeiden und die GleichmaRigkeit der
Besteuerung zu gewdhrleisten. Die Uberarbeitung der Auswahlkriterien und insbesondere die von der
Steuerverwaltung nunmehr vorgesehene Stichprobe mit Hilfe eines Zufallsgenerators kénnen erste Schritte in diese
Richtung darstellen. Ein weiterer Schritt kdnnte der vom Ministerium fur das Jahr 2005 in Aussicht gestellte
jahrestibergreifende Datenabgleich sein.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) den zeitlichen Aufwand fir die Erfassung der Steuererklérungsdaten durch technische Unterstitzung und
organi satorische Mal3hahmen zu vermindern,

b) vor Entscheidungen Uber den weiteren Personaleinsatz die Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass durch die
flachendeckende Einfiihrung der automationsgesteuerten Bearbeitung der Einkommensteuererkldrungen von
Arbeitnehmern keine wesentlichen Steuermindereinnahmen eintreten.

Die Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen ist unter Nr. 2 dargestellt.

129 vgl. Personalkostenverrechnungssitze Beamte Rheinland-Pfalz 2003 (Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 13. Novem-

ber 2002 - 00 30 26 02 03/ 06 02 - 422).

124) Rundverfiigung der Oberfinanzdirektion vom 18. Dezember 2003.
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Totalisator steuer

Im Haushaltsplan waren die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer und die Zuwendungen, die
die Rennvereine aus diesen Mitteln erhielten, nicht betragsmélliig ausgewiesen. Auch der
Bericht Uber die Finanzhilfen war insoweit unzutreffend.

Vereine, die Pferderennen veranstalten, erhielten 96 % der Einnahmen aus der Totalisator -
steuer aufgrund eines Ministerialerlasses aus dem Jahr 1950, der bereits seit Jahren aul3er
Kraft getreten ist. Dieswaren von 1993 bis 2002 insgesamt 2,4 Mio. €.

Den Rennvereinen flossen neben den Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer Mittel aus den
Wetteinnahmen zu, die weitgehend fur den gleichen Zweck zu verwenden waren.

Allgemeines

Vereine, die Pferderennen veranstalten (Rennvereine), kdnnen mit Erlaubnis des Ministeriums fir Wirtschaft, Ver-
kehr, Landwirtschaft und Weinbau einen Totalisator, d.h. eine Einrichtung zur Abwicklung von Wetten, betreiben.
Einen Antell von 16 2/3 % der am Totalisator gewetteten Betrdge haben sie as Totalisatorsteuer an das Land zu
entrichten ™,

Die Rennvereine, die solche Wetten durchfuihren, kdnnen nach § 16 Rennwett- und Lotteriegesetz bis zu 96 % des
Aufkommens der Totalisatorsteuer zur Verwendung fur offentliche Leistungspriifungen von Pferden zuriickerhalten.
Mit Erlass vom 28. August 1950 setzte das damalige Ministerium fur Finanzen und Wiederaufbau den Anteil der
Rennvereine in Rheinland-Pfalz auf den Hochstsatz von 96 % fest. Aus Vereinfachungsgrinden fuhren die Vereine
lediglich den dariiber hinausgehenden Anteil der Totalisatorsteuer an das Finanzamt ab.

Der Rechnungshof hat die Verwendung der Totalisatorsteuer in den Jahren 1993 bis 2001 gepriift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Veranschlagung der Totalisator steuer im Haushalt

Im Prufungszeitraum betrugen die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer zwischen 202.000 € und 314.000 € jahrlich;
davon erhielten die Rennvereine zwischen 194.000 € ue% 302.000 €. In den Haushaltsplanen fur die Jahre 1993 bis
2001 waren die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer =~ entweder Uberhaupt nicht oder mit O veranschlagt. Ein
Ausgabenansatz fir die Zuwendungen an die Rennvereine aus der Steuer fehlte. Die Haushaltsrechnungen wiesen nur
den Nettobetrag der Einnahmen aus der Totalisatorsteuer aus, also den Anteil von 4 % der Steuer.

Nach dem Grundsatz der Bruttoveranschlagung hétten die Steuer (Einnahmen) und die Zuwendungen (Ausgaben) im
Haushaltsplan jeweils gesondert und in voller Hohe veranschlagt und in der Haushaltsrechnung ausgewiesen werden
missen, um die gebotene Transparenz herzustellen.

Obwohl im Priifungsverfahren fiir die Jahre 2002 und 2003 eine Anderung der Veranschlagung angekiindigt war,
wiesen die Hauﬁaltspléne die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer weiterhin mit 0 aus. Unter einer neugeschaffenen
Haushaltsstelle™ waren unter Bezugnahme auf den Erlass vom 28. August 1950, der spatestens mit Ablauf des
31. Dezember 1982 aulRer Kraft getreten war (vgl. 2.3), die Zuweisungen an die Rennvereine aus der Totalisatorsteuer
mit ebenfalls O veranschlagt.

Auch die Haushaltsplane 2002 und 2003 lassen keine Ruickschliisse auf die Hohe der Einnahmen und der entsprechen-
den Ausgaben zu. Das widerspricht dem Grundsatz der Haushaltsklarheit.

Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, in kinftigen Haushaltspldnen die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer
und die Zuweisungen an die Rennvereine in voller Hohe auszuweisen.

125 §10 Abs. 1 Rennwett- und Lotteriegesetz (BGBI. 11, Gliederungsnummer 611-14), zuletzt geéndert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 24. August 2002 (BGBI. | S. 3412). Das Aufkommen steht geméaR Art. 106 Abs. 2 Nr. 4 Grundgesetz den Landern zu.
Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 2001 Landessteuern, Lénderfinanzausgleich und Bundesergénzungszuweisungen,
Titel 055 01 Totalisatorsteuer.

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 20 02 Allgemeine Bewilligungen, Titel 685 01 Zuweisungen an Rennvereine aus der
Totalisatorsteuer.

126)
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Ausweisder Zuwendungen an die Rennvereineim Bericht Uber die Finanzhilfen

Die nicht sachgerechte Darstellung in den I—%shaltsplénen setzte sich im Bericht der Landesregierung Uber die
Finanzhilfen fur die Jahre 2000 bis 2003 fort ™. Obwohl sich die Zuwendungen an die Rennvereine aus der Tota-
lisatorsteuer im Jahr 2000 auf 266.000 € und im Jahr 2001 auf 194.000 € beliefen, waren sie wie im Jahr 2003 mit O
ausgewiesen. In diesem Fall hat der Bericht seine Funktion, eine wirkungsvolle Ausgaben- und Finanzhilfekontrolle
zu gewéahrleisten, nicht erfullt.

Das Ministerium hat erklart, es habe die Daten aufgrund des fehlerhaften Ausweises in den Haushaltsplénen nicht
"maschinell abgreifen" konnen.

Erganzend weist der Rechnungshof darauf hin, dass die Klassifizierung der Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer im
Bericht Gber die Finanzhilfen a's "nicht oder kaum beeinflussbar" nicht zutrifft. Das Rennwett- und L otteriegesetz legt
die Héhe der Zuwendungen an die Rennvereine nicht abschlief3end fest, sondern er6ffnet einen Gestaltungsspielraum.

Anwendung eines aul3er Kraft getretenen Erlasses

Als Folge der Bereinigung der Verwaltungsvorschriften des Landes traten vor dem Jahr 1980 erlassene Verwaltungs-
vorschriften, soweit sie nicht im amtlichen Gultigkeitsverzeichnis aufgefiihrt wurden, spétestens mit Ablauf des
31. Dezember 1982 aul3er Kraft. Der Erlass vom 28. August 1950 ist nicht in das Guiltigkeitsverzeichnis aufgenommen
worden™. Den Rennvereinen wurden gleichwohl auf dieser Grundlage 96 % des Aufkommens der Totalisatorsteuer
belassen. In den Jahren von 1993 bis 2002 flossen ihnen insgesamt 2,4 Mio. € zu.

Das Ministerium hat die "Aufhebung" des Erlasses angekiindigt. Die Entscheidung tber die Hohe der Beteiligung der
Rennvereine am Aufkommen der Totalisatorsteuer werde in Zukunft der Haushaltsgesetzgeber im jeweiligen Haus-
haltsplan treffen.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass der Haushaltsplan nur generell zu Leistungen erméchtigt. Die zustandigen
Ministerien haben das konkrete Ausmal? der Forderung festzuleg% die Anteile der Rennvereine an der Totalisator-
steuer festzusetzen und die notwendigen Bestimmungen zu treffen™-.

Verwendung der Zuwendungen und der den Rennver einen belassenen Anteile an den Wetteinnahmen

Neben den Zuwendungen in Héhe von 96 % des Aufkommens aus der Totalisatorsteuer dirfen die Rennvereine
aufgrund der Bescheide des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Anteile der Wett-
einnahmen einbehalten.

Die Zuwendungen aus der Steuer haben die Rennvereine nach den gesetzlichen Bestimmungen fur 6ffentliche Leis-
tungsprufungen von Pferden zu verwenden. Solche Prifungen werden regelméfdig in der Form von Rennen durch-
gefuhrt. Hierfur, zum Beispiel fir Rennpreise, Kosten der Rennveranstaltung, Dopingkontrollen, Rennverfilmung und
Uberwachung des Rennbetriebs, ist auch ein Grofteil der Wetteinnahmen zu verwenden, die die Vereine einbehalten
durfen. Fur die geférderten Zwecke standen den Vereinen mehr Mittel zur Verfligung als erforderlich, wéhrend andere
Ausgaben der Vereine nicht gedeckt waren. Zu deren Finanzierung, insbesondere fir den Betrieb des Totalisators,
wurden Fordermittel entgegen ihrer Zweckbestimmung verwendet. Bei einem Rennverein, bei dem der Rechnungshof
sich hiertiber unterrichtet hat, betraf dasin den Jahren 1998 und 1999 insgesamt mehr als 168.000 €.

Der Rechnungshof hélt die Prifung der ordnungsgemal3en Verwendung der den Rennvereinen zuflief3enden Mittel,
wie sie das Ministerium der Finanzen in Aussicht gestellt hat, nicht fir ausreichend. Die zustandigen Ministerien
sollten sowohl die Hohe als auch die Verwendungszwecke der Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer und der ge-
nehmigten Einbehalte aufeinander abstimmen. Dabel sollte die erhebliche Veranderung der gesamtwirtschaftlichen
Bedeutung der Pferdezucht und damit der Leistungsprifungen von Pferden in den letzten fiinfzig Jahren Beriick-
sichtigung finden.

128 Bericht der Landesregierung Uber die Finanzhilfen im Haushat des Landes fiir die Jahre 2000 bis 2003 (Vorlage 14/2224,

S. 635 - Finanzhilfe-Nummer 00065800).

Griinde, die ein Absehen von der Aufnahme in das Gltigkeitsverzeichnis rechtfertigen kénnten, sind weder ersichtlich noch in den
Stellungnahmen des Ministeriums vorgetragen worden.

§ 16 Satz 3 Rennwett- und L otteriegesetz. Die Vorschrift ist als vorkonstitutionelles Recht verfassungskonform dahingehend auszu-
legen, dass Stellen der Lander fur die Festsetzung des den Rennvereinen zuriickfliel?enden Anteils der Totalisatorsteuer zusténdig
sind.

129)

130)
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die vollstdndige Veranschlagung der Einnahmen aus der Totalisatorsteuer und der Zuwendungen an die Renn-
vereine im Haushaltsplan vorzusehen,

b) die den Rennvereinen zugewiesenen Anteile an der Totalisatorsteuer im Bericht Uber die Finanzhilfen des
Landes ordnungsgemal’ auszuweisen,

c¢) die Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer neu zu regeln und mit den genehmigten Einbehalten aus den Wett-
einnahmen abzustimmen.

Die Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Neubauten von Fachhochschulen

In der Kostenberechnung fiir Neubauten der Fachhochschule Worms sind viele Mengenansatze
und Einheitspreise Ubersetzt. Bei zutreffenden Ansatzen kénnen die Baukosten um 1,34 Mio. €
niedriger veranschlagt werden. Mehr als 1,2 Mio. € lassen sich durch eine wirtschaftlichere
Planung und Bauausfiihrung einsparen. Ingesamt verringern sich dadurch auch die Bauneben-
kosten um mindestens 0,38 Mio. €.

Die Ermittlung der Baunebenkosten durch den Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetr eu-
ung" (LBB) fur Neubauten der Fachhochschule Worms ist in wesentlichen Teilen nicht nach-
vollziehbar.

Das nach der Rahmenvereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem Landes
betrieb ermittelte Honorar flr Bauherrenleistungen ist unvertretbar hoch.

Allgemeines

Die Priifung der Haushaltsunterlage -Bau- fur die im Rahmen des Ausbaus der Fachhochschule Worms geplanten
beiden neuen Gebaude knipft Ergebnis der Priifung des Raumbedarfsplans an, Uber die der Rechnungshof im
Jahresbericht 2001 berichtet hat™. In einem Gebéude sollen vorwiegend Biro- und Laborflachen fir die Fach-
bereiche untergebracht werden, im anderen Gebaude Flachen fir die Drittmittelforschung, ein Telekommunikations-
zentrum und eine Technologietransferstelle. Spéter sollen die bestehenden Fachhochschulgebaude umgebaut werden.
Die dort untergebrachten Nutzungen sollen dann al's Interimslésung in die beiden neuen Gebaude ausgelagert werden.
Nach Abschluss der Umbauarbeiten werden diese Gebaude fur ihren eigentlichen Zweck hergerichtet. Die Haushalts-
unterlage -Bau- weist Gesamtbaukosten in Hohe von 18,7 Mio. € aus. Davon entfallen 1,3 Mio. € auf die Interims-
nutzungen.

Der Rechnungshof hat die Wirtschaftlichkeit der Planung, ﬂ{f Ermittlung der Baukosten und die der Ermittlung der
Baunebenkosten zugrunde liegende Rahmenvereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem
Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” gepriift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ablauf des Prifungsverfahrens

Im Januar 2002 legte das Ministerium der Finanzen erstmals eine von dem Landesbetrieb aufgestellte Haushaltsunter-
lage -Bau- zur Prifung vor. Im Mai 2002 zog es diese wegen erheblicher Mangel zuriick und unterbreitete im Dezem-
ber 2002 eine grundlegend Uberarbeitete Planung. Nach einer Erérterung der Prifungsfeststellungen mit dem Minis-
terium der Finanzen im April und im Juli 2003 blieben verschiedene Fragen offen. Aussagekréftige Unterlagen legte
die LBB-Niederlassung nicht zu den vom Ministerium gesetzten Terminen vor. Fragen des Rechnungshofs wurden
2.T. mit erheblicher Verspdtung und erst nach mehrmaliger Aufforderung im Oktober 2003 beantwortet.

Das Ministerium will derartige Verzégerungen kiinftig durch eine wirksame Termintberwachung und Koordination
sowie durch einen besseren Informationsaustausch mit dem Landesbetrieb vermeiden.

18 7z 27 - Raumbedarfspléne fir die Fachhochschulen Mainz und Worms (Drucksache 14/750, S. 116), Stellungnahme der Landes-
regierung hierzu (Drucksache 14/1020, S. 20), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses hierzu
(Drucksache 14/1230, S. 13), Schlussbericht der Landesregierung im Entlastungsverfahren hierzu (Drucksache 14/1830, S. 7) und
Beschluss des Landtags vom 29. August 2002 (Plenarprotokoll 14/29, S. 2009).

Vereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem Landesbetrieb tber die Vergitung der Leistungen des Landes-
betriebes vom 21. Dezember 2001/3. Januar 2002.

132)
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Planung und K ostenber echnung

Mengen- und Kostenansétze in der Kostenberechnung sind in vielen Bereichen iberhoht. Durch Korrekturen bei den
Ansétzen mindern sich die Kosten um 548.000 €.

Dies betrifft z.B. folgende Positionen:

Leistung Differenz Gesamtpreis
Mauerwerk 545 m? 38.905€
Innenputz auf Beton 5.000 n? 106.952 €
Innenputz auf Mauerwerk 4.000 m2 74.083 €
xgihi“e%‘géﬁggf‘“eﬁ;be' ten 880 - 6.000 NP 104.487 €
Bodenbeschichtung 900 n? 29.159 €
Estrich 900 n2 14.042 €
Glasfassade 74 m? 54.003 €
Waéarmedammverbundsystem 1.268 m?

Ausgleichsputz 450 m2

Sockelaushildung 200 n2 108.832 €
Ruckbau der Zielnutzung pauschal 18.000 €
Summe 548.463 €

Dartiber hinaus kénnen in den folgenden Leistungsbereichen durch Reduzierung tUberhéhter Einheitspreise insgesamt

792.000 € eingespart werden:

Baustelleneinrichtung 197.764 €
Abbruch- und Verbauarbeiten 51.040 €
Ortbeton und Schalung der Deckenplatten 292.333€
Metallrasterdecken usw. 92.352 €
Bewegungsfugen 11542 €
Wand- und Bodenfliesen 27.896 €
Stahlzargen 58.122 €
HinterlUftete V orhangfassade 60.761 €
Summe 791.810€

Die Ubersetzten Betrage hétten zu einem GUberhdhten Honorar fir den Landesbetrieb gefihrt. Dabei ist zu beriick-

sichtigen, dass die Honorare des Lﬁ
K ostenberechnung ermittelt werden

lesbetriebs nicht nach den tatsachlichen Kosten, sondern auf der Grundlage der

Eine Optimierung der Planung und der Einsatz kostenguinstigerer Materialien ermdglichen Einsparungen in Hohe von
1.208.000 €, die sich im Wesentlichen wie folgt zusammensetzen:

Es st nicht notwendig, sémtliche Biro-, Besprechungs-, Geréte- und Laborraume - zusétzlich zu der in der Haus-
haltsunterlage -Bau- vorgesehenen konventionellen SchliefRanlage - auch noch mit einem fir die Chipkarten der
Studierenden geeigneten elektronischen Zutrittskontrollsystem auszuristen. Nach einer Erdrterung mit dem
Rechnungshof hat das Ministerium entschieden, lediglich die Turen von 16 Laborrdumen mit einem auf eine
Offline-Losung beschrénkten Zutrittskontrollsystem auszurlsten. Dadurch koénnen mehr as 270.000 €
eingespart werden.

Auf eine maschinelle Be- und EntlUftung der voriibergehend a's Seminarrdume genutzten Bereiche, die nach Ab-
schluss der Interimsphase wieder demontiert werden soll, kann verzichtet werden. In Anbetracht der verhdtnis-
méafig kurzen Nutzungsdauer und der Investitionskosten von mehr als 425.000 € ist der Einbau von Luftungs-
anlagen fur die Dauer der Interimsnutzung nicht vertretbar. Eine Fensterliftung und dadurch bedingte Komfort-
einbul?en oder organisatorische Einschrankungen konnen den Nutzern fur eine voribergehende Zeit zugemutet
werden. Das Ministerium der Finanzen teilt diese Auffassung und hat entschieden, auf die LUftungsanlagen zu
verzichten.

133)

Diese fir die Abrechnung des Gesamtvorhabens vereinbarte Abrechnungsart gilt nach der Honorarordnung fur Architekten und
Ingenieure (HOAI) nur fir die Ermittlung der Honorare in der Planungsphase.
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- Die wahrend der Interimsphase geplante Unterbringung von Werkstétten und Nebenrédumen im Kellergeschoss
eines Gebaudes und die daraufhin vorgesehene nochmalige Verlagerung dieser Raume in ein anderes Gebaude
sind nicht erforderlich. Die Werkstétten kénnen wahrend des Umbaus und der Modernisierung der bestehenden
Gebaude in einem von den Umbauarbeiten nicht betroffenen Bereich der Altbauten verbleiben. Die Kosten fir
die voribergehende Herrichtung des Kellers in einem Gebaude in Hohe von 143.000 € sowie die in einem spéte-
ren Bauabschnitt durch eine nochmalige Verlagerung der Werkstétten entstehenden Kosten sind vermeidbar.

- Einevorwiegend zur dekorativen Beleuchtung vorgesehene Lichtdecke im Eingangsbereich eines Gebaudes kann
entfallen. Die im Eingangsbereich des anderen Gebaudes geplanten Lichtdecken kénnen von 100 m? auf héchs-
tens 50 m? verkleinert werden. Dadurch lassen sich 82.000 € einsparen.

- Den Kosten von 52.000 € fur den Einbau von Prasenzmeldern zur automatischen Abschaltung der Beleuchtung
in sdmtlichen R&umen steht kein entsprechender Nutzen gegeniiber.

- Die Wirtschaftlichkeit einer dynamischen Steuerung der Beleuchtung entsprechend dem Tageslichtanfall ist nicht
hinreichend belegt. Das Ministerium der Finanzen hat entschieden, auf den Einbau von Lichtfuhlern in den Fach-
bereichsrdumen zu verzichten.

Insgesamt ergeben sich nach den Feststellungen des Rechnungshofs Kiirzungen und Einsparungen in Hoéhe von
2.548.000 €. Bei Annahme eines Baunebenkostenanteils von 15 % der Baukosten fuhrt dies - Gberschléagig ermittelt -
zu Einsparungen von mindestens 382.000 € bei den Baunebenkosten. Aufgrund der konjunkturellen Lage ist davon
auszugehen, dass sich bei konsequenter Nutzung des Wettbewerbs zusétzliche Einsparungen von bis zu 10 % der Bau-
kosten erzielen lassen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde die Feststellungen des Rechnungshofs "vollinhatlich" bei der Genehmigung
der Haushaltsunterlage -Bau- Ubernehmen und bel der weiteren Planung und Ausfihrung der Baumal3nahme beachten.

Ermittlung der Baunebenkosten

Die vom Landesbetrieb in einer Aufstellung vom 3. Februar 2003 ermittelten Baunebenkosten entsprechen 24,6 % der
in der Berechnung angenommenen Brutto-Baukosten. Fir eine BaumalRnahme, die der Landesbetrieb nach
§ 11 Abs. 1 HOAI als Gebaude mit durchschnittlichen Planungsanforderungen eingestuft hat, ist dieser Vergltungs-
anspruch auBergewohnlich hoch.

Wesentliche Grundlagen fiir die Ermittlung der Baunebenkosten sind nicht nachvollziehbar. So stimmt z.B. die Hohe
der Baukosten nicht mit den in der Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage -Bau- aufgefiihrten Uberein. Auf3erdem
ist der in der Haushaltsunterlage -Bau- ausgewiesene Betrag der Baunebenkosten, der von dem in der Aufstellung
genannten Betrag um 0,3 Mio. € abweicht, nicht belegt.

Nach Auffassung des Ministeriums ist die Aufstellung des Landesbetriebs lediglich als Kostenprognose zu werten.
Die zutreffende Hohe der Baunebenkosten auf der Kostenbasis der Haushaltsunterlage -Bau- miisse noch ermittelt
werden. Der endglltige Betrag kdnne erst nach der Priifung durch das Ministerium benannt werden.

Diese Vorgehensweise entspricht nicht der Rahmenvereinbarung. Danach hétte der Landesbetrieb zusammen mit der
Haushaltsunterlage -Bau- ein Angebot fur eine verbindliche Vergltungsvereinbarung auf der Grundlage der Kosten-
berechnung vorlegen missen.

Eine zusitzliche Vergiitung von 261.000 €, die der Landesbetrieb fir die Uberarbeitung der Haushaltsunterlage -Bau-
vom Dezember 2001 gefordert hat, ist weder in der Sache noch der Hohe nach begriindet. Die Uberarbeitung war
notwendig wegen einer Uberschreitung der genehmigten Hauptnutzfldchen um fast 500 m2 und wegen anderer Man-
gel. Ein Anspruch auf eine zusétzliche Vergitung wére nach § 20 HOAI alenfalls dann begriindet, wenn der Landes-
betrieb auf Veranlassung des Ministeriums mehrere Vor- oder Entwurfsplanungen nach grundsétzlich verschiedenen
Anforderungen hétte fertigen miissen oder wenn das Ministerium eine Uberarbeitung gefordert htte, die tiber bloRe
Korrekturen einer mangelhaften Planung wesentlich hinausgegangen wére. Soweit dies aufgrund der Haushaltsunter-
lage -Bau- und des dem Rechnungshof vorliegenden Schriftverkehrs beurteilt werden kann, liegen diese Vorausset-
zungen hier nicht vor.

Das Ministerium hat zugesagt, dies bel der Prifung der Vergiitung zu berticksichtigen.
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Rahmenvereinbarung

Die unter Nr. 7 der Rahmenvereinbarung zwischen den'ﬂinisteri um der Finanzen und dem Landesbetrieb getroffene
Regelung Uber die Vergltung fir besondere Leistungen™—< steht im Widerspruch zur Honorarordnung fir Architekten
und Ingenieure, da hier

- besondere Leistungen ausschliefflich als zu den Grundleistungen "hinzutretende” Leistungen eingestuft werden,
dieinjedem Fall nach Zeitaufwand zu vergiiten sind,

- dienach 82 Abs. 3 und §5 Abs. 4 und 5HOAI gebotene und fir die Vergltung bedeutsame Unterscheidung
zwischen besonderen Leistungen, die zu den Grundleistungen hinzutreten oder diese ganz oder teilweise er-
setzen, nicht berticksichtigt wird.

Nach § 5 Abs. 5 HOAI ist eine nach Zeitaufwand bamﬁsent\sllergmung ausgeschlossen, wenn besondere Leistungen
ganz oder teilweise an die Stelle von Grundleistungen treten™. Dartiber hinaus ist zu berticksichtigen, dass eine der-
artige Vergutung dem Auftraggeber weder hinreichende Kontrollmdglichkeiten noch einen ausreichenden Schutz
gegen fehlerhafte oder missbréuchliche Berechnungen des Auftragnehmers bietet.

AuRerdem besteht die Gefahr von Doppelvergiitungen, wenn fir eine sog. ersetzende besondere Leistung ein Zeit-
honorar berechnet wird und das Honorar fiir die Leistungsphase, der die ersetzte Grundleistung zuzuordnen ist, nicht
anteilig gekiirzt wird.

Das Ministerium hat im Hinblick auf diese Problematik bemerkt, es werde darauf hinwirken, dass bei der als beson-
dere Leistung einzustufenden Erstellung eines differenzierten Zeitplans die Bewertung der Grundleistungen fur die
Objektiiberwachung um bis zu einen Prozentpunkt reduziert werde. Darliber hinaus hat es zugesagt, den Umfang des
erforderlichen Zeitaufwands fur die differenzierte Terminplanung und Kostenkontrolle nach Vorlage eines neuen Ver-
gutungsangebots zu priifen.

Die Vereinbarung von Zeithonoraren ist auch dann problematisch, wenn eine besondere Leistung einen héheren Auf-
wand als die ersetzte Grundleistung erfordert. Die Vergiitung kann in diesen Féllen au&ger Grundlage des Honorars
fir die Grundleistung zuziiglich eines angemessenen Zuschlags ermittelt werden™®. Eine nach Zeitaufwand
bemessene Vergitung fir die Terminplanung und -steuerung bietet keinen hinreichenden Anreiz fir kurze Bauzeiten,
sondern fihrt dazu, dass sich das Honorar im Fall einer Bauzeitiiberschreitung erhoht.

Der in Nr. 4 der Rahmenvereinbarung vorgegebene Vergltungssatz von 4 % fur Bauherrenleistungen bei Baumal3-
nahmen mit Netto-Baukosten Uber 1 Mio. € ist auRergewohnlich hoch.

Nach der vom 1. Januar 2000 bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Rahmenvereinbarung wurde die Vergitung fir
Bauherrenleistungen nach degressiv gestaffelten Satzen bemessen mit Eckwerten von 2,2 % bei Brutto-Baukosten bis
Zu 2 Mio. DM (1,02 Mio. €) und von 1 % bei Brutto-Baukosten tiber 50 Mio. DM (25,56 Mio. €) . In einer Ermitt-
lung vom 19. April 2002 hat der Landesbetrieb aufgrund dieser Vereinbarung fir die Bauherrenleistungen ein Honorar
von 280.000 € errechnet. Unter Beriicksichtigung der darin enthaltenen Vergitung fir Leistungen aufgrund der
Baustellenverordnung™* entspricht dies einem Betrag von 249.000 €™, d.h. gerade der Halfte des nach der aktuellen
Rahmenvereinbarung berechneten Honorars von 503.000 €.

139 Nach §2 HOAI ist zwischen Grundleistungen und besonderen Leistungen zu unterscheiden. Grundleistungen umfassen alle die-

jenigen Leistungen, die zur ordnungsgemalien Erfullung eines Auftrags im Allgemeinen erforderlich sind. Die Grundleistungs
kataloge der HOAI sind so gefasst, dass diese Leistungen im Allgemeinen ausreichen, ein bestimmtes Planungsziel, z.B. den
Neubau eines Gebaudes, zu verwirklichen. Alle Leistungen, die nicht ausdriicklich in den Grundleistungskatal ogen aufgefiihrt sind,
gelten als besondere Leistungen, wenn besondere Anforderungen an die Ausfiihrung des Auftrags gestellt werden, die Uber die
allgemeinen Leistungen hinausgehen oder diese andern. Besondere Leistungen koénnen entweder zu den Grundleistungen
hinzutreten oder diese ganz oder teilweise ersetzen. Darliber hinaus gibt es besondere Leistungen, die isoliert, d.h. ohne
Grundleistungen, vergeben werden. Fir diese sog. isolierten besonderen L eistungen enthalt die HOAI keine Honorarregel ungen.

Vgl. hierzu auch Amtliche Begriindung und Anmerkungen zu § 5 Abs. 5 HOAII.

Das Honorar fir die Grundleistung und der Zuschlag kann auf der Grundlage der anrechenbaren Kosten, der Vomhundertsiize des
§ 15 HOAI und spezieller Tabellenwerke in der Fachliteratur bestimmt werden.

Das danach ermittelte Honorar umfasst im Gegensatz zur aktuellen Rahmenvereinbarung auch noch die Vergitung fir Leistungen
aufgrund der Baustellenverordnung.

139 vom 10. Juni 1998 (BGBI. | S. 1283).

%9 Eine Vergleichsberechnung nach einer vom Rechnungshof in frilheren Prifungen entwickelten Methode zur Ermittlung der Ver-
gutung fur Bauherrenleistungen und Oberleitungsaufgaben auf der Grundlage der Architekten- und Ingenieurhonorare fuhrt zu
einem nahezu identischen Betrag in Hohe von 246.000 €.

135)
136)

137)
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Ein sachlicher Grund fir den durch die Neufassung der Rahmenvereinbarung verursachten sprunghaften Anstieg der
Vergutung fur Bauherrenleistungen ist nicht ersichtlich. Dabei ist zu berlicksichtigen, dass sich das Ungleichgewicht
zwischen der nach der aten und der aktuellen Rahmenvereinbarung berechneten Vergiitung mit steigenden Bau-
summen zunehmend verschérft, da die in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Rahmenvereinbarung vorge-
sehene degressive Staffelung der Honorarsétze zugunsten eines fixen Satzes aufgegeben worden ist.

Die der Rahmenvereinbarung zugrunde liegenden grundsétzlichen Annahmen, dass

- der Persona- und Sachkostenaufwand fir die Projektbearbeitung mit steigenden Baukosten proportional zu-
nimmt,

- die je nach Projekt sehr unterschiedlichen fachlichen Anforderungen sich nicht auf Art und Umfang der Bau-
herrenleistungen auswirken,

gehen fehl. Durch eine Vielzahl von Erhebungen und wissenschaftlichen Gutachten zur Entwicklung von Honorar-
tafeln ist hinreichend belegt, dass

- der Arbeits- und Kostenaufwand fir die Projektbearbeitung in hohem Mal3e von dem Anforderungsprofil und
dem Schwierigkeitsgrad des jeweiligen Projekts abhangt und eine angemessene Vergiitung ohne Berticksichti-
gung dieser Kriterien nicht sachgerecht ermittelt werden kann,

- der Kostenaufwand fir die Projektbearbeitung sowohl durch variable Kosten als auch durch Fixkosten bestimmt
wird, die in keiner proportionalen Beziehung zu den Herstellungskosten des jeweiligen Bauwerks stehen,

- mit zunehmender Projektgréfie Fixkostendegressionseffekte zum Tragen kommen, die bel der Entgeltberechnung
zu berticksichtigen sind,

- folglich die Honorarsétze einer Degression unterliegen miissen, wie dies auch in den den Honorartafeln der
Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure zugrunde liegenden Honorarkurven zum Ausdruck kommt.

Das Ministerium hat erklért, die Neufassung der Rahmenvereinbarung greife die Regelungen der Vereinbarung des
Landes mit dem Bund auf, um das Verwaltungshandeln zu vereinheitlichen. Die Vergitungsregelung solle jetzt, nach-
dem sie seit fast zwei Jahren eingefiihrt sei, einer Uberpriifung unterzogen werden.

Raumbedarfsplan fir die Fachhochschule Kaiser slautern

Uber das Ergebnis der Priifung des Raumbedarfsplans fiir die Fachhochschule Kaiserslautern wird der Rechnungshof
in einem Sonderbericht nach § 99 LHO den Landtag und die Landesregierung im zweiten Kalendervierteljahr 2004
unterrichten, damit die Prifungsfeststellungen im Rahmen des ndchsten Entlastungsverfahrens beraten werden
koénnen. Die hierfir maf3geblichen Sitzungen der Rechnungspriifungskommission, des Haushalts- und Finanzaus-
schusses und des Landtags sind im Juni/Juli 2004 vorgesehen.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Feststellungen zur Planung und Kostenberechnung der weiteren Planung und der Bauausfiihrung zugrunde
Zu legen,

b) sicherzustellen, dass der Landesbetrieb zusammen mit der Haushaltsunterlage -Bau- prifbare und in alen Teilen
bel egte Ermittlungen der Baunebenkosten vorlegt,

c¢) dieFeststellungen zur Ermittlung der Baunebenkosten bei der Vereinbarung Uber die Vergiitung heranzuziehen,

d) die Regelung der Rahmenvereinbarung Uber besondere Leistungen den Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5 HOAI
anzupassen,

e) die Vergutung von Bauherrenleistungen neu zu regeln und Ubergangsweise die diesbeziiglichen Bestimmungen
der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Rahmenvereinbarung anzuwenden.

Die Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Beteiligung des L andes an privatrechtlichen Unternehmen

Eine Gesdllschaft 16st eine Kapitalrtcklage in Hohe von 9.678.000 € Uber einen zu langen
Zeitraum von 50 Jahren auf. M ehrertrage von 290.000 € jahrlich lie3en sich zur Entlastung des
L andeshaushalts nutzen.

Bei einem anderen Unternehmen brachte das Land im Rahmen einer Kapitalerhéhung eine
Sacheinlage nicht zum Nominalwert, sondern zu einem niedrigeren, abgezinsten Wert ein.
I nfolgedessen musste das L and eine um 374.000 € hther e Bar einlage er bringen.

Eine Gesdllschaft verflgt Gber ein zu hohes Eigenkapital von 665.000 €.

Vielfach beachtete die Beteiligungsverwaltung Mitwirkungsrechte des Rechnungshofs bel der
Bestellung von Abschlusspr tifern und Unterrichtungspflichten Gber die Unternehmen nicht.

In neun Fallen stellte die Gesellschafter ver ssmmlung die Jahr esabschllisse ver spétet fest.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat nach § 92 LHO die Betétigung des Landes bei privatrechtlichen Unternehmen, an denen es be-
teiligt ist, gepriift.

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Auflésung einer Kapitalriicklage

Das Land ist mit 90 % am Stammkapital der Deula Rheinland-Pfalz GmbH, Bad Kreuznach, beteiligt. Die Gesell-
schaft, die u.a. ausgelagerten Berufsschulunterricht durchfihrt, Gbernahm 1994 von der Vorgangereinrichtung Anlage-
vermogen im Wert von 9.678.000 €. In dieser Hohe bildete sie eine Kapitalriicklage, die sie in ihren Bilanzen bis zum
31. Dezember 2000 unveréndert lie?. Aufgrund einer Priifungsfeststellung des Rechnungshofs beschloss die Gesell-
schafterversammlung, die Kapitalriicklage ab dem Jahr 2001 mit jéhrlich 2 % (194.000 €) aufzul 6sen.

Die Restnutzungsdauer der 1994 iibernommenen Sacheinlagen betrug zwischen 3 und 38,5 Jahren. Zum 30. Juni 2004
liegt sie bel hochstens 28,5 Jahren. Zu diesem Zeitpunkt sind Ubernommene Anlagegegenstande im Anschaffungswert
von 3.528.000 € bereits voll abgeschrieben. Der vorgesehene Zeitraum von 50 Jahren fur die Auflésung der Riicklage
ist zu lang.

Eine Verkiirzung des Auflésungszeitraums wirde bei der Gesellschaft zu zusétzlichen Gewinnen fihren. Diese lief3en
sich z.B. zur Verringerung der Erstattung des Landes fUrﬁg)sten des Unterrichts rheinland-pfézischer Berufsschiler und
damit zur Entlastung des Landeshaushalts verwenden™~. Bei einer Auflésung der Rucklage mit jdhrlich 5%
(484.000 €) konnte die Kostenerstattung sogar fir eine Reihe von Jahren entfallen, ohne dass bei der Gesellschaft
Jahresfehlbetrége entstiinden. Dies wére auch ein Weg, die hohe Liquiditét der Gesellschaft abzuschopfen, die zum
31. Dezember 2001 tiber Festgeldanlagen von mehr als 2,9 Mio. € verfugte.

Das Ministerium der Finanzen hatte fur 2003 eine Absenkung der Kostenerstattung des Landes auf 300.000 € ange-
strebt. Von einer Abschdpfung der vorhandenen Liquiditét hatte esim Hinblick auf die Agrarstrukturreform und einen
moglichen Investitionsbedarf abgesehen. Fir das Jahr 2003 hat das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-
schaft und Weinbau der Gesellschaft eine Kostenerstattung von 370.400 € bewilligt.

Mittlerweile sind die geplanten Investitionen abgeschlossen. Daher steht der erhdhten Auflésung der Kapitalriicklage
und einer damit moglichen Absenkung der Kostenerstattung nichts mehr im Weg.

Bewertung einer Sacheinlage

An einem Unternehmen hélt das Land eine Sperrminoritdt. Am 9. Januar 2002 beschlossen die Gesellschafter, das
Stammkapital in drei Schritten zu erhéhen.

Das Land hatte eine erste Rate von nahezu 4 Mio. € zu leisten. Hierzu brachte es u.a. eine unverzinsliche, spétestens
am 31. Mé&rz 2005 fallige Forderung gegen die Gesellschaft im Nominalwert von 3.068.000 € als Sacheinlage ein.
Diese setzten die Gesellschafter aufgrund der Unverzindichkeit der Forderung mit dem abgezinsten Wert von
2.694.000 € an.

140 Ejinzelplan 08 Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 22 Allgemeine Bewilligungen im

Bereich Landwirtschaft und Weinbau, Titel 671 07 Kostenerstattung an die Deula Rheinland-Pfalz GmbH zur Durchfuihrung land-
technischen Berufsschulunterrichts; Haushaltsplane 2002 und 2003 jeweils 470.400 €.
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Als Folge der Einbringung der Forderung zum niedrigeren Barwert musste das Land eine um 374.000 € hohere Bar-
einlage erbringen. Die Gesellschaft erzielte in gleicher Hohe einen aufferordentlichen Ertrag, da sie die Verbindlichkeit
gegenuber dem Gesellschafter Land zum Nominalwert bilanziert hatte und die Differenz ertragswirksam aufloste.
Dieser Ertrag kam aufgrund eines Ergebni sabfiihrungsvertrags alein dem Mitgesellschafter zu Gute.

Nach Auffassung des Ministeriums der Finanzen entspricht die Bewertung zum Barwert dem vollen Wert nach § 63
Abs. 3 LHO. Entscheidend sei der wirtschaftliche Wert der Forderung. Dieser sei bei einer unverzinslichen Forderung
geringer als bel einer verzinslichen Forderung. Zudem trage der Kaufer der Forderung ein héheres Kontrahenten- und
Ausfallrisiko, da er die Forderung erst zum 31. Mé&rz 2005 geltend machen kénne. Das Ministerium lehnte es auch ab,
den Abzinsungsbetrag nach § 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB bei der Gesellschaft als Kapitalriicklage zu Gunsten des Landes
einstellen zu lassen.

Da es sich nicht um den Verkauf einer Forderung an Dritte handelte, bestand kein Kontrahenten- und Ausfallrisiko.
Die Einbringung zum Barwert war nicht zwingend. Vielmehr bestand ein Wahlrecht, die Sacheinlage zum Buch-, Zeit-
oder modifizierten Buchwert zu bewerten™-. Da das Land nach § 7 LHO bei der Ausfiihrung des Haushaltsplans die
Grundsétze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten hat, hétte es die Sacheinlage zum hoéheren Nomi-
nawert in die Gesellschaft einbringen oder zumindest den Abzinsungsbetrag von 374.000 € bei der Gesellschaft as
Kapitalriicklage zu seinen Gunsten einstellen lassen miissen. Dadurch hétte es entweder die Hohe seiner Barzahlung
verringern oder seine Position als Gesellschafter verbessern konnen.

Ruckfuhrung des Stammkapitals

Das Land hélt 50% der Anteile am Stammkapital der Okompark Projektentwicklungs- und Marketing GmbH,
Birkenfeld. Neben dem Stammkapital von 511.292 € existiert noch eine Kapitalriicklage von 153.387 €, von der das
Land zwei Drittel aufgebracht hat.

Aufgrund eines Gesellschafterbeschlusses werden die ab dem Geschéftsiahr 1988 entstehenden Jahresfehlbetrage
durch Zuschiisse der Gesellschafter abgedeckt. Dabei tragt das Land - Uber seinen Anteil am Stammkapital hinaus -
90 % der Fehlbetrége.

Wegen der Ubernahme der Betriebsverluste durch die Gesellschafter ist eine Eigenkapitalausstattung von 665.000 €
nicht erforderlich. Das Stammkapital kdnnte herabgesetzt sowie die Kapitalriicklage aufgel st und mit dem Verlust-
vortrag verrechnet werden.

Der Vertreter des Ministeriums der Finanzen hat die Forderung des Rechnungshofs nach einer Kapital herabsetzung in
die Sitzung des Aufsichtsrats eingebracht. Der Aufsichtsrat hat die MalRhahme abgelel“BI.?,_i da die Entwicklung der
néchsten beiden Jahre abgewartet werden solle, bis die Neustrukturierung der Gesellschaft ™ durchgefihrt sei.

Mitwirkung des Rechnungshofs bei der Bestellung von Abschlusspr tifern

Bei der Wahl oder Bestellung von Abschlusspriifern, die die Ordnungsmafdigkeit der Geschéaftsfiihrung bei Unter-
nehmen mit Landesbeteiligung prifen (8§ 53 HGrG), ist das Einvernehmen mit dem Rechnungshof erforderlich. Dies
hat das Ministerium der Finanzen vor der Abgabe der entsprechenden Erklarung in den zustéandigen Unternehmens-
organen herbeizuftihren (8 68 LHO und V'V hierzu).

In den Jahren 2001 und 2002 unterblieb die Herstellung des Einvernehmens mit dem Rechnungshof in 17 Féllen. In
acht Féllen ging der Antrag auf Herstellung des Einvernehmens so kurzfristig ein, dass es dem Rechnungshof nicht
mehr mdglich war, das Einvernehmen vor der Sitzung der Gesellschafterversammlung herzustellen. Eine Gesellschaft
musste die Wahl eines Abschlussprifers nach Ablehnung durch den Rechnungshof riickgéngig machen.

Das Ministerium will kiinftig bei der Wiederbestellung von Abschlusspriifern generell ein Listenverfahren anwenden.
Bei Neubestellungen will es die Geschéftsfihrungen frilhzeitig zur Durchfiihrung von Ausschreibungsverfahren auf-
fordern, um das Einvernehmen fristgerecht herstellen zu kénnen.

140 Ellrott/Gutike in Beck'scher Bilanzkommentar, 3. Auflage, § 255 HGB, Rn. 148ff; Adler/Diring/Schmaltz, Rechnungswesen und

Priifung der Unternehmen, 5. Auflage, § 255 HGB, Rn. 102ff.

Der Rechnungshof hat im Jahresbericht 2002 eine Verschmelzung der UCB Umwelt-Campus Birkenfeld Entwicklungs- und Mana-
gement GmbH, Hoppstadten-Weiersbach, mit der Okompark Projektentwicklungs- und Marketing GmbH gefordert (Druck-
sache 14/1880, Tz. 6 Nr. 2.6.7). Im Rahmen des Entlastungsverfahrens wurde die Landesregierung aufgefordert, Uber das Ergebnis
der Umstrukturierung der UCB GmbH zu berichten (Drucksache 14/2320, S. 7).
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Unterrichtung des Rechnungshofs Uiber die Betatigung des L andes bei Beteiligungen

Das Ministerium der Finanzen hat dem Rechnungshof innerhalb von drei Monaten nach der Gesellschafterversamm-
lung, die den Jahresabschluss fur das abgelaufene Geschéftsjahr festgestellt hat, verschiedene Unterlagen Uber das
Unternehmen (z.B. den Jahresabschluss) zu tibersenden (§ 69 LHO).

Das Land ist an 45 inlandischen Kapital gesellschaften beteiligt (Stand 31. Dezember 2001). Fir das Jahr 2000 erfolg-
ten die Unterrichtungen in 27 und fur das Jahr 2001 in 22 Féllen verspétet. Im Durchschnitt gingen die Unterrichtun-
gen erst sechs Monate nach der Gesellschafterversammlung beim Rechnungshof ein, im Extremfall erst nach 23 Mo-
naten. Am 31. Dezember 2003 standen noch fur drei Gesellschaften die Unterrichtungen fur die Jahre 2000 oder 2001
aus.

Nach 8§ 42aGmbHG ist der Jahresabschluss bei mittelgroen und groRen Kapitalgesellschaften bis zum Ablauf der
ersten acht Monate des Geschéftsjahrs, bei kleinen Kapitalgesellschaften innerhalb von elf Monaten festzustellen. Bel
der Auswertung der Unterrichtungen nach § 69 LHO ergab sich, dass die Gesellschafterversammlungen neun Jahres-
abschlisse 2000 und 2001 verspétet - im Extremfall um elf Monate - festgestellt hatten.

Das Ministerium will darauf hinwirken, dass die Jahresabschliisse generell in den ersten acht Monaten des Geschéfts-
jahres festgestellt werden und ihm die Sitzungsprotokolle dieser Gesellschafterversammlungen innerhalb von vier
Wochen vorliegen.

Unterrichtung des Rechnungshofs iiber wesentliche Anderungen bei Beteiligungen

Das Ministerium der Finanzen hat den Rechnungshof u.a. unverziiglich zu unterrichten, wenn Beteiligungen des Lan-
des wesentlich gedndert werden (§ 102 Abs. 1 Nr. 3 LHO). Diese Verpflichtung erstreckt sich auf alle Maf3nahmen,
die der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen nach § 65 LHO bediirfen. Hierunter fallen die Anderung des
Gegenstands des Unternehmens, des Einflusses des Landes oder des Stammkapitals sowie die VerduRerung von An-
teilen.

In vier Féllen unterblieb diese Unterrichtung:

- Das Land hédlt 56,25 % der Anteile am Stammkapital der Innovations- und Transferinstitut Bingen GmbH,
Bingen. Im Rahmen der Unterrichtung nach 8 69 LHO fur das Geschéftsjahr 2001 Ubersandte das Ministerium
der Finanzen einen gednderten Gesellschaftsvertrag. Daraus ging hervor, dass der Gegenstand des Unternehmens
um das Dienstleistungsangebot fur die Fachhochschule Mainz ausgeweitet und die Zahl der Aufsichtsratsmit-
glieder erhdht worden war.

Auf Anfrage vertrat das Ministerium die Meinung, eine unverziigliche Unterrichtung nach § 102 Abs. 1
Nr. 3 LHO sei unterblieben, da keine wesentliche Anderung stattgefunden habe.

Der Rechnungshof teilt diese Auffassung nicht. Zum Einen bedeutet die Ausweitung des Dienstleistungsangebots
eine Anderung des Gegenstands des Unternehmens. Zum Anderen hat die Erhéhung der Zahl der Aufsichtsrats-
mitglieder Auswirkungen auf die Stimmenmehrheit. Stellte das Land vor der Anderung des Gesellschaftsvertrags
funf von zehn Stimmen und entschied bei Stimmengleichheit die Stimme eines Landesvertreters, so hat es nun-
mehr noch finf von elf Stimmen. Damit konnen die Vertreter des Landes im Aufsichtsrat Uberstimmt werden,
obwohl das Land die Mehrheit der Anteile hélt. Der in § 65 Abs. 1 Nr. 3 LHO geforderte angemessene Einfluss
des Landes im Aufsichtsrat war nicht mehr gegeben.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Gesellschaft habe mittlerweile beschlossen, den Gesellschaftsvertrag dahin-
gehend zu andern, dass den Landesvertretern im Aufsichtsrat sieben von 13 Stimmen zustehen.

- DasLand ist alleiniger Eigentimer der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH. Im Zusammen-
hang mit der Unterrichtung nach § 69 LHO fir das Geschéftsjahr 2002 ibersandte das Ministerium der Finanzen
am 13. Oktober 2003 eine Neufassung des Gesellschaftsvertrags. Daraus geht hervor, dass der Aufsichtsrat und
die Gesellschafterversammlung am 25. Mérz und 3. April 2003 beschlossen haben, die Geschéftstatigkeit um die
Begebung von Konsortial- und Kommunalkrediten sowie Finanzierungen auf dem Gebiet der Wohnungswirt-
schaft zu erweitern und das Stammkapital um 1.047.842 € zu erhéhen.

- An der Européisches Tourismus Institut an der Universitét Trier GmbH, Trier, war das Land mit einem Drittel
beteiligt. Am 7. Mai 2002 beschloss die Gesellschafterversammlung die Verduf3erung von Anteilen an das Saar-
land und eine Erhdhung des Stammkapitals. Dadurch verringerte sich der Landesanteil auf 25 %.

Der Rechnungshof erfuhr von der Anderung der Beteiligungsverhaltnisse durch eine eigene I nternet-Recherche.
Auf seine Anfrage hin hat das Ministerium der Finanzen die Unterrichtung mit Schreiben vom 23. Ma 2003
nachgeholt.
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- Das Land war mit 53,38 % am Stammkapital der Staatsbad Bad Bergzabern GmbH beteiligt. Im Zusammenhang
mit der Umstellung auf Euro wurde durch Beschluss des Aufsichtsrats und der Gesellschafterversammiung vom
17. Oktober 2001 und 15. November 2001 das Stammkapital um mehr as ein Finftel auf 400.000 € und der
Landesanteil auf 53,5 % erhoht.

Hiertber wurde der Rechnungshof erst mit Schreiben vom 21. Mé&rz 2002 auf Anfrage unterrichtet.
Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) dieKapitarucklage bei der Deula GmbH in stérkerem Mal3e al's bisher aufzulésen und die dadurch entstehenden
Mehrertrége zur Entlastung des Landeshaushalts zu nutzen,

b) dieim Rahmen einer Kapitalerhthung bei einer Gesellschaft als Sacheinlage eingebrachte Forderung zum Nomi-
nalwert zu bewerten,

c) das Eigenkapital der Okompark GmbH durch Herabsetzung des Stammkapitals auf ein angemessenes Mal3 zu
verringern und die Kapitalriicklage aufzul 6sen,

d) dafir zu sorgen, dass der Rechnungshof

- rechtzeitig bei der Bestellung der Abschlussprifer beteiligt wird,
- fristgerecht Uber Jahresabschliisse unterrichtet wird,
- unverziiglich iiber wesentliche Anderungen bei Beteiligungen unterrichtet wird,

e) auf dierechtzeitige Feststellung der Jahresabschllisse hinzuwirken.

Die Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Betelligung des Landes an der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz
GmbH und deren Tochter gesellschaften

Das Land zahlte der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH fir die Jahre 1994
bis 1996 pauschalierte Entgelte, die um 1,2 Mio. € Uber die Vereinbarungen im Treuhand-
vertrag hinausgingen. In der Folge entstanden dem Land durch den Wechsel der Abrechnungs-
methode in funf Jahren M ehraufwendungen von 1,5 Mio. €.

Die Jahresiiber schiisse von durchschnittlich 3,6 Mio. € schiittete die Bank bisher nicht an das
Land aus, sondern filhrte sie den freien Ricklagen und einem Sonder haftungsfonds zu.

Fur bankeigene Wirtschaftsfoérder ungsprogramme entnahm die Gesellschaft wahrend des Jah-
resausihren Einnahmen Mittel in Millionenhdhe. Ohne diese Entnahmen und bei regelmaRiger
Ausschittung der Jahresiiberschiisse an das Land wéren dem Landeshaushalt in den Jah-
ren 1993 bis 2002 mindestens 58 Mio. € zugeflossen, Uber deren Verwendung der Landtag im
Rahmen seines Budgetr echts héatte entscheiden kénnen.

Bei der Gesellschaft bestehen Mdglichkeiten zur Verbesserung der Wirtschaftsfiihrung. Dazu
zahlen u.a. die Verringerung des Personalaufwands, das Unterlassen der Beteiligung an Stif-
tungspr ofessuren und die Uber prifung der Zielgenauigkeit von Sponsoringmal3nahmen.

Die Beteiligung an einer Erlebnisgastronomiein Berlin zur Forderung des Absatzes von Weinen
aus Rheinland-Pfalz ist mit hohen Risiken verbunden. Der angestrebte Zweck hétte sich auf
andere Weise besser und wirtschaftlicher erreichen lassen.

Allgemeines

Das Land griindete die Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH (ISB) 1993 als zentrale Férderbank zur
Unterstiitzung seiner Wirtschafts- und Strukturpolitik. Hierzu Ubertrug es der Gesellschaft durch Treuhandvertrag nach
§44 Abs. 3LHO die Aufgaberlxﬁer unternehmensbezogenen Wirtschaftsforderung und der damaligen Wirtschafts-
forderinstitutionen des Landes™ sowie der ehemaligen Kredit-Garantiegemeinschaft des Handels Rheinland-Pfalz
GmbH. Ihren Forderaufgaben kommt die ISB in der Hauptsache durch die Vergabe zinsgiinstiger Darlehen, die Ge-
wahrung von Zuschussen, Birgschaften und Garantien sowie durch die Bereitstellung von Wagnis- und Beteiligungs-
kapital nach. Daneben bietet sie eigene Forderprogramme an.

Die ISB war zum 31. Dezember 2002 an insgesamt 17 Gesellschaften unmittelbar und an zwei mittelbar beteiligt.

Das Land hélt das Stammkapital der ISB von 180 Mio. (=3m vollstdndig. Seine Rechte in der Gesellschafterver-
sammlung nehmen das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und das Ministerium der
Finanzen gemeinsam wahr. Im Aufsichtsrat stellt das Land sechs von acht Mitgliedern.

Der Rechnungshof hat die Betétigung des Landes bei der 1SB einschliefdlich der Beteiligungsgesellschaften nach
8§92 Abs. 1 LHO und die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Gesellschaft nach § 104 Abs. 1 Nr. 2 LHO gepruift.

Hierzu hat er sich bei dem fir die Beteiligungsverwaltung zusténdigen Ministerium der Finanzen, dem Ministerium
fUr Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und der I1SB unmittelbar unterrichtet™*. Die Prifung erstreckte
sich auf die Jahre 1993 bis 2002.

49 Finanzierungs-Aktiengesellschaft Rheinland-Pfalz - FINAG - und Rheinland-Pfélzische Gesellschaft fiir Wirtschaftsférderung mbH
(RPW).
) Das urspriingliche Stammkapital von 178,952 Mio. € wurde im Frihjahr 2003 erhoht.

1“9 g5y Haushaltsgrundsétzegesetz vom 19. August 1969 (BGBI. | S. 1273), zuletzt gedndert durch Solidarpaktfortfiihrungsgesetz vom
20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3955, geéndert 2002 BGBI. | S. 2166).
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ertragslage

In den Geschéftsjahren 1993 bis 2002 erzielte die | SB folgende Jahresiiberschiisse:

1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002

-inTE€-
Ertrage 2.961| 18.395| 39.289 | 55.192 | 63.913 | 70.130 | 53.083 | 58.828 | 63.274 | 55.946
Aufwendungen 660 | 18.061 | 34.577 | 48.635 | 60.283 | 66.546 | 49.453 | 55.193 | 59.516 | 52.069
Jahrestiberschuss 2.301 334| 4.712| 6.557| 3.630| 3.584| 3.630| 3.635| 3.758| 3.877

Seit 1997 weist die 1SB weitgehend konstante Jahrestiberschiisse aus. Dabel ist zu beachten, dass sie in erheblichem
Umfang Ertrége in eigene Forderprogramme einbringt (vgl. Nr. 2.5).

Abrechnung der Treuhandentgelte

Der Treuhandvertrag enthadlt neben der Aufgabenlibertragung, den Verfahrensgrundsdtzen und den Kontrollrechten
u.a. Bestimmungen zur Finanzierung der Kosten der Forderbank. Der Vertrag wurde zum 1. Januar 1999 und zum
1. Januar 2002 Uberarbeitet.

Das Land zahlte der Gesellschaft folgende Treuhandentgel te@:

1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002
-inTE-
Treuhandentgelt | 1597 | 1943 | 2851 | 2219 | 2313 | 2569 | 2439 | 2208 | 2126

1994 und 1995 waren noch Mitarbeiter der damaligen Bezirksregierungen in die Durchfiihrung von Programmen zur
Wirtschaftsforderung eingebunden. Der Treuhandvertrag sah deshalb eine pauschale Kiirzung des Treuhandentgelts
vor. Die Kirzung fur das Jahti]994 betrug 346.000 €, war aber gemessen an den vom Ministerium der Finanzen
festgelegten Pauschal betrégen zu niedrig. Fur 1995 unterblieb die Kirzung. Damit zahlte das Land ein um
286.000 € zu hohes Entgelt.

Nach dem Treuhandvertrag sollte das Entgelt ab 1996 der Entwicklung der Gehédlter nach dem Bundesangestellten-
tarifvertrag (BAT) folgen. Demnach hétte das Entgelt fir 1996 unveréndert bleiben miissen. Gleichwohl zahlte das
Land 908.000 € mehr alsim Vorjahr. Es orientierte sich dabei am Ansatz des Haushaltsplans. Weder die ISB noch das
Ministerium der Finanzen konnten den Mehrbetrag begriinden.

Ab 1997 wechselte das Land - zunichst ohne formelle Anderung des Treuhandvertrags - die Abrechnungsmethode.
Statt des pauschalen Entgelts zahlt es nunmehr Provisionen und Gebuhren, die von der Hohe des Fordervolumens oder
den nachgewiesenen Kosten abhéngen. Die Umstellung fihrte in den Jahren 1997 bis 2001 zu einem Mehraufwand
des Landes von 1,5 Mio. €. Die Beibehaltung der vorherigen Entgeltstruktur hétte bel der ISB nicht zu Verlusten ge-
fahrt.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat im Einvernehmen mit dem Ministerium der
Finanzen zugesagt, darauf zu achten, dass Entgeltzahlungen nur aufgrund dokumentierter Vereinbarungen erfolgen.
Die Hohe des Treuhandentgelts solle mit der 1SB anhand der Kosten- und Leistungsrechnung Gberprift und ggf.
angepasst werden.

Anlage des Eigenkapitals

Bis Anfang 2001 erwarb die Forderbank aus ihren freien Mitteln ausschliefdlich festverzinsliche Wertpapiere. Im
Mérz 2001 beschloss sie, 10 Mio. € ihres Eigenkapitals (maximal 5 %) Uber einen langeren Zeitraum in Aktien anzu-
legen, die im Deutschen Aktienindex vertreten sind.

148 Brytto (einschl. Umsatzsteuer).

Richtwerte fur die Berlicksichtigung des Verwaltungsaufwands bei der Festsetzung der nach dem Landesgebiihrengesetz zu
erhebenden Verwaltungs- und Benutzungsgebuhren; Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 3. Juni 1993 und vom
30. November 1994.

147)
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Die gednderte Anlagestrategie war im Ergebnis unwirtschaftlich. Die Bank musste wegen erheblicher Kursverluste
Abschreibungen auf die Aktien vornehmen. Bei einem Halten der festverzinglichen Wertpapiere hétte die ISB im
Vergleich zu den Dividenden im Jahr 2002 Mehrertrége von 430.000 € erzielt. Bankibliche Instrumente zur Ab-
sicherung von Kursrisiken waren nicht eingesetzt worden.

Die beiden Ministerien haben mitgeteilt, zum Anlagezeitpunkt hétte nichts auf eine Negativentwicklung der Kurswerte
hingedeutet.

Bildung von Ricklagen

Die ISB fiihrte die Uberschiisse der Jahre 1993 bis 1998, insgesamt 21,1 Mio. €, vollstandig, die der Folgejahre teil-
weise (2,9 Mio. €) den frelen Ricklagen zu. Zusammen mit dem Stﬂkapital betrug das Eigenkapital zum
31. Dezember 2002 damit 233,6 Mio. € und die Eigenkapitalquote 20,3 %. Darlber hinaus verflgte die ISB Uber
Reserven zur Vorsorge fur allgemeine Bankrisiken in Hohe von 7,7 Mio. €.

Im Verhdtnis zu den Forderinstituten des Bundes@ ist die Gesellschaft inzwischen hinreichend mit Eigenkapital
ausgestattet. Derart hohe Eigenmittel sind auch nach dem Gesetz Uber das Kreditwesen nicht erforderlich. Daher
kénnen Gewinne der ISB, wie in 8 17 Gesellschaftsvertrag vorgesehen, an das Land zur Verwendung fur gemein-
nutzige Zwecke ausgeschiittet werden.

Die beiden Ministerien halten die Bildung von Riicklagen zur Risikoabdeckung der Bank weiterhin fur erforderlich. In
die Rucklagen eingestellte Gewinne wirden das Vermdogen des Landes erhthen.

Nach Auffassung des Rechnungshofs bestehen bei der Forderbank hinreichend hohe Riicklagen fiir Risikopositionen.
Deshalb sollten die Riicklagen vorerst nicht weiter aufgestockt, sondern Jahrestiberschiisse an das Land ausgeschiittet
werden.

Verwendung von Mitteln und Budgetrecht des L andtags

Seit einer Reihe von Jahren entnimmt die ISB vorab aus ihren Einnahmen in Abstimmung mit den Gremien und dem
Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Mittel zur Finanzierung ihrer Eigenprogramme und
anderer Mal3nahmen. Dafur wandte die Gesellschaft in den Jahren 2000 bis 2002 mehr als 22,4 Mio. € auf. AufRerdem
fielen in diesem Zeitraum Aufwendungen in Form von Zinssubventionen fur Darlehen aus den Eigenprogrammen an.

Zur Finanzierung von Mal3nahmen, die fir das Land von besonderer Bedeutung sind, fir die jedoch keine Forder-
programme existieren, besteht seit 2000 bei der I1SB der Sonderhaftungsfonds "Besondere Mal3nahmen". Dem For&a
der gesondert aufferhalb der Bilanz verwaltet wird, flossen aus den Jahresiiberschiissen der Jahre 1999 bis 2002
bisher Mittel von iiber 12 Mio. € zu. Uber Ct%fn Verwendung beschliefdt der Aufsichtsrat. Bis zum Jahresende 2002
wurden Malnahmen in Hohe von 7,9 Mio. €~ finanziert.

Im Ergebnis entnahm die ISB aus ihren Einnahmen und dem Sonderhaftungsfonds Mittel in Millionenhthe und setzte
sie mit Zustimmung der Gremien zur Finanzierung von Programmen im Bereich der Wirtschaftsférderung ein. Wéren
diese Mittel an den aleinigen Gesellschafter Land ausgeschittet worden, hétte der Landtag Uber deren Verwendung
im Rahmen seines Budgetrechts entscheiden kénnen.

Die beiden Ministerien haben darauf hingewiesen, dass der Einsatz von Eigenmitteln fir Eigenprogramme in Abstim-
mung mit dem Aufsichtsrat und den Ministerien erfolge. Damit sei sichergestellt, dass diese Programme mit den
wirtschaftspolitischen Zielen des Landes Ubereinstimmten. Zwischen dem Land und der Bank bestlinde Einver-
nehmen, die Eigenmittel von der Gesellschaft eigenverantwortlich flankierend zu den Landesprogrammen und damit
auch haushaltsentlastend einzusetzen. Eine Abfihrung dieser Mittel an das Land sei von Anfang an nicht as sach-
gerecht erachtet worden.

Der Rechnungshof hélt es fur erforderlich, sowohl die Mittel fir Eigenprogramme al's auch die des Sonderhaftungs-
fonds dem Landeshaushalt zuzuftihren, um sie so dem Budgetrecht des Landtags zu unterstellen. Das schliefét eine
Verwendung fur wirtschaftspolitische Zwecke nicht aus.

1“9 Bijlanzsumme 1.150 Mio. €.

19 Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) rd. 3,1 %, Deutsche Ausgleichsbank (DtA) rd. 2,2 % (zum 1. Januar 2003 verschmolzen auf
die KfW).

150 1 den Geschéftsjahren 2002 und 2003 floss der gesamte Uberschuss der Jahre 2001 und 2002 von mehr as 7,6 Mio. € in den

Fonds.

U.a: Online Offensive "Connect"; Marketingaktion der Weinwirtschaft; Forderung der Modellentwicklung; Liquiditétshilfen fir

Winzer; Besicherung von Geschéften.

151)



2.6
26.1

26.2

2.7

27.1

272

-02-

Besonder e Forder mafinahmen
Stiftungsprofessuren

Die Gesellschaft beteiligte sich 1999 fur fUnf Jahre an einer Stiftungsprofessur fir die Fachhochschule Mainz. VVon der
Gesamtfinanzierung Ubernahm die 1SB einen Anteil von 511.000 €. Im darauf folgenden Jahr beteiligte sie sich auch
an einer Stiftungsprofessur an der Fachhochschule Koblenz. Der Finanzierungsanteil der Bank betrégt 64.000 €.

Die Beteiligung an den beiden Stiftungsprofessuren steht nicht im Einklang mit den im Gesellschaftsvertrag festge-
legten Aufgaben der 1SB. Im Ubrigen sollte die Finanzierung von Professuren im Haushalt des hierfir zustéandigen
Ministeriums veranschlagt werden, zumindest wenn die Mittel Gberwiegend von einer Beteiligungsgesellschaft des
Landes stammen.

Nach Angaben der beiden Ministerien wird das Land daflir Sorge tragen, dass keine Stiftungsprofessuren mit Beteili-
gung der ISB mehr errichtet werden. Dies gelte auch fir etwai ge Anschlussfinanzierungen.

Sponsoring

Die ISB unterstiitzte 1999 Uber einen Zeitraum von zehn Monaten die Bewerbung eines Bundesligavereins as Aus-
tragungsstétte fir eine Weltmeisterschaft und durfte dafir fir sich werben. AuRerdem erwarb sie bei dem Verein in
den Geschéftsjahren 2000 und 2001 VIP-Dauerkarten sowie (einfache) Karten zu Bundesligaspielen. Daneben spon-
serte die ISB mit Werbemal3nahmen die Veranstaltung eines weiteren Sportvereins. Insgesamt wandte die Bank fur
diese Mal3nahmen mehr als 32.000 € auf.

Zwar gehort es zu den Aufgaben der 1SB, fir den Wirtschaftsstandort Rheinland-Pfalz zu werben. Sponsoringmal3-
nahmen bei Sportvereinen erreichen jedoch Uberwiegend nicht die Zielgruppen der Forderbank.

Die beiden Ministerien wollen sich dafiir einsetzen, dass Sponsoringmal3nahmen nur dann erfolgen, wenn wirksam im
Sinne der Forderbank damit geworben werden kann.

Per sonalaufwendungen
Vergutungen

Die nicht in direktem Wettbewerb mit Kreditinstituten stehende Férderbank wendet grundsétzlich den Bundesange-
stelltentarifvertrag (BAT) an, zahlt aber an 87 % ihrer Mitarbeiter zusétzlich eine allgemeine Zulage von 7,5 % auf
den jeweiligen Bruttolohn. Zu Beginn der Geschéftstétigkeit tbernommene Mitarbeiter erhalten - Giberwiegend aus
Griinden der Besitzstandswahrung - dartiber hinausgehende Zulagen von 15 % oder 20 %, andere Mitarbeiter Ministe-
rialzulagen oder personliche Zulagen. Auflerdem gewahrte die ISB mehr als einem Drittel ihrer Arbeitnehmer Ver-
gunstigungen durch die Vorweggewdahrung von Lebensaltersstufen. Seit Anfang 2000 zahlt sie ihren Beschéftigten
vermogenswirksame Leistungen, die erheblich Uber die tariflichen Leistungen hinausgehen. Zudem werden seit dem
Jahr 1998 Mal3nahmen zur Pflege des Betriebsklimas finanziert, die der BAT nicht oder nicht in diesem Umfang
vorsieht.

Die den BAT Ubersteigenden Leistungen flhrten im Geschéftsjahr 2002 insgesamt zu geschétzten Aufwendungen von
650.000 €. Ein Abbau dieser Aufwendungen ist geboten. Hohere Jahresiiberschiisse und damit Ausschittungen der
Gesellschaft wéren die Folge (vgl. Nr. 2.4).

Die beiden Ministerien haben auf die Zustimmung des Aufsichtsrats zu den vom BAT abweichenden Vergitungs-
regelungen hingewiesen. Wegen der im Rhein-Main-Gebiet gednderten Arbeitsmarktlage werde die ISB kiinftig enge
Mal3stdbe anlegen. Der Geschéftsfiihrung solle jedoch bis zu einer vom Aufsichtsrat noch festzulegenden Vergitungs-
gruppe in begriindeten Einzelfédlen die Mdglichkeit zur eigenstdndigen Abweichung vom BAT eingeraumt werden.

L eistungspramien

Die Gesellschaft gewéahrte ihren Beschéftigten nach bestimmten festgelegten Kriterien Leistungspramien. Im
Jahr 2002 erhielten 49 Angestellte Prémien von insgesamt 82.000 €.

Mangels Darstellung der wahrgenommenen Aufgaben oder der besonderen Leistungen waren die Entscheidungen
nicht nachvollziehbar. Hinzu kommt, dass die Vorschlage und die entsprechenden Entscheidungen der Geschéfts-
fUhrung nicht in den Personalakten dokumentiert waren, sondern sog. Grundakten auf3erhalb der Personalabteilung
beilagen.

Nach Mitteilung der Ministerien wird die Gesellschaft die entsprechenden Dokumentationen in die Personalakten
Ubernehmen. Der Aufsichtsrat werde jahrlich einen Bericht tber die Zahl und Struktur der Empfénger von Leistungs-
pramien erhalten.
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Beschaffungen

Geprift wurden 20 Beschaffungen mit einem Einzelwert von mehr als 5.000 € und einem Gesamtvolumen von
1,27 Mio. € (netto).

Bei zehn Beschaffungen waren Abweichungen von den Vorschriften fir das 6ffentliche Beschaffungswesen festzu-
stellen. Die Vergaben erfolgten weit iiberwiegend freihéndig. Offentliche Ausschreibungen fanden nicht statt. In
einem Fall hétte wegen der Hohe des Auftragsvolumens europaweit ausgeschrieben werden mussen. Bei zwel
Beschaffungen Uber insgesamt 84.000 € lagen noch nicht einmal Vergleichsangebote vor. In der Mehrzahl der
Beschaffungsfélle machte die ISB nicht aktenkundig, weshalb sie von einer Ausschreibung abgesehen hatte. Sie ver-
stield damit gegen die Grundsatze einer wirtschaftlichen und ordnungsgemélien Beschaffung.

Die ISB vertritt die Auffassung, sie sei kein offentlicher Auftraggeber im Sinne des Vergaberechts und damit nicht
daran gebunden. Sie werde aber ihre bisher ausgesetzte Organisationsanweisung zur VOL/A kinftig anwenden und
die Vorschriften des Vergaberechts beachten.

Beteiligung an einer Erlebnisgastronomie

Die ISB beteiligte sich im Jahr 2000 auf Wunsch des Landes mit 20 % an einer Gesellschaft privaten Rechts, die in
Berlin neben einem Fernsehstudio eine Erlebnisgastronomie mit Restaurant, Weinstube, Cafe/Bistro und Bierkneipe
sowie ein Weindepot mit Weinprobierstube betreibt. Die restlichen Anteile hédlt ein privater Investor, der auch die
Geschéftsfihrung Ubernommen hat. Das Engagement sollte dem rheinland-pfézischen Wein eine Reprasentanz in
Berlin eréffnen. Fur Investitionen ihres Beteiligungsunternehmens gewdhrte die Forderbank ein zinsgiinstiges Dar-
lehen, fur das sich das Land mit 75 % verblrgte.

Der Umsatz des Beteiligungsunternehmens erreichte 2001 nur ein Viertel der Planzahlen. Statt eines Gewinns musste
die ISB bis Ende 2001 anteilige Betriebsverluste von 326.000 € hinnehmen. Nach einer betriebswirtschaftlichen
Auswertung war auch fur das Geschéftsjahr 2002 mit einem &hnlich hohen Verlust zu rechnen.

Weder die ISB noch das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau fihrten Erfolgskontrollen
durch. Erhebungen Uber die Vermarktung von Weinen aus Rheinland-Pfalz im Weindepot und im Restaurant fehlten
ebenso wie eine Kosten-Nutzen-Analyse. Damit verflgten weder die |SB noch das Ministerium tber Erkenntnisse, ob
und inwieweit der mit dem Eingehen der Beteiligung verfolgte Zweck, den heimischen Weinabsatz zu férdern, besser
und wirtschaftlicher (z.B. durch eine Starthilfe) hétte erreicht werden kénnen.

Die beiden Ministerien halten eine Aufgabe der Beteiligung derzeit nicht fur sachgerecht, da dies fur ale Beteiligten
zu wirtschaftlichen Nachteilen fihren wirde. Neue Prognosen hétten ergeben, dass das Beteiligungsunternehmen in
die Ertragszone gelangen konne. Den Vorschlag, Erhebungen tber die Vermarktung rheinland-pfézischer Weine
durchzuftihren, werde die | SB aufgreifen.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass das Land auch mittelbare Beteiligungen nur eingehen oder halten soll, wenn
hierfr ein wichtiges Interesse des Landes besteht.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) sicherzustellen, dass das Treuhandentgelt unter Berlicksichtigung der Kosten der 1SB auf eine angemessene
Hohe begrenzt wird,

b) Uber die Vertreter des Landes in den Gesellschaftsgremien der 1SB darauf hinzuwirken, dass
- dem Sicherheitsaspekt bei der Anlage des Eigenkapitals stérker Rechnung getragen wird,

- die Jahrestiberschiisse sowie die Mittel fir Eigenprogramme und fur den Sonderhaftungsfonds unter Beach-
tung des Gesellschaftsvertrags und einer angemessenen Eigenkapitalausstattung dem Landeshaushalt zuge-
fuhrt werden, um sie dem Budgetrecht des Landtags zu unterstellen,

- enefinanzielle Beteiligung an Stiftungsprofessuren unterbleibt,
- Sponsoringmal3nahmen nur erfolgen, wenn sie einen entsprechenden Werbeeffekt erreichen konnen,

- die Personaaufwendungen auf eine angemessene Hohe zurtickgef iihrt und Leistungspramien nachvollziehbar
vergeben werden,

- dieBeteiligung an der Erlebnisgastronomie aufgegeben wird.

Die mit dem Ministerium der Finanzen einvernehmlich erstellte Stellungnahme des Ministeriums fur Wirtschaft, Ver-
kehr, Landwirtschaft und Weinbau ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Zuwendungen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur

Das mit der Forderung verfolgte Ziel, neue Arbeitsplatze zu schaffen oder vorhandene Arbeits-
platze zu sichern, wurde teilweise nicht erreicht. Verschiedentlich wurde das Forderziel nicht
hinreichend bestimmt. Begleitende und abschlielf}ende Erfolgskontrollen unter blieben weitgehend.

Der Beginn des Zeitraums fiir die Uberwachung des Bestehens geforderter Arbeitsplatze und
fur die Zweckbindung geforderter Wirtschaftsgiiter war nicht einheitlich festgelegt.

Unternehmen nahmen Forder mittel in Anspruch, ohne die vereinbarte Zahl von Arbeitsplatzen
zu schaffen oder zu sichern. Sie machten Bau- und Anschaffungskosten geltend, die nicht for-
derfahig sind, weil sie z.B. den privaten Bereich betrafen oder angeschaffte Wirtschaftsgiter
ber eits abgeschrieben waren. Forder mittel wurden auch fir eine Baumaflhahme verwendet, die
vor zeitig begonnen worden war. Insgesamt wurden Fordermittd von 1,5 Mio. € bestimmungs
widrigin Anspruch genommen.

Allgemeines

Das Land gewahrt zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur nicht riickzahlbare Investitionszuschiisse oder
zinsverbilligte Darlehen an gewerbliche Unternehmen und bestimmte Dienstleistungsbetriebe. Die Férderung erfolgt
auf der Grundl des jeweils giiltigen Rahmenplans der Gemel nscgtwufgabe "Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" ™ und nach Mal3gabe von Verwaltungsvorschriften™.

Die Fordermittel sollen dazu beitragen, die Wirtschaftskraft zu stérken, neue Arbeitsplétze zu schaffen und vorhan-
dene Arbeitspl&tze zu sichern.

Mit der Durchfiihrung der Programme ist seit dem Jahr 1994 die Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (1SB)
GmbH in Mainz beauftragt.

In den Jahren 1994 bis 1999 wurden 1.217 Vorhaben gefordert. In %sem Zeitraum wurden Zuwendungen von
336 Mio. € aus Mitteln des Landes, des Bundes und der EU bewilligt™®. Hiervon entfielen 265 Mio. € (79 %) auf
nicht rickzahlbare Zuschisse und 71 Mio. € (21 %) auf Darlehen. Weit Uberwiegend (94 %) wurden die
Neuerrichtung und die Erweiterung von Betrieben gefordert, schwerpunktmaflig in den Regionen Trier und Westpfalz.

Der Rechnungshof hat stichprobenweise gepriift, ob
- die Zuwendungen bestimmungsgemal verwendet wurden,
- die Forderziele erreicht wurden,

- dasVerwatungsverfahren zweckmaliig war.

In die Prifung waren 103 abgeschlossene Forderfélle aus den Jahren 1994 bis 1999 einbezogen. Bei 27 Zuwendungs-
empfangern wurden 6rtliche Erhebungen durchgefihrt.

152) Vol. dazu Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe "V erbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 1969 (BGBI. |
S. 1861), zuletzt gedndert durch Verordnung zur Ersetzung von Zinssdtzen vom 5. April 2002 (BGBI. | S. 1250, 1252).

153) . Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fiir Wirtschaft und Verkehr, Gewahrung von Zuwendungen an gewerbliche Unter-

nehmen - auler Fremdenverkehrsbetriebe- in dem Fordergebiet der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" vom 11. August 1994 (MinBl. S. 434), gedndert durch Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Wirt-
schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vom 24. November 1997 (MinBlI. S. 537).
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Regional es Forderprogramm zur
Gewdhrung von Zuwendungen an mittelsténdische Betriebe der gewerblichen Wirtschaft in EU-Fordergebieten auf3erhalb
der Fordergebiete der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® vom 2. Mé&rz 1995 (MinBlI.
S. 182), gedndert durch Verwaltungsvorschrift vom 27. Juni 1997 (MinBI. S. 295).

154) Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 02 Allgemeine Bewilligungen im

Bereich Wirtschaft und Verkehr, Titel 892 71 und 892 72 - jeweils- Zuschisse fir Investitionen an gewerbliche Unternehmen
sowie Kapitel 08 77 Beschéftigung, Ausbildung, Innovation, Wirtschaftsstruktur, Titel 892 01 Investitionsférderung zur Schaffung
von Arbeitsplétzen unter Berlicksichtigung der EU-Strukturfonds.
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Allgemeine Feststellungen
Verbindlichkeit von Kostenansatzen

Die Einzelansdtze des Investitionsplans waren grundsétzlich verbindlich. Sie durften nur allll?.s‘zwingenden Griinden um
bis zu 20 % bei gleichzeitigem Ausgleich bei anderen Einzelansdtzen Uberschritten werden™.

In mehreren Féllen anderten Zuwendungsempfénger ihre Investitions- und Kostenplane. Dies erforderte bei der be-
willigenden Stelle wegen der Verbindlichkeit der Einzelansitze eine standige Uberwachung und gegebenenfalls eine
Anderung der Bewilligung in einem férmlichen Verfahren.

Der Nutzen einer Bindung an die Einzelansdtze des Investitionsplans ist vergleichsweise gering. Er ist auch in den
jeweiligen Rahmenplanen nicht gefordert. Der mit der Uberwachung der Einhaltung der Investitions- und K ostenpléne
verbundene Verwaltungsaufwand ist vermeidbar.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat mitgeteilt, seit dem 1. Juli 2003 wirden
bei Bewilligungen nicht mehr die Einzelansdtze des Investitionsplans, sondern nur noch der Gesamtbetrag des
Investitionsvorhabens und der Gesamtbetrag der forderfahigen Kosten fur verbindlich erklért.

Zweckbindungsfrist und Uberwachungszeitraum

Die mal3gebenden Zeitpunkte furr den Beginn der Zweckbindungsfrist fiir Wirtschaftsgiiter und des Uberwachungszeit-
raums flr das Arbeitsplatzziel waren nicht einheitlich festgelegt:

- Wirtschaftsgiter, fur die Investitionszuschiisse gewdahrt wurden, mussten mindestens drei bzw. funf Jahre nach
Abschluss des Vorhabens in der geftrderten Betriebsstétte verbleiben (Zweckbindungsfrist).

Fir den Beginn der Zweckbindungsfrist war die Auszahlung der letzten Zuwendungsrate maﬁgebendla.

- Dauerarbeitsplétze, die mit dem Investitionsvorhaben neu geschaffen oder gesichert wurden, mussten fir einen
Zeitraum von mindestens funf Jahren nach Abschluss des Investitionsvorhabens tatséchlich besetzt oder
zumindest auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft angeboten werden (Uberwachungszeitraum).

Firr den Beginn des Uberwachungszeitraums wurde auf den tatsichlichen Abschluss des Investitionsvorhabens
abgestellt, der sich mit einiger Sicherheit erst aus den Angaben im Verwendungsnachweis erkennen lief3.

In mehreren Fallen endete die Zweckbindungsfrist fir die Wirtschaftsgiter zwei oder drei Jahre vor Ablauf des
Uberwachungszeitraums fir das Arbeitsplatzziel. Das warf die Frage auf, ob die Einhaltung des Arbeitsplatzziels
weiterhin gefordert werden kann, wenn Anderungen im Unternehmen des Zuwendungsempféngers nach Ablauf der
Zweckbindung eingetreten sind.

Das Ministerium hat erklart, die Zweckbindungsfrist fur die geforderten Wirtschaftsgiter solle nunmehr ebenfalls mit
dem tatséchlichen Abschluss der Investitionsmal3nahme beginnen.

Uberwachung und Festlegung des Ar beitsplatzziels

Wahrend des Uberwachungszeitraums wurde die Einhaltung des mit der Férderung bezweckten Arbeitsplatzziels nicht
ausreichend Uberpruft. Zuwendungsempfanger kamen ihrer Verpflichtung, die Zahl der geschaffenen oder besetzten
Dauerarbeitsplétze jahrlich nachzuweisen, nicht oder nur nach mehrmaliger Aufforderung nach. Eine stichproben-
weise Uberpriifung von 42 Uberwachungsfallen ergab, dass

- in 29 Fallen Erklarungen oder Erhebungsbdgen mit den Angaben zur Besetzung der Dauerarbeitsplétze fehlten
und

in vier Fallen Erklarungen oder Erhebungsbogen fiir bereits abgelaufene Uberwachungszeitraume nicht voll-
sténdig vorlagen.

Zum Teil waren diese Méngel auf Ungenauigkeiten der eingesetzten Formblé&tter und Erl&uterungen zurtickzufhren.

159 Nach den Bewilligungsbescheiden i.V.m. Nr. 1.2.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projektforderung

im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "V erbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” (ANBest-P GA), MinBI. 1994 S. 437.
156 Nr.4.1 ANBest-P GA.
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Das Ministerium hat ausgefiinrt, die Daten zur Uberpriifung der Einhaltung des Arbeitsplatzziels wiirden zwischen-
zeitlich vollstandig erhoben. Das Uberwachungsverfahren sei weitestgehend automatisiert. Die Unternehmen erhielten
nunmehr Erhebungsbdgen mit verbesserten Erléuterungen zu den geforderten Angaben, welche Arbeitsplétze in
welchem Umfang zu berticksichtigen seien.

Die Priifung ergab auch, dass die Uberwachung des Fordererfolgs teilweise erschwert war, weil in den Bewilligungs-
bescheiden das durch die Férderbestimmungen vorgegebene Arbeitsplatzziel nicht immer hinreichend konkretisiert
war. Ein vom Antragsteller selbst genanntes héheres Arbeitsplatzziel wurde meist mit der Formulierung "wie im An-
trag angegeben” in den Bewilligungsbescheid tibernommen.

In zehn von 27 Féllen wurde das vorgegebene verbindliche Arbeitsplatzziel nicht erreicht. Hieraus wurden keine Fol-
gerungen gezogen.

Die Zuwendungsempfanger werden nach Darstellung des Ministeriums grundsétzlich auf die rechtlich vorgegebene
Steigerung der Zahl der Dauerarbeitsplétze oder - falls im Antrag mehr Dauerarbeitspl 8tze angegeben werden - auf das
Erreichen dieser hoheren Zahl as Arbeitsplatzziel verpflichtet. Sofern dieses Arbeitsplatzziel nicht erreicht werde,
werde die Bewilligung nur widerrufen, wenn die nach dem Rahmenplan vorgegebene Mindestarbeitsplatzzahl unter-
schritten worden sei.

Einzelfeststellungen

Fordermittel von insgesamt 1,5 Mio. € wurden in den nachstehend aufgefiihrten Félen bestimmungswidrig in An-
spruch genommen.

Das Ministerium hat erklart, dass es die notwendigen Schritte fir die Rickforderung der Zuschiisse und die Fest-
setzung von Zinsen eingeleitet habe. Bei zwischenzeitlich eroéffneten Insolvenzverfahren seien die Forderungen auf
Rickzahlung der Zuschiisse angemeldet worden.

Einem Unternehmen wurde 1 ein Investitionszuschuss von 690.000 € fir die Erweiterung seiner Betriebsstétte
innerhalb der Griindungsphase™* und zur Sicherung von 111 Dauerarbeits- und Ausbildungsplatzen bewilligt. Das
Unternehmen war 1994 nach Ubernahme eines von der Stilllegung bedrohten Betriebs ﬁrﬂndet worden. Diese
Ubernahme war zur Sicherung von 108 Dauerarbeitsplétzen und sieben Ausbildungsplétzen™ bereits aus Mitteln der
Gemeinschaftsaufgabe gefordert worden.

Die Fordermoglichkeiten waren mit der Forderung im Jahr 1994 bereits ausgeschopft. Fir die Forderung im Jahr 1996
bestand nach Auffassung des Rechnungshofs keine Grundlage.

Im Jahr 1999 wurde das Insolvenzverfahren ber das Unternehmen eréffnet. Ausgehend von der Bewilligung im
Jahr 1996 wurde eine Forderung auf Rlckzahlung des Zuschusses einschliefdlich Zinsen in Héhe von 741.600 €
angemeldet. Eine weitere Erdrterung der Forderfahigkeit im Jahr 1996 eriibrigt sich damit.

Einem Unternehmen wurde fur die Erweiterung der Betriebsstétte mit einem Investitionsvolumen von 890.700 € ein
Investitionszuschuss von 107.000 € bewilligt. In der Bewilligung wurde - ausgehend von einem Bestand von
15 Dauerarbeitsplédtzen - ein Arbeitsplatzziel von 3,5 zusétzlichen Dauerarbeitspldtzen festgel egt.

Insgesamt 19 Dauerarbeitsplétze sollten ab 1. M&rz 2001 besetzt sein. Nach diesem Zeitpunkt schieden sechs Vollzeit-
beschéftigte aus. Zum Zeitpunkt der Prifung waren weniger als 15 Dauerarbeitspl étze besetzt.

Einem Unternehmen, das sich mit der Veredlung und Konfektionierung von Vliesstoffen befasst, wurde 1996 ein
Investitionszuschuss von 55.000 € fr die Errichtung eines Anbaus an eine Produktionshalle und die Anschaffung von
Maschinen und Einrichtungen bewilligt. Durch die Fordermal3nahme sollten - ausgehend von 24,5 Dauerarbeits-
plétzen - vier zusétzliche Dauerarbeitspldtze geschaffen werden.

Das Forderzidl wurde nicht erreicht. Die Beschaftigtenzahl unterschritt seit 1998 den Ausgangswert. Nach der Perso-
nalliste waren zum Stichtag 30. Juni 2002 17 Arbeitnehmer einschliefdlich eines befristet Beschaftigten und eines
Teilzeitbeschéftigten angestellt. Im Ubrigen wurden nach den Bilanzunterlagen seit 1999 in nicht unerheblichem
Umfang Arbeitnehmer aus dem Produktions- und Verwaltungsbereich einem anderen Betrieb am Unternehmens-
standort gegen Erstattung der anteilmafigen Bruttol ohnaufwendungen Gberlassen.

B0 Als Griindungsphase eines Unternehmens gilt ein Zeitraum von 60 Monaten seit Beginn der Grindungsinvestitionen (vgl. Zif-

fer 2.9.5 Teil 1l des 25. Rahmenplans).

158 Das Arbeitsplatzziel wurde im Rahmen der Priifung des Verwendungsnachweises auf 111 Dauerarbeitspl &tze korrigiert.
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Einem Unternehmen wurde 1995 ein Investitionszuschuss von 511.000 € fir die Errichtung einer Betriebsstétte
bewilligt. Mit der Férdermal3nahme sollten zusétzlich zu 53 Ubernommenen Dauerarbeitsplétzen mindestens sechs
Dauerarbeitsplétze, davon drei Ausbildungsplétze, neu geschaffen werden.

Gegenstand des 1993 gegriindeten Unternehmens waren das Erbringen von Speditionsleistungen im Giternahverkehr
und die Vermittlung von Transportleistungen. Es war im ersten Jahr seiner gewerblichen Tétigkeit bel Einsatz von
1,5 Arbeitskréften ausschliefdlich mit der Vermittiung von Transportleistungen befasst. Im Dezember 1994 tbernahm
es die Logistikabteilung einer Brauerel mit 53 Dauerarbeitsplétzen, die es in die Bereiche Transporte, logistische
Dienstleistungen und Transportvermittlungsl eistungen eingliederte. Das Speditions- und L ogistikunternehmen erstellte
dann eine Versandhalle einschliefdlich Burotrakt, die Gegenstand der Forderung war. Die Bauarbeiten sowie die
Anschaffung der notwendigen Maschinen und sonstigen Einrichtungen wurden wahrend des Investitionszeitraums
vom 14. Juli 1995 bis 30. April 1998 durchgefihrt.

Im Sinne der Forderrichtlinien handelte es sich bei den baulichen und sonstigen Mal3nahmen nicht um eine "Errich-
tung”, sondern um eine Verlagerung und Erweiterung der bestehenden Betriebsstétte. Die nach den Rahmenplénen
erforderliche Anzahl der zu schaffenden Dauerarbeitsplétze konnte nicht nachgewiesen werden, so dass die Voraus-
setzungen fir die Forderung des Investitionsvorhabens nicht erfullt waren.

Das Ministerium hat erklart, dass im Rahmen des zwischenzeitlich erdffneten Insolvenzverfahrens tber das Unter-
nehmen die Forderung auf Rickzahlung des Zuschusses angemeldet worden sei.

Zuwendungsempfanger machten in den Verwendungsnachweisen nicht forderféhige Kosten von insgesamt 49.000 €
geltend. Dabei handelte essich u.a. um

- Anschaffungskosten fir Fahrzeuge, die nicht der geforderten Geschéftseinrichtung zuzurechnen waren, und fur
geringwertige Wirtschaftsgter, die in voller Hohe al's Betriebsausgaben angesetzt worden waren,

- Umsatzsteuer, die als Vorsteuer abziehbar war,

- Skontoabzlige und sonstige Gutschriften, die nicht von den Kosten abgesetzt worden waren,

- Anschaffungskosten fur gebrauchte Wirtschaftsguter,

- Kosten fur den Bau eines privat genutzten Wohnhauses einschliefdlich der dazugehdrigen AufRenanlagen im
Zusammenhang mit der Errichtung eines Hotel betriebs.

Einem Unternehmen wurde ein Investitionszuschuss von 51.000 € fir eine grundlegende Rationalisierung und Moder-
nisierung seiner Betriebsstétte einschliefdlich des Kaufs und der Erstellung von Schnellbauhallen bewilligt.

Noch vor der Beantragung des Zuschusses wurde mit dem V orhaben begonnen, indem ein Vertrag tiber Lieferung von
Beton fir das Fundament einer Schnellbauhalle geschlossen wurde.

Nach den Forderrichtlinien dirfen Zuwendungen zur Projektforderung nur fir solche Vorhaben bewilligt werden, die
noch nicht begonnen sind.

Einem Unternehmen wurde 1997 ein Investitionszuschuss von 57.000 € fur den Erwerb eines Gebaudes und von
Maschinen und Einrichtungen bewilligt. Davon wurde auf Anforderung ein Teilbetrag von 53.800 € mit Wertstellung
zum 10. Dezember 1997 ausgezahlt. Ein dem Betrag entsprechender Aufwand wurde erst Anfang Juli 1999 erreicht.

Nach den Forderbestimmungen dirfen Zuwendungen nur insoweit gezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb
von zwei Monaten fur fallige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks bendtigt werden.

Wegen des um 17 Monate zu frihen Abrufs der Mittel entstanden Zinsnachteile flr das Land, die auszugleichen sind.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) bei der Bewilligung von Fordermitteln lediglich den Investitionsplan mit dem Gesamtbetrag des Investitionsvor-
habens und dem Gesamtbetrag der forderfahigen Kosten fir verbindlich zu erkléaren,

b) den Beginn des Zeitraums einheitlich festzulegen, in dem das Bestehen geférderter Arbeitsplédtze und die Zweck-
bindung geférderter Wirtschaftsgiter zu tberwachen sind,

¢) im Bewilligungsbescheid das Arbeitsplatzziel genau zu bestimmen und die Zielerreichung durch begleitende und
abschlieffende Erfolgskontrollen zu Gberwachen,

d) bestimmungswidrig in Anspruch genommene Foérdermittel (einschl. Zinsen) zurlickzufordern.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Planung von Umgehungsstral3en

Bei den geplanten Umgehungsstral’en der Gemeinden Rhaunen und Lambsheim kdnnen die
Baukosten verringert werden.

Ortsumgehung Rhaunen

Eine splrbare grofliraumige Verbesserung des Verkehrs kann mit der geplanten Straf3e zur
Umgehung der Gemeinde Rhaunen ohne den Bau des Siidabschnitts der sog. Hunsrtick-
spange nicht erreicht werden.

Fur die erwartete Verkehrsbelastung der Umgehungsstral3eist die geplante Fahrbahnbreite
von 8 m nicht erforderlich. Es reicht eine Breite von 6,50 m aus. Auch kann die Briicke
Uber den Rhaunelbach verkirzt werden. Von den insgesamt geplanten Baukosten von
14,4 Mio. € lassen sich 1,4 Mio. € einsparen.

Ortsumgehung Lambsheim

Drei Bricken sind zu grof bemessen. Durch Verringerung ihrer lichten Weite kbnnen Bau-
kosten von 210.000 € eingespart wer den.

Die Umgehungsstrecke verlauft auf einem Damm, der Uber flutungsflachen durchschneidet.
Die vorgesehene Hohe des Damms von 1,00 bis 1,50 m lasst sich absenken, wenn die Héhe
der aus Grunden des Hochwasser schutzes notwendigen Durchlésse unter Beibehaltung der
Durchflussmenge veréandert wird. Bei einer Absenkung um 30 cm entstehen um 100.000 €
niedriger e Baukosten.

Veranderungen des Wirtschaftswegenetzes, die durch die Trassenfihrung erforderlich
werden, kbénnen mit einem geringeren Aufwand als geplant dur chgefiihrt werden.
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Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Planung der Ortsumgehungen Rhaunen und Lambsheim gepriift.

Ortsumgehung Rhaunen

Im Rahmen des Landesstraf3enbaus ist vorgesehen, eine leistungsféhige StralRenverbindung zwischen Nahetal (L 160)
und Hunsriick (B 50) zu bauen. Ein selbstandiger Abschnitt dieser sog. Hunsriickspange (Lange ca. 20 km, Kosten ca.
38 Mio. €) ist der Neubau der Landesstral3e 190 als Ortsumgehung Rhaunen. Die Planung sieht fir diese 2,5 km lange
Strecke Baukosten von 14,4 Mio. € vor.
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Ortsumgehung L ambsheim

Zur Entlastung der Ortslage Lambsheim ist im Rahmen des Straenbauprogramms des Rhein-Pfalz-Kreises eine
Umgehungsstral3e geplant. Die K 2neu soll 6stlich von Lambsheim auf einem Damm mit einer Fahrbahnbreite von
6,50 m gebaut werden. Die Planung sieht fir diese 3,5 km lange Ortsumgehung Kosten von 6,1 Mio. € vor.
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ortsumgehung Rhaunen
Verkehrsverhaltnisse

Mit dem Bau der Ortsumgehung Rhaunen kann eine spiirbare Verbesserung der grof3rdumigen Verkehrsverhaltnisse
nicht erzielt werden. Nach der Fertigstellung dieses Abschnitts wird der Verkehr weiterhin auf unzureichend dimen-
sionierte und schon jetzt in Teilbereichen im Oberbau stark deformierte Kreisstral3en (K 66 und K 21) geleitet und
durch die enge Ortsdurchfahrt Hottenbach gefiihrt.

e =

K 66 Hottenbach - Rhaunen K 21 Ortsdurchfahrt Hottenbach

Eine lei stungsfahige Stralfenverbindung zwischen Nahetal und Hunsriick kann nur erreicht werden, wenn mit dem Bau
der Ortsumgehung Rhaunen auch der 9 km lange Stidabschnitt der Hunsriickspange zwischen der Kreisstral3e 66 und
der Landesstral3e 160 bei Breitenthal mit geschétzten Kosten von 14,5 Mio. € hergestellt wird.

Der Landesbetrieb "Stral3en und Verkehr" hat geduRert, er teile die Auffassung des Rechnungshofs und werde alle
Mihe darauf verwenden, die Planung im stidlichen Bereich bei Breitenthal voranzutreiben.

StraRenquer schnitt

Die Planung sieht einen Querschnitt mit einer befestigten Fahrbahnbreite von 8,00 m vor. Die prognostizierte Ver-
kehrsmenge, insbesondere der Schwerlastverkehrsanteil, ist auch nach Aussage der Landesregierung, dass die Huns-
riickspange nur geringfuigig Verkehre anziehe™, unrealistisch hoch. Ein Querschnitt mit einer befestigten Fahrbahn-
breite von 6,50 m reicht aus. Dies entspricht auch der Breite der in den letzten Jahren ausgebauten Abschnitte der
Landesstral3e 160, die Teil der grof3rdumigen Verbindung vom Nahetal zum Hunsriick ist. Im Hinblick auf eine ein-
heitliche Streckencharakteristik ist kein Grund ersichtlich, von dieser Fahrbahnbreite bei der geplanten Umgehung
Rhaunen abzuwei chen. Baukosten von 1,15 Mio. € lassen sich einsparen.

Der Landesbetrieb hat inzwischen die Bemessung des Querschnitts Uberpriift. Nach einem neuerlichen Verkehrs-
gutachten ist mit einer geringeren Verkehrsbelastung zu rechnen, als sie der Planung zugrunde lag. Unter Bertick-
sichtigung der neuen Verkehrszahlen ergibt sich nach den Richtlinien eine Fahrbahnbreite von 6,50 m.

Briicke Giber den Rhaunelbach

Die Kosten der Umgehung Rhaunen werden maf3geblich von den Kosten fir den Bau einer Bricke Uber den
Rhaunelbach in Hohe von 6,4 Mio. € bestimmt. Der Entwurf sieht ein 365 m langes und bis zu 40 m hohes Bauwerk
vor. Im Hinblick auf den hohen Masseniiberschuss, der bei den Erdarbeiten fur diese Mal3nahme anféllt, und die hohen
Bauwerkskosten wére es wirtschaftlicher, die Dammschittungen im Bereich der Widerlager zu verlangern. Schon bei
einer Verkirzung des Briickenbauwerks um 20 m verringerten sich die Baukosten um 250.000 €.

Der Landesbetrieb will bei der Erstellung des Bauwerksentwurfs untersuchen, ob die Lange der Briicke noch weiter
reduziert werden kann.

%9 Antwort des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kiltz:

"Planung und Finanzierung der sog. Hunsriickquerspange (L 190)", Landtags-Drucksache 13/6388.
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Ortsumgehung Lambsheim
Bauwerke

Die Planung sieht Briicken Uber den Albertgraben und den Neugraben mit einer lichten Weite von jeweils 15 m und
Uber die Isenach von 10 m vor. Derzeit bestehen Briicken mit einer lichten Weite von 7,50 m. Bei eéinem am Bestand
orientierten Querschnitt fur die geplanten Bauwerke lassen sich nicht nur die Baukosten, sondern auch die Unter-
haltungskosten verringern. Die kirzeren Bauwerke konnen als Rahmenkonstruktion ausgefuhrt werden, so dass insbe-
sondere die unterhaltungsintensiven Briickenlager und Fahrbahntibergénge entfallen.

Der Landesbetrieb hat inzwischen die Bemessung der Querschnitte Uberpriift. In Abstimmung mit der Wasserwirt-
schaftsverwaltung kénne die lichte Weite fir die Briicken Uber den Albertgraben und den Neugraben auf 10,50 m und
Uber die Isenach auf 7,50 m verringert werden. Hierdurch lassen sich Baukosten von 210.000 € einsparen.

Hohenlage der Strafe

Bei der geplanten Ortsumgehung stellt die Lage der Trasse auf einem Damm mit durchschnittlich 1,00 bis 1,50 m Uber
dem Gelénde einen erheblichen Kostenfaktor dar.

Die geplante Neubaustrecke durchschneidet Uberflutungsflachen. Damit eine Uberflutung der gesamten Flachen mog-
lich bleibt, sollen in den StralRendamm Rohre mit einem Durchmesser von 80 cm als sog. Uberflutungsdurchl &sse ein-
gebaut werden. Diese beeinflussen malgeblich die Hohe des Damms. Durch eine Verringerung der Hohe der Uber-
flutungsdurchl&sse unter Beachtung der hydraulichen Erfordernisse kann die Hohe des Damms in grof3en Abschnitten
der Umgehungsstralie entsprechend abgesenkt werden. Durch eine Absenkung um 30 cm lassen sich Baukosten von
100.000 € einsparen.

Der Landesbetrieb hat nach Ricksprache mit der Wasserwirtschaftsverwaltung mitgeteilt, die Durchlésse kdnnten mit
gleicher Querschnittsflache as Rechteckprofile mit 30 cm geringerer Hohe ausgef ihrt werden.

Wirtschaftswege

Ein entlang der Landesstral3e 522 verlaufender Wirtschaftsweg wird durch die geplante Einmiindung der K 2neu
unterbrochen. Als Ausgleich hierfir soll der Wirtschaftsweg auf einer Gesamtlange von 1,3 km beidseitig parallel zur
geplanten Umgehung verlegt werden, dabel soll fir den landwirtschaftlichen Verkehr eine Méglichkeit zur Kreuzung
der K 2neu geschaffen werden.

Eine ausreichende Verkehrsgualitét und -sicherheit kann auch durch eine weniger aufwendige Ldsung erreicht werden.

Der Landesbetrieb hat mitgeteilt, der Wirtschaftsweg werde an anderer Stelle an die K 2neu angebunden. Dadurch
verringerten sich die Umwege fir den landwirtschaftlichen Verkehr und die geplanten Parallelwege kénnten auf rd.
1.000 m entfallen. Baukosten von 40.000 € kdnnen eingespart werden.

K ostenanteile Dritter

Fur die Kreuzung der K 2neu mit der derzeit eingleisigen Bahnstrecke Frankenthal-Freinsheim ist eine Briicke mit
einer lichten Weite von 11,10 m vorgesehen. Dabei ist auf Wunsch der Deutschen Bahn (DB) AG ein Erweiterungs-
gleis berlicksichtigt, das die Verlangerung der Briicke um 3,50 m erfordert. Die Kosten hierfir in Hohe von 60.000 €
sind von der DB AG zu tragen.

Der Landesbetrieb hat mitgeteilt, die Kostentragung werde im Planfeststellungsverfahren geregelt und mit der DB AG
Zu gegebener Zeit vereinbart.

Der Eppsteiner Weg, der die Trasse der K 2neu kreuzt, ist ein 3,50 m breiter Wirtschaftsweg. Die Anbindung an die
K 2neu ist sehr aufwendig geplant, insbesondere der westliche Ast ist mit einer Fahrbahnbreite von 7,00 m und einer
Mittelinsel as Anschluss eines Wirtschaftswegs Uberdimensioniert. Durch eine an der bestehenden Breite des Wirt-
schaftswegs orientierte Ausfiihrung der Kreuzung lassen sich 40.000 € einsparen.

Der Landesbetrieb hat erklért, die aufwendigere Anbindung des Eppsteiner Wegs an die K 2neu sei auf Wunsch der
Gemeinde Lambsheim so geplant. Die zusétzlichen Kosten seien von der Gemeinde zu tragen. Die Kostentragung
werde im Planfeststellungsverfahren geregelt.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)

©)

d)

den Bau der Ortsumgehung Rhaunen zeitlich mit dem Gesamtkonzept fir den Bau der Hunsriickspange abzu-
stimmen,

bei der weiteren Planung der Umgehungsstral3e Rhaunen

- die Fahrbahn auf die nach der prognostizierten Verkehrsmenge erforderliche Breite von 6,50 m zu
verringern,

- dieLange der Briicke Giber den Rhaunelbach unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu optimieren.
bei der weiteren Planung der Umgehungsstral3e Lambsheim

- dieLange der Briicken zu verringern,

- die Hohenlage der Straf3e unter Beachtung der wasserwirtschaftlichen Anforderungen zu optimieren,

- die Fuhrung der Wirtschaftswege zu verbessern,

Kosten der Umgehungsstral3e Lambsheim, die auf Veranlassung Dritter entstehen, diesen zuzuordnen.

Die Stellungnahme des Landesbetriebs Strafen und Verkehr ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des L andesunter suchungsamts

Die Organisation war zu tief gegliedert. Aufgaben wurden nicht sachgerecht zugeor dnet.

Dem Landesuntersuchungsamt sind Stellen und Haushaltsmittel von drei Ministerien zur Be-
wirtschaftung zugewiesen. Eine bedarfsorientierte Personalsteuerung war dadurch erschwert.
DieVorteile einer zentralen Mittelbewirtschaftung wurden nicht hinreichend genutzt.

Verfahren zur Herstellung von Kostentransparenz waren unzureichend. Grundlagen fur eine
K ostenrechnung waren nur ansatzweise entwickelt.

Moglichkeiten zur Zusammenfihrung zentraler Aufgaben an einzelnen Standorten wurden
nicht genutzt.

Das Amt hat nicht untersucht, ob Dienstleistungen durch Dritte kostenglinstiger erbracht
wer den kénnen.

Gebuhren und Entgelte wurden nicht, nicht zeitnah, nicht kostendeckend oder nicht vollstandig
erhoben. Forderungen von 0,88 Mio. € wurden nicht geltend gemacht. Es bestanden Gebiihren-
ruckstandevon 0,97 Mio. €.

Zustandigkeiten im Bereich der Lebensmitteliberwachung waren unzureichend geregelt. Be-
vorstehende Anderungen werden sich auf die technische Ausstattung und den Personalbedar f
auswirken.

Untersuchungsaufgaben konnen starker gebiindelt werden. Bei einer Konzentration der Auf-
gaben sind acht Stellen entbehrlich. Der Personalaufwand kann um 0,5 Mio. € jahrlich ver-
mindert werden.

Bei der Weinkontrolle kdnnen als Folge des ricklaufigen Aufgabenumfangs zwolf Stellen ent-
fallen. Personalkosten von 0,9 Mio. € jahrlich lassen sich einsparen.

Im Fachbereich Humanmedizin sind wegen des Aufgabenriickgangs zwdlf Stellen, die einen
Per sonalaufwand von 0,7 Mio. € jahrlich verursachen, entbehrlich. Durch nichtamtliche Unter-
suchungen, die den Einsatz von 30 Kréaften erforderten, entstand - nach Abzug der Gebiihren-
einnahmen - ein nicht finanzierter Aufwand von 0,9 Mio. € jahrlich.

Die Lehranstalten fur Heilhilfsberufe, die erhebliche Kosten verursachen, erhoben fur die Aus-
bildung kein Entgelt.

Durch die Zuordnung weiterer Vollzugsaufgaben konnen die Stellung des Landesunter-
suchungsamts nach innen und aufRen gestarkt sowie die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs-
handelns gesteigert und den erhdhten Anforderungen an den Verbraucherschutz besser ent-
sprochen wer den.

Allgemeines

Im Rahmen der Reform und Neuorganisation der Landesverwaltung wurde im Geschéftsbereich des fir die Umwelt
zusténdigen Minjsteriums zum 1. Januar 2000 das Landesuntersuchungsamt mit Sitz in Koblenz als obere Landes-
behdrde errichtet™. In die neue Behtrde wurden

- die Chemischen Untersuchungsémter Koblenz, Mainz, Speyer und Trier,

- die Genetische Beratungsstelle in Maiani,

- das Landesveterindruntersuchungsamt in Koblenz,

- die Medizinaluntersuchungsémter Koblenz, Landau in der Pfalz und Trier,

- die Staatliche Lehranstalt fur pharmazeutisch-technische Assistenten in Trier und

- die Staatlichen Lehranstalten flr technische Assistenten in der Medizin in Koblenz und Trier

eingegliedert.

160 | andesgesetz zur Reform und Neuorganisation der Landesverwaltung vom 12. Oktober 1999 (GVBI. S. 325), BS 200-5.
163 Die Aufgaben sind seit 1. April 2001 dem Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitét iibertragen.
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Dem Landesuntersuchungsamt wurden neben den Aufgaben der eingegliederten Behdrden auch die Aufgaben der
friheren Bezirksregierungen in den Bereichen Lebensmittel iberwachung und V eterindrwesen Ubertragen.

Die Aufgaben des Landesuntersuchungsamts sind dem V erantwortungsbereich von drei Ministerien zugeordnet. Diese
behielten ihre Zusténdigkeiten einschliefdlich der damit verbundenen V eranschlagung und Bewirtschaftung von Stellen
und Haushaltsmitteln™<. Als Folge der jeweiligen Ressortverantwortung sind auch die Aufgaben der Dienst- und der
Fachaufsicht aufgeteilt.

Ziel der Zusammenfassung von Aufgaben und der Zusammenfihrung bislang selbsténdiger Behtrden war, Synergie-
effekte bei der Aufgabenwahrnehmung zu erschlief3en, den Koordinationsaufwand zu verringern und staatliches Ver-
waltungshandeln zu vereinfachen. Vorteile sollten sich auch dadurch ergeben, dass verbesserte Rahmenbedingungen
fur eine Delegation von Aufgaben entstehen und moderne Organisationsstrukturen sowie neue Informations- und
Kommunikationstechniken leichter eingefuhrt werden kdnnen.

Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Landesuntersuchungsamts geprift. Hierbei wurde
vor allem untersucht, ob der Aufbau und die Gliederung der Behdrde sachorientiert, die eingesetzten Arbeitsmittel, die
Verteilung und der Ablauf der Arbeiten zweckmallig und der Personalaufwand zur ordnungsgemal3en Erfullung der
Aufgaben notwendig waren.

Im Rahmen der Prifung sollten dariiber hinaus Erkenntnisse gewonnen werden, ob durch die Errichtung einer landes-
weit fur Aufgaben in den Bereichen Veterindarwesen, Gesundheit, Erndhrung und Lebensmittelsicherheit zustdndigen
Stelle die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns verbessert wurde. Verschiedene Initiativen der Européischen
Gemeinschaft deuten darauf hin, dass insbesondere fur die Durchfilhrung der amtlichen Uberwachung im Lebens-
mittel bereich weitere organisatorische Veranderungen erforderlich werden.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Aufbauorganisation

Das Landesuntersuchungsamt ist in den Grundziigen wie folgt gegliedert:

Landesuntersuchungsamt Rheinland-Pfalz
| Soziaberatung | | Datenschutzbeauftragter |
_ Président "< —
| Offentlichkeitsarbeit |>| | | Qualitadtsmanagement |
[ [ I |
Bereich 2 Fachbereich 3 Fachbereich 4 Fachbereich
Zentrale Aufgaben Humanmedizin Tiermedizin L ebensmittelchemie
11 Persona und Recht 21 Institut fir Hygiene 31 Institut fir Tier- 41 Institut fir Lebens-
— — und Infektionsschutz, — seuchendiagnostik, — mittelchemie, Koblenz
Koblenz Koblenz
12 Haushalt, Innere 22 Ingtitut fir Hygiene 32 Institut fir Lebens- 42 Institut fir Lebens-
|| Dienste, EDV | und Infektionsschutz, || mittel tierischer | mittelchemie und Arz-
Landau Herkunft, Koblenz neimittel prifung,
Mainz
23 Ingtitut fir Hygiene 3.3 Institut fir Tiergesund- 43 Institut fir Lebens-
und Infektionsschutz, heit und tierarztliche 1 mittelchemie, Speyer
|| Trier L | Umwelthygiene,
Referatsgruppe * Koblenz 4.4  Institut fir Lebens-
Ref. 1.3, 14,15 — mittelchemie, Trier
13 Gesundheitlicher 24  Staatliche Lehranstalt
Umweltschutz und fur technische Assis-
— Projektmanagement — tentinnen und Assisten-
ten in der Medizin,
Koblenz
14 Lebensmitteltber- 25 Staatliche Lehranstalt
wachung, Trink- und fur technische Assis-
— Badewasseruber- — tentinnen und Assisten-
wachung, Umwelt- tenin der Medizin,
hygiene Trier
15 Veterindrwesen 26 Staatliche Lehranstalt
— fur pharmazeutisch-
L | technische Assisten-
tinnen und Assistenten,
Trier
*  Der Leter der Referatsgruppe ist fachlich unmittelbar dem Présidenten unterstellt.

162)  Einzelplan 06 Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit, Kapitel 06 85 Landesuntersuchungsamt;

Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 85 Landesuntersuchungsamt;
Einzelplan 14 Ministerium fur Umwelt und Forsten, Kapitel 14 85 Landesuntersuchungsamt.
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Es sind vier Abteilungen und 18 Referate eingerichtet. 15 dieser Referate sind in 73 Arbeitsbereiche und 24 dieser
Arbeitsbereiche in 85 Sachgebiete untergliedert. Auferdem sind der Behdrdenleitung vier Stabsstellen unmittelbar
zugeordnet. Insgesamt bestehen somit 184 Organi sationseinheiten.

Mit der tiefen Gliederung wurde weitgehend die Struktur der friiher selbsténdigen Behdrden beibehalten.

Einige Aufgaben waren dem Bereich "Zentrale Aufgaben” und den Fachbereichen nicht nach fachlichen Gesichts-
punkten zugewiesen. So war dem Bereich "Zentrale Aufgaben" eine Referatsgruppe mit drei Referaten zugeordnet,
deren Aufgaben in die Fachbereiche Humanmedizin, Tiermedizin und Lebensmittelchemie gehérten. Origindre Auf-
gaben des Verwaltungsbereichs einschliefdlich solcher der inneren Dienste (wie z.B. Schreibdienst, Telefondienst,
Hausmeistertétigkeit, Fahrdienst) verblieben in den Referaten der Fachbereiche (den Instituten).

AuRerdem waren Aufgaben aus fachspezifischen Griinden auf zahlreiche kleine Organisationseinheiten aufgeteilt. Der
Aufgabenumfang in den einzelnen Sachgebieten erforderte vielfach nur den Einsatz von zwei oder drei Kréften. Dies
trifft gleichermal3en fur einzelne Arbeitsbereiche zu. Die geringe personelle Ausstattung der Organisationseinheiten
erschwerte Vertretungsregelungen, verursachte einen hohen Koordinationsaufwand und bedingte wiederholt einen
sachgebietsiibergreifenden Personaleinsatz. Der aufgrund der Organisationsstruktur ohnehin schon hohe Anteil an
Fihrungs- und Lenkungstétigkeiten wurde dadurch weiter erhoht.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, es werde die Zahl der Arbeitsbereiche, Sachgebiete und
Stabsstellen einer kritischen Prufung unterziehen. Gleiches sei vorgesehen hinsichtlich der Verlagerung von Verwal-
tungsaufgaben in den Bereich "Zentrale Aufgaben”. Die Referatsgruppe solle aus diesem Bereich herausgel 6st werden.

Per sonelle Ausstattung und Bewirtschaftung der Stellen

Dem Landesuntersuchungsamt standen zum 1. Januar 2003 insgesamt folgende Stellen zur Verfligung:

Einzelplan Kapitel Aufgabengebiete Stellenzahl
06 06 85 Fachbereich Humanmedizin 126,25
08 0885 | Weinkontrolle 20,00
Bereich Zentrale Aufgaben, Fachbereiche
14 1485 Tiermedizin und L ebensmittelchemie 341,25
I nsgesamt 487,50

Die Stellen wurden dem Landesuntersuchungsamt durch die Ressorts fir Aufgaben aus deren Zustandigkeitsbereich
zur Bewirtschaftung zugewiesen. Die Besetzung freier Stellen fir ressortfremde Aufgaben war nicht zugelassen.

Eine optimierte Personal steuerung kann nur gewéahrleistet werden, wenn die Stellen ressortibergreifend in Anspruch
genommen werden kdnnen. Das konnte durch Ausweisung eines qualifizierten Haushaltsvermerks erreicht werden.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat hierzu auf grundlegende verfassungsrechtliche Bedenken einer mit
dieser Thematik befassten Arbeitsgruppe verwiesen. Es hat mitgeteilt, dass ein Haushaltsvermerk mit Genehmigungs-
vorbehalten ausgewiesen werde.

Neben den Stellen beim Landesuntersuchun t waren weitere zwolf Stellen fur Weinkontrolleure bei vier Lehr- und
V ersuchs(Forschungs)anstalten ausgewiesen ™. Die hierauf gefiihrten Kréfte waren ohne zeitliche Begrenzung an das
Landesuntersuchungsamt abgeordnet.

Die getrennte Veranschlagung hat zur Folge, dass die Bewirtschaftung der Stellen verschiedenen Einrichtungen Uber-
tragen ist. Zudem waren Aufwendungen (als Teil der Kosten der Weinkontrolle) den Aufgabenbereichen der Lehr-
und Versuchs(Forschungs)anstalten zugeordnet.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass die Zusammenfassung aller Stellen der Weinkontrolleure
in einer Haushaltsposition aus Griinden der Haushaltswahrheit und -klarheit beflrwortet werde.

Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat a's zustandiges Ressort die Stellen im Ent-
wurf des Haushaltsplans 2004 noch nicht zusammengefhrt.

189 Jeweils drei Stellen bei
Kapitel 08 25 Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach,
Kapitel 08 26 Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fir Landwirtschaft, Weinbau und Gartenbau Neustadt,
Kapitel 08 27 Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft, Weinbau und Gartenbau Oppenheim und
Kapitel 08 28 Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fir Landwirtschaft, Weinbau und Gartenbau Trier-Bernkastel-Kues.
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Ablauforganisation

Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

Die Ministerien weisen dem Landesuntersuchungsamt die Haushaltsmittel zur Bewirtschaftung zu. Die M&glichkeit,
die Haushaltsmittel wirtschaftlicher einzusetzen, z.B. durch ressortiibergreifende Beschaffungsaktionen, wurde nicht
im erforderlichen Umfang genutzt.

Zudem bewirtschafteten neben der Zentrale in Koblenz die Institute und Lehranstalten jeweils in eigener Verant-
wortung die zugewiesenen Haushaltsmittel. Eine Folge der dezentralen Bearbeitung war, dass sich mehrere Bediens-
tete unter erheblichem Zeitaufwand bei den eher seltenen Investitionsmal3nahmen in das Vergaberecht einarbeiten
mussten.

Vor Beschaffungen von Verbrauchsmaterialien beschrankte sich die Preisfindung vielfach auf Anfragen bei ein-
schlégigen Lieferanten. Dabel wurden Rabatte und Skonti regel méidig im Rahmen von Absprachen ausgehandelt.

Aus wirtschaftlichen Uberlegungen, insbesondere zur Erzielung von Preisvergiinstigungen, ist es bei einem Beschaf-
fungsvolumen von tber 5 Mio. € jahrlich flr Investitionen und Verbrauchsgiiter unerlédsslich, die Haushalts- und Wirt-
schaftsfiihrung zentral zu steuern.

Die dezentrale Bewirtschaftung der Haushaltsmittel wirkte sich auch auf die Abwicklung der Kassenaufgaben aus. Mit
Aufgaben des Zahlungsverkehrs waren die drei Regierungskassen des Landes befasst. Die Zustandigkeit der Regie-
rungskasse Koblenz erstreckte sich auf funf, die der Regierungskasse Neustadt auf drei und die der Regierungskasse
Trier auf vier verschiedene "Dienststellen”.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat den Empfehlungen des Rechnungshofs weitgehend zugestimmt, aber
darauf hingewiesen, dass das Ministerium der Finanzen Uber die Zustandigkeit fir die Kassengeschéfte im Zuge der
Neuorganisation der Mittelinstanz entschieden habe.

Eine zentrale Bewirtschaftung wird auch eine Zentralisierung der Kassengeschéfte erfordern.

MalRnahmen zur Verbesserung der K ostentransparenz

Beim Landesuntersuchungsamt waren nur ansatzweise Grundlagen und Verfahren entwickelt, die eine Beurteilung des
Verwaltungshandelns in wirtschaftlicher Hinsicht erlauben. So nahmen die Institute fir Hygiene und Infektionsschutz
auch fur gebihrenfreie Leistungen eine Gebihrenermittlung vor, um sich einen Gesamtkostentberblick zu verschaf-
fen. Allerdings wurden die Daten nicht weiter ausgewertet.

Bei der Vielzahl der unterschiedlichen Laborleistungen bietet es sich an, die Vorteile einer Kostenrechnung zu nutzen.
Insbesondere kdnnen aufgrund der dadurch erzielbaren Ergebnisse Kostenvergleiche zwischen den einzelnen
Instituten angestellt und Einsparmdglichkeiten aufgezeigt werden. Darliber hinaus kann die Effizienz der eigenen
Leistung besser mit der privater Anbieter verglichen und beurteilt werden. Durch eine differenzierte Kostenrechnung
lassen sich zudem die Leistungen genauer den Gebihrentatbesténden zuordnen. Letztlich bildet die Kostenrechnung
die Grundlage fur ein Controlling.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass die Einfihrung der Kostenrechnung und eines Control-
lings gepriift und in ausgewahlten Laborbereichen in Angriff genommen werde.

M alRnahmen zur Kostenminderung

Sowohl am Standort Koblenz als auch am Standort Trier sind mehrere Institute und Lehranstalten in verschiedenen
Gebauden untergebracht. Samtliche Verwaltungsaufgaben, die Hausmeister-, Reinigungs-, Boten- und Fahrdienste, die
ortliche Betreuung und Pflege der Datenverarbeitung, Aufgaben des Schreibdienstes sowie die Annahme von Proben
werden von jeder Einrichtung in eigener Verantwortung wahrgenommen. Insgesamt sind mit diesen Aufgaben
129 Bedienstete befasst.

Die Einrichtungen orientierten sich nach wie vor an den Strukturen der Vorgangereinrichtungen; sie nutzten nicht die
standortbedingte Moglichkeit der Zentralisierung gleicher und gleichartiger Aufgaben, um ihre Effizienz zu ver-
bessern.

Die Gebaude- und Fensterreinigung an den verschiedenen Standorten des Landesuntersuchungsamts fihrten Uber-
wiegend eigene Kréfte durch. Gleichermal3en verfuhren einige Institute bei der Reinigung der Arbeitskleidung.

Erfahrungsgemald werden diese Leistungen von Dritten kostengiinstiger erbracht. Deshalb wurden nach Bildung des
Landesuntersuchungsamts erste Schritte zur Auslagerung dieser Dienstleistungen unternommen, jedoch vielfach nicht
fortgefuhrt. Einige V organgereinrichtungen blieben bei ihrer bisherigen Verfahrensweise.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass die Verwaltungstétigkeiten an den Standorten Koblenz
und Trier so weit wie moglich zusammengefasst und, wenn sich hierdurch Kostenvorteile ergdben und die Soziaver-
tréglichkeit gewahrt werde, Reinigungsleistungen nach und nach an Dritte vergeben wiirden.
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Gebuhren- und Kostenerhebung

Gebiihren und Entgelte wurden nicht, nicht zeitnah, nicht kostendeckend oder nicht vollstandig erhoben:

- Die Institute fur Lebensmittelchemie erhoben fir Untersuchungen von Trinkwasserproben, wie im Bereich der
L ebensmittel iberwachung dblich, nur dann Gebiihren, wenn Beanstandungen zu treffen waren. Es wurde Uber-
sehen, dass solche Untersuchungen generell gebihrenpflichtig sind. Der Einnahmeverlust wird auf 0,16 Mio. €
jahrlich geschétzt.

- Das Institut fur Tierseuchendiagnostik fihrt im Jahr rd. 100.000 Untersuchungen von Blut und Milch von
Rindern durch. Fur tber 70.000 Untersuchungen in den Jahren 2002/2003 waren noch keine Gebiihrenbescheide
erlassen. Es bestanden Einnahmertckstéande von mehr als 0,42 Mio. €.

- Das gleiche Institut beurteilt Untersuchungsmaterial von Tieren und Schlachttierkdrpern und berechnete hierfir
grundsétzlich Gebihren. Seit Oktober 2000 sah es zundchst von einer Gebihrenfestsetzung ab. Gebiihren von
0,55 Mio. € wurden nachtréglich erhoben.

- Das Ingtitut nahm aufRerdem milchhygienische Untersuchungen vor. Allerdings konnte mit den Einnahmen der
fur die Untersuchungen notwendige Personal- und Sachaufwand nicht in vollem Umfang finanziert werden.

- Die Ingtitute fur Lebensmittelchemie Speyer und Trier untersuchten Fleischproben von Schwarzwild, um den
Grad der radioaktiven Belastung festzustellen. Sie fiihrten die Untersuchungen unentgeltlich durch, obwohl fir
offentlich-rechtliche Dienstleistungen eine kostendeckende Gebiihr zu erheben ist. Allein bei dem Institut in
Speyer betrug der Gesamtaufwand fur die in den Jahren 2000 bis 2002 untersuchten 4.000 Proben Uber
0,56 Mio. €.

- Zur Verbesserung und Harmonisierung der Kontrollen ber die Anreicherung von Weinbauerzeugnissen in der
Européischen Gemeinschaft sind kernresonanzmagnetische Messungen des Deuteriumgehalts von Weinbau-
erzeugnissen durchzufiihren. Das Institut fir Lebensmittelchemie Speyer hat neben der Anayse rheinland-
pfélzischer Produkte auch fir das Land Baden-Wrttemberg Untersuchungen vorgenommen, hierfir allerdings
kein Entgelt erhoben. Je Probe waren insgesamt Aufwendungen von rd. 400 € angefallen. Durch die unentgelt-
liche Durchfiihrung von Messungen sind seit dem Jahr 1991 Einnahmen von Uber 0,16 Mio. € entgangen.

Die Ursache fur diese Feststellungen ist u.a. darin zu sehen, dass jedes Institut in seinem Zustandigkeitsbereich mit der
Festsetzung von Gebiihren oder sonstigen Entgelten befasst ist. Das notwendige Fachwissen ist mit erheblichem Auf-
wand bei zahlreichen Stellen vorzuhalten. AufRerdem sind unterschiedliche rechtliche Auslegungen méglich. Bei Nut-
zung der vorhandenen Informationstechnik lassen sich diese Nachteile vermeiden, indem die Gebuhrenfestsetzung
zentra durch den Bereich "Zentrale Aufgaben” gesteuert wird.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass nunmehr Gebuhren fur Trinkwasserproben erhoben
wirden, auf eine zeitnahe Erhebung der Gebuhren geachtet und das Gebihrenverzeichnis auf eine kostendeckende
Hohe der Gebiihren Uberpriift werde. Die Kostenerstattung fir die Dienstleistungen fir andere Lander werde geklart.
Die Geblhrenfestsetzung solle, soweit sinnvoll und mdglich, kinftig von dem Bereich "Zentrale Aufgaben” wahrge-
nommen werden.

L ebensmitteliberwachung

Zustandigkeiten

Durch staatliche Kontrollmal3nahmen soll der Verbraucher vor gesundheitlichen und wirtschaftlichen Schéden ge-
schiitzt werden. Die zustandigen Behorden haben sich insbesondere durch regelmaRige Uberprifungen und Proben-
nahmen davon zu Uberzeugen, dass die |ebensmittelrechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

Das Landesuntersuchungsamt nimmt im Rahmen der Lebensmittel iberwachung die Fachaufsicht wahr und koordiniert
die Entnahme von Lebensmittelproben. In einem Jahresprobenplan legt es fest, wo, wann und welche Proben gezogen
und welche Untersuchungen durchgefihrt werden.

Rechtliche Grundlagen fur diese Tétigkeiten bestehen nicht. Zusténdige Behdrde ist die Kreisverwaltung und in kreis-
freien Stédten die Stadtverwaltung. Diese Behdrden werden bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben nach den der-
zeitigen gesetzlichen Festlegungen durch das Landesuntersuchungsamt lediglich unterstiitzt.

Aufgrund des verflgbaren Fach- und Sachverstands ist es zweckmélig, dass das Landesuntersuchungsamt die koordi-
nierenden Téatigkeiten und die Aufgaben der Fachaufsicht wahrnimmt und die rechtlichen Grundlagen hierfir geschaf-
fen werden.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat erklért, es werde eine dahingehende Anderung des Landesgesetzes zur
Ausfihrung des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandegesetzes und zur Weintiberwachung einleiten.
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Umfang der Unter suchungsaufgaben

Gesetzliche Vorgaben zum Umfang der Uberpriifungen und zur Anzahl der Untersuchungen (Proben) bestehen nicht.
Das Landesuntersuchungsamt orientierte sich an einer Entschlieffung des Bundesrats, in der ein Probevolumen von
jéhrlich mindestens sechs Proben je 1.000 Einwohner vorgesehen ist; dies hétte landesweit 24.000 Proben nach
|ebensmittelrechtlichen Vorschriften bedeutet. In den Jahren 2000 und 2001 wurden 19.800 und 20.000 Proben unter-
sucht. Der Untersuchungsumfang blieb danach um annahernd 20 % unter dem angestrebten Gesamtprobevolumen.

Neben den Untersuchungen aufgrund lebensmittelrechtlicher Vorschriften waren nach weinrechtlichen Vorschriften
Proben von Wein, Erzeugnissen aus Wein und von weindhnlichen Getrénken vorzunehmen. Insgesamt waren hierfir
jéhrlich 8.000 Proben einzuplanen. In den Jahren 2000 und 2001 wurden 7.500 und 7.000 Proben untersucht. Damit
bewegte sich das Untersuchungsvolumen unter den Vorgaben.

Das Verfahren der amtlichen Lebensmittel iberwachung wird sich in naher Zukunft merklich veréndern. Eine bereits
im Abstimmungsverfahren befindliche Allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bundes Uiber die Grundsétze zur Durch-
fuhrung der amtlichen Uberwachung nach lebensmittel rechtlichen und weinrechtlichen Vorschriften sieht auch Ande-
rungen beim Umfang der Proben vor. Auswirkungen sowohl auf die technische as auch auf die personelle
Ausstattung der Untersuchungseinrichtungen sind zu erwarten. Der notwendige Bedarf in beiden Bereichen wird
auerdem wesentlich beeinflusst von der Art der zu untersuchenden Proben sowie von den Untersuchungszielen oder -
parametern. Vor diesem Hintergrund bedarf es einer Anpassung der Untersuchungseinrichtungen und der Festlegung
von Kennzahlen far die Labortétigkeit.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Verwaltungs-
vorschrift noch nicht abzusehen sei. Derzeit werde jedoch Uberlegt, die Vorgaben fir die Lebensmittel iberwachung
im Land zu Uberarbeiten. Die vom Rechnungshof empfohlene Festlegung von Werten und Kennzahlen fur die Labor-
tétigkeit sei sinnvoll. Wegen des damit verbundenen hohen Arbeits- und Zeitaufwands sei dies jedoch nur mittelfristig
Zu redlisieren.

Verteilung der Unter suchungsaufgaben

Die unterschiedlichen Produkte werden nach Warengruppen getrennt
- nach dem regionalen Bedarf von allen Instituten oder
- schwerpunktmaidig - zum Telil stoff- oder methodenbedingt - von einzelnen Instituten

untersucht. Neben einer fachlichen Spezialisierung war mit der Schwerpunktbildung vorgesehen, auch die Auslastung
der Geréte zu erhéhen und die Wirtschaftlichkeit des Personal einsatzes zu verbessern.

Zur weiteren Verringerung des Untersuchungsaufwands sollten die Untersuchungsaufgaben noch stérker durch
Schwerpunktbildung bei den einzelnen Instituten gebtndelt werden. Hierflr bieten sich in erster Linie die nach wein-
rechtlichen Vorschriften vorzunehmenden Untersuchungen an. Es erscheint ausreichend, wenn solche Untersuchungen
an einem oder alenfalls an zwel Standorten konzentriert werden. Fachliche Griinde fir die Beibehaltung der derzeiti-
gen vier Untersuchungsstellen sind nicht erkennbar.

Selbst bei unverénderter Probenzahl lassen sich durch eine weitere Schwerpunktbildung der Unterhaltungs- und Inves-
titionsaufwand sowie der Personalaufwand vermindern. Nach Einschétzung des Rechnungshofs kénnen drei Stellen
des hoheren Dienstes und funf Stellen fir Laborkréfte eingespart werden. Dadurch lassen sich die Personalkosten um
0,5 Mio. € jahrlich reduzieren.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten will die bisher schon konsequent verfolgte Schwerpunktbildung fortsetzen.
Eine Konzentration der Weinuntersuchungen an einem Standort hélt es jedoch fir nicht ausreichend. Auf3erdem habe
der Rechnungshof bei den aufgezeigten Personal einsparungen die Aufgabenmehrung auf3er Betracht gelassen.

Dem ist entgegenzuhalten, dass sich die Personal einsparungen schon allein aus der Reduzierung der Standorte fir die
Untersuchungen nach weinrechtlichen Vorschriften ergeben. Die Aufgabenmehrung kann durch verdichtete Geréte-
auslastung und verbesserte Untersuchungsstrategien ausgeglichen werden.

Weinkontrolle

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion ist zusténdig, die Einhaltung der Vorschriften des Weinrechts zu Uber-
wachen. Sie wird durch Weinkontrolleure unterstltzt, die organisatorisch dem Landesuntersuchungsamt zugeordnet
sind. Soweit es um Fragen der Weinuntersuchung und um die Beurteilung der Untersuchungsergebnisse geht, obliegt
die fachliche Beratung und Kontrolle dem Arbeitsbereich "Wein" im Landesuntersuchungsamt.

Die Weinkontrolleure haben die Aufgabe, Kontrollen vor Ort durchzufiihren, Proben fiir die Untersuchung in den
Instituten zu ziehen, die Produkte sensorisch zu prifen, die von der Européischen Gemeinschaft fiir die Beférderung
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von Weinbauerzeugnissen vorgeschriebenen Begleitpapiere zu erfassen und zu Uberpriifen sowie die Betriebe zu be-
raten. Die Weinkontrolle ist dezentral nach Weinanbaugebieten organisiert.

Insgesamt stehen dafiir 32 Stellen des gehobenen Dienstes zur Verfligung. Zwolf Stellen wurden zu Beginn der neun-
ziger Jahre neu eingerichtet, nachdem die Zustandigkeit fur die Uberwachung der Einhaltung der Bestimmungen iiber
den zul&ssigen Hektarertrag von der Landwirtschaftskammer auf die Weintiberwachungsbehdrden tibergegangen war.
Seit August 1993 ist diese Aufgabe allerdings wieder auf die Landwirtschaftskammer zurtickverlagert.

Infolge der Anderung der Zustandigkeit und der damit verbundenen Reduzierung des Aufgabenumfangs beim Land
sowie wegen des erheblichen Riickgangs der Zahl der Betriebe und der damit einhergehenden Verringerung des Kon-
trollumfangs kénnen die zusétzlich eingerichteten Stellen wegfallen. Personalaufwendungen in Hohe von 0,9 Mio. €
jéhrlich kénnen eingespart werden.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass eine Reduzierung von 32 auf kiinftig nur noch 20 Stellen
zu weit gehe, da die Weinkontrolle weiterhin die Einhaltung der Bestimmungen Uber den zuldssigen Hektar-Héchst-
ertrag Uberpriife und die Zunahme der Einfuhr von Auslandsweinen einen erhéhten Kontrollaufwand erfordere. Eine
Reduzierung auf 23 Stellen werde al's noch vertretbar angesehen.

Aufgrund des Riickgangs der Anzahl der Weinbaubetriebe in den letzten zehn Jahren um annghernd 40 % hétte die
Zahl der Weinkontrolleure deutlich vermindert werden mussen. Mit den verbleibenden 20 Stellen konnen die Auf-
gaben bei der Hektar-Hochstertragsregelung und der erhdhte Kontrollaufwand infolge der vermehrten Einfuhr von
Auslandsweinen aufgefangen werden. Uber die vom Ministerium als vertretbar angesehene Reduzierung auf 23 Stel-
len sind daher weitere drei Stellen einsparbar.

Institute fur Hygiene und Infektionsschutz

Die dem Fachbereich Humanmedizin zugeordneten Institute fir Hygiene und Infektionsschutz unterstiitzen die alge-
meinen Behorden des &ffentlichen Gesundheitsdienstes (z.B. beim Vollzug des Infektionsschutzgesetzes), die sonsti-
gen fur den Vollzug gesundheits- und lebensmittelrechtlicher Vorschriften zustandigen Behdrden sowie die Gerichte
durch Beratung und durch klinisch-chemische, mikrobiologische, immunologische, epidemiologische sowie hygie-
nische einschlief}lich krankenhaus- und umwelthygienischer Untersuchungen.

Neben diesen amtlichen Aufgaben fihren die Institute in erheblichem Umfang auch nichtamtliche Laborunter-
suchungen als freiwillige Leistung im Wesentlichen fiir niedergelassene Arzte und Krankenhéuser durch. AuRerdem
untersuchen sie Proben fir Wasserversorgungsunternehmen, die diese im Rahmen der Eigentiberwachung nach den
Bestimmungen der Trinkwasserverordnung vornehmen missen.

Die Institute fir Hygiene und Infektionsschutz in Landau und Trier fihren diese nichtamtlichen Téatigkeiten als
Dienstleistung aus und berechnen hierfir Gebuhren. Bei dem Institut in Koblenz gilt dies nur fir die Untersuchungen
nach der Trinkwasserverordnung. Die (brigen nichtamtlichen Té&tigkeiten werden dort von Arzten des Instituts im
Rahmen genehmigter Nebentétigkeit wahrgenommen.

Der Anteil der Einsendungen von Material fur nichtamtliche Untersuchungen am Gesamtaufkommen betrug im Jahr 2002
beim Institut in Landau 70 %, beim Institut in Koblenz 14 % und beim Institut in Trier 57 %.

Unabhangig von der Aufteilung in amtliche und nichtamtliche Tétigkeiten hat sich die Anzahl der Einsendungen ins-
gesamt ruicklaufig entwickelt.

Der Rickgang stellt sich bei den einzelnen Instituten wie folgt dar:

Institut Einsendungen Einsendungen Rickgang
1999 2002 -in%-
Landau 83.248 37.477 55
Kablenz 130.718 99.892 24
Trier 51.880 39.326 24
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Im gleichen Zeitraum hat sich die personelle Ausstattung der Institute wie folgt verandert:

Institut Krafte Krafte Rickgang
1999 2002 -in%-
Landau 32,95 28,45 14
Kablenz 41,30 37,55 9
Trier 31,00 24,25 22

Mit Ausnahme des Instituts in Trier wurde die personelle Ausstattung nicht im gebotenen Umfang dem Aufgaben-
riickgang ange;ﬁst. Zum Teil ist diese Anpassung auch deswegen unterblieb% weil neue Aufgaben hinzu
gekommen sind™* oder Aufgaben bislang nur unzureichend wahrgenommen wurden ™.

Unter Berlicksichtigung der aufgezeigten Verédnderungen und einer personellen Grundausstattung (Présenzpersonal)
ist nach der derzeitigen Aufgabenstruktur eine Reduzierung um zwolf Stellen erforderlich. Die Personal aufwendungen
koénnen um 0,7 Mio. € jahrlich vermindert werden.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, das Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit
habe bereits dahingehende MalRnahmen eingel%tg. Im Haushaltsplan 2004 wirden insgesamt 11,9 Stellen entfallen
oder mit einem "kw"-Vermerk versehen werden™”.

Bei der Fortfihrung von nichtamtlichen Untersuchungen, die in Konkurrenz zu privaten Einrichtungen vorgenommen
werden, bedarf es einer Neuorientierung. In den letzten Jahren hat sich die Zahl der privaten Labors wesentlich erhoht.
Von daher ist es nicht mehr erforderlich, diese Untersuchungen im bisherigen Umfang durchzufihren.

Bel Wegfall dieser Tétigkeiten lie3en sich weitere 30 Stellen einsparen. Den dadurch méglichen Einsparungen bei den
Personal ausgaben steht jedoch ein Ausfall von Gebiihreneinnahmen und Nutzungsentgelten aus Nebentétigkeit gegen-
Uber. Weil mit den Einnahmen jedoch nicht alle Aufwendungen finanziert werden, kénnte durch den Wegfall der
Tétigkeiten und der damit einhergehenden Stellen eine Aufwandminderung um mindestens 0,9 Mio. € jahrlich erreicht
werden.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, das Landesuntersuchungsamt werde unter Berlicksichtigung
der fachlichen Gesichtspunkte die finanziellen Auswirkungen eines Aufgabenwegfalls ermitteln. Sofern sich die Wirt-
schaftlichkeit erweise, werde es einen zeitlichen Stufenplan fur einen Abbau nichtamtlicher Untersuchungen erarbei-
ten.

Zur Wahrnehmung der amtlichen Aufgaben ist nach alledem lediglich noch eine personelle Ausstattung von héchstens
der Halfte der derzeit beschéftigten Bediensteten notwendig. Zur Einsparung von weiteren Sachaufwendungen und zur
Verminderung des Koordinierungsaufwands ist die Anzahl der Institute zu reduzieren. Aus wirtschaftlichen Griinden
sollten die Aufgaben an einem Institut, aus fachlichen Griinden oder wegen des regionalen Bezugs allenfalls an zwel
Standorten, konzentriert werden. Beabsichtigte Investitionen sollten unter diesen Gesichtspunkten Giberdacht werden.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten verweist auf die Entscheidung der Landesregierung, die Standorte der zum
Zeitpunkt der Verwaltungsneugliederung bestehenden Dienststellen zu erhalten, und trégt vor, dass sich an diesen mit
den Personalvertretungen abgestimmten Dispositionen in den vergangenen drei Jahren nichts gedndert habe.

Dazu ist anzumerken, dass beim Aufgabenumfang und bei der personellen Ausstattung bereits Verénderungen einge-
treten sind. Weitere Anderungen sind bei der Riickfiihrung nichtamtlicher Untersuchungen zu erwarten.

Lehranstalten fir technische Assistenten in der Medizin und Lehranstalt fir pharmazeutisch-technische
Assistenten

Dem Landesuntersuchungsamt sind die Staatlichen Lehranstalten fur technische Assistenten in der Medizin in
Koblenz und Trier angegliedert. In beiden Einrichtungen kann die in dem Gesetz Uber technische Assistenten in der
Medizin vorgeschriebene Ausbildung abgeleistet werden. Sie erstreckt sich Uber einen Zeitraum von drel Jahren und
beginnt in beiden Einrichtungen zum gleichen Zeitpunkt. Als Schulen fur Heilhilfsberufe unterliegen sie nicht den Be-
stimmungen des Schulgesetzes; sie sind freiwillige Einrichtungen des Landes. Ein Entgelt fir die Ausbildung wird
nicht erhoben.

169 Landeskompetenzzentrum.

Z.B. Untersuchungen im Bereich der Krankenhaushygiene.
Einzelplan 06 Ministerium fur Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit, Kapitel 06 85 Landesuntersuchungsamt.
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Der Aufwand bei der Einrichtung in Trier betrégt fir die gesamte Ausbildung fur jeden der regelméiiig 48 Teilnehmer
28.600 €. Die Ausbildungskapazitét der Einrichtung in Koblenz liegt bei 20 Teilnehmern. Der Aufwand je Teilnehmer
fr die gesamte Ausbildung ist mit 37.300 € zu beziffern.

Neben den beiden staatlichen Lehranstalten bieten im Land drel private Lehranstalten die gleiche Ausbildung an. Sie
erheben von den Teilnehmern Entgelte fur die Aufnahme und den Abschluss. Auf3erdem sind regelmaf3ig weitere Ent-
gelte (je Semester oder monatlich) in unterschiedlicher Héhe zu entrichten. Insgesamt sind an Entgelten fur den ge-
samten Aushildungszeitraum zwischen 850 € und 6.500 € je Teilnehmer zu zahlen.

Wegen des hohen Defizits der Lehranstalten ist aus wirtschaftlichen Griinden zu priifen, ob neben den drel privaten
Einrichtungen zusétzlich die auf freiwilliger Grundlage eingerichteten staatlichen Lehranstalten weiterhin vorgehalten
werden sollen. In diese Uberlegung sollte einflieRen, ob das Leistungsangebot nicht durch private Trager fortgefiihrt
werden kann. Unabhéngig hiervon kann einem moglichen Personalaufwand von 0,12 Mio. € jéhrlich vorgebeugt
werden, wenn zwei derzeit fur die Lehranstalt Koblenz verflgbare und nicht besetzte Stellen gestrichen werden.
Dartiber hinaus kann das Defizit der Lehranstalten vermindert werden, wenn von den Teilnehmern ein Entgelt erhoben
wird. Gleichzeitig sollten V oraussetzungen geschaffen werden, um die Lehranstalten zusammenzulegen und die Aus-
bildungslehrgénge jahrlich neu anzubieten.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass der Vorschlag, den Weiterbetrieb der Lehranstalten aus
wirtschaftlichen Griinden zu Uberdenken, gepruft werde. Aufgrund der vorhandenen Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt
bestehe ein Bedarf fir die beiden Lehranstalten. Das L andesuntersuchungsamt werde die erheblichen Unterschiede bei
den Ausbildungskosten der beiden Lehranstalten mit dem Ziel einer Reduzierung und Angleichung Uberprifen.

Als weitere Ausbildungseinrichtung ist dem Landesuntersuchungsamt die Staatliche Lehranstalt fir pharmazeutisch-
technische Assistenten in Trier zugeordnet. In der Einrichtung kann der in dem Gesetz Uber den Beruf des pharma-
zeutisch-technischen Assistenten vorgeschriebene Lehrgang abgeleistet werden. Er erstreckt sich Uber einen Zeitraum
von zwei Jahren. Auch diese Anstalt unterliegt als Schule fir Heilhilfsberufe nicht den Bestimmungen des Schul-
gesetzes; sie ist ebenfalls eine freiwillige Einrichtung des Landes. Ein Entgelt fur die Teilnahme an dem Lehrgang
wird nicht erhoben.

Von den 100 Ausbildungsplatzen werden jahrlich 50 neu besetzt. Der Aufwand je Teilnehmer fir die gesamte Aus-
bildung ist mit 20.000 € anzusetzen.

Neben der staatlichen Lehranstalt bieten im Land drei private Lehranstalten die gleiche Ausbildung an. Alle privaten
Anbieter erheben von den Teilnehmern Entgelte. Es werden Betrége von 4.950 € Uber 6.700 € bis 7.600 € je Teil-
nehmer fur die gesamte Ausbildung gefordert.

Auch bei der Lehranstalt fir pharmazeutisch-technische Assistenten ist eine grundsétzliche Entscheidung zur Fort-
fUhrung der Einrichtung und zur Erhebung eines Entgelts fur die Ausbildungsleistungen geboten.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat darauf hingewiesen, dass der Fortbestand der Einrichtung sowohl aus
arbeitsmarkt- als auch aus ausbildungspolitischen Griinden gesichert bleiben musse. Private Dritte hétten keinerlel
Moglichkeit, eine Refinanzierung der Kosten der Lehranstalt zu erreichen, so dass fur eine Privatisierung keine Reali-
sierungschance gesehen werde.

Das Ergebnis der Uberpriifung zur Art des Weiterbetriebs aller Lehranstalten bleibt abzuwarten. Im Hinblick auf das
bereits vorhandene Aushildungsangebot privater Trager kann eine Privatisierung nicht von vornherein ausgeschl ossen
werden.

Vorschlage zur Weiterentwicklung der Aufgabenstellung und der Organisation des L andesunter suchungsamts

Es war nicht zu erwarten, dass die Zusammenfihrung von bislang neun selbsténdigen Behorden und die Eingliederung
von drei Lehranstalten sowie die Ubernahme von Teilaufgaben der bisherigen Bezirksregierungen in eine Behdrde mit
landesweiter Zustandigkeit ohne Reibungsverluste vonstatten geht. Die Reform wird sich alerdings nur dann als
zweckmafdig erweisen, wenn die notwendigen Mal3nahmen zu einer zentralen Steuerung kurzfristig eingeleitet werden
und die Bediensteten bereit sind, sich mit der neuen Behorde zu identifizieren.

Nach einem Anpassungsprozess von mehr als drei Jahren kénnen noch vorhandene Anlaufschwierigkeiten Uber-
wunden und Verbesserungen erreicht werden, wenn die Empfehlungen des Rechnungshofs genutzt werden. Weitere
Fortschritte wéren nach Umsetzung dieser Mal3nahmen méglich, wenn durch Ausweitung der derzeitigen Kompeten-
zen und durch die Zusammenfihrung von Unterstiitzungs- und Vollzugsaufgaben beim Landesuntersuchungsamt der
Gesetzesvollzug optimiert wirde. Schliefdlich wird es erforderlich werden, auf die von der Européischen Gemeinschaft
und vom Bund eingel eitete Fortentwicklung des V erbraucherschutzes mit seiner ganzheitlichen Betrachtungsweise mit
organisatorischen Verénderungen zu reagieren. Insbesondere im Bereich der Lebensmittelsicherheit wird es notwendig
werden, die Kontrollfunktionen an dem Grundsatz "vom Erzeuger zum Verbraucher" auszurichten. Der Schutz des



-112 -

Verbrauchers konnte verbessert werden, wenn die Kontrollfunktion Uber samtliche Glieder der Lebensmittelherstel-
lungskette (Futtermittelerzeugung, Primérproduktion, Lebensmittelverarbeitung, Lagerung, Transport und Einzelhan-
del) Uberwiegend einer Stelle Ubertragen wirde.

Die nachfolgende Darstellung zeigt deutlich die Vielzahl der Beteiligten im Landa:

24 Kreis- und 12 S_tadtve“rwahungen LUA - unterstiitzend -
der kreisfreien Stadte

(Untersuchung,
ADD - Vollzug - Fachaufsicht)
- Vollzug- MUF "

24 Kreisverwaltungen
(Gesundheitsamter)
LUA _ - Vollzug -
(Weinkontrolle) \
L Lebensmittel,
Weiniiberw achung Kosmetika, Tabak, \®
LUA \\ Bedarfsgegenstande =
- unterstiitzend -
— \ - unterstiitzend -
<
P —

(Untersuchung)
Risikomanagement
@ fur die Lebensmittelsicherheit in
Kreisverwaltung,

Rheinland-Pfalz —
Tierarzneim ittel
ADD Futtermittel
- Vollzug - /
LUA
LSJV - unterstitzend -
- Vollzug -

Fleischhygiene

24 Kreisverwaltungen und 12
LUA Stadtverwaltungfen der kreisfreien
~Vollzug - Stadte
- Vollzug -

LUFA
(Untersuchung)

Danach sind fir Aufgaben der Lebensmittelsicherheit drei Ministerien zustdndig. Dem Landesuntersuchungsamt sind
lediglich im Bereich Fleischhygiene Vollzugsaufgaben tibertragen, im Ubrigen wird es nur unterstiitzend tétig. Auf der
oberen Verwaltungsebene sind die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion mit dem Vollzug des Futtermittelrechts
und der weinrechtlichen Vorschriften sowie das Landesamt fiir Soziales, Jugend und Versorgung mit dem Vollzug der
Regelungen des Tierarzneimittelrechts betraut. Der Vollzug lebensmittelrechtlicher Vorschriften auf der unteren Ver-
waltungsebene obliegt den Kreisverwaltungen und den Stadtverwaltungen der kreisfreien Stadte. Fir die Unter-
suchung der Futtermittel ist nach Probenahme durch die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion die Landwirtschaft-
liche Untersuchungs- und Forschungsanstalt des Bezirksverbands Pfalz zustandig.

167 Erlauterungen der Abkiirzungen in der graphischen Darstellung:
ADD Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion,
LSV Landesamt fur Soziales, Jugend und Versorgung,
LUFA Landwirtschaftliche Untersuchungs- und Forschungsanstalt
(eine Einrichtung des Bezirksverbands Pfalz),
LUA Landesuntersuchungsamt,
MASFG Ministerium flr Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit,
MUF Ministerium fir Umwelt und Forsten,

MWVLW Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau.
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Die Zersplitterung der Zustandigkeiten setzt sich in den Ubrigen Aufgabenfeldern des Landesuntersuchungsamts fort.
In der folgenden Darstellung wird seine vorwiegend unterstiitzende Funktion offensichtlich:

Derzeitige Aufgabenfelder des Landesuntersuchungsamts

Ausbildung Arzneimittel, Hygiene Trink- Infektions- Veterinar- Lebensmittel, Wein
(Schulen) Tierarzneimittel wasser schutz wesen Kosmetika, Tabak,
‘ Bedarfsgegenstande
]
Tierzucht P
. ! Weinuber-
Tlerprpduktlon wachung
T?erseuchenbekampfung, Weinunter-
Tierschutz, .
Fleischhygiene, 9

Tierkorperbeseitigung

LUA LUA
- Vollzug - - unterstiutzend -
LSIV
- Vollzug -

1) Nur mitwirkende Funktion.

LUA LUAD LUA LUA
- Vollzug - - Vollzug - - unterstitzend - - unterstitzend -
24 Kreis- und 12 Stadt- Landesanstalt fiir 24 Kreisverwaltungen ADD
und 12 Stadtver-
- Vollzug -
waltungen der
kreisfreien Stadte

- unterstiitzend -

24 Kreisverwaltungen
- Gesundheitséamter -
- Vollzug -

verwaltungen der Tierzucht und

kreisfreien Stadte Qualitatspriifungen,
- Veterinarbehorden -
- Vollzug -

Landgesttit

- Vollzug - - Vollzug -

Durch Biindelung der Vollzugsaufgaben unter gleichzeitiger Vorhaltung des fachlichen Sachverstands beim Landes-
untersuchungsamt kénnte dem Nebeneinander von Zusténdigkeiten entgegengewirkt werden. Der Koordinations-
aufwand konnte erheblich verringert und der Verwaltungsablauf gestrafft werden. Den in den Aufgabenfeldern Ge-
sundheitlicher Umweltschutz, Tierseuchenbekampfung, Tierschutz, Tierkdrperbeseitigung und Fleischhygiene bereits
bestehenden Zustandigkeiten fiir den Gesetzesvollzug sollten auch die Zustéandigkeiten fur die Bereiche Lebensmittel-,
Wein- (Weinkontrolle) und Futtermittel ilberwachung sowie die Trink- und Badewasseriiberwachung hinzugefligt wer-
den. Durch die Bestimmung als obere "Vollzugsbehérde" kénnte das Landesuntersuchungsamt besser auf die Voll-
zugsbehorden der unteren Verwaltungsebene einwirken.

Dartiber hinaus sollten dem Landesuntersuchungsamt die gesamten friiher von den Bezirksregierungen wahrgenom-
menen V ollzugsaufgaben in den Bereichen Gesundheit und Pharmazie Ubertragen werden.

Mit dieser Verlagerung des Gesetzesvollzugs kdnnten diese Aufgaben bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
und dem Landesamt fiir Soziales, Jugend und Versorgung entfallen.
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Unabhéngig von den fortbestehenden Zustandigkeiten der Ministerien lief3e sich der Verwaltungsvollzug in den in
Rede stehenden Aufgabenfeldern in seiner Gesamtheit wie folgt darstellen:

Vorschlag zur Bindelung der Aufgabenfelder
beim L andesunter suchungsamt

MASFG [ MUF ‘ MWVLW
: . - Futtermitteliberwachung
) 222:2:?1';1 - Weinuntersuchung - Weintuberwachung
- Trinkwasser- und Badewasser- - TierzuchtV
tberwachung - Tierproduktion®)

- Gesundheitlicher Umweltschutz
Tierseuchenbekampfung

- Tierschutz

- Tierkérperbeseitigung

- Fleischhygiene

- Lebensmittel-, Kosmetika-, Tabak- und
Verbrauchsgegenstandetiberwachung

oberste Ebene

obere Ebene Landesuntersuchungsamt
Fachaufsicht Analyse und Diagnose
Vollzug - unterstitzend -

4 1

Kreisverwaltungen, Verwaltungen der kreisfreien Stadte

untere Ebene

- Gesundheitsamter, Veterinarbehorden -
- Uberwachung/Vollzug -

1) Fur das Landesuntersuchungsamt nur mitwirkende Funktion.

Eine so veranderte Aufgabenstellung wird sich auf die innere Organisationsstruktur des Landesuntersuchungsamts
auswirken mussen. In den Fachbereichen Humanmedizin, Veterindrwesen und Lebensmittelchemie, deren Personal-
ausstattung sich durch Bedienstete der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und des Landesamts fir Soziales,
Jugend und Versorgung erhéhen wiirde, sollten ausschliefdlich Vollzugsaufgaben wahrgenommen werden. Die Unter-
suchungsaufgaben der zahlreichen Labors kénnten in einem Laborbetrieb mit einer zentralen Leitung zusammen-
gefasst werden. Eine Trennung der Vollzugsaufgaben von den eher gutachtlichen Untersuchungsaufgaben ist geboten,
um Interessenkonflikte zu vermeiden.
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Eine organisatorische Zusammenfihrung der Laboreinheiten bedeutet nicht, dass diese nicht weiterhin an verschie-
denen Standorten verbleiben kdnnen. Eine Reduzierung der Zahl der Institute ist aber erforderlich, wenn die Aufgaben
konzentriert und wirtschaftlicher erledigt werden. Eine effiziente Organisation des Landesuntersuchungsamts zeigt das
folgende Schaubild:

Landesuntersuchungsamt

Prasident
Sozialberatung Datenschutzbeauftragter
Offentlichkeitsarbeit Qualitdétsmanagement
Vollzug < Analyse ynd Diagnose
o -unterstitzend-
Bzeretlchl 1 Fachbereich 2 Fachbereich 3 Fachbereich 4 LalberiaEias
WL Humanmedizin Veterinarwesen Lebensmittelchemie
Aufgaben
- Organisation - Gesundheit - Tierseuchenbe- - Lebensmittel-, ° haborelnhz[te_n
und Recht, - Pharmazie kéampfung Tabak-, Kosmetik- umanmedizin
Innere Dienste - Tierzucht und Bedarfsgegen- - Laboreinheiten
- Gesundheit- - Tierschutz standetiberwachung Tiermedizin
- Personal - S
licher Umwelt- - Tierkorperbe- Laboreinheit
- Haushalt schutz und seitigung - Weinuberwachung - Laboreinheiten
. N . N - Lebensmittel, Tabak,
. Projekt- - Tierarzneimittel- - Trinkwassertiber- .
- Informations- o Kosmetik und
; management tiberwachung wachung u
technik - ) Bedarfsgegensténde,
- Lehranstalten - Fleischhygiene- Wein
- Controlling tiberwachung - Badewasseruber-
- Futtermitteliber- wachung - Laboreinheiten
wachung Pharmazie
- Rindergesundheits-
dienst
- Schweinegesund-
heitsdienst

Nach Umsetzung dieser Vorschlage kann den erhdhten Anforderungen an den Verbraucherschutz besser entsprochen
werden. Zudem ist durch die Bundelung der Vollzugsaufgaben beim Landesuntersuchungsamt eine Steigerung der
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns zu erwarten.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, dass der Vorschlag, das Landesuntersuchungsamt als obere
Vollzugsbehérde zu bestimmen, der neben den schon wahrgenommenen Aufgabenfeldern auch die Zustandigkeiten
fir die Lebensmittel-, Wein- und Futtermittel iberwachung, die Trink- und Badewasseriberwachung sowie die gesam-
ten Vollzugsaufgaben in den Bereichen Gesundheit und Pharmazie Ubertragen werden sollten, abgelehnt werde. Der-
zeit vorhandene Synergieeffekte gingen verloren. Die mit der Neuorganisation geschaffene Struktur der Aufgaben-
zuordnung und -wahrnehmung habe sowohl in den Arbeitsbereichen Gesundheit und Pharmazie im Landesamt fur
Soziaes, Jugend und Versorgung als auch im Bereich Futtermittelilberwachung bei der Aufsichts- und Dienstleis-
tungsdirektion wesentliche Vorteile gebracht. Die Erfordernisse einer ganzheitlichen Betrachtung des Verbraucher-
schutzes und der Lebensmittelsicherheit Gber die gesamte Produktionskette wiirden wie bisher durch direkten Informa-
tionsaustausch und intensive Zusammenarbeit der Lebensmittel- und Futtermittelbehtrden erfullt. Die derzeit sinn-
volle Bundelung verschiedener Aufgabenbereiche bel der Weiniberwachung werde aufgebrochen. Eine erneute Ver-
lagerung von Aufgaben fuihre zu Effektivitétsverlusten und zur Verérgerung bei den Birgern und erreiche das Gegen-
teil von dem, was mit den Vorschlagen bezweckt werde. Der Verbraucherschutz bliebe verstarkt auf der Strecke.

Es besteht Einvernehmen, dass dem gesundheitlichen Verbraucherschutz hohe Prioritét einzurdumen ist. Dieses Ziel
kann erreicht werden, wenn eine effiziente Organisationsstruktur ein zielgerichtetes Verwaltungshandeln ermdglicht.
Hierfur bietet sich jeweils eine Bindelung von Untersuchungsaufgaben und von Vollzugsaufgaben an. Der Vorschlag
des Rechnungshofs greift diesen Gedanken auf. Das Landesuntersuchungsamt sollte in seiner Stellung und seiner
Funktion gestérkt und der Zersplitterung der derzeitigen Zustandigkeiten im Verbraucherschutz sollte entgegengewirkt
werden. Wird diesen Uberlegungen nicht gefolgt, kann keine durchgreifende Verbesserung fur den Verbraucherschutz
erreicht werden. So wird beispielsweise weiterhin an der derzeitigen Zustandigkeit fur Kontrollaufgaben im Agrar-
bereich festgehalten, obwohl gerade in diesem Bereich zur Gewéhrleistung der Lebensmittelsicherheit eine Aufgaben-
bundelung geboten wére.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)

0)

d)

e

f)
9)

h)

die Organisation zu straffen und die Aufgaben den Organisationseinheiten sachgerecht zuzuweisen,

eine ressortiibergreifende Bewirtschaftung der Stellen zuzulassen und die Stellen aller Weinkontrolleure in einer
Haushaltsposition zusammenzufassen,

die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung zentral zu steuern, institutstibergreifende zentrale Aufgaben zusammen-
zufuihren und den Zahlungsverkehr zu konzentrieren,

eine Kostenrechnung einzuftihren und die Aufgabenerfiillung im Rahmen eines umfassenden Controllings zu be-
gleiten sowie zu ermitteln, ob Dienstleistungen kostengtinstiger durch Dritte erbracht werden kénnen,

Gebuhren und Entgelte kostendeckend festzusetzen, zeitnah und vollstandig zu erheben sowie die Gebuhrenfest-
setzung zentral zu steuern,

die Zustandigkeit zur Wahrnehmung der Fachaufsicht verbindlich zu bestimmen,

den Umfang der amtlichen Proben festzusetzen, Werte oder Kennzahlen fur die Labortétigkeiten festzulegen und
danach den Personalbedarf auszurichten sowie eine weitere Konzentration von Untersuchungsleistungen vorzu-
nehmen,

entbehrliche Stellen einzusparen,

eine Entscheidung Uber die Fortfhrung der Lehranstalten fur Heilhilfsberufe zu treffen und angemessene Ent-
gelte fur die Ausbildungsleistungen zu erheben.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Umwelt und Forsten ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tierseuchenkasse

Die Rucklagen der Tierseuchenkasse sind unangemessen hoch. Bei einer Begrenzung auf das
durchschnittliche jahrliche Ausgabevolumen der letzten funf Jahre hétte der Ricklagenbestand
um 4,29 Mio. € verringert werden kénnen.

Die Tierseuchenkasse Ubernahm Verwaltungskosten des L andeskontrollverbands in Hohe von
0,47 Mio. €, die Landkreise und kreisfreie Stadte héatten tragen missen. Die Ubernahme
weiterer Kosten von 0,19 Mio. € war vorgesehen.

Das Land gewahrte der Tierseuchenkasse Zuwendungen von 1,14 Mio. € zum Ausgleich von
Defiziten, die insbesonder e durch die hohen Zuflihrungen zu den Riicklagen entstanden waren.

Allgemeines

Zum Schutz der Allgemeinheit vor gesundheitlichen Gefahren und vor volkswirtschaftlichen EinbufRen sind Mal3-
nahmen zur Bekémpfung von Seuchen, die bel Haustieren, SiiRwasserfischen oder bei anderen Tieren auftreten und
auf Haustiere oder SiiBwasserfische Uibertragen werden kénnen, erforderlich._Die rechtlichen Grundlagen fiir die staat-
liche Tierseuchenbekdampfung ergeben sich aus dem Tierseuchengesetz™“. Die darin umfassend geregelten Be-
kampfungsmal3nahmen werden ergénzt durch landesrechtliche Bestimmungen, die sich im Wesentlichen auf das Ver-
waltungsverfahren, die Zustandigkeit und die Kostentragung beschranken.

Fur den Verlust von seuchenkranken oder -verdéchtigen Tieren wird dem Tierbesitzer zur Milderung seiner wirtschaft-
lichen Belastung eine Entschédigung gewahrt. Diese Entschédigung hat in Rheinland-Pfalz die Tierseuchenkasse, eine
Anstalt des offentlichen Rechts mit Sitz in Mainz, zu leisten™. Neben dieser Hauptaufgabe hat sie die ihr nach
anderen Rechtsvorschriften auferlegten finanziellen Leistungen zu erbringen. Dies sind die Beteiligung an den Kosten
der vom Land unterhaltenen Tiergesundheitsdienste und die anteilige Ubernahme von Tierkorperbessitigungskosten.
AuRerdem kann sie u.a. behordliche Mal3nahmen zur planméRigen Bekampfung von Tierkrankheiten und zur Erhal-
tung der Tiergesundheit finanziell unterstitzen.

Zur Erfullung ihrer Aufgaben sowie zur Bildung und Erhaltung der notwendigen Riicklagen erhebt die Tierseuchen-
kasse fir jedes Kalenderjahr fir die im Landestierseuchengesetz aufgefihrten Tierarten Beitrége nach Mal3gabe einer
Satzung. Beitragspflichtig sind die Tierbesitzer. Die Beitrage werden von den Gemeinden berechnet und fir die Tier-
seuchenkasse erhoben.

Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung der Tierszeuchenkass;em beim Ministerium fur Umwelt
und Forsten geprift. Im Zusammenhang damit wurde auch geprift, ob durch das Ministerium der Tierseuchen-
kasse in den Jahren 2000 bis 2002 gewahrte Ausgleich von Fehlbetrégen™ notwendig war.

168) Tierseuchengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. April 2001 (BGBI. | S. 506), zuletzt gedndert durch Gesetz zur

Neuorganisation des gesundheitlichen Verbraucherschutzes und der Lebensmittelsicherheit vom 6. August 2002 (BGBI. | S. 3082,
3093).

In der Regel wird die Halfte der Entschédigung durch Erstattung des Landes refinanziert.
Die Verwaltung der Tierseuchenkasse ist seit 1. Dezember 2003 der Landwirtschaftskammer Ubertragen.

Einzelplan 14 Ministerium fur Umwelt und Forsten, Kapitel 14 14 Veterindrwesen, Titel 671 01 bzw. 685 01 Zuweisungen an die
Tierseuchenkasse zur Férderung der Tierseuchenprophylaxe und veterindrmedizinischen Umwelthygiene.

169)
170)
171)
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Finanzielle Entwicklung der Tierseuchenkasse

Die wirtschaftliche Situation der Tierseuchenkasse hat sich in den Jahren 1998 bis 2002 wie folgt entwickelt:

Haushalts- | Einnahmen | Ausgaben Zwischen- Ricklagen | Rechnungs- | Rucklagen-
jahr ergebnis | Zufihrung (-)/|  ergebnis bestand
Entnahme (+) | Uberschuss/
Fehlbetrag (-)
-€-

1998 3.214.000 2.846.000 368.000 - 741.000 | - 373.000 3.962.000
1999 2.762.000 1.840.000 922.000 -1.280.000 | - 358.000 5.242.000
2000 2.841.000 1.982.000 859.000 - 9.000 850.000 5.251.000
2001 3.914.000 2.487.000 | 1.427.000 - 999.000 428.000 6.250.000
2002 4.109.000 4.113.000 - 4.000 +87.000 83.000 6.162.000

Zur Finanzierung der Ausgaben standen im Wesentlichen Einnahmen aus Beitrdgen, Ersatzleistungen des Landes, Er-
stattungen der Europédischen Gemeinschaft und Zinsen zur Verfligung. AufRerdem gewéhrte das Land in den Jah-
ren 2000 bis 2002 Zuwendungen von insgesamt 1,14 Mio. € zum Ausgleich von Defiziten.

Von den Ausgaben in den Jahren 1998 bis 2002 entfielen im Durchschnitt 66 % auf Pflichtausgaben, 16 % auf frei-
willige Ausgaben und 18 % auf die Riicklagenbildung. An Riicklagen waren das 1,5- bis 2,8-fache der Jahresausgaben
verfugbar.

Die Liquiditét der Tierseuchenkasse in ihrer Gesamtheit war jederzeit gewahrleistet, weil - unabhéngig von der end-
gultigen Zuordnung der Kosten auf die einzelnen Tierarten - der jeweilige Gesamtkassenbestand ausreichte, alle Aus-
gaben zu leisten. In den Féllen, in denen die Leistungen fir einzelne Tierarten zu héheren Ausgaben flhrten als Ein-
nahmen dafiir verfiigbar waren, konnten diese durch kassenméRige Uberschiisse im Bereich einer anderen Tierart
voriibergehend ausgeglichen werden.

Rucklagen

Die Tierseuchenkasse hat fur jede Tierart Rlcklagen gebildet. Zum Ende des Haushaltsjahres 2002 waren verflgbar:

Tierart -€-

Pferde 1.171.000
Rinder 3.918.000
Schweine 592.000
Schafe 318.000
Bienen 160.000
Ziegen 3.000
Insgesamt 6.162.000
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Die Grundlagen zur Bildung der Riicklagen ergeben sich aus dem Landestierseuchengesetz. Sie sind nach Umfang und
Hohe fur die der Beitragspflicht unterliegenden Tierarten in der Satzung konkretisiert. Im einzelnen sind folgende

Betrage festgesetzt:

Tierart 1998 ab 1999 ab 2002
-DM - -€-
je Pferd 40,00 65,00 33,23
jeRind 10,00 13,00 6,65
je Schwein 3,50 4,00 2,05
je Schaf 3,00 3,50 1,79
je Bienenvalk 2,00 10,00 511
jeZiege - - 1,79

Berechnungsgrundlagen zur Hohe dieser Betrage lagen nicht vor.

Der Hochstbetrag einer Riicklage errechnet sich aus dem festgesetzten Betrag vervielfacht mit der Anzahl der Tiere
der jeweiligen Tierart. Die Rucklagen sollen in der Regel 75 % der Hochstbetrége nicht unterschreiten.

Hiernach errechnen sich im Jahr 2002 fir die einzelnen TierartenEl folgende Hochst- und Mindestbetrage der Rick-

lagen:

Tierart Tierbestand Grundbetrag Hochstbetrag Mindestbetrag
jeTier der Riicklagen der Riicklagen
-€-
Pferde 22.000 33,23 731.000 549.000
Rinder 434.000 6,65 2.887.000 2.165.000
Schweine 356.000 2,05 730.000 548.000
Schafe 128.000 1,79 230.000 172.000

Fur Pferde Uberstiegen die Riicklagen zum Ende des Haushaltsjahres 2002 den Hochstbetrag um 440.000 €, fur Rinder
um 1.031.000 € und fur Schafe um 88.000 €. Fur Schweine lag die Ricklage um 44.000 € Uber dem Mindestbetrag
und um 138.000 € unter dem Hdchstbetrag.

Die Ricklagen Uberschritten bei drel Tierarten die von der Tierseuchenkasse selbst gesetzten Hochstbetrdge um insge-
samt 1.559.000 €.

Unabhéngig hiervon sind die zu Grunde gelegten BemessungsgrofRen in Frage zu stellen. Ausgehend von der im
Landestierseuchengesetz vorgegebenen Verpflichtung, die Hohe des jahrlichen Beitrags nach dem voraussichtlichen
Gesamtaufwand zu ermitteln, muss diese Verpflichtung gleichermalien fir die Bildung von Riicklagen gelten. Deshalb
erscheint es sachgerecht, die Rlcklagenhthe fur die einzelnen Tierarten an den durchschnittlichen jéhrlichen Aus-
gaben der letzten funf Jahre auszurichten und auf ein Jahresvolumen zu begrenzen.

Auf dieser Grundlage ergdben sich folgende Betrége fur die Riicklagen:

Tierart Jahrliche Ausgaben Ausgaben-
1998 1999 2000 2001 2002 durchschnitt
- Mio. € - -€-
Pferde 0,048 0,030 0,017 0,095 0,059 50.000
Rinder 1,332 0,721 0,955 0,924 1,540 1.094.000
Schweine 1,180 0,956 0,886 1,415 2,425 1.372.000
Schafe 0,254 0,115 0,107 0,026 0,062 113.000
Bienen 0,021 0,015 0,017 0,025 0,024 20.000

72 Fijr Bienenvélker und Ziegen war wegen fehlender statistischer Angaben eine Berechnung nicht moglich.
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Der Vergleich mit den tatséchlichen Riicklagebestéanden l&sst erkennen, dass - mit Ausnahme fur die Tierart Schweine,
bei der die Rucklage zum Ende des Haushaltsjahres 2002 den so errechneten Hochstbetrag um 780.000 € unterschritt -
Rucklagen in erheblichem Umfang gebildet waren:

Tierart Tatséchliche Ricklagen- Deckungsgrad Nicht notwendige
Ricklagen bedarf Jahre Ricklagen
-€- -€- -€-
Pferde 1.171.000 50.000 23 1.121.000
Rinder 3.918.000 1.094.000 35 2.824.000
Schafe 318.000 113.000 3 205.000
Bienen 160.000 20.000 8 140.000

Insgesamt waren die Ruicklagen um 4,29 Mio. € hoher als der Bedarf.

Die Tierseuchenkasse hat mitgeteilt, dass die Berechnung der Riicklagen aus dem Durchschnitt der jahrlichen Aus-
gaben der letzten fUnf Jahre fUr die Bedurfnisse einer solchen Kasse unzureichend sei. Eine Absenkung der derzeitigen
Rucklagenbestdnde erscheine bel verschiedenen Tierarten, bei denen nach wie vor eine nicht unkritische Seuchenlage
herrsche, nicht angeraten.

Mit den vom Rechnungshof ermittelten Betrdgen kénnen einerseits auftretende Haushaltsrisiken Uberbriickt und
andererseits die Beitrage in vertretbaren Grenzen gehalten werden. Es verbleiben lediglich Risiken bei nicht vorher-
sehbaren auf3ergewdhnlichen Seuchenfallen.

Unterstiitzungseistungen an den Landeskontrollver band

Der Landeskontrollverband ist die zustandige regionale Stelle fur die Entgegennahme und Weiterleitung von Verbrin-
gungsmeldungen fir Rinder (Zugang, Abgang, H hlachtung, Export), die von Tierhaltern erstattet werden mussen
und in einer zentralen Datenbank erfasst werden™>. Diese Datenbank ist Teil eines Systems zur Kennzeichnung und
Registrierung von Rindern, das aufgrund europarechtlicher Vorschriften ab 1. Januar 2000 fur alle Mitgliedsstaaten
verbindlich eingefihrt wurde. Mit Hilfe der Datenbank sollen zur Tierseuchenbekémpfung die "Identitét" eines Rindes
schnell und zuverléssig ermittelt und die Gewahrung und Kontrolle von Tierpramien unterstiitzt und sichergestellt
werden.

Die Tierseuchenkasse hat "die notwendigen und nachgewiesenen Kosten des Landeskontrollverbands firr die Bear-
beitung der Verbringungsmeldungen und die Kosten furr Fehlerbearbeitungen im Zusammenhang mit Verbringungs-
meldungen anstelle der einzelnen beitragszahlenden Rinderhalter" lbernommen. Die Kosteniibernahme wurde den
Unterstiitzungsmal3nahmen zugeordnet, die als freiwillige Leistungen nach der Satzung der Tierseuchenkasse zuge-
lassen sind.

Dem Verband wurden in den Jahren 2000 bis 2002 Aufwendungen von mehr as 0,47 Mio. € erstattet. Fir das
Jahr 2003 war im Haushaltsplan eine weitere Kostentibernahme von 0,19 Mio. € vorgesehen.

Bei den in Rede stehenden Leistungen des Landeskontrollverbands handelt es sich um die (teilweise) Wahrnehmung
von Aufgaben in Vollzug des Tierseuchengesetzes. Kosten des Verwaltungsvollzugs hat die Tierseuchenkasse aber
nicht zu tragen. Fir den Vollzug der Aufgabe sind die Kreisverwaltungen und in kreisfreien Stadten die Stadtverwal-
tungen zusténdig. Diese hétten auch die hierbei anfallenden Kosten zu tragen. Hétten sie die Aufgaben auf den
Landeskontrollverband Ubertragen, wére die Frage der Kostentragung zwischen ihnen und dem Landeskontrollverband
Zu regeln gewesen.

Die Tierseuchenkasse hat mitgeteilt, es sei davon auszugehen, dass - bel der derzeitigen Haushaltslage der Kom-
munen - diese Kosten den Rinder haltenden Betrieben angelastet wirden. Im Rahmen einer Unterstiitzungsmal3nahme
konne sie dann die Kosten nach Einzelabrechnung tibernehmen. Das verursache einen nicht vertretbaren Verwaltungs-
aufwand. Deshalb sei zur Vereinfachung die Kosteniibernahme mit dem Landeskontrollverband vereinbart worden.

Die Ubernahme solcher Kosten kann nicht den Unterstiitzungsmal3nahmen zugeordnet werden. Sie ist durch die Auf-
gabenstellung der Tierseuchenkasse nicht gedeckt.

17 zwischen dem Landeskontrollverband, dem Ministerium fiir Umwelt und Forsten und dem Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr,

Landwirtschaft und Weinbau bestand Einvernehmen, dass in Erweiterung der dem Landeskontrollverband durch die zusténdigen
Veterindrbehorden bereits lbertragenen Aufgabe zur Kennzeichnung der Rinder durch Ohrmarken auch die Erfassung der Ver-
bringungsmeldungen der Tiere in der Datenbank des Herkunfts- und Informationssystems fur Tiere (HIT) zuzuordnen ist. Eine
schriftliche Vereinbarung zu dieser Verfahrensweise liegt nicht vor.
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Ausgleich von Fehlbetragen

Im Jahr 2000 beantragte die Tierseuchenkasse eine Landeszuwendung von 372.832 € zum Ausgleich des Defizits des
Gesamthaushalts des Jahres 1998.

Zum Ausgleich eines im Jahr 2001 erwarteten Defizits von 260.652 € bei den Tierarten Schweine und Bienen wurde
ein weiterer Antrag auf Gewahrung von Landesmitteln gestellt.

In einem Folgeantrag im Jahr 2002 wurde ein erwartetes Defizit von 508.878 € bei der Tierart Schweine ausgewiesen
und um Bewilligung einer Zuwendung in dieser Hohe nachgesucht.

Das Ministerium fur Umwelt und Forsten hat in allen Fallen aufgrund der in den Antrégen dargestellten finanziellen
Situation der Tierseuchenkasse Zuwendungen von insgesamt 1,14 Mio. € zum Ausgleich der Defizite bewilligt. Die
Notwendigkeit zur Bereitstellung von Fordermitteln hat es nicht geprift, obwohl der subsidiére Charakter einer sol-
chen Zuwendung eine gesonderte Beurteilung erfordert hétte. Diese wére insbesondere deshalb geboten gewesen, weil
die Tierseuchenkasse ihre Ricklagen in diesen Jahren aufstockte und auRerdem auch die Mdglichkeit bestanden hétte,
Beitrage zu erhdhen sowie auf freiwillige Ausgaben zu verzichten.

Die ausgewiesenen Fehlbetrége waren auf interne Haushaltsverrechnungen zuriickzufiihren. Das Defizit des Gesamt-
haushalts 1998 beruhte ausschliefllich darauf, dass die Tierseuchenkasse ihren Ricklagen einen Betrag zugefihrt
hatte, der hoher war as der Uberschuss der Einnahmen iiber die Ausgaben. In den Folgegjahren wurden die
Fordermittel teilweise bei den Riicklagen zu einer Erhéhung oder zu verminderten Entnahmen genutzt.

Die Tierseuchenkasse war jederzeit in der Lage, ihre Zahlungsverpflichtungen aus eigenen Mitteln oder unter Inan-
spruchnahme von Riicklagen zu erfiillen. Fur die Fordermittel zum Defizitausgleich von insgesamt 1,14 Mio. € be-
stand kein Bedarf.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass ein Ausgleich von Defiziten auch Riicklagenzufiihrungen erfassen misse. Durch
eine verbesserte Finanzausstattung habe die Tierseuchenkasse in die Lage versetzt werden sollen, auch im Falle eines
groReren Seuchenausbruchs die Tierhalter zu entschadigen.

Dem ist entgegenzuhalten, dass ein Defizitausgleich nur kassenméallige Fehlbetrége betreffen kann. Ricklagenzufiih-
rungen durfen nicht auf diese Weise finanziert werden.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) dieRicklagen auf einen angemessenen Umfang zuriickzufthren,

b)  von der Ubernahme von Verwaltungskosten des L andeskontrollverbands abzusehen,

¢)  bestimmungswidrig in Anspruch genommene Fordermittel des Landes zurtickzufordern.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fir Umwelt und Forsten und der Tierseuchenkasse sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Nutzungsentgelte fur Forstamtsgebaude

Die Landesforstverwaltung zahlte an den Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetreuung”
(LBB) fur 28 Objekte Nutzungsentgelte, die Gber den strukturell angemessenen Gewer bemieten
lagen. Dies ergab fur die Jahre 2000 bis 2002 eine Uberhdhte Entgeltzahlung von mindestens
245,000 €.

Offensichtliche Unstimmigkeiten bei der Flachenberechnung sowie Differenzen u.a. bei Stell-
platzen und bei nicht mehr nutzbaren Gebaudeteilen, die zu erhéhten Nutzungsentgeltzahlun-
gen fuihrten, wurden nur in wenigen Fallen bereinigt. Die Uber priifungen wurden nicht konse-
quent fortg%etzt

Bel Diengt- und Mietwohnungen in Forstamtsgebduden blieben die Einnahmen der Landesfor st-
verwaltung um 238.000 € jahrlich hinter den an den Landesbetrieb LBB gezahlten Nutzungs
entgelten zurtick.

Fur die provisorische Unterbringung des For stamts Haf3loch-Neustadt in Blrocontainern fielen
in den Jahren 1999 bis 2003 unwir tschaftliche Ausgaben von insgesamt 143.000 € an.

Allgemeines

Mit der Errichtung des Landesbetriebs "Liegenschafts- undﬁaubetreuung (LBB) zum 1. Januar 1998 gingen
71 Forstamtsgebaude in dessen wirtschaftliches Eigentum Gber Fur diese entrichtet nach einer Uﬁrgangsregel ung
fr das Jahr 1999 &b 1. Januar 2000 die Zentralstelle der Forstverwaltung Nutzungsentgelte aufgrund der
"Nutzungsentgel tvereinbarung (ohne Parkflachen)" und der "Nutzungsentgeltvereinbarung fur Parkflachen”.

Der Rechnungshof hat die Nutzungsentgelte fir Forstamtsgebaude geprift.

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Nutzungsentgelththe

Das Ministerium der Finanzen hatte ein Unternehmen mit der Ermittlung aler fir den Abschluss der Vereinbarungen
Uber Nutzungsentgelte relevanten Daten beauftragt. Das Unternehmen stellte in seinem Abschlussbericht Mietpreise
jeweils fir Verwaltung und Wohnen getrennt dar. Dabel beriicksichtigte es grundsétzlich die Struktur des Umfeldes
(Grof3stadt, Mittelstadt, |andliches Gebiet).

Entgegen der Bemerkung im Abschlussbericht, "die in den Nutzungsentgeltvereinbarungen angesetzten Mieten befin-
den sich innerhalb der aktuellen Mietprei sspannen”, entsprechen die vereinbarten Nutzungsentgelte nach den Feststel-
lungen des Rechnungshofs teilweise nicht den regionalen Verhd tnissen.

Bel 24 abseits von Wirtschaftszentren gelegenen Forstémtern setzte der Landesbetrieb LBB im Jahr 2002 fir insge-
samt 28 Mietobjekte Nutzungsentgelte an, die auch unter Beriicksichtigung von zwischenzeitlich eingetretenen Ande-
rungen des Preisniveaus Uber dem ermittelten durchschnittlichen Mietsatz fiir Gewerbeobjekte im landlichen Bereich
von 4,15 €/m?2 im Monat lagen. Fir das Forstamtsgebaude in Katzenelnbogen betrug das monatliche Nutzungsentgelt
6,50 €/m2. Damit war fur dieses im rein landlichen Umfeld gelegene Forstamt das héchste Nutzungsentgelt pro m2 zu
zahlen.

Der Vergleich der an den Landesbetrieb LBB entrichteten Nutzungsentgelte fir die erwadhnten 28 Objekte mit den
strukturell angemessenen Gewerbemieten ergab fir die Jahre 2000 bis 2002 insgesamt eine Uberhohte Zahlung von
mindestens 245.000 €.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat mitgeteilt, es sei mit dem Landesbetrieb LBB vereinbart, die Nutzungs-
entgelte, die noch von den Durchschnittsmieten nach Lage abwichen, diesen Durchschnittsmieten anzupassen.

1) Organisationsverfiigung fiir den Landesbetrieb "Liegenschafts und Baubetreuung’ vom 6. November 1997 (MinBl. S.502),

gedndert durch Verfigung vom 15. Dezember 1998 (MinBI. 1999, S.14); ab 1.Juli 2002: Organisationsverfigung fur den
Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” vom 1. Juli 2002 (MinBI. S. 479).

Einzelplan 14 Ministerium fir Umwelt und Forsten, Kapitel 14 30 Forstémter, Titel 518 05 Nutzungsentgelte und Pachten an den
Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung" bzw. dessen Rechtsnachfolger 2.526.000 € (2000) und 2.549.000 € (2001); ab
2002 Kapitel 14 10 (Wirtschaftsplan der Landesforsten).

175)
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Nutzflachen

Der Landesbetrieb LBB ermittelte die GroRRe der Flachen nach der DIN 277 E. Nach der Nutzungsentgeltverein-
barung sind Abweichungen der tatsichlichen FlachengrofRe von den so festgestellten und in ihr angefthrten Zahlen
anzuzeigen und in beiderseitigem Einvernehmen zu berichtigen. Diese Regelung war notwendig, weil ein verbind-
licher Abgleich der Gebaudeflachen, der nicht mehr nutzbaren Gebaudeteile und der Anzahl der Stellplétze (Garagen,
Parkpl&tze) zwischen der Landesforstverwaltung und dem Landesbetrieb LBB vor Abschluss der Nutzungsentgeltver-
einbarung nicht stattgefunden hatte.

Das Ministerium forderte im Januar 2000 die Zentralstelle der Forstverwaltung auf, die Gréf3e der angemieteten
Flachen zu Uberprifen, mit dem Landesbetrieb LBB abzustimmen und das Ministerium Uber die eventuell notwen-
digen Korrekturen umgehend zu unterrichten. Die Uberpriifungen waren bei den Forstamtern mit groRen Schwierig-
keiten verbunden, weil der Flachenberechnung des Landesbetriebs LBB und der Flachenberechnung in den Bau-
bestandsbiichern der Forstdmter unterschiedliche Berechnungsmethoden z nde lagen. Die Flachen in den Be-
standsbiichern waren auf der Grundlage der Zweiten Berechnungsverordnung == ermittelt.

Nach einem Zwischenbericht der Zentralstelle der Forstverwaltung an das Ministerium zahlte die Landesforstver-
waltung 1,23 Mio. € jéhrlich zu viel an Nutzungsentgelten.

Im Oktober 2000 teilte das Ministerium der Finanzen dem Ministerium fur Umwelt und Forsten mit, im Rahmen der
Haushaltsberatungen sei eine Verstdndigung dariiber erzielt worden, dass die in den Anlagen zur Nutzungsentgelt-
vereinbarung aufgefiihrten Flachen zu akzeptieren seien.

Aufgrund von Uberprifungen durch die Forstamter bereinigte der Landesbetrieb LBB einige offensichtliche Unstim-
migkeiten. Durch Flachenreduzierungen bei vier Forstamtern (Bad Durkheim, Diez, Katzenelnbogen, Zell) vermin-
derten sich die Nutzungsentgeltzahlungen um 52.000 € jahrlich. So wurde bei dem Forstamtsgebaude K atzenelnbogen
die Flache von 771 m2 auf 449 m? berichtigt. Die Ausraumung von Differenzen bei Stellplétzen, Garagen und Park-
plétzen sowie bei nicht mehr nutzbaren Gebaudeteilen minderte die Nutzungsentgeltzahlungen zusétzlich um 30.000 €
jéhrlich. Beim Forstamt Neuhdusel waren z.B. statt eines Holzlagerplatzes 50 Kfz-Stellplétze ausgewiesen. Es ist da-
von auszugehen, dass auch in anderen Fallen eine Flacheniberpriifung zu einer verringerten Nutzungsentgeltzahlung
fuhren wiirde. Daher sollten die Uberpriifungen konsequent fortgesetzt werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass zwischenzeitlich in flnf weiteren Fallen die Flachenangaben berichtigt worden
seien. Bei den verbleibenden Geb&uden werde im Zuge des Abschlusses von Umbaumalinahmen eine Uberpriifung
der Flachen erfolgen.

Vergleich der an den Landesbetrieb L BB gezahlten Nutzungsentgelte und der EinnahmenB fir Wohnungen
(Dienst- und Mietwohnungen) in den For stamtsgebduden

Teile der Forstamtsgebdude waren als Wohnung an Angehdrige der Landesforstverwaltung oder andere Nutzer ver-
mietet. Die Hohe der Miete hatte die Oberfinanzdirektion Koblenz anhand von Vergleichsmieten festgesetzt.

Das durchschnittliche Nutzungsentgelt, das die Landesforstverwaltung fir die von ihr vermieteten Wohnungen an den
Landesbetrieb LBB zahlte, lag 2002 um 2,85 €/m? monatlich Uber den Einnahmen, die sie von ihren Mietern erhielt.
Bei einer Mietflache von insgesamt 6.965 m? errechnet sich fir das Jahr 2002 eine Differenz zwischen Einnahmen und
Nutzungsentgelten von 238.000 €.

Besonders deutlich wird der Unterschied des von der Landesforstverwaltung gezahlten Nutzungsentgelts zu den Miet-
einnahmen bei Gebauden, die ausschlief3lich Wohnzwecken dienen. Bei den Forstdmtern Birkenfeld, Wallmerod und
Hallloch-Neustadt zahiten die Mieter teilweise weniger as die Halfte des Nutzungsentgelts, das die Landesforstver-
waltung an den Landesbetrieb LBB entrichtete. Die Bereitstellung alein dieser Wohnungen fuhrte bei der Landes-
forstverwaltung zu einer Belastung von 20.000 € jahrlich.

Wohnungen, die die Landesforstverwaltung bislang vermietet hatte, standen teilweise leer. Hierfur fielen z.B. im Sep-
tember 2002 in funf Fallen Nutzungsentgelte von insgesamt 4.800 € an.

Das Ministerium hat mitgeteilt, wegen der Forststrukturreform habe es in vielen Féllen Mietverhdtnisse gekindigt
und Dienstwohnungsverhdltnisse aufgehoben. Spétestens zum 30. Juni 2004 sei die Problematik der Unterschiede
zwischen eingenommener Miete und an den Landesbetrieb LBB zu zahlendem Nutzungsentgelt erledigt.

176)
177)

Grundfl&chen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau.

Verordnung Uber wohnungswirtschaftliche Berechnungen nach dem Zweiten Wohnungshaugesetz (Zweite Berechnungsverord-
nung - 1. BVO) vom 17. Oktober 1957 (BGBI. | S. 1719), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. September 2001 (BGBI. | S. 2376,
2397).

Einzelplan 14 Ministerium for Umwelt und Forsten, Kapitel 14 30 Forstamter, Titel 124 01 Mieten und Vergitungen flr
Wohnungen und Nebenentgelte; ab 2002 Kapitel 14 10 (Wirtschaftsplan der Landesforsten).

178)



24

25

- 124 -

Birgerhausin Dhronecken

Mit Vertrag vom 4. Juni 1985 vermietete das Land der Ortsgemeinde Dhronecken fir 50 Jahre ein Gebaude des Forst-
amts Dhronecken zur Nutzung als Blrgerhaus.

Die Ortsgemeinde Ubernahm die Renovierung und den Innenausbau des sanierungsbedirftigen Gebaudes. Sie zahite
eine Miete von 41 € monatlich. Auf3erdem war sie zum Unterhalt des Gebaudes verpflichtet.

Die Landesforstverwaltung entrichtete fiir dieses Gebaude an den Landesbetrieb LBB ein Nutzungsentgelt von 1.124 €
monatlich.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Landesforstverwaltung zahle nur noch die erhobene Miete von 41 € monatlich. Mit
dem Landesbetrieb LBB werde die Ruckerstattung des aufgel aufenen Differenzbetrags (rd. 44.000 €) erortert.

Neubauplanung und Anmietung von Brocontainern beim For stamt Haf3loch-Neustadt

Die raumlichen Verhéltnisse des ehemaligen Forstamts Haldloch waren mit ca. 70 m? Biroflache sehr beengt. Das
Forstamt stellte deshalb im Méarz 1996 einen Antrag auf Erweiterung.

Die damalige Forstdirektion Rheinhessen-Pfalz liefd untersuchen, ob nicht die Wohnung des Forstamtsleiters, wie bei
den meisten anderen Forstamtsgebauden, in Amtsrdume umgewandelt werden konnte. Die Kosten fir die Umwand-
lung bezifferte das Staatsbauamt auf 206.000 €. Der Forstamtsleiter weigerte sich jedoch, aus der Mietwohnung auszu-
ziehen. Eine Kindigung durch die Landesforstverwaltung wegen Eigenbedarfs unterblieb. Da die Moglichkeit zur
Erweiterung des Forstamts sich deshalb nicht verwirklichen lief3, sollte bis Ende Dezember 2002 ein Gebaude fir
ca. 410.000 € neu errichtet werden. Anfang Mai 2002 wurde das Projekt wegen der bevorstehenden Organisations-
anderungen der Landesforstverwaltung gestoppt.

Nach der Zusammenlegung der Forstémter Neustadt und Hafl3loch zum Forstamt Hafdloch-Neustadt im April 1997 war
der Platzmangel nur durch zusétzliche Amtsraume zu beheben. Da es nach Ansicht des Forstamts, die der Rechnungs-
hof nicht nachvollziehen kann, in Haldloch keine geeigneten Birordume gab, mietete esim Mai 1999 mit Zustimmung
der damaligen Forstdirektion Rheinhessen-Pfalz Biirocontainer an.

Die Kosten fir diese Behelfddsung betrugen bis Dezember 2003 insgesamt 143.000 €. Das ist mehr as die Halfte
dessen, was die kostenguinstigste Variante zur Neugestaltung des Forstamtsgebaudes gekostet hétte.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Birocontainer seien nach Kiindigung am 18. Dezember 2003 abgebaut worden.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) die Nutzungsentgelte an strukturell angemessene Gewerbemieten anzupassen,

b) die Aufkldrung von Unstimmigkeiten bei den Flachenberechnungen und Nutzungen von Objekten konsequent
fortzusetzen,

¢) bei vermieteten Wohnungen ein angemessenes Verhdltnis von Miete und Nutzungsentgelt sicherzustellen,

d) die Landesforstverwaltung von der Zahlung des Nutzungsentgelts fiir ein an die Gemeinde Dhronecken vermie-
tetes Gebaude (Burgerhaus) zu entlasten,

€) den Mietvertrag fir die Blrocontainer beim Forstamt in Hal3loch zu kiindigen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Umwelt und Forsten ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Holzver marktung

Die Organisation fur die Holzvermarktung kann von drei auf zwei Regionalblros gestrafft
wer den.

Zur Verkaufssteuerung erforderliche Daten standen nicht zeitnah zur Verfigung.

Die unzureichende Weisungskompetenz der Regionalblros fur die Holzver mar ktung gegeniiber
den For stdmtern er schwerte die Kundenbetreuung.

Die verwaltungsmaiige Abwicklung des Holzverkaufs und der Kassengeschéfte lasst sich ver-
bessern.

Forstamter verkauften Holz im Wege des gewer blichen Selbstwer ber einschlags (Holzeinschlag
durch Kaufer). Hieraus ergaben sich in den Jahren 1999 bis 2001 beim Staatswald rechnerische
Mindererltse von 167.000 €.

Die Méglichkeit der Vermarktung von Wertholz durch Submissionsverkaufe wurde nicht hin-
reichend genutzt. Dies fihrte in drei Jahren zu rechnerischen Mindererlésen von 450.000 € fir
dasLand.

Bei der Abwicklung von Holzverkaufen wurden gemeindliche Waldbesitzer bevor zugt.

Forstéamter beachteten haufig die Allgemeinen Holzver kaufs- und Zahlungsbedingungen nicht.

Allgemeines

Infolge allgemeiner wirtschaftlicher Einfllsse hat sich aus regionalen Holzmérkten ein globaler Markt entwickelt. Die
Strukturen der Sége-, Papier- und Holzwerkstoffindustrie haben sich entsprechend verdndert. Die am Markt ver-
bliebenen Firmen sind deutlich groRer geworden und kaufen zunehmend Uberregional, zum Teil auch weltweit ein.
Dadurch hat sich im Land die Anzahl der Kéufer innerhalb von sechs Jahren um 17 % auf 535 verringert.

Zu den Aufgaben der Landesforstverwaltung gehort es, Einnahmen aus dem Verkauf von Holz aus dem landeseigenen
Staatswald zu erwirtschaften und Holz der Gemeinden, der Ubrigen Kdrperschaften und von Privaten zu vermarkten.
Die Landesforstverwaltung verwertete in den Haushaltsjahren 1997 bis 2002 durchschnittlich jahglich 2.226.000 Fest-
meter Holz, davon 833.000 Festmeter aus dem Staatswald mit einem Netto-Erlés von 39,6 Mio. €.

Der Rechnungshof hat die Organisation und die Abwicklung des Holzverkaufs sowie einzelne Verkaufsverfahren ge-
priift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Holzmarktservice
Organisation

Um dem verdnderten Nachfrageverhalten insbesondere der Uberregional tétigen Firmen mit entsprechenden Ange-
boten gegeniibertreten zu kdnnen, biindelt die Landesforstverwaltung den Holzanfall landesweit. Die zentrale Ver-
marktung obliegt dem Holzmarktservice.

Der Holzmarktservice besteht aus der Verkaufsleitung bei der Zentralstelle der Forstverwaltung - Fachbereich Vertrieb
und Marketing - in Neustadt an der Weinstral2e und den Regionalbiros in Dahn, Koblenz und Hermeskeil. Innerhalb
des operativen Marketingbereichs unterstitzt er die Forstdmter, betreut und akquiriert Kunden, fuhrt Kaufverhand-
lungen, biindelt forstamtsiibergreifend die anzubietenden Holzsegmente und -mengen und organisiert deren Verkauf.

Der Fachbereichsleiter wird unterstiitzt von einem Referenten und zwei Sachbearbeitern. Die drei Regionalbiiros be-
schéftigten insgesamt zehn Mitarbeiter. Je nach Marktsegment sind die Regional biiros entweder landesweit oder regio-
na zustandig.

Die Vermarktung ist weiterhin neben der Bereitstellung des Holzes Aufgabe der Forstéamter.

Im Ergebnis standen somit die Verkaufdeitung bei der Zentralstelle, drei Regionalbiros und 88 Forstéamter als
Ansprechpartner einer seit Jahren abnehmenden Anzahl von Kunden gegeniiber.

179) Einzelplan 14 Ministerium fir Umwelt und Forsten, Kapitel 14 31 Forstbetrieb, Titel 125 01 Einnahmen aus Holzverkaufen (Haus-
haltsjahre 1997 bis 2001); ab 2002 Kapitel 14 10 Landesforsten (Wirtschaftsplan).
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Erschwerend kam hinzu, dass der Holzmarktservice wahrend der bei den Kunden ublichen Geschéftszeiten nicht
kontinuierlich erreichbar war. So waren beim Regionabiro Dahn die Leitung vom 1. Januar bis 31. Juli 2001 und eine
Kundenbetreuerstelle vom 1. Mai bis 31. August 2001 nicht besetzt. Zudem war der verbliebene Kundenbetreuer in
diesem Zeitraum mehrere Wochen wegen Dienstunféhigkeit ausgefallen. Auch im Hinblick auf die fur die Kunden-
betreuer geltende wochentliche Arbeitszeit, das Wahrnehmen von Aulendiensttétigkeiten und songtige personliche Ver-
hinderungen ist es geboten, die Vermarktung zu straffen.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten hat erklart, das kiinftige Konzept fur die Vermarktungsorganisation sehe
zwei Regionalburos (Nord und Sud) vor.

Verkaufssteuerung

Verkaufsleitung und Regionalburos hatten keinen unmittelbaren Zugriff auf Verkaufs- und Lieferdaten, die in zen-
tralen Datenbanken erfasst waren. Sie erhielten lediglich alle 14 Tage den aktuellen Stand der Holz- und Kunden-
konten mitgeteilt. Zur Verkaufssteuerung erforderliche Daten standen der Verkaufdeitung somit nicht zeitnah zur
Verfigung. Sie ermittelte diese im Bedarfsfall durch Abfrage bei den Forstamtern oder Kunden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, das Programm der Zentralvertragsiiberwachung stehe zum 1. Oktober 2003 mit Zu-
gangsrecht fur alle fachlich bertihrten Mitarbeiter der Landesforsten zur Verfiigung. Fiir die restlichen Vertragsmengen
(Forstamtsvertrage) werde ein adaguates System derzeit entwickelt. Der Verkaufdeitung stiinden kiinftig zeitnah die
notwendigen Informationen zur Verfiigung.

Zusammenar beit zwischen zentraler Holzver marktung und Forstamtern

Akquirierung und Betreuung der Kunden erfolgten durch den Holzmarktservice und die Forstamter. Um eine mog-
lichst einheitliche Verkaufssteuerung zu erreichen war vorgesehen, Kunden durch einen Kundenbetreuer der zentralen
Holzvermarktung oder durch die Forstamtsleiter gezielt zu beraten. So sollten Grof3- und Uberregiona tétige Kunden
ausschliefdlich durch einen Kundenbetreuer der Regionalblros, Klein- und regionale Kunden durch die Forstamter be-
treut werden. Die Forstémter sollten keine Einzelvertragsverhandlungen mit Kunden fihren, mit denen die zentrale
Holzvermarktung in vertraglichen Beziehungen stand.

Dieses Vermarktungskonzept wurde nicht immer beachtet. Der Forstamtsleiter bestimmte weiterhin, ob er "sein" Holz
selbst verkauft oder es vom Holzmarktservice vermarkten lasst. So verkauften 36 Forstdmter Ende 2000 insgesamt
64.000 Festmeter Buchenindustrieholz an ein Unternehmen, nachdem dieses den Abschluss eines Vertrags Uber
75.000 Festmeter mit der zentralen Holzvermarktung abgelehnt hatte. Im Jahr 2002 vermarkteten 20 Forstamter neben
dem bestehenden Vertrag mit dem Holzmarktservice weitere 10.800 Festmeter an dasselbe Unternehmen.

Die Mitarbeiter der Regionabiros besalen keine Weisungsbefugnis gegenilber den Forstdmtern. Sofern die
Forstémter nicht den Einschétzungen oder Bitten der Regionalbiiros folgten, war die Leitung des Fachbereichs oder
die Betriebsleitung zu informieren, um mit deren Einwirken das Vermarktungsziel zu erreichen.

Auf Wunsch eines Kéufers sollten z.B. probeweise Schiffsverladungen vorgenommen werden, da kinftig im Land
Holzverladebahnhofe nicht mehr in ausreichender Zahl zur Verfligung stehen. Die zentrale Holzvermarktung hatte zu-
nachst neun und in einer zweiten Anfrage 22 Forstamter gebeten, Holz bereitzustellen. Obwohl sie darauf hingewiesen
hatte, dass die Erprobung dieses bisher nicht genutzten Transportweges auch im Hinblick auf mégliche Transport-
abwicklungen anderer Massensortimente fur die Landesforstverwaltung von grofRtem Interesse sei, meldeten nur zwel
Forstamter eine geringe Holzmenge. Um das Projekt nicht scheitern zu lassen, musste die Zentralstelle der Forst-
verwaltung Forstémter férmlich anweisen, Holz aus dem Staatswald termingerecht bereitzustellen.

Grundsétzlich teilte der Holzmarktservice nach Meldung mdglicher Liefermengen und nach Vertragsabschluss den
Lieferforstamtern Liefertranchen zu. Die termin- und qualitétsgerechte Bereitstellung des Holzes war Aufgabe der
Forstémter, die dies nicht in jedem Fall gewahrleisteten. Der Holzmarktservice musste auch in derartigen Félen die
Lieferforstamter wiederholt auffordern, ihren Beitrag zur Vertragserflllung termingerecht zu leisten. Dies geschah in
einigen Fallen mit erheblichen Verzégerungen.

Nach Mitteilung des Ministeriums wird die Stellung der zentralen Vermarktungsorganisation gestarkt.

Verwaltungsmanige Abwicklung

Die verwatungsmallige Abwicklung der Holzkaufvertrage ist Aufgabe des Forstamts. Ein Sachbearbeiter war durch
die Holzverkéufe eines Forstamts in der Regel nicht ausgelastet. Bei dessen Verhinderung war aufgrund der geringen
Personalstérke eines Forstamts in der Regel keine Vertretungskraft vorhanden, die tber die notwendigen Kenntnisse
zur automationsgestiitzten Abwicklung verfigte. Die zlgige Vertragsabwicklung war somit nicht immer sichergestellt.

Fur die Annahme der Einnahmen aus dem Holzverkauf waren drei Regierungskassen zustandig. Die Kassen buchten
die Annahmeanordnungen nach Forstémtern geordnet. Um Informationen lber das Zahlungsverhalten der Kaufer zu
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erhalten, mussten die Buchungsvorgénge einzeln ermittelt werden. Eine automationsgestitzte Abfrage war nicht mog-
lich.

Durch Zentralisierung der Kassengeschéfte bei einer Regierungskasse lief3e sich der Verwaltungsaufwand sowohl
innerhalb der Kassenorganisation als auch bei der Landesforstverwaltung verringern. Zudem wiirde der Zahlungs-
verkehr fr landesweit kaufende Kunden vereinfacht.

Das Ministerium hat mitgeteilt, im Rahmen der weiteren Entwicklung der Landesforstverwaltung sei die Einflhrung
der doppelten Buchfihrung vorgesehen. Das Verfahren solle in einer zentralen Buchungsstelle abgewickelt werden.

Holzeinschlag durch Kaufer (Selbstwer ber einschlag)

Bei der Selbs.twerbungmI erntet und verwertet der Kaufer das Holz. Als Kaufpreis wird ein um die Erntekosten redu-
Zierter Preis vereinbart. Fir den Staatswald war der geﬁbliche Selbstwerbereinschlag in den Jahren 1997 und 1998
erheblich eingeschrankt und ab 1999 untersagt worden™, weil die Selbstwerbung im Vergleich zu der Aufarbeitung
durch Unternehmer und anschlief3endem Verkauf durch den Waldbesitzer diesem keinen finanziellen Vorteil gebracht
habe.

In den Jahren 1999 bis 2001, in denen der gewerbliche Selbstwerbereinschlag im Staatswald untersagt war, haben
54 Forstdmter dennoch auf diese Weise Holz verkauft. EIf Forstémter taten dies in alen drei Jahren. Sie vermarkteten
dabei insgesamt 21.200 Festmeter. Ein Vergleich der Durchschnittserlse beim Verkauf von hoherwertigem Stamm-
holz in Selbstwerbung mit den Preisen beim Freihandverkauf fuhrte unter Berlicksichtigung der Kosten des Holz-
einschlags zu einem rechnerischen Mindererl s von insgesamt 167.000 € fir das Land.

Dem Verkauf im Wege der Selbstwerbung waren in der Regel keine kosten- und erldsorientierten Kalkulationen
vorausgegangen. Die Vergaben erfolgten Uberwiegend freihandig; 6ffentliche Ausschreibungen waren selten.

Der gewerbliche Selbstwerbereinschlag ist nur dann eine geeignete Vermarktungsform, wenn das Ergebnis einer sorti-
mentsbezogenen, kosten- und erldsorientierten Kalkulation einen mindestens vergleichbaren Nettoerl6s wie bei dem
herkdbmmlichen Ernte- und Verkaufsverfahren erwarten lasst. Dabei ist die Vergabe offentlich auszuschreiben.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass der sog. Stockverkauf im Staatswald im Grundsatz nicht zuldssig sei. In Aus-
nahmeféllen kénne die Verkaufsart zweckmaliig sein. Entsprechend der Anregung des Rechnungshofs werde im
Jahr 2004 ein einheitliches Kalkulations- und V ergabeverfahren verbindlich vorgeschrieben werden.

Wertholzver kauf

Beim Verkauf von Wertholz im Wege der 6ffentlichen Ausschreibung wurden in der Regel hohere Preise als beim
Freihandverkauf erzielt.

Die Forstamter brachten nicht alle geeigneten Wertholzsortimente in die landesweit organisierten
Submissionsverkaufe ein. Dies lag u.a. an Unsicherheiten (iber die aktuelle Werteinschétzung bei den Amtern. Fir die
Jahre 1999 bis 2001 ergab sich bei einem Vergleich der Erlése aus Submissionsverkaufen mit den
Durchschnittspreisen bei Freihandverkaufen aus dem Staatswald rechnerisch ein Mindererl6s von 450.000 €.

Moglichkeiten einer Vermarktung durch Submissionsverkaufe sollten bei entsprechender Holzqualitét und -dimension
stérker genutzt werden. Den Forstdmtern sollte ein fUr die Wertholzeinschétzung speziaisierter Mitarbeiter der zen-
tralen Holzvermarktung zur Verfiigung stehen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass im Holzmarktservice - einer Anregung des Rechnungshofs folgend - kiinftig ein
Mitarbeiter speziell fir Wertholz und eine entsprechende Beratung der Forstdmter zusténdig sein werde. Darliber
hinaus solle die Feinsortierung des Werthol zes auf den Submissionsplétzen verbessert werden.

Bevorzugung gemeindlicher Waldbesitzer

Bis zur Ubertragung der Vermarktung des Holzes der gemeindlichen Waldbesitzer auf die Landesforstverwaltung
waren fur jede Waldbesitzart eigensténdige Kaufvertrége abzuschlieflen.

In Zeiten sinkender Holzpreise, in denen Vertradge fir Holz aus dem Staatswald noch nicht erfllt waren und der
aktuelle Marktpreis unter den Vertragspreis gesunken war, ist von einzelnen Forstamtern zur Erflllung der Vertrage

180)
181)

Fur die " Selbstwerbung" werden auch die Begriffe "Kaufereinschlag" und " Stockverkauf" benutzt.

Fur den Gemeindewald hatte das Ministerium empfohlen, entsprechend zu verfahren oder nur nach vorheriger Ausschreibung gegen
Meistgebot diese Vermarktungsform zu wahlen.
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Holz aus dem Gemeindewald geliefert worden. Das somit vertragsfrei gewordene Holz aus dem Staatswald wurde
dann spéter zu einem niedrigeren aktuellen Marktpreis verkauft.

Andererseits wurden gemeindliche Holzvertrége in Zeiten eines Preisanstiegs durch Holzlieferungen aus dem Staats-
wald erfillt. Das somit vertragsfreie Holz kommunaler Waldbesitzer verkauften die Forstdmter dann zu den héheren
am Markt zu erzielenden Preisen.

Diese Vorgehensweise fuhrte im Bereich zweier Forstdmter in den Jahren 1997 bis 2000 fur das Land zu Einnahme-
verlusten von insgesamt 10.000 €.

Das Ministerium hat erklért, es werde auf korrekte waldbesitzerbezogene V ertragserfiillung geachtet.

Ubernahme und Zahlungsabwicklung

Den Holzverkaufsvertragen lagen die Allgemeinen Verkaufs- und Zahlungsbedi ngungenE zugrunde. Die dort festge-
legten Bestimmungen iber Ubernahme- und Zahlungstermine wurden in vielen Fallen nicht beachtet.

So verschoben die Forstémter Termine auf Wunsch des Kéaufers, wenn der Kéufer kein Interesse an einer zligigen
Ubernahme des Holzes hatte. Holzrechnungen enthielten von den Vertragsbedingungen abweichende, fiir den Ké&ufer
gunstigere Zahlungstermine. Dadurch konnten diese trotz verspéteter Zahlung Skonti in Anspruch nehmen. Bei nicht
fristgerechtem Zahlungseingang setzten Forstamter den Zahlungstermin nachtréglich - ohne Begriindung - auf den Tag
des Geldeingangs bei der Regierungskasse neu fest. Das hatte zur Folge, dass vom Kaufer in Anspruch genommene
Skonti nicht nachzufordern oder Verzugszinsen nicht zu berechnen waren.

Das Ministerium will auf die Einhaltung der Bestimmungen lber Verdnderungen bei Ubernahme- und Zahlungs-
terminen achten.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) die Anzahl der Regionalbiros fur die zentrale Holzvermarktung zu verringern,

b)  zur besseren Steuerung des Holzverkaufs und der Kundenbetreuung notwendige Daten der Holzvermarktung
zeitnah zur Verfiigung zu stellen und einen unmittelbaren Abruf der Daten zu erméglichen,

c¢) die Stellung der zentralen Holzvermarktung gegentiber den Forstamtern zu stérken,
d) dieKassengeschafte bei einer Regierungskasse zu zentralisieren,

e) den gewerblichen Selbstwerbereinschlag nur nach Einfuhrung einheitlicher Kakulationsgrundlagen und verbind-
licher Rahmenbedingungen zuzul assen,

f)  die Vermarktung von Wertholz durch Submissionsverkéufe stérker zu nutzen,

g) auf die Einhaltung der Allgemeinen Verkaufs- und Zahlungsbedingungen zu achten.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Umwelt und Forsten ist unter Nr. 2 dargestellt.

182 Gemeinsames Rundschreiben des Ministeriums fiir Landwi rtschaft, Weinbau und Forsten und des Ministeriums der Finanzen vom

18. September 1985 (MinBlI. S. 461).
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Altersteilzaeit von L ehrkr aften

Die Altersteilzeit fuhrte bis zum Haushaltgahr 2003 durch die Absenkung der laufenden
Beziige der Lehrkréfte, denen bisang Altersteilzeit bewilligt wurde, zu einer rechnerischen
Entlastung des L andeshaushalts von insgesamt 85 Mio. €. Ab dem Haushaltsahr 2004 entstehen
jahrlich steigende Mehrausgaben fur Ersatzkréfte, die sich in den Jahren 2004 bis 2012 auf
insgesamt 252 Mio. € belaufen werden. Weitere 150 Mio. € werden fur Zuflihrungen an den
Finanzierungsfonds fir die Beamtenver sorgung zu ver anschlagen sein.

Wird Altersteilzeit weiterhin im bisherigen Umfang beantragt und bewilligt, erhéht sich nach
der Prognose des Rechnungshofs die M ehrbelastung des Haushalts in den Jahren 2004 bis 2018
auf 533 Mio. €. Zusétzlich werden 439 Mio. € dem Finanzierungsfonds fir die Beamtenver sor -
gung zuzufiihren sein.

Bei einer unveranderten Weiterfihrung der Altersteilzeit werden kinftige Haushalte in einer
Hohe belastet, die im Hinblick auf den fur das Jahr 2008 angestrebten Haushaltsausgleich ohne
neue Kreditaufnahmen und mit Rucksicht auf das Budgetrecht des Parlaments problematisch
ist.

Allgemeines

Lehrkréften, die das 55. Lﬁsjahr bis zum 1. August eines Jahres vollendet haben, kann Altersteilzeit gemald
8§ 80 b Landesbeamtengesetz™ bewilligt werden.

Bel Altersteilzeit im Teilzeitmodell, die mindestens ein Schuljahr umfassen muss, unterrichtet die Lehrkraft mit der
Halfte des Regel stundenmalies, das sie ohne Altersteilzeit zu erbringen hétte. Altersteilzeit im Blockmodell muss sich
Uber mindestens zwei Schuljahre erstrecken und besteht zu gleichen Teilen aus einer (Anspar-)Phase, in der das volle
Unterrichtsdeputat erbracht wird, und einer Freistellungsphase.

Lehrkréfte konnten Altersteilzeit erstmals mit Beginn des Schuljahres 1999/2000 antreten. Letztméglicher Termin fir
den Wechsdl in Altersteilzeit ist der 1. August 2009.

Da der weit Uberwiegende Telil aler Altersteilzeiten in der Landesverwaltung auf den BildungsbereichEl entfalt, hat
der Rechnungshof die Auswirkungen der dort bereits bewilligten Altersteilzeiten auf den Landeshaushalt untersucht
und auf der Basis des bisherigen Antragsverhaltens die noch zu erwartende Zahl von Altersteilzeiten und deren
finanzielle Auswirkungen prognostiziert. Bei seinen Berechnungen hat der Rechnungshof beriicksichtigt, dass das
Ministerium beabsichtigt, die infolge der Altersteilzeit nicht mehr zur Verfiigung stehenden Lehrkréfte zu ersetzen.
Die Auswirkungen auf die Unterrichtsversorgung waren nicht Gegenstand der Priifung.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ausgangslage

Bis zum Schuljahr 2003/2004 war umgerechnet 4.852 Vollzeitkréften (5.264 Lehrkréfte) Aﬁrsteilzeit bewilligt
worden, davon 4.333 Vollzeitkréften im Blockmodell und 519 Voll zeitkréften im Teil zeitmodel .

Das Ministerium fur Bildung, Frauen und Jugend hatte bis zum Beginn der Priifung durch den Rechnungshof die
einzelnen Altersteilzeiten sowie die voraussichtliche Ersparnis aufgrund der abgesenkten Altersteilzeitbeziige im
Rahmen der Berichterstattung geméal3 § 6 des jeweiligen Landeshaushaltsgesetzes erfasst. Als Beitrag zur Altersteil-
zeitstatistik wurden auf3erdem jahrlich die genehmigten und die beendeten Altersteilzeiten von angestellten Lehr-
kréften sowie die Zahl der Wiederbesetzungen an das Ministerium der Finanzen gemel det.

189 | andesbeamtengesetz (LBG) vom 14. Juli 1970 (GVBI. S 241), zuletzt gesindert durch Gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 129); fiir
angestellte Lehrkréfte gilt der Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998, zuletzt gedndert durch
AndTV Nr. 2 vom 30. Juni 2000.

Einzelplan 09 Ministerium fur Bildung, Frauen und Jugend, Kapitel 09 17 Grundschulen, 09 18 Hauptschulen, 09 20 Grund- und
Hauptschulen, 09 21 Sonderschulen, 09 22 Realschulen, 0923 Gymnasien, 09 24 Berufshildende Schulen, 09 26 Integrierte
Gesamtschule, 09 27 Regionale Schulen; vor dem Haushaltgahr 2002 waren entsprechende Kapitel im Einzelplan 15 Ministerium
fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung etatisiert.

Fur die folgenden Berechnungen wurden Angaben, die sich auf Personen beziehen (Vollzeit- und Teilzeitkréfte), regelmaidig im
Verhdtnis 1:1,2 in Vollzeitkréfte umgerechnet. Soweit mdglich, wurde auf das tatsichliche Verhdtnis in den einzelnen Schularten
zuriickgegriffen.

184)

185)
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Ein Uberblick Uber die Auswirkungen der Altersteilzeit - auch unter Beriicksichtigung sonstiger Arbeitszeitmodelle
far Lehrkréftemﬂ- auf die Unterrichtsversorgung in den einzelnen Schularten, Berechnungen zu den voraussichtlichen
Mehrausgaben fir Ersatzkréfte oder Prognosen zu der weiteren Inanspruchnahme von Altersteil zeit fehlten jedoch. Ein
Controlling, das aktuelle Daten fur die Entscheidung Uber weitere Antrége auf Altersteilzeit hétte zur Verfigung
stellen kdnnen, war nicht eingerichtet.

Das Ministerium fir Bildung, Frauen und Jugend hat erklart, es habe die Altersteilzeit auch als Instrument der Per-
sonalentwicklung verstanden und die Auswirkungen der Altersteilzeit auf die Unterrichtsversorgung mittel- wie lang-
fristig untersucht. Hierzu verwies es auf die dem Rechnungshof zur Verfiigung gestellten umféanglichen Unterlagen
Uber die Inanspruchnahme der Altersteilzeit. Der Anregung des Rechnungshofs, ein Controlling einzurichten, werde
gefolgt.

Hierzu ist anzumerken, dass die Unterlagen Uber die Inanspruchnahme der Altersteilzeit erst im Rahmen der Prifung
auf Anforderung des Rechnungshofs erstellt wurden. Sie dienten als Grundlage fir die nachfolgenden Berechnungen.
Nachgefragte Modellberechnungen zur Altersteilzeit hat das Ministerium - mit Ausnahme der vorgenannten Beitrage
und statistischen Erhebungen - nicht vorgel%. AuRerdem wurden vom Ministerium der Finanzen zur Verfigung ge-
stellte Daten in die Auswertung einbezogen ™.

Inanspruchnahme der Alter steilzeit

Seit Einfubhrung der Altersteilzeit nahmen zu Beginn eines jeden Schuljahres im Durchschnitt 15,5 % der Lehrkréfte
im Alter zwischen 55 und 64 Jahren Altersteilzeit in Anspruch.

Legt man diese durchschnittliche Antragsquote zugrunde, wird sich die Inanspruchnahme der Altersteilzeit voraus-
sichtlich wie folgt entwickeln:

Schuljahr Zahl der Antraggbqgchtigtenhgd) Prognostizi erte_AItgsteiIzeitm
- Vollzeitkréfte - - Vollzeitkréfte -
2004/2005 6.352 988
2005/2006 7.388 1.148
2006/2007 8.111 1.258
2007/2008 8.632 1.340
2008/2009 9.150 1421
2009/2010 9.326 1.446

Ersatzkréaftebedarf infolge der Alter steilzeit

Bislang wurden infolge der Einfihrung der Altersteilzeit keine Stellen eingespart. Da die Altersteilzeit fur Lehrkrafte
as Instrument der Personalentwicklung, nicht aber zum Abbau von Personal liberhéngen eingesetzt wird, ergibt sich
beim Teilzeitmodell sofort mit Beginn der Altersteilzeit, beim Blockmodell mit Beginn der Freistellungsphase zusétz-
licher Personalbedarf.

186) Vgl. insbesondere das verpflichtende Ansparen gemél3 § 6 Lehrkréfte-Arbeitszeitverordnung (LehrArbZVO) vom 30. Juni 1999
(GVBI. S. 148), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 16. Dezember 2002 (GVBI. S. 481), BS 2030-1-4, wonach Lehr-
kréfte (ausgenommen sind Lehrkréfte, die ganz oder Uberwiegend an Grundschulen eingesetzt sind, und schwerbehinderte Lehr-
kréfte) zurzeit eine Unterrichtsstunde pro Woche zusétzlich erteilen (Ansparphase). In der Ausgleichsphase, die an den berufs-
bildenden Schulen mit dem Schuljahr 2011/2012, an Sonderschulen mit dem Schuljahr 2008/2009 und an den Ubrigen Schulen mit
dem Schuljahr 2007/2008 beginnt, wird die wochentliche Unterrichtsverpflichtung um eine Wochenstunde herabgesetzt.

Alle der Berechnung zugrunde gelegten Daten wurden mit dem Ministerium fir Bildung, Frauen und Jugend und mit dem Minis-

terium der Finanzen abgestimmt.

8 m Schuljahr 1999/2000 waren 7.586 Vollzeitkréfte 55 Jahre oder &lter. In den folgenden Schuljahren vergroRert sich der Kreis der
Antragsberechtigten jeweils um die Lehrkréfte, die das 55. Lebengjahr bis zum Beginn des Schuljahres vollendet haben. Nicht mehr
zu berlicksichtigen sind dagegen Lehrkréfte, denen Altersteilzeit bereits bewilligt wurde, sowie digjenigen, die das 64. Lebensjahr
vollendet haben. Vorzeitige Ruhestandsversetzungen bleiben mangels hinreichend gesicherter Durchschnittswerte auf3er Betracht.

187)
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Fur ale Schularten stellt sich der Lehrkrafteersatzb
jahres 2003/2004 gewahrten Altersteilzeiten wie folgt dar™=:

bl fur die bis einschliefdlich zu Beginn des Schul-

Lehrkrafteersatzbedarf aufgrund

Vollzeitkrafte
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Unter Berlicksichtigung der vom Rechnungshof erstellten Prognose zur weiteren Inanspruchnahme der Altersteilzeit

und der vom Ministerium erklarten Absicht, auch weiterhin

die infolge der Altersteilzeit nicht mehr zur Verfigung

stehenden Lehrkréfte ersetzen zu wollen, stellt sich der voraussichtliche Ersatzkraftebedarf wie folgt dar:
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189)
190)

Ersatzbedarf, Uber den im Rahmen der politischen Entscheidung der Gestaltung des Unterrichtswesens zu entscheiden ist.
Dargestellt ist der Lehrkréfteersatzbedarf auf Basis des Schuljahres 1998/1999. Soweit der Ersatzkréftebedarf des Vorjahres bereits

abgedeckt wurde, ergibt sich die Zahl der erforderlichen Neueinstellungen aus der Differenz zwischen laufendem Jahr und Vorjahr.
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Auswirkungen auf den Haushalt

Wahrend der Altersteilzeit erhalten Angestellte gem. § 5 TV ATZ und Beamte gem. § 6 Abs. 2 BBesG neben antei-
ligen Dienstbeziigen den sog. Altersteilzeitzuschlag. Die Hohe dieses Zuschlags ergibt sich aus der Differenz
zwischen 83 % des Nettobetrags, der einer Kraft nach der bisherigen Arbeitszeit zustehen wirde, und dem
Nettobetrag, der sich fir die Teilzeitbeschaftigung ergibt. Im Ergebnis muss das Land fir Beschéftigte in der
Altersteilzeit etwa 70 % der Bezlige zahlen, die diesen bei Vollbeschéftigung zustanden.

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Auswirkungen auf den Haushalt wurde die Differenz zwischen den Bezligen
einer Lehrkraft vor und nach dem Eintritt in die Altersteilzeit als Minderausgabe berticksichtigt.

Da Lehrkréfte Uberwiegend Altersteilzeit in Form des Blockmodells wahiten, also zunédchst in der Ansparphase die
volle Arbeitsleistung zu verringerten Dieastbeziigen erbrachten, war bis zum Haushaltsjahr 2003 eine Entlastung des
Landeshaushalts um insgesamt 85 Mio. € zu verzeichnen.

Allerdings werden spétestens bei Eintritt in die Freistellungsphase Ersatzkréfte bereitgestellt. Wahrend in der Ubrigen
Landesverwaltung in der Regel Dienstanfénger im Eingangsamt ihrer Laufbahn eingesetzt werden konnen, beginnen
Lehrkréfte an Grund- und Hauptschulen in Besoldungsgruppe A 12, Lehrkréfte an Real- und Sonderschulen in Besol-
dungsgruppe A 13 g.Dﬁrs@tzkréﬁe haben auf3erdem Anspruch auf Beihilfeleistungen. Diese wurden mit 2.181 €
jéhrlich je Vollzeitkraft ™= fur die Dauer des durch die Altersteil zeit ausgel 6sten Ersatzbedarfs angesetzt.

Schliefflich ist zu berlicksichtigen, dass fur diese Kréfte regelmalig Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fir die
Beamtenversorgung von derzeit 28,5 % der Besoldung zu leisten sind. Da infolge der Altersteilzeit der Ersatzbedarf
friher eintritt als bei einer Pensionierung der Lehrkraft nach Erreichen der Altersgrenze gem. § 59 LBG, wurde eine
jéhrliche Verzinsung von 5 % der Zufihrungen als finanzielle Folge der Altersteilzeit angesetzt.

Auf der Basis der fur das ﬂr 2002 berechneten Werte ergeben sich folgende finanzielle Auswirkungen der bereits
bewilligten Altersteilzeiten ==

Mio. € Finanzielle Auswirkungen der bereits gewéahrten Altersteilzeiten
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Minderausgaben infolge abgesenkter Altersteilzeitbeziige

C— Mehrausgaben fiir Ersatzkrafte

Haushaltsbelastung

19 Fijr Zufilhrungen an den Finanzierungsfonds ergaben sich Ausgaben von 24 Mio. €.

192)  Durchschnittswert des Jahres 2002.
199 Nominalbetrage (ohne Abzinsung und ohne Besoldungserhdhungen).
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Die Personalausgaben fur Lehrkréfte in Altersteilzeit werden sich infolge der abgesenkten Beziilge um insgesamt
481 Mio. € reduzieren. Fur Ersatzkréfte werden zusétzliche Ausgaben von insgesamt 648 Mio. € entstehen. In diesem
Betrag sind Bezlige von 611 Mio. €, Beihilfeleistungen von 34 Mio. € sowie Zinsbelastungen fir vorgezogene Zufiih-
rungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung von 3 Mio. € enthalten. Die Mehrausgaben werden
damit die Minderausgaben um 167 Mio. € Ubersteigen.

Nachdem der Haushalt bis zum Jahr 2003 um 85 Mio. € entlastet worden war, verbleiben in den Jahren 2004 bis 2012
Mehrbelastungen von 252 Mio. €.

Dartber hinaus werden fir ZufUhrungen an den Finanzierungsfonds voraussichtlich weitere 174 Mio. €E‘d im Landes-
haushalt zu veranschlagen sein. Mit jeweils 92 Mio. € wird die Belastung in den Jahren 2006 und 2007 am hochsten
sein.

Unter Einbeziehung der vom Ii%hnungshof prognostizierten weiteren Inanspruchnahme der Altersteilzeit stellen sich
die finanziellen Auswirkungen™ wie folgt dar:

Mio. € Finanzielle Auswirkungen der prognostizierten Altersteilzeiten
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Minderausgaben infolge abgesenkter Altersteilszeitbeziige

C— Mehrausgaben fur Ersatzkréafte

™ ™ Haushaltsbelastung

Die Personalausgaben fir Lehrkréfte in Altersteilzeit werden sich um insgesamt 1.274 Mio. € reduzieren. Die zusatz-
lichen Personalausgaben fir die Ersatzkréfte werden insgesamt 1.722 Mio. € betragen. Neben den Bezligen von
1.626 Mio. € sind in diesem Betrag Beihilfeleistungen in Héhe von 90 Mio. € und Zinsbelastungen fir vorgezogene
Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds von 6 Mio. € enthalten. Die Mehrausgaben werden damit die Minderaus-
gaben um 448 Mio. € Ubersteigen.

Unter Berticksichtigung der bis zum Jahr 2003 eingetretenen Haushaltsentlastung verbleiben in den Jahren 2004 bis
2018 Mehrbelastungen von 533 Mio. €.

19 Davon 150 Mio. € in den Jahren 2004 bis 2012.
199 Nominalbetrage, ohne Abzinsung und ohne Besoldungserhéhung.



25

-134 -

Fur Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds werden im Landeshaushalt weitere 463 Mio. €*[|zu veranschlagen sein.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es habe die finanziellen Auswirkungen der Altersteilzeit in den Haushaltsaufstellungs-
verfahren in enger Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen beriicksichtigt.

Die prognostizierten zusétzlichen Personalausgaben fur Ersatzkréfte werden kinftige Haushalte erheblich belasten und
damit den Gestaltungsspielraum des Parlaments einschrénken. Eine jewells nur jahresbezogene Betrachtung der finan-
ziellen Auswirkungen im Rahmen der Haushaltsaufstellung trégt den mittel- und langfristigen Folgen der Altersteilzeit
nicht ausreichend Rechnung.

Bislang hat die Altersteilzeit im Ergebnis zwar zu Entlastungen im Bereich der Personalausgaben gefihrt. Die mit
Hilfe der Altersteilzeit in den Jahren 2000 und 2001 gebildeten Riicklagen, Ausgabereste u nstigen "Einsparun-
gen" wurden zwischenzeitlich zur Finanzierung von 200 zusétzlichen Stellen fir Lehrkrafte™=, zum Ausgleich von
Malusvortrégen, im Rahmen haushaltswirtschaftlicher Mal3nahmen oder - im Rahmen der Deckungsfahigkeit - fir Zu-
fUhrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung eingesetzt. Ab dem Haushaltsjahr 2004 ist aber mit
jéhrlich steigenden Mehrausgaben fir Ersatzkréfte zu rechnen.

Diese Vorbelastung kinftiger Haushalte muss in die Finanzplanung einbezogen und bei der Entscheidung Uber die
Bewilligung neuer Altersteilzeiten berticksichtigt werden. Im Rahmen eines umfassenden Konzepts sollten die mit der
Altersteilzeit verbundenen Vorteile und die mit ihr einhergehenden Belastungen bewertet und Moglichkeiten zur Ver-
ringerung der Belastungen etwa durch eine Erhdhung des Eintrittsalters gepriift werden. Dabei sollte auch geklart
werden, ob ausreichend qualifiziertes Persona zur Deckung des Ersatzbedarfs und Sicherstellung der Unterrichtsver-
sorgung zur Verfligung stehen wird.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es habe die Anregung aufgenommen und werde bereits Anfang des Jahres 2004 durch
die Einstellung eines Controllers die diesbeziiglich notwendigen Arbeiten intensivieren.

Einschrankung der Alter sermafigung

Im Zuge der Ei r&‘jhrung der Altersteilzeit wurde im Juni 1999 die sog. Alterser gung fur Lehrkréfte neu geregelt.
Waéhrend zuvor == Lehrkréfte, die mindestens die Hé fte des Regel stundenmalles™ Unterricht erteilten, ab dem

- 55, Lebensjahr eine Wochenstunde,
- 60. Lebensiahr zwei Wochenstunden,
- 63.Lebengahr drei Wochenstunden

Altersermaldigung erhielten, werden seit dem Schuljahr 1999/2000 nur noch Lehrkréften, die nicht in Altersteilzeit
sind, miﬁeginn des Schuljahres, in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, drei Wochenstunden Alterserméaliigung
gewahrt=~,

Das Ministerium vertritt die Auffassung, die Altersteilzeit "rechne” sich, weil zur Gegenfinanzierung die Alters-
ermaldigung fast vollsténdig gestrichen worden sei. An eine Streichung oder Reduzierung der Altersteilzeit kdnne
nicht ohne eine Wiedereinfuhrung der Alterserméigung gedacht werden. Die vom Rechnungshof eingenommene
Position, die in Frage stelle, ob die frihere Regelung zur Altersermélligung ohne die Einfuhrung der Altersteilzeit
Bestand gehabt hétte, konne nicht hingenommen werden.

Hierzu ist anzumerken, dass die Regelungen zur AltersermaRigung von Lehrkréften auch schon vor Einfihrung der
Alterstgﬁzeit eine Reihe von Anderungen hinsichtlich der Altersgrenze und der Zahl der ErméRigungsstunden erfahren
hatten®=. Die der Argumentation des Ministeriums zugrunde liegende Annahme, die Altersermaligung wére ohne
Einfihrung der Altersteilzeit bis zum Jahr 2018 unverandert geblieben, ist schon deshalb nicht zwingend. Hinzu
kommt, dass angesichts der angespannten Situation der 6ffentlichen Haushalte bereits eine Reihe von Einschnitten im

1) Davon 439 Mio. € in den Jahren 2004 bis 2012.
190 Ab dem 1. August 2000.

198 Nr.3.1der Verwaltungsvorschrift tber Regelstundenmalle, Stundenanrechnungen und -ermafigungen fir Lehrkréfte an 6ffentlichen
Schulen vom 23. Juni 1997 (GAmtshl. S. 447).

Berechnung ohne AlterserméRigung.
200 g9 LehrArbzVO.

201 Bj51980: ab vollendetem 60. Lebensjahr eine Wochenstunde;
ab 1980: ab vollendetem 60. Lebensjahr zwei Wochenstunden;
ab 1982: mit Beginn des Schuljahres, in dem das 60. Lebengahr vollendet wird, zwei Stunden;
ab 1986: mit Beginn des Schuljahres, in dem das 55. Lebensgjahr vollendet wird, zwei Stunden;
ab 1993: Erweiterung auf Teilzeitbeschéftigte;
ab 1997: Einfuhrung der bis zum Schuljahr 1999/2000 geltenden Staffelung.

199)
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offentlichen Dienst vollzogen wurde. Ob vor diesem Hintergrund eine allein aufgrund des Lebensalters gewéhrte Ver-
kirzung der Arbeitszeit nicht ohne Gegenleistung abgebaut werden kann, erscheint fraglich.

Im Ubrigen entsprechen zwar die durch den Wegfall von AltersermaRigungen zur Verfiigung stehenden zusétzlichen
Unterrichtsdeputate im Zeitraum von 1999 bis 2018 Personalausgaben von 425 Mio. €<, so dass bei Mehrausgaben
von 448 Mio. € infolge der Altersteilzeit rechnerisch lediglich eine Unterdeckung von 23 Mio. € besteht. Allerdings
bleiben die dargestellten Mehrausgaben und die hieraus resultierende Mehrbel astung des Haushalts unveréndert, wenn
das Ministerium entsprechend seiner erklarten Absicht den prognostizierten Ersatzkréftebedarf fur Lehrkrafte in
Altersteilzeit durch Neueinstellungen deckt.

Bel einer auf die jeweiligen Haushaltgahre bezogenen Betrachtung zeigt sich zudem, dass ab dem Haushaltsjahr 2010
die Mehrausgaben auch die sich rechnerisch ergebenden Entlastungen deutlich Ubersteigen werden:

Finanzielle Auswirkungen der prognostizierten Altersteilzeiten
unter Einbeziehung der rechnerischen Entlastung
Mio. € infolge des Wegfalls der AlterserméaRigung
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= Belastung des Haushalts durch Altersteilzeit

= = = Entlastung des Haushalts durch Wegfall der AltersermaRigung

Rechnerische Gesamtbelastung des Haushalts

Altersgrenze fur den Eintritt in den Ruhestand

Fir beamtete Lehrkréfte in Rheinland-Pfalz gilt als Regelaltersgrenze fur den Eintritt in den Ruhestand das Ende des
Schuljahres, das dem Schuljahr vorangeht, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden™. Dagegen treten Beamte im
aIIgemeine%/erwaltungsdienst regelmalig mit Ende des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, in den
Ruhestan .

Im Juni geborene Lehrkréfte werden demgeméafd mit 64 Jahren und somit rd. ein Jahr friher als sonstige Beamte ohne
Versorgungsabschlédge pensioniert. Fir Lehrkrafte im Angestelltenverhdltnis in Rheinland-Pfalz beginnt der
Ruhestand demﬁenijber mit Ablauf des Schulhabjahres (31. Januar bzw. 31. Juli), in dem sie das 65. Lebengjahr
vollendet haben™~.

22 piese Personalausgaben umfassen Bezlige und Beihilfeleistungen. Fir Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fir die Beamten-
versorgung wéren auRerdem 115 Mio. € anzusetzen.

29 §54Abs. 1S.3 Landesbeamtengesetz.

204) 8§54 Abs. 1 S. 1 und 2 Landesbeamtengesetz.

29 Nr. 6 der Anlage 2| zu Abschnitt XII zum Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 1961, zuletzt gedndert durch
77. AndTV vom 29. Oktober 2001 (MinBlI. S. 11), Sonderregelungen fiir Angestellte als Lehrkréfte (SR 21).



- 136 -

Die Lander haben die Regelatersgrenze fir den Eintritt beamteter Lehrkréfte in den Ruhestand unterschiedlich ge-
regelt. Wahrend in Baden-Wurttemberg, Bayern, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen vergleichbare Bestim-
mungen wie in Rheinland-Pfaz bestehen, beginnt_der Ruhestand fir Lehrkréfte in Brandenburg, Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Saarland und Schleswig-Holstein mit Ablauf des Schulhalbjahres
(31. Januar/31. Juli), in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. In Berlin, Hessen und Thiringen werden Lehrer da-
gegen erst mit Ablauf des Schuljahres, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, pensioniert.

Das Ministerium will angesichts der weit reichenden Bedeutung einer Veranderung der Regelungen zur Altersgrenze
fUr Lehrkréfte einerseits und andererseits angesichts der sehr uneinheitlichen Ausgestaltung dieser Regelungen in den
anderen Landern den Handlungsbedarf priifen.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert, im Hinblick auf den fur das Jahr 2008 angestrebten Haushaltsausgleich ohne neue
Kreditaufnahmen und mit Riicksicht auf das Budgetrecht des Parlaments

a) die Vorteile der Altersteilzeit und die mit ihr einhergehenden finanziellen Belastungen darzustellen und zu be-
werten,

b) ene Verringerung der Belastungen anzustreben und Mdglichkeiten hierzu, etwa durch eine Erhéhung des Ein-
trittsalters, zu untersuchen,

¢) ein Controlling einzurichten, das fur die Entscheidung Uber weitere Antrége auf Altersteilzeit aktuelle Daten zur
Verfigung stellt,

d) dieFestlegung der Altersgrenze fiir den Eintritt in den Ruhestand der beamteten Lehrkréfte zu Uberpriifen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Bildung, Frauen und Jugend ist unter Nr. 2 dargestellt.

26 gofern das 65. Lebengjahr in der ersten Hélfte des Schuljahres vollendet wird, mit dem Ende des vorhergehenden Schulhalbjahres,
sonst mit dem Ende des Schuljahres (§ 51 Abs. 2 Satz 2 Saarlandisches Beamtengesetz).
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Offentliche Berufsschulen

Schulen mit pauschalierter Sollstundenermittlung hatten gr6f3ere Handlungsfreiheiten bei der
Bildung von Klassen und Lerngruppen. Sie konnten den Unterricht wirtschaftlicher organisie-
ren und den Verwaltungsaufwand verringern. Es sollte erwogen wer den, dieses System verbind-
lich fur alle Schulen vorzusehen.

An kleineren Schulstandorten war fur bestimmte Berufsfelder die Bildung padagogisch sinn-
voller Fachklassen in wirtschaftlicher GroRRe schwierig. In diesen Fallen bietet sich eine Kon-
zentration des Unterrichts an regionalen Schwer punkten an.

Allgemeines

Der Rechnungshof hatte im Jahresbericht 1994@ gefordert, die Ermittlung des Unterrichtsbedarfs an berufsbildenden
Schulen zu vereinfachen, und vorgeschlagen, Modelle fir eine algemein geltende Lehrerwochenstundenpauschale zu
entwickeln. Im Rahmen dieser Pauschale sollte es den Schulen Uberlassen bleiben, ihre Klassen, Kurse und Lern-
gruppen nach eigenem Ermessen zu bilden.

Mit dem Schuljah%997/1998 wurde eine pauschalierte Sollstundenermittlung (PauSE) fur die berufsbildenden
Schulen eingefiihrt —=. Schulen kdnnen dieses Verfahren wahlen, wenn sie ihre Klassen so bilden, dass das Lehrer-
wochenstundensoll ®= kleiner ist as ein auf der Basis von Pauschalen ermittelter Wert (Soll-Rahmen). Sie erhalten
dann fir die Unterrichtsorganisation und die wahlfreien Unterrichtsangebote einen grofReren Handlungs- und Entschei-
dungsspielraum. Insbesondere konnen sie Klassen und Lerngruppen weitgehend nach eigenem Ermessen bilden; Ge-
nehmigungsvorbehalte der Schulbehdrde entfallen.

Die Schulen, die nicht an der pauschalierten Sollstundenermittiung teilnehmen, berechnen das L ehrerwochenstunden-
soll wie bisher nach den Schiller- und Klassenzahlen. Die Klassen sind nach den Vorgaben der Verwaltungsvorschrift
"Klassen- und Kursbildung" zu bilden.

Der Rechnungshof hat an 14 6ffentlichen Berufsschulen die Lehrerwochenstundenzuweisung und Unterrichtsorgani-
sation im Schuljahr 2001/2002 geprift. Von den in die Prifung einbezogenen Schulen hatten neun die pauschalierte
Sollstundenermittlung gewéahit.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Pauschalierte Sollstundener mittlung (PauSE)

Der fur die Teilnahme an dem pauschalierten Verfahren mai3gebliche Soll-Rahmen wird nach den Vorgaben des
Ministeriums fir Bildung, Frauen und Jugend mit folgender Formel ermittelt:

Fiktives Soll - ((Fiktives Soll - PauSE-Soll) x "Y") = Sollrahmen

- PauSE-Sall
Anzahl der Schiler in den einzelnen Berufsfﬁrn und Bildungsgéangen, jeweils multipliziert mit einem fur jeden
Bildungsgang vorgegebenen " PauSE-Faktor" <,

- Fiktives Soll
Lehrerwochenstundensoll des Schuljahres 1996/1997 dividiert durch die Schilerzahl desselben Schuljahres. Das
Ergebnis wird mit der Schillerzahl des aktuellen Schuljahres multipliziert.

- Y-Faktor
Prozentualer Abschlag, der den Schulen die Teilnahme an PauSE erleichtern soll. Er betrug 60 % fir die Schul-
jahre 1997/1998 bis 1999/2000 und 80 % ab dem Schuljahr 2000/2001.

20 1z7.38- Unterrichtsorganisation, Unterrichtsbedarf und Lehrereinsatz an berufsbildenden Schulen (Drucksache 12/6600, S. 143)
und Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 12/7160, S. 24), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und
Finanzausschusses (Drucksache 12/8172, S.19) und Beschluss des Landtags vom 29. Februar 1996 (Plenarprotokoll 12/129,
S. 10281).

Verwaltungsvorschrift "Klassen- und Kurshildung an berufshildenden Schulen" des Ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und
Weiterbildung vom 26. August 1997 (GAmtshl. S. 637); jetzt Verwaltungsvorschrift vom 2. Juli 1999 (GAmtsbl. S. 329), zuletzt
geandert durch Verwaltungsvorschrift vom 31. August 2001 (GAmtshl. S. 264), im Folgenden: Verwaltungsvorschrift "Klassen-
und Kursbildung".

Das Lehrerwochenstundensoll ergibt sich aus der Summe der Lehrerwochenstunden, die benétigt werden, um den nach den
Stundentafeln vorgesehenen Unterricht einschliefllich des Stundenbedarfs, der durch verbindlich vorgeschriebene Klassenteilungen
entsteht, vollstandig zu erteilen.

Nr. 3 Verwaltungsvorschrift "Klassen- und Kursbildung" vom 26. August 1997 i.V.m. der Anlage zu der genannten Verwaltungs-
vorschrift.

208)
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Die Berechnung des Sollrahmens ist weitgehend automatisiert; die Werte fur das Schuljahr 1996/1997 hat das Minis-
terium vorgegeben.

Das Berechnungsverfahren war fir die Schulen nur schwer nachvollziehbar. Eine Orientierung der PauSE-Faktoren
am konkreten Unterrichtsbedarf war nicht erkennbar. Nach Angaben des Ministeriums wurde das Faktoren-System "so
austariertﬁ?ass die meisten Schulen bei entsprechender Bemiihung eine gute Chance haben, an PauSE teilzu-
nehmen" =4,

Das nur schwer verstdndliche Verfahren kann vereinfacht werden, wenn - wie urspringlich bereits fir das Schul-
jahr 2001/2002 geplant®? - auf die Ermittlung des Sollrahmens verzichtet und allein auf die Uber- oder Unterschrei-
tung des PauSE-Solls abgestellt wird. AufRerdem sollte gepriift werden, ob die PauSE-Faktoren den konkreten Unter-
richtsbedarf in den einzelnen Bildungsgangen hinreichend berlcksichtigen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, im Rahmen der Uberlegungen zur Weiterentwicklung von PauSE werde gepriift, ob
der Y-Faktor auf 100 % erhoht werden kénne und inwieweit die PauSE-Faktoren zu veréndern seien. Allerdings seien
zuvor die Entscheidungen Gber die Strukturreform der berufshildenden Schulen zu treffen.

Auswirkungen der pauschalierten Sollstundener mittlung

Die Schulen nutzten die ihnen durch PauSE er6ffneten Handlungsspielrdume und orientierten sich bei der Unterrichts-
organisation verstarkt auch an Wirtschaftlichkeitsgesi chtspunkten.

So wurden zum Beispiel haufiger

- Auszubildende verschiedener Berufsfelder, -gruppen oder Ausbildungsstufen zusammen unterrichtet, soweit die
L ehrplane hinreichende Gemeinsamkeiten aufwiesen,

- Klassen in wirtschaftlicher GroRle sowie klasseniibergreifende Lerngruppen in den Unterrichtsféachern Datenver-
arbeitung und Textverarbeitung jeweils unter Beachtung und Ausschépfung der Hochstschiilerzahlen gebildet
und

- dlgemeinbildende Facher klasseniibergreifend unterrichtet.

Die Schulleitungen sahen weitere Vorteile in dem deutlichen Riickgang ihrer Verwaltungsaufgaben und der Sensibi-
lisierung der Kollegien fur die Notwendigkeit einer effizienteren Unterrichtsorganisation.

Angesichts der positiven Effekte sollte im Rahmen der Weiterentwicklung von PauSE auch die Mdglichkeit einer
verpflichtenden Teilnahme der Schulen erwogen werden.

Das Ministerium hat erklart, mafl3geblich fir die Einfihrung von PauSE sei die Erkenntnis gewesen, dass eine tkono-
mische Klassenbildung bei gleichzeitiger Vermeidung von tberméalligen Auseinandersetzungen mit Betrieben, Schi-
lern und Eltern nur zu erreichen sei, wenn den Schulen vermittelt werden kdnne, dass sie ein eigenes I nteresse an einer
wirtschaftlichen Unterrichtsorganisation hétten und die Entscheidung hiertiber bei ihnen liege. Positiv habe sich aus-
gewirkt, dass die PauSE-Schulen die Entscheidung Uber die Klassenbildung als ihre eigene nach auf3en vertreten
hétten. Es sei daher zu prifen, wie erreicht werden kdnne, dass diese Effekte bei einer Verpflichtung der Schulen zur
Teilnahme an PauSE erhalten blieben.

Regionale Ausbildungsschwer punkte

In die Prifung waren auch solche Schulen einbezogen, die die Voraussetzungen fur eine Teilnahme an PauSE nicht
erflllten. Infolge kleiner Einzugsgebiete mit einer geringen Zahl von Ausbildungsbetrieben bildeten diese Schulen
vielfach Klassen mit weniger als 16 Schilern. Ein gemeinsamer Unterricht fir verschiedene Berufe desselben
Berufsfelds war aufgrund von L ehrplanvorgaben selbst in den Klassen des ersten Aushildungsjahres oft nicht maglich.

Um auch an kleineren Schulstandorten pédagogisch sinnvolle Fachklassen in wirtschaftlicher Gréfe einrichten zu
konnen, sollte erwogen werden, das Unterrichtsangebot fur bestimmte Berufsfelder auf regionale Schwerpunkte zu
konzentrieren.

Das Ministerium hat geduffert, weitere Schwerpunktbildungen seien denkbar. Zusammen mit der Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion werde gepruft, welche Fachklassen verlagert werden kénnten. Dies werde aber aler Voraus-
sicht nach bei den abgebenden Standorten zu erheblichen Irritationen fuhren.

2D gehreiben des Ministeriums vom 10. Mai 2000, Landtags-Vorlage 13/4014.

22 gehreiben des Ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 7. Juli 1999, Az.: 1541 D - 51 244 - 0/35, und
Schreiben des Ministeriums fiir Bildung, Frauen und Jugend vom 31. Mai 2002, Az.: 941 D - 50 422 - 0/35.
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Unterrichtsorganisation
Beachtung der Rahmenstundentafeln

Der planméafZige Unterricht fir Berufsschiiler im dualen Ausbildungssystem ist durch Rahmenstundentafel nm vorge-
geben.

Eine Schule richtete aufgrund einer "Servicevereinbarung” mit den Ausbildungsbetrieben fir die Auszubildenden
einer Fachrichtung als Vorbereitung auf die Abschlussprifung einen zusétzlichen Unterrichtsblock von 15 Tagen ein.
Die eingesetzten Lehrkréfte wurden zum Ausgleich vom Unterricht in anderen Berufsschulklassen befreit, der infolge-
dessen ausfiel.

An einer anderen Schule erhielten Klassen aufgrund einer "traditionell gewachsenen Vereinbarung" zwischen den
Ausbildungsbetrieben, den Iﬁdwerksorganisationen und der Schule nicht die nach den Stundentafeln vorgesehenen
zwolf Jahreswochenstunden ™=, sondern lediglich zehn Wochenstunden. Dadurch entfiel monatlich ein Unterrichtstag.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass zwischenzeitlich der nach den Stundentafeln vorgesehene Unterricht vollstandig
erteilt werde.

Unterricht in Abschlussklassen

Schiler der Abschlussklassen werden regelméallig vorzeitig entlassen, weil der Unterricht mit der schriftlichen Ab-
schlusspriifung endet.

Lehrkréfte, deren Unterrichtsverpflichtung deshalb entféllt und die keine unmittelbaren Aufgaben in den Abschluss-
prifungen wahrnehmen, kdnnen "wahrend dieser Zeit" zum Ausgleich verstarkt zurﬁistung von Vertretungsunter-
richt, schulbezogenen Sonderaufgaben und sonstigen Aufgaben herangezogen werden=~.

Entsprechend dem Wortlaut der Verwaltungsvorschrift wurden Lehrkréfte erst nach Entlassung der Abschlussklassen
bis zum Ende des Schulhalbjahres zu Vertretungsunterricht oder auBerunterrichtlichen Aufgaben herangezogen.

Ein Ausgleich fir die entfallende Unterrichtsverpflichtung kann in diesem nur rund sechs Unterrichtswochen umfas-
senden Zeitraum kaum hergestellt werden. Der Ausgleichszeitraum%lte deshalb jedenfalls - wie fir Lehrkréfte an
Gymnasien ausdriicklich in § 4 der Lehrkréfte-Arbeitszeitverordnung = geregelt - das gesamte Schuljahr umfassen.

Das Ministerium hat erklért, die Schulen wiirden auf die ordnungsgemaf3e Erfiillung der Unterrichtsverpflichtung der
L ehrkréfte hingewiesen.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) das Verfahren zur Ermittlung der pauschalierten Lehrerwochenstundenzuweisung zu vereinfachen, das Faktoren-
system zu aktualisieren und moglichst eine verpflichtende Teilnahme der Schulen an dem pauschalierten Ver-
fahren vorzusehen,

b) durch die Konzentration des Unterrichtsangebots fir bestimmte Berufsfelder auf regionale Schwerpunkte die
Voraussetzungen fur die Bildung padagogisch sinnvoller Fachklassen in wirtschaftlicher Gréf3e zu schaffen,

c) sicherzustellen, dass Unterricht gemai den Stundentafeln vollstandig erteilt wird,

d) durch entsprechende Regelungen klarzustellen, dass bei der vorzeitigen Entlassung von Abschlussklassen die
insoweit entfallende Unterrichtsverpflichtung von Lehrkréften innerhalb des Schuljahres ausgeglichen wird.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung, Frauen und Jugend ist unter Nr. 2 dargestellt.

23 verwatungsvorschrift des Ministeriums firr Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung "Stundentafeln fiir die berufsbildenden

Schulen™ vom 16. August 2000 (GAmtsbl. S. 497), geéndert durch Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Bildung, Frauen und

Jugend vom 25. Mai 2001 (GAmtshl. S. 45) und 8. M&rz 2002 (GAmtsbl. S. 261).

Anzahl der Unterrichtsstunden, die durchschnittlich pro Woche im Schuljahr zu erteilen sind.

Nr. 2 der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Bildung und Kultur "Unterrichtsorganisation in der Berufsschule fiir die Zeit

der Ausbildungsabschlussprifungen” vom 11. Dezember 1992 (GAmtshbl. 1993 S. 3, 1998 S. 5, 2002 S. 571).

216 Lehrkréfte-Arbeitszeitverordnung vom 30. Juni 1999 (GAmtsbl. S. 277), zuletzt geéndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 16. De-
zember 2002 (GVBI. S. 481), BS 2030-1-4.

214)
215)
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Regionale Schulen

Ein schulisches Bedurfnisfur die Errichtung von Regionalen Schulen mit nur je zwei Klassen in
den Stufen 5 bis 9 war nicht immer erkennbar. Bel zwei Schulen ist infolge rucklaufiger Kinder-
zahlen sogar die Zweizlgigkeit gefahrdet.

Schulen erhielten mehr L ehrerwochenstunden zugewiesen, als sie fur Pflicht- und Wahlpflicht-
unterricht sowie fir notwendige Differenzierungen (u.a. Forderunterricht) bendtigten.

Die Unterrichtsorganisation entsprach nicht immer den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit. In einigen Fallen wurden mehr Klassen oder Lerngruppen als zuléssig gebildet.

L ehrereinsatzplane war en nicht dokumentiert. Nachweise Uber die Abwesenheit von Lehrkraften
fehlten oder entsprachen nicht den Anforderungen. Klassenbiicher und Unterrichtsnachweise
war en unzureichend gefuhrt. Damit lagen wesentliche Unterlagen zur Verbesserung der Quali-
tatsentwicklung und -sicherung nicht vor.

Allgemeines

Die Regionalen Schulenm sind aus einem im Schuljahr 1992/1993 begonnenen Modellversuch hervorgegangen und
wurden 1997 a's eigenstandige Schulart in das Schulgesetz aufgenommen.

Der Rechnungshof hat an 19 Regionalen Schulen die Klassen-, Kurs- und Gruppenbildung sowie die Zuweisung von
L ehrerwochenstunden im Schuljahr 2002/2003 geprft.

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Mindestgr6f3e der Schulen, Schulstandorte

Regionale Schulen sollen in den Klassenstufen 5 bis 9 mindestens drei Kl umfassen. Ausnahmsweise kann eine
Schule mit Zustimmung des Ministeriums fur Bildung, Frauen und Jugend=™ zweizlgig errichtet werden, wenn dies
im Einzelfal zur Sicherung des Bildungsangebots einer Region erforderlich ist und erwartet werden kann, dass die
Ubergaﬁ%squote der kiinftigen Schilerinnen und Schiler der Sekundarstufe | auf die Regionale Schule mehr as 50 %
betragt <.

Bei vier Schulen bestanden Zweifel, ob die Voraussetzungen fir eine Ausnahmegenehmigung vorlagen. Zwei Schulen
wurden an nur elf Kilometer voneinander entfernten Standorten genehmigt. Bel den beiden anderen Schulen ist infolge
ricklaufiger Kinderzahlen im Einzugsbereich die Zweizigigkeit gefahrdet.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es sei selbstversténdlich, dass dauerhaft einziigige Regionale Schulen keinen Bestand
haben konnten. Im Ubrigen seien die Genehmigungen wegen "siedlungsgeographischer Gegebenheiten" und zur
Sicherung von Schulstandorten erteilt worden. Es liege im Interesse einer kontinuierlichen Schulentwicklung, dass die
Verbandsgemeinden als Standorte und Tréger von Hauptschulen und Regionalen Schulen Berlicksichtigung fanden.

Dem ist entgegenzuhalten, dass allein dieses Interesse eine Ausnahme von der Mindestgrof3e nicht rechtfertigen kann.

Zuweisung von L ehrerwochenstunden

Eigene Rechtsgrundliagen fir die Zuweisung von Lehrerwochenstun und Stundentafeln fehlten. Es wurde nach
einem Schreiben des Ministeriums an die friheren Bezirksregierungen®- verfahren. Danach wird das L ehrerwochen-
stunden-Soll (LWS) fiir Regionale Schulen anhand eines Sockels sowie der Zahl der Klassen (Klassen-Faktor) und
Schiller (Schiler-Faktor) ermittelt.

27N g6 Abs. 3Nr. 3 und § 7 Abs. 3 Landesgesetz Uiber die Schulen in Rheinland-Pfalz (Schulgesetz - Schul G -) vom 6. November 1974
(GVBI. S. 487), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 167), BS 223-1.

28§10 Abs. 2 SchulG.

29 Ziffer | Nr.4 Abs 2 der Hinweise zur Errichtung Regionaler Schulen (Rundschreiben des Ministeriums vom 11. Juni 1997,
GAmtsbl. S. 454).

20 gehreiben des Ministeriums vom 18. Mérz 1997, Az.: 1542 B - 51 120-0/31.
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Ein Vergleich mit den entsprechenden Werten fur Hauptschulen und Real schulen zeigt, dass Regionale Schulen besser
ausgestattet werden:

Schulart Sockel Klassen- LWSjeKlasse LWSje Schiler
-LWS- stufe (Klassen-Faktor) (Schuler-Faktor)
. 6 5-9 21 0,6
Regionale Schule 10 23 0,56
Hauptschule 5--10 22 0,56
Realschule 6 5-10 23,5 0,34

Nahezu allen gepriiften Schulen stﬁﬂen mehr Lehrerwochenstunden zur Verfiigung, als fur Pflicht- und Wahlpflicht-
unterricht sowie Differenzierungen=- benétigt wurden:

Schule Gesamtbedarf Notwendige Gesamtbedarf Ist Ist
nach Differen- Ubersteigt
Stundentafel Zierungen Bedarf
-LWS- -LWS- -LWS- -LWS- -LWS-

1 410 55 465 493 28

2 172 26 198 2335 35,5
3 348 36 384 479 95
4 200 16 216 228 12
5 262 26 288 328 40
6 556 110 666 681 15
7 168 14 182 204 22
8 614 75 689 721 32
9 380 38 418 432 14
10 734 198 932 959 27
11 820 265 1.085 1.129 44
12 910 170 1.080 1.236 156
13 500 54 554 554 0
14 528 108 636 685 49
15 290 39 329 370 41

16 202 21 223 2415 18,5
17 498 47 545 606 61
18 380 43 423 461 38
19 496 95 591 597 6

Die hohere Personalausstattung der Regionalen Schulen zeigte sich u.a in dem gleichzeitigen Einsatz von zwei
Lehrern in einer Klasse, der Erhdhung des sich nach der Stundentafel fur die Klassenstufen 5 und 6 ergebenden
Bedarfs von 28 auf 30 Lehrerwochenstunden oder der Bildung von Lerngruppen mit weniger as acht Schilern. An
einer Schule konnten mit der reguléren Lehrerwochenstundenzuweisung - abweichend von der Klassenmesszahl -
anstelle von drei Klassen vier abschlussbezogene Klassen gebildet werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, bei der anstehenden Uberarbeitung der Verwaltungsvorschriften tiber die Stunden-
tafeln, die Unterrichtsorganisation und die Klassenbildung werde die Regionale Schule einbezogen. Zu der Héhe der
zuzuweisenden Lehrerwochenstunden sei klarzustellen, dass Schulen mit mehreren Bildungsgangen einen hoheren
Bedarf an Lehrerwochenstunden hétten als Schulen mit nur einem Bildungsgang. Ursachlich hierfir seien insbe-
sondere die aus padagogischen Griinden und im Hinblick auf die Beschlusslage der Kultusministerkonferenz vorzu-
sehenden Differenzierungen. Insofern kénne von einer Uberversorgung nicht die Rede sein.

2) 7B, Bildung von Gruppen in den Féchern Sport, Religion, zusétzliche Stunden fur Pflicht- und Wahlpflichtféacher oder Forder-

unterricht.



2.3

24

-142-

Dem ist entgegenzuhalten, dass der vom Rechnungshof ermittelte Gesamtbedarf an Lehrerwochenstunden den Er-
fordernissen der Regionalen Schulen Rechnung trégt. Die fir notwendige Differenzierungen ausgewiesenen Lehrer-
wochenstunden wurden mit den Schulleitungen abgestimmt. Berticksichtigt wurden neben den Differenzierungen in
den Féachern Sport, Religion, Ethik, Werken und Arbeitslehre insbesondere zusétzliche Stunden fir Pflicht- und Wahl-
pflichtfacher sowie Forderunterricht.

Klassen- und L erngruppenbildung

In den Klassenstufen 5 bis 10 betragt die Klassenmesszahl 30 Sch[]lera. Fir die Einrichtung von Lerngruppen gilt
diese Messzahl entsprechend.

In 19 Fallen wurden mehr Klassen oder Lerngruppen als zuléssig gebildet, davon zwolf Lerngruppen mit weniger as
acht Schulern.

Mehrere wahlfreie Unterrichtsveranstaltungen begannen erst einige Wochen nach Schuljahresbeginn, weil noch orga-
nisatorische Vorbereitungen zu treffen waren. Eine Schule konnte solche Verzdgerungen durch eine "Jahresbeginn-
konferenz" in der letzten Ferienwoche vermeiden.

Das Ministerium hat erklért, die Schulen wirden darauf hingewiesen, dass die Vorbereitung des neuen Schuljahres
soweit wie moglich im alten Schuljahr, ansonsten so rechtzeitig zu erfolgen habe, dass auch die wahlfreien Unter-
richtsveranstaltungen ohne Verzégerung beginnen kénnten. Im Ubrigen werde die Schulbehtrde den Feststellungen
nachgehen.

L ehrereinsatzplane, Abwesenheitsnachweise, Klassenbicher, Unterrichtsnachweise, Anrechnungsstunden

Im Bereich der Unterrichtsorganisation waren trotz wiederholter Beanstandungen durch den Rechnungshofal und
entsprechender Hinweise des Ministeriums an die Schulen immer noch zahlreiche Mangel festzustellen.

Bei vielen Schulen war nur der aktuelle Unterrichtseinsatz der Lehrkréfte aus einer Stecktafel ersichtlich. Frihere Zeit-
raume waren nicht dokumentiert.

Die Abwesenheit von Lehrkraften hatten einige ulleiter nicht erfasst. Sie waren ihrer VerpflichtungEI zur
Fihrung und Kontrolle der Abwesenheitsnachweise™= nicht in ausreichendem Umfang nachgekommen. Sonderurlaub
unter Fortzahlung der Dienstbeziige und Freistellungen wurden in mehreren Féllen Uber das zuldssige Mal? hinaus
gewahrt.

In Klassenbiichern waren Eintragungen tberklebt, unkenntlich gemacht oder nur mit Bleistift vorgenommen. Oftmals
fehlten Handzeichen der Lehrkréfte oder die Unterschriften der Schulleiter. Nachweise Uber freiwillige Unterrichtsver-
anstaltungen wurden haufig nicht oder nicht vollsténdig gefuhrt.

Bei Ganztagsschulen wurde nicht hinreichend kontrolliert, ob die Schiler am Nachmittag anwesend waren.

Das Ministerium hat erklért, die Schulen wirden auf ihre Dokumentations- und Kontrollpflichten hingewiesen. Auf3er-
dem werde die Schulbehérde die ordnungsgeméfie Fihrung der Klassenbiicher und die Dokumentation des Lehrer-
einsatzes verstérkt Uberwachen.

222) Angewendet wurden die fir die 6ffentlichen Haupt- und Realschulen geltende Verwaltungsvorschrift Uber die Klassenbildung fur

die Klassenstufen5 bis 10 der Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien, Integrierten Gesamtschulen und Kooperativen

Gesamtschulen vom 4. Mal 1993 (GAmtshl. S. 298; 1999 S. 22).
23 jahresbericht 2000, Tz. 20 - Unterrichtsausfall, Anrechnungs- und ErméRigungsstunden fur Lehrkréfte an offentlichen Schulen
(Drucksache 13/6750, S. 94), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/7008, S. 14), Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/251, S. 11), Beschluss des Landtags vom 20. September 2001 (Plenarproto-
koll 14/9, S. 475), Schlussbericht der Landesregierung im Entlastungsverfahren fir das Haushaltsahr 1999 (Drucksache 14/593,
S. 4), Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/1230 Nr. 30 h), Schlussbericht der Landes-
regierung im Entlastungsverfahren fur das Haushaltsahr 2000 (Drucksache 14/1830, S. 11), Beschlussempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses (Drucksache 14/2320, S. 16), Beschluss des Landtags vom 10. Juli 2003 (Plenarprotokoll 14/52, S. 3513).
Nr. 2.10.2 der Dienstordnung fur die Leiter und Lehrer an offentlichen Schulen in Rheinland-Pfalz (Rundschreiben des Kultus-
ministeriums vom 15. M&rz 1976 - Amtsbl. S. 188, 1986 S. 340).
Nachweise Uber die Abwesenheit von Lehrkréften werden als Teilakten der Personalakte bei den Schulen gefuhrt. Vgl.
§ 102 Landesheamtengesetz Rheinland-Pfalz (LBG) vom 14. Juli 1970 (GVBI. S. 241), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
21. Juli 2003 (GVBI. S. 155, 167), BS 2030-1.

224)

225)
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Unterrichtsausfall

Umfang und Ursachen von tatsdchlichem Unterrichtsausfall hatte der Rechnungshof zuletzt schulartiibergreifend
geprift (vgl. Nr. 2.4).

Auch bei Regionalen Schulen wurden als Ursachen firr vermeidbaren Unterrichtsausfall insbesondere Elternsprechtage
und Konferenzen wéhrend der Unterrichtszeit, vorschriftswidrige Beurlaubung von Lehrkréften sowie reduzierter
Unterricht zu Schuljahresbeginn festgestelIt.

Keine der in die Prifung einbezogenen Schulen fihrte lickenlose und nachvollziehbare Aufzeichnungen Uber den
tatséchlichen Unterrichtsausfall. An einer Schule wurden zwar nicht oder zusétzlich erteilte Stunden, nicht aber der
jeweilige Anlass fir den Unterrichtsausfall dokumentiert.

Die Erfassung des Unterrichtsausfalls und seiner Ursachen sind zur Verbesserung der Qualitétsentwicklung und
-sicherung an den Schulen unverzichtbar.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Schulbehdrde werde die Dokumentation des tatsachlichen Unterrichtsausfalls und
der jeweiligen Ursachen von den Schulen einfordern.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) bei der Priifung des schulischen Bedirfnisses fiir zweizligige Regionale Schulen Bildungsangebote anderer
Schultréger zu berticksichtigen und einziigige Regionale Schulen aufzul 6sen,

b)  Verwaltungsvorschriften fir eine dem Bedarf entsprechende L ehrerwochenstundenzuweisung zu erlassen,
¢) bei der Bildung von Klassen und Lerngruppen auch auf eine wirtschaftliche Grof3e zu achten,

d) diezur Verbesserung der Qualitatsentwicklung und -sicherung erforderlichen Nachweise zu fihren.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung, Frauen und Jugend ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Fachhochschulen Koblenz und Worms

Die zentrale Verwaltung der Fachhochschule Worms war zu breit gegliedert. Die Arbeitskrafte
konnen effizienter eingesetzt werden.

Der Energieverbrauch war (berdurchschnittlich hoch. Durch Anderung des Nutzerver haltens
und Verbesserung der technischen Ausstattung kdnnen Einsparungen er zielt werden.

Auftrége fur Beschaffungen oder kleiner e hauswirtschaftliche Instandsetzungsar beiten wurden
an beiden Hochschulen Uberwiegend freihandig vergeben. Diese Praxis verstie3 gegen Haus-
halts- und Vergaberecht und lief3 die Vorteile des Wettbewer bs ungenutzt.

Nebentatigkeiten wurden zeitweise ohne die erforderliche Genehmigung ausgeiibt. Bei der
Fachhochschule Koblenz wurden abzuliefernde Vergitungen nicht an den Landeshaushalt
abgefuhrt.

ErmaRigungen der Lehrverpflichtung von Hochschullehrern wurden grofRziigig gewahrt.

Die Leistungsbeziehungen zwischen Hochschuleinrichtungen und per sonell mit diesen verfloch-
tenen privaten Unternehmen war en nicht transparent.

Drittmittelprojekte wurden bei der Fachhochschule Koblenz Uber private Konten verwaltet,
obwohl die Voraussetzungen hierfir nicht vorlagen. Dadurch war der Gesamtiberblick Uber
diefinanzielle Abwicklung der Projekte beeintréachtigt.

Einnahmen aus der wissenschaftlichen Fort- und Weiterbildung wurden fehlerhaft als Dritt-
mittel angesetzt.

Die fur zwei Stiftungsprofessuren eingeworbenen Mittel reichten nicht aus, um die Personal-
ausgaben vollstandig zu decken.

Allgemeines

Die Fachhochschulen sind Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtungen. Sie haben
das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze und %men ihre Aufgaben a's eigene Angelegenheiten wahr,
soweit sie ihnen nicht als staatliche Aufgaben Ubertragen sind“=~.

Das deckt den Finanzbedarf der Fachhochschulen nach Malgabe der im Landeshaushalt bereitgestellten
Mittel ==, Das Haushaﬁ-, Kassen- und Rechnungswesen der Fachhochschulen richtet sich nach den fur das Land
geltenden Vorschriften==.

Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Fachhochschulen Koblenz und Worms gepriift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Zentrale Verwaltung der Fachhochschule Worms

Die zentrale Verwaltung der Fachhochschule Worms war mit fiinf Sachgebieten zu breit gegliedert. Art und Umfang
der Aufgaben sowie die Zahl der Beschéftigten lassen es zu, die Sachgebiete "Personal” und "Finanzen" sowie die
Sachgebiete "Studentische Angelegenheiten/int. Hochschulmarketing/EDV" und "Akademisches Auslandsamt” zu-
sammenzufassen. Dadurch kénnen Verwal tungsabl aufe beschleunigt sowie Personalausfélle und Arbeitsspitzen besser
ausgeglichen werden.

Die Fachhochschule hat mitgeteilt, zwischenzeitlich seien zwei Sachgebiete zusammengelegt worden. Eine orga-
nisatorische Verbindung der mit studentischen Angelegenheiten befassten Organisationseinheiten werde mittelfristig
angestrebt.

26) g4 Fachhochschulgesetz (FHG) vom 6. Februar 1996 (GVBI. S.71), zuletzt gesndert durch Artikel 35 des Gesetzes vom
6. Februar 2001 (GVBI. S. 29), BS 223-9, in der bis zum 31. August 2003 guiltigen Fassung.

Einzelplan 15 Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur, Kapitel 15 63 Fachhochschule Koblenz und
Kapitel 15 67 Fachhochschule Worms.

28 579 Abs. 3 FHG.
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Zwei von insgesamt acht Arbeitern waren ausschliefdlich zwei Fachbereichen zugewiesen. Hierfur besteht angesichts
der zu betreuenden Flache von rd. 2.000 m? in einem Fachbereich und nach Wegfall von Aufgaben im anderen Fach-
bereich kein Bedarf. Unter Berilicksichtigung weiterer Entlastungen ergab sich insgesamt ein Personal lberhang im
Umfang einer Vollzeitkraft.

Die Fachhochschule hat mitgeteilt, die Aufgabenverteilung werde gedndert. Der Personaliiberhang gleiche sich im
Rahmen der Erweiterung der Fachhochschule aus.

Energieverbrauch

Bei Gebaduden fir wissenschaftliche Lehre und Forschung betragt der Kennwert fur den jéhrlichen Stromverbrauch
15 kWh/m25=2, Zwar ist eine Orientierung an diesem Kennwert nur eingeschrénkt mdglich, an der Fachhochschule
Worms war der Verbrauchswert in den Jahren 2000 und 2001 mit 37 kWh/m? aber mehr a's doppelt so hoch. Dies war
u.a zurickzufuhren auf

- teilweise veratete haustechnische Anlagen,
- den zunehmenden Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen und

- dieVerwendung elektrischer Zusatzheizgeréte in den Dienstraumen.

Daneben trug das NutzerverhaltenE‘QI zu dem hohen Energieverbrauch bei. So blieben z.B. Rechner iber Nacht
eingeschaltet.

Die Fachhochschule hat mitgeteilt, die technischen Mangel wirden vom Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baube-
treuung" (LBB) im Zuge des geplanten Umbaus behoben. Weitere Malinahmen zur Senkung des Energieverbrauchs
seien bereits umgesetzt oder geplant.

Vergabe von Auftréagen
Beschaffungen

Die Fachhachschule Worms vergab die Auftrage fur die Beschaffung von Hard- und Software Uberwiegend
freihandig=". Begrundungen dafir lagen in vielen Féllen nicht vor. So wurden z.B. im Oktober 2001 ein "Multi-
mediazentrum, Sprachlehranlage” mit einem Auftragsvolumen von 95.000 € und im November 2001 Netzwerk-
Hardware mit einem Auftragsvolumen von 22.000 € freihéndig vergeben. Als Begriindung war jeweils vermerkt, dass
nur ein Anbieter fir die Leistung in Betracht komme. Im ersten Fall wurde dartiber hinaus auf positive Erfahrungen
einer anderen Fachhochschule mit dem System verwiesen.

Positive Erkenntnisse anderer Nutzer sind allenfalls geeignete Faktoren fir die Wertung unterschiedlicher Angebote.
Die beschaffte Netzwerk-Hardware bieten auch andere Firmen an.

Bel beschrénkten Ausschreibungen waren in den Leistungsverzeichnissen héufig Hardwareprodukte (Drucker, Tasta-
turen, Bildschirme) bestimmter Hersteller vorgegeben und Alternativangebote ausgeschlossen. Damit wollte die Fach-
hochschule Worms sicherstellen, dass nur bekannte, bewéahrte und zuverldssige Komponenten eingesetzt werden.

Unternehmensbezogene Fabrikats- oder Systemfestlegungen sind gemal? § 8 Nr. 3 Abs. 4 VOL/A nur in Ausnahme-
fallen zuldssig. Allerdings muss es fir Anbieter auch dann mdglich sein, den Nachweis zu fiihren, dass ein Alternativ-
angebot den technischen Anforderungen gerecht wird.

29 Richtlinien des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI-Richtlinien 3807 Blatt 2). Die Richtwerte beruhen auf Verbrauchswerten der

Jahre 1993 bis 1995.

Untersuchungen in anderen Verwaltungsgebauden des Landes haben gezeigt, dass mehr a's 20 % des jahrlichen Stromverbrauchsin
Dienstgebduden auf Arbeitsplatzcomputer entfallen (vgl. Stromverbrauch und Sparpotentiale bei EDV-Gerédten in Verwaltungs-
gebauden des L andes Rheinland-Pfalz, Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 2. Februar 1999, MinBI. S. 88).

Ausgewertet wurden etwa 120 Beschaffungsvorgange.

230)
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Hauswirtschaftliche I nstandsetzungen, kleinere bauliche MafRnahmen

Die Fachhochschule Koblenz vergab mehrfach Auftrége fir hauswirtschaftliche Instandsetzungen und kleinere bau-
liche Maldnahmen, wie z& Maler- und Tapezierarbeiten, frethandig, obwohl diese Auftrége grundsétzlich auszu-
schreiben gewesen waren ==, Vergleichsangebote wurden nicht eingeholt.

Diese Praxis verstief gegen Haushalts- und Vergaberecht und lief? die Vorteile des Wettbewerbs ungenutzt.

Haufig beauftragte die Fachhochschule dieselben ortsansassigen Unternehmen. So vergab sie z.B. ale Malerarbeiten
(elf Auftrage; insgesamt 11.100 €) zwischen Juli 2000 und Juli 2001 an ein Unternehmen, alle Bodenbelagsarbeiten
(Auftragssumme bei sieben Auftrégen 23.000 €) in den Jahren 2001 und 2002 (bis September) an ein anderes Unter-
nehmen. V ergleichsangebote wurden nicht eingeholt.

Gemal3 § 8Nr. 1 und 2 Abs. 3 VOBI/A soll bei beschrénkten Ausschreibungen und freihéndigen Vergaben moglichst
unter den Bewerbern gewechselt werden. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass ortsanséssige Bewerber nicht
bevorzugt werden.

Die einseitige Auswahl bestimmter Firmen kann der Korruption forderlich sein, weil sich engere personliche Be-
ziehungen, Intere%/erflechtungen und gegenseitige Abhangigkeiten zwischen Verwaltungsangehdrigen und Firmen
entwickeln kbénnen™-.

Die Fachhochschule Koblenz hat mitgeteilt, sie habe bei freihandiger Vergabe in der Regel Firmen beauftragt, die dem
Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” (LBB) aufgrund anderer Auftrdge as besonders preisgiinstig
bekannt gewesen und als solche der Hochschule benannt worden seien. Sie werde die zusétzlichen Hinweise des
Rechnungshofs beachten.

Nebentatigkeiten

Nebentéa‘ttigkeitsgenehmigungenEl wurden an den Fachhochschulen Koblenz und Worms mehrfach erst nach Auf-
nahme der Tétigkeit beantragt. Die Fachhochschule Worms priifte Art und Umfang von Nebentétigkeiten im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens nur unzureichend. Bei der Fachhochschule Koblenz wurden in Einzelféllen Einkiinfte
aus Nebentdtigkeiten im offentlichen oder ihm gleichstehenden Dienst, die die Hochstgrenzen gemald
§7 Abs. 2 NebVO Uberstiegen=~, wie z.B. Einkinfte aus einer Gutachtertétigkeit fur die Investitions- und
Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH oder aus Weiterbildungsprojekten, nicht an den Dienstherrn abgefiihrt. Teilweise
enthielten Genehmigungen der Fachhochschule Koblenz den fehlerhaften Hinwel's, dass eine Ablieferungspflicht nicht
bestehe.

Die Fachhochschulen haben mitgeteilt, die Hinweise des Rechnungshofs wiirden beachtet.

ErméaRigung der L ehrverpflichtung

Die Lehrverpflichtung der Professoren der Fachhochschulen betragt 18§mesterwochenstunden (S\NS)@. Dieses
Deputat kann insbesondere fur die Wahrnehmung besonderer Aufgaben™=~ ermaiigt werden. Fir weitere Aufgaben
und Funktionen, die von der Hochschulverwaltung nicht tibernommen werden kénnen und deren Ubernahme zusétz-
lich zur Erfullung der Regellehrverpflichtung wegen der damit verbundenen Belastung nicht zumutbar ist, kénnen
gemal § 9 Abs. 1 HLehrVO zusétzliche Erméailigungen gewdahrt werden. Die Gesamtheit dieser Ermafiigungen soll
jedoch 7 % der Lehrveranstaltungsstunden aller hauptberuflich Lehrenden je Semester nicht Ubersteigen.

Beide Fachhochschulen nutzten die Moglichkeiten zur Gewahrung von Deputatserméligungen bis zur Obergrenze,
teilweise sogar dariiber hinaus.

232 ygl. Jahresbericht 1999, Tz. 18 - Hauswirtschaftliche Instandsetzungen und kleinere bauliche MaRnahmen an zwei Universitéten -

(Drucksache 13/5380, S. 87 ff.) und Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/5790, S. 14), Beschlussempfehlung

und Bericht des Haushaltss und Finanzausschusses (Drucksache 13/6070, S. 10 und 11) und Beschluss des Landtags vom

18. August 2000 (Plenarprotokoll 13/115, S. 8694); siehe auch Schreiben des Ministeriums vom 20. Mé&rz 2003 an die Hochschulen

(Az.: 15207- 04311/44).

Vgl. Nr. 10.1 Verwaltungsvorschrift der Landesregierung "Bekampfung der Korruption in der 6ffentlichen Verwaltung" vom 7. No-

vember 2000 (MinBI. 2001 S. 86), gedndert durch Verwaltungsvorschrift vom 29. April 2003 (MinBI. S. 346).

24§73 Abs. 1 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 14. Juli 1970 (GVBI. S. 241), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 21. Juli 2003
(GVBI. S. 155, 167), BS 2030-1.

2% 58 Abs. 1 Satz1 i.V.m. § 7 Abs. 2 Nebentétigkeitsverordnung - NebVO - vom 2. Februar 1987 (GVBI. S. 31), zuletzt gesndert
durch Verordnung vom 23. Juni 2003 (GVBI. S. 129), BS 2030-1-1.

236 Landesverordnung tber die Lehrverpflichtung an den Hochschulen (HLehrVO) vom 7. Juli 1994 (GVBI. S. 325), zuletzt gedndert
durch Gesetz (§ 147) vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 167), BS 223-41-8.

Z.B. Dekan, Frauenbeauftragte oder Studienfachberatung.

233)

237)



26

26.1

- 147 -

An der Fachhochschule Koblenz wurden im Rahmen der "7%-Regelung” z.B. pauscha zwei Erméaf3igungsstunden fir
die Stunden- und Raumplanung in den Fachbereichen vergeben. Bei neun Fachbereichen standen deshab insgesamt
18 Semesterwochenstunden nicht fur das Lehrangebot zur Verfligung.

Dekane hgn u.a. fir die Sicherstellung des Lehrangebots und die (%Ur erforderliche Organisation des L ehrbetriebs
Zu sorgen=~. Sie sind insoweit verantwortlich und handlungsbefugt=. Dek%e erhalten fir die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben eine Deputatsermaliigung bis zur Halfte der Regellehrverpflichtung“.

Das Ministerium vertritt die Auffassung, es sei nicht vorgeschrieben, dass der Dekan Stunden- und Raumbelegungs-
pléne personlich erstelle. Es habe daher keine Bedenken gegen die Zuweisung zusétzlicher Erméafiigungsstunden.

Wenn Dekane von Organisationsaufgaben entlastet werden, sollte dies bei der Bemessung ihrer Deputatsermafdigung
berticksichtigt werden.

Die Fachhochschule Koblenz gewéhrte tiber die Obergrenze hinaus Deputatserméﬁg.jngm fur die erfolgreiche Ein-
werbung von Drittmitteln, zusétzlichen Haushaltsmitteln aus den "Zentralkapiteln"==, die erfolgreiche Anmeldung
eines Grof3gerates=<~ sowie fur Einnahmen aus Weiterbildungsmal3nahmen.

Nach der Hochschullehrverordnu&%sind alenfalls ErmaRigungen fur die Durchfiihrung von Drittmittel projekten im
Rahmen angewandter Forschung™= von der Obergrenze ausgenommen, nicht dagegen die weiteren von der Fach-
hochschul e festgel egten Ermafiigungstatbestande.

Die Fachhochschule Koblenz hat mitgeteilt, sie werde beim Ministerium anregen, auch fur Téatigkeiten in der wissen-
schaftlichen Weiterbildung eine zusétzliche Befreiung zuzulassen.

Die Fachbereiche der Fachhochschule Worms fiihrten die Deputatsabrechnungen der Professoren in Form von
Deputatskonten, auf denen Uber das Deputat hinaus gehaltene Semesterwochenstunden verbucht und fortgeschrieben
wurden. Teilweise wiesen diese Konten Guthaben von tber 40 Semesterwochenstunden aus, in einem Fall sogar von
Uber 60. Ein weder zeitlich noch der Héhe nach begrenzter Anspruch auf Ausgleich dieser Guthaben kann zu einer
nicht unerheblichen Beeintrachtigung des L ehrangebots fihren.

Verflechtungen von Hochschuleinrichtungen mit Unternehmen
Transferstellefur CIM £

Die Fachhochschule Koblenz richtete 1989 die Transferstelle fir CIM mit Fordermitteln des Wirtschaftsministeriums
ein. Diese Transferstelle stand mit einem Unternehmen in Geschaftsbeziehungen, das 1991 von den in der
Transferstelle tatigen Professoren mitgegriindet worden war und in dem diese in Nebentétigkeit als Geschaftsfihrer
beschéaftigt waren. Das Unternehmen hatte zeitweise seinen Sitz in Raumen der Transferstelle upd nutzte deren Hard-
und Software. Mitarbeiter der Transferstelle erbrachten %]enstleistungen fUr das Unternehmen™~. Dieses wiederum
stellte der Transferstelle Leiharbeitskrafte zur Verfligung =,

Eine Abgrenzung zwischen den im Hauptamt fir die Transferstelle und den in Nebentétigkeit fur das Unternehmen
erbrachten Leistungen war nicht moglich. AuRerdem bestand die Gefahr von Interessenkollisionen. Wettbewerbs-
vorteile des Unternehmens durch die Moglichkeit des Zugriffs auf Ressourcen der Fachhochschule sowie die Beein-
tréchtigung dienstlicher Belange kénnen nicht ausgeschlossen werden.

Die Fachhochschule hat mitgeteilt, sie werde solche V ertragskonstruktionen vermeiden.

2§72 Abs. 2Nr. 2i.V.m. § 74 Abs. 2 Satz 2 FHG, jetzt § 88 Abs. 2 Hochschul gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 167).
239 vgl. Entwurf des Landesgesetzes zur Anderung des Fachhochschul gesetzes (Drucksache 12/7282 S. 95), Begriindung zu § 71.
§ 8 HLehrVO; die Dekane der Fachbereiche der Fachhochschule Koblenz erhalten eine Deputatserméligung von 6 SWS.

Z.B. Kapitel 15 12 Neue Technologien und Umwelt und 15 13 Allgemeine Bewilligungen - Hochschulen und Klinikum, Forschung,
Ausbildungsférderung.

GroRgeréte werden nach den Bestimmungen des Hochschul bauférderungsgesetzes gemeinsam durch Bund und Land finanziert.
3 §9Abs. 2 HLehrVO.
29 cMm = Computer Integrated Manufacturing; jetzt: Transferstelle fir Rechnerintegrierte Produktion.

249) Rechnung vom 2. Dezember 1994 (ber insgesamt 39.500 € fur vier Mitarbeiter, die vom 1. Januar bis 30. November 1994 in
unterschiedlichem Umfang "Beratungsleistung” fir das Unternehmen erbracht hatten. Eine Beauftragung durch das Unternehmen
ergab sich aus den Akten nicht.

Vgl. z.B. Vertrdge vom 19. Dezember 1995 und vom 17. Oktober 1996. Fir das Unternehmen waren die Vertrége jeweils durch den
al's Geschéftsfuhrer tétigen Professor unterzeichnet.

240)
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Transferstelle Elektromagnetische Vertraglichkeit (EMV-Transfer stelle)

Die EMV-Transferstelle wurde 1993 an der Fachhochschule Koblenz eingerichtet und bis 1996 durch das Wirtschafts-
ministerium geférdert. Nach Wegfall der Anschubfinanzierung nahm das Unternehmen der Ehefrau eines ehemaligen
Mitarbeiters im Namen der Fachhochschule die Aufgaben der Transferstelle wahr und nutzte deren Raume und
Messgeréte. Dafiir zahlte das Unternehmen ein Entgelt von 511 € monatlich.

Informationen Uber die in dieser Zeit abgewickelten Auftrage, die hieraus erzielten Einnahmen und darlber, ob das
vereinbarte Nutzungsentgelt angemessen war, lagen der Fachhochschule nicht vor. Seit Juli 2002 betreibt die Fach-
hochschule die Transferstelle wieder in Eigenregie.

Auch in diesem Fall ist nicht ausgeschlossen, dass sich die Firma durch Nutzung der Einrichtungen der Fachhoch-
schule Wettbewerbsvorteile verschafft hat, zumal noch im Jahr 2000 eine Ersatzbeschaffung fir Geréte der Transfer-
stelle mit 88.000 € gefordert worden war.

Telekommunikations-Zentrum

An der Fachhochschule Worms war bis zum Jahr 2000 das Telekommunikations-Zentrum eingerichtet, das u.a
datenbankgestutzte | nformationssysteme fur Industrie, Handel und Hochschule aufbauen und betreiben sollte.

Vollsténdige prufféahige Unterlagen des Telekommunikations-Zentrums wie Vertrége oder Kakulationen wurden im
Rahmen der Prifung nicht vorgelegt. Deshalb konnten insbesondere die Geschéftsbeziehungen zu den im gleichen
Gebéaude anséssigen Firmen, an denen Mitarbeiter des Zentrums beteiligt oder fur die sie in leitender Funktion tétig
waren, nicht néher untersucht werden. Angesichts der personellen Verflechtungen, die der Hochschule und dem
Minist%um bekannt waren, ware zumindest eine weitergehende Einbindung der Hochschulleitung erforderlich ge-
wesen

Drittmittel
Abwicklung von Drittmittelprojekten

Bel der Fachhochschulﬁoblenz wurden Drittmittel zum Teil Uber private Konten bewirtschaftet, ohne dass ein
Sonderkontenverfahren= beantragt worden war. Zwar wurden die Mittel zunéchst von der Hochschule angefordert
und vereinnahmt, dann aber aufgrund von "Mittelanforderungen” oder Rechnungen auf Konten eines Hochschul-
mitglieds oder eines von diesem gefuhrten Unternehmens weitergeleitet. Aus diesen Konten wurden die Ausgaben fir
die Projekte geleistet.

Mit dieser Praxis ging der finanzielle Gesamtuiberblick Uber das jeweilige Projekt verloren.

Die Fachhochschule hat zugesagt, sie werde die Hinweise des Rechnungshofs beachten.

Drittmitteleinnahmen

Die Fachhochschulen Koblenz und Worms meldeten regelmaf3ig auch solche Einnahmen a's Drittmittel, die nicht fir
Forschungszwecke im Sinne der Drittmittelvorschrift vorgesehen waren, wie z.B. Teilnehmerentgelte fir Fort- und
Weiterbildungsmal3nahmen, Seminargebiihren, Einnahmen fir Stiftungsprofessuren, Spenden oder Nutzungsentgelte.
Dies wirkte sich auf die Mittel- und Personalbemessung aus.

Wahrend z.B. Weiterbildungseinnahmen anders als Drittmittel im Mittelbemessungsmodell nicht berlicksichtigt
werden, begriinden sie beim Personalbemessungskonzept einen hoheren Zusatzbedarf as Drittmittel in gleicher
Hohe™==.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde die Hochschulen zum wiederholten Male auffordern, die Haushalts- und
Wirtschaftsfiihrung - insbesondere im Bereich der Drittmittel und der Weiterbildungseinnahmen - sorgféltiger vor-
zunehmen. Eine haushaltstechnische Korrektur sei allerdings nicht mehr méglich.

Die Fachhochschulen haben zugesichert, nur noch solche Einnahmen al's Drittmittel auszuweisen, die der Definition
der Drittmittelvorschrift entsprechen.

240 Dje Landesregierung hat die Hochschulen aufgefordert, kiinftig darauf zu achten, dass sog. "In-Sich-Geschéfte” nicht mehr vorge-

nommen werden; vgl. Stellungnahme der Landesregierung zum Jahresbericht 1997 des Rechnungshofs (Drucksache 13/3100 S. 21).
Gem. Nr. 3.2 der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums flr Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 13. Dezember 1995
(GAmtshl. S. 23) - Drittmittelvorschrift -  kénnen Drittmittel im sog. Sonderkontenverfahren durch das forschende
Hochschulmitglied selbst und ohne Mitwirkung der Hochschule verwaltet werden, wenn dies beantragt wird und der Antrag mit den
Zuwendungsbedingungen vereinbar ist.

Zusatzbedarf nach dem Personal bemessungskonzept:

- Welterbildungseinnahmenje 21.000 €: 14 Semesterwochenstunden,

- Drittmittel je51.000 € 5 Semesterwochenstunden.

248)
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Stiftungsprofessuren

An der Fachhochschule Koblenz sind drei Stiftungsprofessuren eingerichtet. Bei der Zuweisung der Stellen ging das
Ministerium davon aus, "dass die Finanzierung durch Stifter gesichert” sel.

Lediglich bei einer dieser Professuren werden die Stiftungsmittel voraussichtlich die Personalausgaben um 22.000 €
Ubersteigen, so dass auch Mittel flr Personal nebenkosten zur Verfiigung stehen. Bei den anderen Professuren ist schon
bei den laufenden Personalausgaben mit Fehlbetrégen zu rechnen, die aus dem Budget der Fachhochschule zu tragen
sind.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass bei der Einrichtung von Stellen fir Stiftungsprofessuren - entsprechend der
Anregung des Rechnungshofs - gepriift werde, ob unter Anrechnung der durchschnittlichen Personalkostensétze aus-
reichende Stiftungsgelder zur Verfiigung stiinden.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Organisation der zentralen Verwaltung der Fachhochschule Worms zu straffen, den Einsatz der Arbeiter dem
Bedarf anzupassen und Mdglichkeiten zur Verringerung des Energieverbrauchs zu nutzen,

b) Beschaffungen, hauswirtschaftliche Instandsetzungen und kleinere bauliche Mal3nahmen auszuschreiben oder
- soweit der geschétzte Auftragswert dies zulasst - nur auf der Grundlage mehrerer vergleichbarer Angebote frei-
héndig zu vergeben,

¢) darauf hinzuwirken, dass Nebentétigkeiten nicht ohne die erforderliche Genehmigung ausgeiibt und abliefe-
rungspflichtige Verglitungen an den Landeshaushalt abgefiihrt werden,

d) die Gewahrung von Erméiigungen der Lehrverpflichtung auf ein angemessenes Mal3 zu begrenzen,

e) Leistungsbeziehungen zwischen Hochschuleinrichtungen und personell mit diesen verflochtenen Unternehmen
transparent zu gestalten,

f)  nur Zuwendungen fir Forschungsvorhaben als Drittmittel im Rahmen des Mittelbemessungsmodells und des
Personal bemessungskonzepts zu berticksichtigen,

g) Stiftungsprofessuren nur einzurichten, wenn die zur Finanzierung der Personalausgaben erforderlichen Mittel
moglichst vollstandig eingeworben werden.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur und der Fachhoch-
schulen sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Beschaffung und Bewirtschaftung von medizinisch-technischen Geréten beim
Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz

Die Beschaffung medizinisch-technischer Geréate sowohl durch die Beschaffungsabteilung als
auch das Sachgebiet M edizintechnik der Universitét erschwert einen wirtschaftlichen Einkauf.

Das Klinikum beschaffte in einem Jahr Geréte mit einem Auftragswert von tber 55Mio. €
ohne Ausschreibung. Die Klinikeinrichtungen bestimmten schon vor Vergabe der Auftrage
durch die Beschaffungsstelle Vertragspartner und Vertragsgegenstand. Die Entscheidungs-
prozesse zur Beschaffung der Ger&te waren lang und schwerfallig.

Der hohe Reparaturaufwand fur Endoskopie- und Ultraschallger éte kann bei zentraler Vorhal-
tung und Bedienung der Geréate verringert werden.

Allgemeines

Das Klinikum, seit 1. Januar 1998 eine gemeinniitzige Anstalt des 6ffentlichen Rechtsﬁ unter der Rechtsaufsicht des
Ministeriums fir \%‘ﬁenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur®=>, finanziert die Beschaffung medizinisch-
technischer Gerdte™< durch

- Fordermittel, die von Bund und Land jeweils zur Hélfte auf der Grundlage des Hochschulbauférderungs-
gesetz bereitgestellt werden, wenn die Anschaffungskosten fir das einzelne Gerét einschliefdlich Zubehor
125.000 € Ubersteigen (Grof3geréte),

- Fordermittel des Landes nach Mal3gabe des Landeshaushaltsm, wenn die Anschaffungskosten eines Gerétes
einschliefdlich Zubehor nicht mehr als 125.000 € betragen (Kleingeréte),

- eigene Mittel, Drittmittel und Spenden.

Der Rechnungshof hat die Beschaffung und Bewirtschaftung der medizinisch-technischen Geréte gepruft. Ziel der
Prifung war es, Moglichkeiten aufzuzeigen, inwieweit das Gerétemanagement wirtschaftlicher gestaltet werden kann.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Zustandigkeit

Innerhalb der Anstalt ist das Sachgebiet Medizintechnik der Abteilung Technik, das mit 14 Vollzeitkréften besetzt
war, fir die Beschaffung der medizinisch-technischen Grof3geréte und die Bewirtschaftung (Reparatur und Wartung
sowie Aussonderung) aller medizinisch-technischen Geréte zustandig.

Der Beschaffungsabteilung ist die Beschaffung aler tbrigen medizinisch-technischen Geréte tibertragen. Die Aufgabe
nahmen zwei Bedienstete mit einem Aufwand wahr, der der Arbeitszeit von 60 bis 80 % einer Kraft entsprach.

Die Aufteilung der Gerétebeschaffungen auf zwei Abteilungen des Klinikums und die dadurch bedingte Aufgaben-
erledigung durch eine zu kleine Organisationseinheit ist unwirtschaftlich. Sie fuhrte insbesondere im Bereich der Be-
schaffungsabteilung zu personellen Engpéssen durch Urlaub oder Krankheit und zu Verzégerungen sowie Mangeln im
Betriebsablauf. Auftrége konnten nicht in dem Mal3e gebuindelt, Preisnachléasse und Mengenrabatte nicht in der Hohe
genutzt und die Zahl der Lieferanten nicht in der Weise begrenzt werden, wie dies bei einer Zentralisierung der
Aufgabein einer groReren Organisationseinheit moglich gewesen wére.

Aus diesem Grund sollte dem Sachgebiet Medizintechnik die zentrale Beschaffung der medizinisch-technischen Ge-
réte Ubertragen werden. Es verfigt Uber die nétige Verwaltungserfahrung und den technischen Sachverstand, um
Beschaffungen auch aus technischer Sicht, so z.B. aufgrund der Erfahrungen bel Reparaturen und Wartungen bisher
eingesetzter Geréte, beurteilen zu konnen.

X0 g1 Landesgesetz Uber das Klinikum der Johannes Gutenberg-Universitét Mainz vom 1. Juli 1997 (GVBI. S. 169), zuletzt gedndert

durch Gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 167), BS 223-42.

Von den finf stimmberechtigten Mitgliedern des Aufsichtsrats sind drei Vertreter der Landesregierung, darunter al's Vorsitzender
der Minister.

Z.B. Dialysegeréte, Kernspin-Tomographie-Geréte, Infusionspumpen, Narkosegeréte, Lithotripter.

Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe "Ausbau und Neubau von Hochschulen" - Hochschul baufdrderungsgesetz (HBFG) - vom
1. September 1969 (BGBI. | S. 1556), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 10. November 2001 (BGBI. | S. 2992).

Bis einschliefflich Haushaltsjahr 2001 veranschlagt im Kapitel 15 04 - Sondervermdgen Medizin der Johannes Gutenberg-Universi-
tét Mainz und Anstalt Klinikum, Titel 891 11 - Zuflihrung fur Investitionen an die Anstalt Klinikum. Ab dem Haushaltsjahr 2002
erfolgte eine Umstellung der Finanzierung. Nunmehr sind Schuldendiensthilfen (Titel 664 11) veranschlagt (2003: 605.500 €).

251)

252)
253)

254)
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Das Klinikum hat mitgeteilt, dass die wirtschaftliche Situation des Klinikums einschliefdlich der Organisation des Be-
schaffungswesens durch ein externes Unternehmen gepriift worden sei. Aufgrund des Gutachtens sei die Durch-
fuhrung einer Verwaltungsstrukturreform beschlossen worden, Uber die der Rechnungshof unterrichtet werde.

Beschaffung
Bedar fsermittlung

Die Kliniken stlitzten die Geréteanforderungen nicht auf Bedarfsermittiungen oder Beschaffungspléne. Zudem war die
Gerétedatel 1lckenhaft. Die gespeicherten Daten waren nicht hinreichend auf Plausibilitét geprift. Ausschlaggebend
fur die Bedarfsmeldung war in der Regel die Reparaturanfélligkeit und das Alter eines Gerétes, nicht dagegen auch die
Moglichkeit einer rationelleren Leistungserbringung durch technisch verbesserte Geréte.

Das Klinikum hat erklart, es werde Erfassungsfehler kontinuierlich korrigieren und eine Reihe von Mal3nahmen tref-
fen, um die Auswertungsmaoglichkeiten der Geradtedatei zu verbessern.

Auftragserteilung

Das Klinikum beschaffte im Jahr 2001 medizinisch-technische Kleingeréte im Wert von insgesamt 5,5 Mio. €. Den
Auftrégen waren keine Ausschreibungen vorausgegangen. Grinde, weshalb auch bel grofReren Auftréagen von einer
vorherigen offentlichen oder beschrénkten Ausschreibung abgesehen worden war, waren nicht dokumentiert. Die
Unterlassung von Ausschreibungen ist zum Teil darauf zurtickzufihren, dass die Organisationseinheit zu klein war,
um den fur Ausschreibungen erforderlichen Verwaltungsaufwand bewéltigen zu konnen.

Nach den Vergabevorschriften des Land%ﬁ hétten die Auftrége grundsétzlich ausgeschrieben werden missen.

Das Klinikum hat dargelegt, die organisatorischen Voraussetzungen zur Bewdltigung der Ausschreibungsarbeiten
seien inzwischen gegeben. Die Bearbeiter seien angewiesen, bel einer freihdndigen Vergabe die Grinde fur die Ent-
scheidung zu dokumentieren.

Ausschreibungen unterblieben weitgehend auch deshalb, weil die Klinikeinrichtungen bereits vor der Vergabe der
Auftrége unmittelbar mit den Hersteller- und Lieferfirmen Vertragsverhandlungen Uber Preise, Rabatte und Zahlungs-
modalitaten gefiihrt hatten. Insoweit bestimmten die Gerédteanwender und nicht die Beschaffungsabteilung Vertrags-
gegenstand und Vertragspartner. Der Rechnungshof hatte auf_diese Problematik bereits bei der Priifung der Betriebs-
und Wirtschaftsfiihrung von Laboreinrichtungen hingewiesen™=~. Im Rahmen des Entlastungsverfahrens hat der Land-
tag die Landesregierung aufgefordert sicherzustellen, dass bei Beschaffungen d%_aborbedarfs eine Festlegung von
Vertragsgegenstand und Vertragspartner durch die Labors ausgeschlossen wird=-. Dieser Grundsatz muss sich auf
samtliche Beschaffungen erstrecken.

Das Klinikum hat mitgeteilt, der Beschaffungsprozess werde darauf ausgerichtet, im Rahmen von Ausschreibungen
von den anfordernden Stellen die fur die Erstellung eines Leistungsverzei chnisses erforderlichen Kriterien abzufragen,
sie zu beurteilen und eine sachgerechte Beschaffungsentscheidung im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens zu
treffen.

Bestellverfahren

Die Verfahren bis zur Entscheidung tber die Beschaffung medizinisch-technischer Gerdte waren lang und schwer-
fallig. Entscheidungen wurden haufig erst nach Ablauf der Bindungsfrist der Angebote getroffen. Die Folge war, dass
neue Angebote eingeholt werden mussten, die in der Regel zu hoheren Preisen fiihrten. Das verursachte vermeidbare
Anschaffungs- und Verwaltungskosten.

Bei vier ndher untersuchten Beschaffungen dauerte das Bestellverfahren vom Tag der Antragstellung bis zum Tag der
Kaufentscheidung im Durchschnitt mehr als zehn Monate. Der Kaufpreis lag um bis zu 10.500 € (29 %) Uber dem
Preis des urspriinglichen Angebots.

Das Klinikum hat die lange Zeitdauer der Bestellverfahren mit nicht ausreichenden Investitionsmitteln und der not-
wendigen, aber schwierigen Bildung von Prioritdten begriindet. Es hat weiter ausgefiihrt, es werde ein bedarfs-
orientiertes Beschaffungsmanagement einrichten. Der Aufbau eines solchen Beschaffungsmanagements sei jedoch
sehr aufwendig und nur schrittweise moglich.

29 ygl. §55LHO; Teil | Anlage 3 Nr. 3.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 LHO - Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwendun-

gen zur Projektforderung -; Bewilligungsbescheide des Ministeriums fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur.

26 Jahresbericht 2001, Tz. 28 (Drucksache 14/750).

0 Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/1230, S. 14) und Beschluss des Landtags
vom 3. Juli 2002 (Plenarprotokoll 14/29, S. 2009).
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Bewirtschaftung
Reparaturen von Endoskopie- und Ultraschallger éten

Im Klinikum waren insgesamt 147 Endoskopiegerédte und 170 Ultraschallgeréte in Betrieb, die ausschliefflich von pri-
vaten Unternehmen repariert wurden. Die Reparaturkosten fir Endoskopiegeréte beliefen sich im Jahr 2001 auf
193.000 €; fur Ultraschallgeréte fielen zwischen dem 1. Juli 1999 und dem 31. Mé&z 2002 Reparaturkosten von
318.000 € an.

Hauptursache fiir die hohen Reparaturkosten war nach Auffassung eines mit Reparaturen beauftragten Unternehmens
eine unsachgemale Handhabung, insbesondere bei dezentral eingesetzten Geréten.

Die Einrichtung von sog. Gerétepools mit moglichst zentraler Vorhaltung und Bedienung der Geréte ermdglicht nicht
nur eine Verringerung ihrer Zahl und Typenvielfalt, sondern fihrt auch zu einer stdrkeren Spezialisierung und besse-
ren Qualifizierung des Bedienungspersonals.

Das Klinikum hat mitgeteilt, in der Planung des Neubaus der Konservativen Medizin sei die Zentralisierung von
Ultraschall- und Endoskopieuntersuchungen vorgesehen.

Leihgerate

Das Bestandsverzeichnis wies insgesamt 279 medizinisch-technische unentgeltlich Uberlassene Geréte (Leihgeréte)
aus. Die Auswertung ergab, dass

- vieleLeihgeréte nicht erfasst oder zum Teil nicht mehr vorhanden waren,
- for nicht wenige Leihgeréte, insbesondere im Drittmittelbereich, keine schriftlichen Leihvertrége vorlagen,

- Leihgerdte auch nach Ablauf der Vertragslaufzeit weiter verwendet wurden.

Die liickenhafte Erfassung der eingesetzten Leihgerédte kann die Uberwachung der Geréte nach den Unfallverhiitungs-
vorschriften, dem Gerétesicherheitsgesetz, dem Medizinproduktegesetz, der Strahlenschutzverordnung und der Eich-
ordnung beeintréchtigen.

Die vorhandene Verfahrensanweisung fur medizinisch-technische Leihgeréte wurde bislang nicht konsequent ange-
wandt. So hétte die Erfassung eines ohne schriftlichen Leihvertrag betriebenen Leihgerétes entweder zu einer entspre-
chenden vertraglichen Vereinbarung oder zur Stilllegung des Gerétes filhren missen. Bei der Prifung von Labor-
einrichtungen des Klinikums hatte der Rechnungshof bereits auf die Problematik des Einsatzes von Leihgerdten im
Zusammenhang mit der Beschaffung von Verbrauchsartikeln bei denselben Geréteherstellern hingewiesen (vgl. Nr. 2.2.2).

Das Klinikum will fir die Aufstellung und den Betrieb von Leihgeréten eine Dienstanweisung erarbeiten, in der u.a
auch die maximal mogliche Leihdauer festgeschrieben wird.

Hierzu merkt der Rechnungshof an, dass der Einsatz von Leihgerdten moglichst zuriickgefhrt und grundsétzlich nur
dann gestattet werden sollte, wenn fir jedes Gerét ein schriftlicher Leihvertrag geschlossen wurde und sichergestellt
ist, dass kein Zusammenhang mit laufenden Beschaffungen besteht.

Automationsunter stiitztes Ger &temanagement

Moglichkeiten der automationsunterstiitzten Beschaffung (Ausschreibung, Vergabe von Auftragen) und Bewirtschaf-
tung (Uberwachung der Vertrége, der Lieferantenbeziehungen, der Reparatur- und Wartungszyklen) blieben bisher
weitgehend ungenutzt, obwohl die grundlegenden technischen Voraussetzungen dafiir vorhanden waren. Von der
automationsunterstiitzten Bearbeitung der Geschaftsvorgange sind Kostenvorteile zu erwarten.

Die Transparenz insbesondere Uber den Gerétebestand, die Garantiefristen und die Wartungsvertrdge kann verbessert
werden, wenn die einzelnen Kliniken und die am Beschaffungsverfahren beteiligten Stellen auf die sie betreffenden
Daten der Gerédtedatel zugreifen kénnen.

Das Klinikum hat erklart, diesen Stellen sei inzwischen Lesezugriff erteilt worden. Die vorgeschlagene Einfiihrung
eines automationsunterstiitzten Geréte- und Beschaffungsmanagements werde zurzeit geprift.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)
b)
0)

d)

e

f)

9)

h)

dem Sachgebiet Medizintechnik die zentrale Beschaffung aller medizinisch-technischen Geréte zu Ubertragen,
die Gerétedatel auszubauen und die Beschaffung von Geraten bedarfsgerechter vorzunehmen,
grundsétzlich alle Beschaffungen auszuschreiben,

bei Beschaffungen eine Festlegung von Vertragsgegenstand und Vertragspartner durch die gerdteanwendenden
Klinikeinrichtungen auszuschlief3en,

das Bestellverfahren zu beschleunigen,

den Reparaturaufwand fir Ultraschall- und Endoskopiegerdte durch méglichst zentrale Vorhaltung und Bedie-
nung der Geréte zu verringern,

Geréte, wenn Uberhaupt, nur auf der Grundlage schriftlicher Vertrége zu leihen und sicherzustellen, dass ein Zu-
sammenhang mit anderen Beschaffungen (z.B. Verbrauchsartikeln) ausgeschlossen wird,

das gesamte Gerdte- und Beschaffungsmanagement automationsunterstiitzt zu organisieren.

Die Stellungnahme des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Organisation und Personalbedarf der Verwaltungsabteilung der beiden Ober-
landesgerichte und von vier Landgerichten

Aufgaben der Verwaltungsabteilung der gepr iften Gerichte wurden teilweise zu aufwendig und
nicht immer zweckmanig erledigt.

Bei Verwirklichung der Vorschlage zur Vereinfachung der Verwaltungstatigkeit, insbesondere
der Beauftragung privater Unternehmen, sind bei den gepriften Gerichten Stellenanteile von
zusammen 18,5 Stellen entbehrlich. Der Minderung der Personalausgaben von 650.000 € jahr -
lich stehen zusatzliche Sachausgaben von 200.000 € jahrlich fur die Auftrage an private Unter-
nehmen gegeniiber.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Organisation und den Personalbedarf der Verwaltungsabteilung der beiden Oberlandes-
gerichte (Koblenz und Zweibriicken) und von vier Landgerichten (Frankenthal, Mainz, Trier und Zweibriicken) ge-
priift. Die Prifung erstreckte sich vor alem darauf, ob

- der Aufbau und die Gliederung der Verwaltungsabteilung (Aufbauorgani sation) zweckméafdig waren,

- die Aufgaben wirtschaftlicher und wirksamer erfullt werden kénnen.

Nicht gepruft wurden Aufgaben, bei deren Wahrnehmung die Mitarbeiter zwar der Verwaltungsabteilu% angehoren,
die Fachaufsicht aber in der Regel Richtern obliegt (z.B. Aufgaben der Rechtspflege, Serviceeinheiten™= sowie Ent-
schadigung von Zeugen und Sachverstandigen).

Wesentliches Ergebnisder Priifung
Verwaltungstéatigkeit

Die Aufgaben wurden teilweise zu aufwendig und nicht immer zweckmalig erledigt. Es bestehen Méglichkeiten, den
Verwaltungsaufwand zu senken und den Arbeitsablauf zu verbessern.

Geschéftsprufungen

Der Aufwand der Verwaltungsabteilung fur die turnusmaRigen Geschaftsprifungen der Gerichte war zu hoch. In
einem Oberlandesgerichtsbezirk wurden wesentlich mehr richterliche Dienstgeschafte gepriift als im anderen. Fur die
Prifung der richterlichen Geschéfte und der Rechtspflegergeschéfte kann der Aufwand z.B. durch Verlangerung des
Prifungszeitraums, wesentlich kiirzere, ergebnisorientierte Niederschriften und die Verwendung von Checklisten ver-
ringert werden. Die in die turnusmafBigen Geschéftspriifungen einbezogenen tbrigen Bereiche der nichtrichterlichen
Geschéfte - z.B. Aufgaben des gehobenen Dienstes, der Geschéftsstellen, der Serviceeinheiten - brauchen nicht regel-
malig geprift zu werden. Auch die turnusmaige Prifung der Geschéftsfihrung der Gerichtsvollzieher war zu auf-
wendig.

Das Ministerium der Justiz hat mitgeteilt, es werde den Aufwand fir die turnusméldigen Geschéaftsprifungen verrin-
gern und insbesondere auch untersuchen, ob die Bereiche der nichtrichterlichen Geschéfte ausgenommen werden
konnen. Die Vorschldge des Rechnungshofs, den Aufwand und die Zahl der Priifungen der Geschéftsfuhrung der
Gerichtsvollzieher zu verringern, selen erwagenswert.

Delegation von Aufgaben

Das Ministerium hat sich Entscheidungsbefugnisse vorbehalten, die andere Ressorts auf nachgeordnete Dienststellen
delegiert haben oder bei denen es sich um Routineangel egenheiten handelt, wie z.B.

- beamtenrechtliche Zustandigkeiten fur die Beamten der Besoldungsgruppen A 12, A 13 und A 13 mit Amts-
zulage,

- Erteilung von Dienstleistungsauftragen an Richter auf Probe,
- Genehmigung von Miet-, Pacht- und Reinigungsvertragen,

- Bewilligung von Sonderurlaub firr Rechtsreferendare.

28 Feststellungen zu den Serviceeinheiten waren Gegenstand des Jahresberichts 2001 des Rechnungshofs (Drucksache 14/750, Tz. 21).
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Das Ministerium hat erklért, es werde die beamtenrechtlichen Zusténdigkeiten fir die Beamten der Besoldungs-
gruppen A 12, A 13 und A 13 mit Amtszulage, die Zustandigkeit zur Erteilung von Dienstleistungsauftrégen an
Richter auf Probe sowie fur die Bewilligung von Sonderurlaub fiir Rechtsreferendare auf die oberen Landesgerichte
Ubertragen. Der Genehmigungsvorbehalt des Ministeriums bei Miet-, Pacht- und Reinigungsvertrdgen solle alerdings
bestehen bleiben, da nur dadurch eine Steuerung der Haushaltsmittel und eine Bundelung des erforderlichen Fach-
wissens moglich sai.

Die Praxis, Vertrage Uber die Miete und Pacht von Dienstgrundstiicken und Dienstrdumen sowie Uber die Vergabe von
Reinigungsarbeiten einem Genehmigungsvorbehalt zu unterwerfen, gibt es - soweit ersichtlich - in keinem anderen
Ressortbereich. Hierflir besteht auch bei den gepruften Gerichten keine Notwendigkeit.

Per sonalaktenfiihrung

Die Personalgrundakten der Beschéftigten wurden bei den unmittelbar dienstaufsichtfiihrenden Behordenleitern ge-
fahrt. Den anderen Justizbehtrden oblag die Fuhrung der Personalnebenakten. Die personalverwaltenden Stellen
(Ministerium der Justiz oder Présidenten der oberen Landesgerichte) bendtigten die Nebenakten weitaus haufiger als
die dienstaufsichtfihrenden Behordenleiter die Grundakten. Wirden die Grundakten bei den personalverwaltenden
Stellen und bei den nachgeordneten Justizbehdrden nur noch Teilakten (statt Nebenakten) gefihrt - wie beispielsweise
im Geschéftsbereich des Ministeriums der Finanzen -, lief3e sich vor alem bei den nachgeordneten Justizbehdrden
eine merkliche Entlastung erreichen.

Das Ministerium hat darauf hingewiesen, dass die derzeitige Aufteilung der Zustandigkeiten erst vor dreieinhalb Jah-
ren nach langen Diskussionen getroffen worden sei. Dariiber hinaus werde das fir eine effektive Entlastung notwen-
dige neue Personalverwal tungssystem nach heutigem Kenntnisstand erst im Jahr 2007 flachendeckend eingefiihrt sein.

In den Entscheidungsprozess Uber die Neuaufteilung der Zusténdigkeiten bei der flachendeckenden Einfuhrung des
neuen Personalverwaltungssystems sollten die Vorschlége des Rechnungshofs einbezogen werden.

Stellenausschreibungen

Seit 1999 wurden alle Beforderungsstellen des einfachen, mittleren und gehobenen Dienstes im Justizblatt ausge-
schrieben, obwohl der Landespersonal ausschuss nach § 10 Abs. 1 Satz 6 Landesbeamtengesetz in den meisten Féllen
allgemein eine Ausnahme von der Pflicht zur Stellenausschreibung zugelassen hatte. Das hat zu einer Vielzahl von
Bewerbungen gefihrt, die aus verschiedenen Griinden zum Teil offensichtlich aussichtslos waren, weil z.B. Mindest-
wartezeiten oder Mindestlebensalter nicht erfillt waren. Die Bearbeitung verursachte einen nicht unerheblichen Ver-
waltungsaufwand.

Die Landesjustizverwaltung hat erklért, der Aufwand fur Ausschreibungs- und Auswahlverfahren bei Beforderungs-
stellen werde - soweit moglich - verringert.

Listeder gemeinnttzigen Einrichtungen

Um Richtern, Staatsanwalten und Amtsanwélten eine Orientierungshilfe an die Hand zu geben, fuhrten die Ober-
landesgerichte Listen Uber gemeinniitzige Einrichtungen, die fir die Zuweisung von Geldauflagen in Ermittlungs- und
Strafverfahren sowie in Gnadensachen infrage kommen. Auf3erdem erfassten sie die Anzahl und Betrage der Geld-
auflagen fur statistische Zwecke.

Ein Vergleich dieser Liste mit der Zuweisungsstatistik ergab im Bezirk eines Oberlandesgerichts, dass lediglich ein
Funftel der eingetragenen Einrichtungen bei den Zuweisungen berticksichtigt wurde. Der Rechnungshof hat empfoh-
len, den Verwaltungsaufwand fur die Fihrung der Listen zu verringern.

Das Ministerium hélt die Liste Uber gemeinnitzige Einrichtungen weiterhin fir notwendig. Es solle jedoch gepriift
werden, ob die Liste nur bei einem der beiden Oberlandesgerichte fir beide Bezirke gefuihrt werden kénne und ob
langfristig eine landeriibergreifende Internetl 3sung moglich sai.

Kennzahlen tber Arbeitsleistung und -aufwand

Die Kennzahlen Uber Arbeitsleistung und -aufwandIE fUr die Bearbeitung von Personaangelegenheiten, den Haus-
meister- und den Reinigungsdienst waren bei den gepriiften Gerichten sehr unterschiedlich.

Das Ministerium sieht sich derzeit nicht in der Lage, die Ursachen fur die Unterschiede zu analysieren.

Der Rechnungshof hélt es fir notwendig, bei alen Gerichten einen effektiven Personaleinsatz sicherzustellen.

29 7 B. betreute Fliche und Personal ausgaben je m2 Gebaudeinnenfléche fiir den Hausmeisterdienst.
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Weitere Vereinfachungen

Listen und Karteien wurden teils manuell, teils automationsgestiitzt gefiihrt. Der Aufwand kann mit Hilfe weiterer
automatisierter Standardanwendungen verringert werden.

Die Regelung Uber die Zeichnungsbefugnis war teilweise unzweckméfiig. Referenten und Sachgebietsleiter knnen
entlastet werden, wenn das Zeichnungsrecht in stdrkerem Umfang auf Sachbearbeiter Gibertragen wird.

Das Ministerium will die Vorschlage aufgreifen oder prufen.

Zur Verdffentlichung von Personanachrichten im Justizblatt wurden dieselben Daten vierma erfasst (einma beim
Ministerium der Justiz, zweimal beim Oberlandesgericht und einmal bei der mit dem Druck beauftragten Verlags-
gesellschaft).

Das Ministerium hat erklért, die mehrfache Datenerfassung werde kiinftig vermieden.

Per sonalbedar f

Bel Realisierung aler Vorschlage des Rechnungshofs zur Vereinfachung des Arbeitsablaufs einschliefdlich Privatisie-
rung von Aufgaben werden bei den gepriiften Gerichten Stellenanteile von zusammen 18,5 Stellen entbehrlich. Dies
entspricht einer Minderung der Personalausgaben von rd. 650.000 € jahrlich.

Von den 18,5 Stellen sind 13,3 Stellen bei einer Privatisierung von Aufgaben (Reinigungsdienst, Telefonzentrale) ein-
sparbar. Diesen Einsparungen bei den Personalausgaben stehen zusétzliche Sachausgaben von 200.000 € jahrlich fir
die Auftrége an private Unternehmen gegeniiber.

Die Mdglichkeit, durch die Beauftragung privater Unternehmen Ausgaben einzusparen, betrifft auch nicht in die Pri-
fung einbezogene Justizbehdrden.

Das Ministerium hat sich zu den vorgeschlagenen Stelleneinsparungen nicht gedulRert. Die gepriften Gerichte haben
die Vorschlége weitgehend abgel ehnt.

Der Rechnungshof hélt es fir erforderlich, die aufgezeigten Mdglichkeiten zur Verringerung der Belastungen des Lan-
deshaushalts zu nutzen.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) dieturnusmailigen Geschéftsprifungen der Gerichte zu straffen,
b)  Aufgaben - soweit mdglich - zu delegieren,

¢) den Arbeitsablauf, insbesondere bei der Personal aktenfiihrung, den Stellenausschreibungen und der Fihrung der
Liste der gemeinnitzigen Einrichtungen, zu vereinfachen,

d) Kennzahlen lber Arbeitsleistung und -aufwand in geeigneten Bereichen, wie fir die Bearbeitung von Personal -
angelegenheiten, den Hausmeister- und den Reinigungsdienst, zu ermitteln,

€) geeignete Aufgaben, wie z.B. den Reinigungsdienst, im Rahmen der Personalfluktuation privaten Unternehmen
Zu Ubertragen,

f)  entbehrliche Stellen einzusparen (ggf. "kw"-Vermerk).

Die Stellungnahmen des Ministeriums der Justiz und der Gerichte sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Organisation und Personalbedarf der Amter fiir soziale Angelegenheiten

Bei den Amtern flr soziale Angelegenheiten bestanden noch Rationalisierungsmdglichkeiten,
obwohl beim Landesamt fur Soziales, Jugend und Versorgung und bei den nachgeordneten
Amtern von 1996 bis Ende 2000 durch die Neuor ganisation der Versorgungs- und Sozialverwal-
tung insgesamt 254 Stellen (27 %) eingespart wurden.

Die Amter fiir soziale Angelegenheiten hatten (iber den Bedarf hinaus Referate gebildet. Es
waren zu viele hoher bewertete Planstellen fur Referenten und Sachbearbeiter mit besonderen
Aufgaben ausgewiesen. Nicht mehr erforderliche Referate fir Querschnittsaufgaben (sog.
Leiterreferate) wurden beibehalten.

Die Blrger-Service-Blros waren unzureichend ausgelastet. AulRerdem war der Aufwand fir
das Projekt eines mobilen Burger-Service-Bilros hoch.

Die Lestungsfahigkeit moderner Informationss und Kommunikationstechnik zur Verein-
fachung und Beschleunigung des Arbeitsablaufs wur de nicht geniigend genutzt.

Die Amter fiir soziale Angelegenheiten betrieben kein systematisches Controlling. Ein effektives
Berichtswesen fehlte.

Die Zweigstellen des L andesamts fir Soziales, Jugend und Ver sorgung waren nicht hinreichend
in die Amter fiir soziale Angelegenheiten integriert.

Allgemeines

Seit der letzten Prifung der Organisation und des Persona bedarfs der Versorgungsémter durch den Rechnungshoflﬁ
wurde die Struktur der Versorgungs- und Sozialverwaltung umfassend gedndert. Bel_den friheren Versorgungsamtern,
die seit dem 1. Februar 1999 die Bezeichnung "Amt flr soziale Angelegenheiten" =+ tragen, wurden Zweigstellen des
Landesamts fur Soziales, Jugend und Versorgung errichtet.

Die Amter fiir soziale Angelegﬁeiten erhielten zusdtzliche Aufgaben; so wurden die regionalen Auflenstellen der
ehemaligen Hauptfirsorgestelle™< in die Zweigstellen bei den Amtern fiir soziale Angelegenheiten eingegliedert.
AuRerdem wurden den Zweigstellen die Heim- und Kindertagesstéttenaufsicht, die Kriegsopferfirsorge, das Wider-
spruchsverfahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen -
sowie Aufgaben des &ffentlichen Gesundheitswesens, der Gesundheitsfachberufe und aus dem Bereich Pharmazie
zugewiesen.

Ferner wurde die interne Organisation der Amter fiir soziale Angelegenheiten gestrafft. Die zuvor in Dezernate und
Abschnitte gegliederten Amter wurden 1999 in Referate eingeteilt. Zur Vertretung der Referenten und zur Wahrneh-
mung besonderer Aufgaben waren "Sachbearbeiter mit besonderer Aufgabenzuweisung" bestellt. Innerhalb der Refe-
rate waren Teams gebildet.

Mit den durchgefiihrten Mal3nahmen wurde das bei der Errichtung des Landesamts fur Soziales, Jugend und-\ ersor-
gung erkléarte Ziel, das Personal vom 1. Januar 1996 an innerhalb von zehn Jahren um 30 % zu verringern ==, weit-
gehend verwirklicht. Bis Ende 2000 wurden von 949 Stellen 254 Stellen (27 %) eingespart.

Das Landesamt fur Soziales, Jugend und Versorgung hat erkléart, die restlichen 30 Stellen zur Erreichung des Zielsin
den Haushaltsjahren 2004 und 2005 abzubauen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Planstellen fir Referenten und Sachbear beiter mit besonderen Aufgaben

Alle bisher als Dezernenten eingesetzten Mitarbeiter wurden mit der Einfihrung der Referatsstruktur zu Referenten
bestellt. Da mehr Dezernate bestanden als Referate erforderlich waren, wurden mehrere Referate ohne fachlichen Be-
darf geteilt.

20 Jahreshericht 1990, Tz. 12 (Drucksache 11/5214) und Jahresbericht 1991, Tz. 19 (Drucksache 12/1275).
%1 Rundschreiben des Ministeriums fir Arbeit, Soziales und Gesundheit vom 4. Januar 1999 (MinBI. S. 43).

%2 Mit dem am 1. Juli 2001 in Kraft getretenen Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1X) - Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen - wurde die Hauptflrsorgestelle in "Integrationsamt” umbenannt.

Entwurf des Landesgesetzes zur Neuordnung des 6ffentlichen Gesundheitswesens und zur Errichtung des Landesamts fur Soziales,
Jugend und Versorgung (Drucksache 12/6841, Begriindung zu Artikel 3).

263)
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Nach einer internen Regelung des Landesamts fur Soziaes, Jugend und Versorgung setzt eine Beférderung eines
Sachbearbeiters des gehobenen Dienstes in die Besoldungsgruppe A 12 voraus, dass ihm ein Dienstposten mit beson-
deren Aufgaben zugewiesen ist. In der Praxis wurde in nahezu jedem Referat ein "Sachbearbeiter mit besonderer
Aufgabenzuweisung" unabhéngig vom Bedarf bestellt.

Infolgedessen wurden zu viele hoher bewertete Planstellen fir Referenten und Sachbearbeiter mit besonderen Auf-
gaben ausgewiesen.

Das Landesamt hat zugesichert, es werde bei Anderungen der Aufbauorganisation hervorgehobene Stellen nur nach
Bedarf ausweisen und besetzen. Die meisten der bei der Umorganisation geteilten Referate seien inzwischen nach dem
Ausscheiden der Stelleninhaber wieder zusammengef hrt worden.

Leiterreferate

Die Bearbeitung von Feststellungsverfahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch war in jedem Amt fir soziale
Angelegenheiten auf mehrere Organisationseinheiten verteilt und teilweise mit sachlich nicht zusammengehdrenden
Aufgaben gebiindelt. Das fihrte zu einem Koordinierungsbedarf durch sog. L eiterreferate.

Die Leiterreferate waren urspringlich gebildet, um innerhalb der ehemaligen Versorgungsdmter eine einheitliche
Rechtsanwendung sicherzustellen und Querschnittsfunktionen sowie Sammel- und Verteilungsaufgaben wahrzu-
nehmen. Sie blieben auch nach der Organisationsénderung bestehen, obgleich angesichts der geringeren Zahl der ver-
bliebenen Referate fur soziales Entschadigungsrecht und Feststellungsverfahren nach dem Neunten Buch Sozial-
gesetzbuch die koordinierende Funktion der Leiterreferate nicht mehr erforderlich war.

Das Landesamt beabsichtigt, vor dem Hintergrund der bisherigen Organisationsstraffung und der in den letzten Jahren
erbrachten Stelleneinsparungen grofRere strukturelle Veranderungen erst in der néchsten Modernisierungsphase - ab
dem Jahr 2006 - vorzunehmen.

Dem ist entgegenzuhaten, dass die notwendigen Schritte zur baldmdglichen Auflésung der Leiterreferate nicht
hinausgezogert werden sollten.

Birger-Service-Buros

In den Amtern fiir soziale Angelegenheiten wurden Biirger-Service-Biiros als zentrale Anlaufstellen, insbesondere fir
Rat suchende schwerbehinderte Menschen, eingerichtet. Die dort eingesetzten Mitarbeiter waren zugleich Mitarbeiter
eines Fachreferats. Da den Birger-Service-Biros keine Aufgaben in Zeiten mit geringerem Publikumsverkehr zuge-
wiesen waren, wechselten die Mitarbeiter ihren Arbeitsplatz im Tagesablauf entsprechend der Einsatzplanung.

Den Birger-Service-Biros kénnen zur besseren Auslastung weitere Aufgaben, z.B. das Ausweiswesen, Ubertragen
werden.

Der Modellversuch eines mobilen Biirger-Service-Biiros fir Dienstleistungen der Amter fir soziale Angelegenheiten
in weiter entfernt liegenden Verbandsgemeinden verursachte einen hohen Mehraufwand. Das lag u.a. auch an der
unzureichenden Unterstiitzung durch Informationstechnik. VVon den auswartigen Einsatzorten war ein Zugriff auf den
Datenbestand der Amter aus Sicherheitsgriinden nicht méglich. Rat suchende Biirger mussten sich deshalb rechtzeitig
zu einem Termin anmelden, Akten und benétigte Vordrucke mussten mitgefiihrt und die Daten spéter im Innendienst
nacherfasst werden.

Das Landesamt hat mitgeteilt, eine Zentralisierung des Ausweiswesens sei nicht vorgesehen. Es sieht bei einer Ver-
lagerung dieser Aufgaben auf die Blrger-Service-Buros die Gefahr einer fachlichen Unterforderung der dort einge-
setzten Mitarbeiter und gibt der ganzheitlichen Aufgabenerledigung in den Teams der Fachreferate den Vorzug. Das
Modellprojekt eines mobilen Birger-Service-Buros werde nicht in eine dauerhafte Struktur Gberfihrt.

Nach Auffassung des Rechnungshofs ist eine Ubertragung weiterer Aufgaben zur besseren Auslastung der Biirger-Ser-
vice-Buros unerlésslich.

Referate flr soziales Entschadigungsr echt

Den Referaten flr soziales Entschadigungsrecht obliegt die Festsetzung von Rentenleistungen nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz. In diesem Bereich war noch ein veraltetes Grofrechnerverfahren eingesetzt, welches die Geschéfts-
prozesse nur unzureichend unterstiitzte. Daher mussten manuell Karteien gefihrt, Fristen Uberwacht und verschiedene
statistische Daten erfasst werden. AulRerdem waren Referenten und Sachbearbeiter des gehobenen Dienstes wegen
eines unzeitgemalien Zeichnungsrechts zu stark mit Unterschriftsleistungen und der Datenfreigabe befasst. Deshalb
verblieb ihnen weniger Zeit fur die Erledigung schwieriger Aufgaben.
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Das Landesamt hat mitgeteilt, mit der EinfUhrung eines neuen Anwendungsprogramms im Jahr 2003 wirden die
Sachbearbeiter durch eine integrierte Vorgangsbearbeitung weiter unterstiitzt. Listen und Karteikarten wirden nicht
mehr manuell gefuihrt werden.

Feststellungsver fahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch

Bei den Feststellungsverfahren nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch wurde der Arbeitsablauf aufgrund einer
nicht mehr zeitgemal3en Informationstechnik unzureichend unterstiitzt. Auf3erdem blieben die Vorteile der Teamarbeit
weitgehend ungenutzt.

Das Landesamt hat erkléart, die informationstechnische Ausstattung sei inzwischen verbessert worden. Zu weiteren
Veradnderungen habe eine Arbetsgruppe "Optimierung des Feststellungsverfahrens SGB 1X" Vorschlége erarbeitet, deren
Umsetzung geprift werde.

I ntegrationsamter

Alle Integrationsdmter waren zu klein, um die Referenten mit Flihrungsaufgaben auszulasten. Daher nahmen die Refe-
renten auch Sachbearbeiteraufgaben wahr. Zudem war die Bearbeitung schwieriger Félle (z.B. Widerspriiche) Sachbe-
arbeitern mit besonderer Aufgabenzuweisung zugewiesen. Die anderen Sachbearbeiter hatten zu geringe Entschei-
dungsbefugnisse. Die Unterstiitzung durch Assistenzkréfte war in den Amtern fiir soziale Angelegenheiten sehr unter-
schiedlich ausgepréagt. Nachvollziehbare Personal bemessungszahlen gab es nicht, auch waren keine Qualitétsmali3stébe
festgelegt.

Der Arbeitsablauf wurde durch die Informations- und Kommunikationstechnik unzureichend unterstiitzt. Die vorhan-
dene Datenbank stellte wichtige Steuerungsdaten nicht bereit. Schriftverkehr und Abrechnungen waren zu wenig
standardisiert. Zu viele Daten mussten nach wie vor manuell erfasst werden.

Das Landesamt fuhrt aufgrund der Prifungsfeststellungen eine weitergehende interne Untersuchung durch.

Aufsicht Uber Heime und Kindertagesstatten

In der Heimaufsicht war die Zusammenarbeit mit anderen beteiligten Stellen, wie z.B. dem Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung, unzureichend. AuRerdem wurden die anfallenden Arbeiten nicht hinreichend nach Menge und
zeitlicher Inanspruchnahme erfasst, um den Personalbedarf verlasslich ermitteln zu kénnen. Ferner war das in der
Heimaufsicht genutzte DV-Anwendungsprogramm nicht mit den eingesetzten modernen Biroanwendungen kompa-
tibel.

Die Kindertagesstéttenaufsicht hatte den meisten Kindertagesstétten auch zehn Jahre nach In-Kraft-Treten des Achten
Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - noch keine Betriebserlaubnis nach diesem Gesetz erteilt. Die
Zahl der Begehungen von Kindertagesstétten ohne besonderen Anlass blieb hinter den VVorgaben zurtick. Ein Berichts-
wesen, welches die fir die Personalbemessung notwendigen Daten hétte bereitstellen kénnen, bestand nicht. Das
Landesamt hatte sich zu viele Entscheidungsbefugnisse vorbehalten. Zudem wurde das Zeichnungsrecht von Referen-
ten und Sachbearbeitern nicht einheitlich gehandhabt.

Das Landesamt hat erklart, es strebe eine Verbesserung der Abstimmung der Pruftatigkeit der Heimaufsicht sowie des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung an. Zur Unterstiitzung der Sachbearbeitung sei ein neues DV-
Verfahren eingefiihrt worden, das auch statistische Auswertungen ermdgliche. Personalbemessungszahlen wiirden in
eigener Verantwortung festgelegt und Zeichnungsbefugnisse weitgehend delegiert werden. Die Arbeitsriickstande bei
den Betriebserlaubnissen fir Kindertagesstatten wirden in einem Zeitraum von etwa 18 Monaten abgebauit.

Controlling

Ein Controlling zur ergebnisorientierten Koordination von Planung, Kontrolle und Informationsversorgung wurde von
den Amtern fur soziale Angelegenheiten nicht systematisch betrieben. Ein effektives Berichtswesen sowie Leistungs-
vergleiche zwischen den Organisationseinheiten und den Amtern (Benchmarking) fehlten.

Das Landesamt hat mitgeteilt, es habe eine Projektgruppe eingerichtet, die ein Konzept fir den Einsatz betriebswirt-
schaftlicher Steuerungsinstrumente erarbeite.

Zweigstellen des Landesamts fur Soziales, Jugend und Versorgung

Bei den Amtern fiir soziale Angelegenheiten waren Zweigstellen des Landesamts fiir Soziales, Jugend und Versorgung
eingerichtet. Die Befugnisse der Leiter der Amter fur soziale Angelegenheiten fiir die Zweigstellenaufgaben waren
eingeschrankt, insbesondere fehlte die Zustandigkeit fir die statusrechtlichen Belange der Mitarbeiter. Das erschwerte
organisatorische Anderungen in den Amtern.

Das Landesamt hat erklart, die volle Integration der Zweigstellenaufgaben in die Amter fir soziale Angelegenheiten
werde angestrebt.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)
b)
0)

d)

e

f)

die Zahl der Stellen fur Referenten und Sachbearbeiter mit besonderen Aufgaben auf den Bedarf zu begrenzen,
die nicht mehr erforderlichen Referate fiir Querschnittsaufgaben (sog. Leiterreferate) baldmdglich aufzul 6sen,
fUr eine bessere Auslastung der Blrger-Service-Buros zu sorgen,

moderne Informations- und Kommunikationstechnik stérker zur Vereinfachung und Beschleunigung des Arbeits-
ablaufs zu nutzen,

ein systematisches Controlling mit einem standardisierten Berichtswesen einzufihren,

die Zweigstellen des Landesamts firr Soziales, Jugend und Versorgung vollstandig in die Amter fir soziale
Angelegenheiten zu integrieren.

Die Stellungnahme des Landesamts fiir Soziales, Jugend und Versorgung ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Landesdrztekammer und der Bezirks
arztekammern

Alle Kammern erbrachten tber- und aul3ertarifliche Leistungen. Bei der Landesarztekammer
und den Bezirksdrztekammern Koblenz, Pfalz und Rheinhessen wurden Stellen zu hoch ausge-
wiesen. I nsgesamt ergaben sich dadurch im Jahr 2001 ver meidbar e Ausgaben von 347.000 €.

Bei der Landesdrztekammer, den Bezirksirztekammern Pfalz und Trier waren insgesamt
6,3 Stellen ohne Nachteile fir eine ordnungsgemafie Aufgabenerledigung entbehrlich. Per sonal-
ausgaben von insgesamt 334.000 € jahrlich konnen eingespart werden.

Die Landesédrztekammer erhab fur die Durchflihrung von Schlichtungsverfahren und fir die
Betriebsfuhrung einer arztlichen Stelle keine kostendeckenden Entgelte. Im Jahr 2001 entstand
dadur ch einefinanzielle Belastung von 155.000 €.

Bei einem Abbau der vermeidbaren Ausgaben kann die Beitragsbelastung fur die Kammer mit-
glieder um insgesamt 836.000 € jahrlich verringert werden. Weitere M 6glichkeiten zur Kosten-
senkung ergeben sich aus den nachfolgenden Empfehlungen.

Die Verwaltungsor ganisation und der Aufgabenvollzug bei den Kammern kénnen erheblich ge-
strafft werden. Bei einer Eingliederung der Versorgungseinrichtungen der Bezirksdrztekam-
mern Koblenz und Trier in die Geschéftsstellen lassen sich Personalausgaben von 130.000 €
jahrlich je Kammer einsparen. Auf3erdem kann der Aufgabenvollzug wirtschaftlicher gestaltet
werden, wenn gleichartige Aufgaben der Bezirksarztekammern arbeitsteilig und mit landes-
weiter Zustandigkeit bei jeweilseiner Kammer konzentriert werden.

Zusatzliche erhebliche Verbesserungen lassen sich durch die Bildung einer gemeinsamen Ge-
schéftsstelle fur alle Arztekammern einschlief3lich der Ver sorgungseinrichtungen erreichen. Da-
durch konnen die Aufgaben der Kammern mit 24 Stellen weniger als bisher erledigt und die
Kammerbeitrage um weitere 1,4 Mio. € jahrlich gesenkt werden.

Im Rahmen der Gesundheitsreform sollen die vier Kassenér ztlichen Vereinigungen zusammen-
gelegt werden. In diesem Zusammenhang ist auch eine Zusammenlegung der Kammern zu er-
wagen.

Allgemeines

Die Landesarztekammer Rheinland- und die Bezirksarztekammern Koblenz, Pfalz, Rheinhessen und Trier sind
nach Mal3gabe des Heilberufsgesetzes™* die gesetzlich berufenen Vertretungen der in Rheinland-Pfalz in ihrem Beruf
titigen Arzte. Sie wirken bei den Aufgaben des offentlichen Gesundheitswesens mit und nehmen die beruflichen,
wirtschaftlichen und sozialen Belange der Gesamtheit ihrer Mitglieder wahr (8 3 Abs. 1 HeilBG).

Die Kammern sind rechtsfahige Korperschaften des &ffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung (8 2 HellBG). |hre
Organe sind die Vertreterversammlung und der Vorstand (8§ 6 Abs. 1 HeilBG). Die Kammern unterliegen der Rechts-
aufsicht des Landes (§ 17 Abs. 1 HeilBG), die vom Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit aus-
gelibt wird.

Die Alters, Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung der Kammermitglieder wird durch die Bezirksédrztekammern
sichergestellt, die hierzu entweder eigene Versorgungseinrichtungen ohne eigene Rechtspersonlichkeit unterhalten
(Bezirksirztekammern Koblenz und Trier) oder der Bayerischen Arzteversorgung angeschlossen sind (Bezirksérzte-
kammern Pfalz und Rheinhessen).

Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung der Kammern geprift. Dabei wurde insbesondere
untersucht, ob

- wirtschaftlich und sparsam verfahren wurde (8 90 Nr. 3 LHO),

- die Aufgabe mit geringerem Personal- und Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfiillt werden kann
(890 Nr. 4 LHO),

- die Belastung der Mitglieder durch Beitréage im Hinblick auf die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft nicht unange-
messen hoch war.

264) Heilberufsgesetz (HeilBG) vom 20. Oktober 1978 (GVBI. S. 649), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16. Dezember 2002 (GVBI.
S.481), BS 2122-1.
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Die Prifung umfasste Geschéftsvorgange der Jahre 1999 bis 2002.

Der Rechnungshof hat am 13. Oktober 2003 das Ministerium Uber das Ergebnis der Priifung unterrichtet. Nach Aus-
wertung der AuRerungen der Kammern zu den Priifungsmitteilungen hat er es mit Schreiben vom 8. Dezember 2003
gegeniber dem Ministerium fir erforderlich gehalten, dass vom aufsichtsfiihrenden Ministerium bei der Genehmigung
des Haushaltsplans der Kammern geméal § 16 Abs. 1 Satz 5 Hellberufsgesetz aus den Prifungsmitteilungen gebotene
Folgerungen gezogen werden. Eine AuRerung hierzu lag bei der Beschlussfassung (iber den Jahresbericht noch nicht
vor.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Stellenplan und Vergutung

Die Bezirksarztekammer Trier beschéftigte kein eigenes Personal . Dieses stellte die Kassendrztliche Vereinigung (KV)
Trier gegen Entgelt. Eine Ubersicht im Haushaltsplan (iber dieses Personal lag nicht vor.

Damit fehlte eine wesentliche Grundlage fur die Beschlussfassung der Vertreterversammlung Uber die Personal ausstat-
tung und die Vergitung des Personals der Kammer.

Bei den Ubrigen Kammern liel3 der Stellenplan die Hohe der tatsachlichen Vergitungen nicht erkennen. Das galt ins-
besondere fur die leitenden Angestellten der Kammern. Soweit in den Arbeitsvertrégen nicht anderes bestimmt ist, ist
grundsétzlich der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) mal3geblich.

AuRerdem waren den Haushaltsplénen Uber- und auf3ertarifliche Leistungen nicht zu entnehmen. So zahlten die Lan-
desérztekammer an einen Mitarbeiter und drei Bezirksérztekammern an alle Mitarbeiter neben der "Weihnachts-
zuwendung" ein sog. 14. Monatsgehalt.

Dem von der Bezirksarztekammer Trier gezahlten 14. Monatsgehalt lag eine zusétzlich zu der tariflichen Wochen-
arbeitszeit vereinbarte Mehrarbeit von zwei Stunden (statt 38,5 Stunden 40,5) zugrunde. Dies entsprach Ausgaben von
73.000 € jahrlich, die der KV unabhangig von einem Mehrarbeitsbedarf zu erstatten waren. Ob die Mehrarbeit tat-
sachlich erbracht wurde, war nicht Uberpriift worden. Weitere Folge war, dass jahrlich Uber die vereinbarte Mehrarbeit
hinaus 62 Stunden je Kraft und somit nahezu 32.000 € ohne sachlichen Grund vergutet wurden.

AuRerdem gewéhrten die Landesérztekammer und die Bezirksérztekammern Koblenz, Pfalz und Rheinhessen ihrem
Personal u.a. Leistungs-, Funktions-, Alters- und Treuezulagen, Aufwands- und Sitzungsentschéadigungen, Essens-
zuschusse, Reisekostenerstattungen, Kinderbetreuungsbetrége, Zusatzurlaub und zinsgiinstige Darlehen, die Uber die
im offentlichen Dienst tariflich zul&ssige Hohe hinausgingen.

Ferner waren mehrere Stellen der Kammern im Vergleich zu den im Bereich der Landes- und Kommunalverwaltung
geltenden Maf3stédben des BAT um zwei oder drei Vergltungsgruppen zu hoch ausgewiesen.

Die Mehrkosten der einzelnen Kammern wegen zu hoher Eingruppierungen sowie Uber- und auRertariflicher Leis-
tungen betrugen im Jahr 2001

Griinde Mehrkosten im Jahr 2001 in €
Landesérzte- | Bezirksarzte- | Bezirksérzte- | Bezirksérzte- | Bezirksarzte-
kammer kammer kammer kammer kammer

Koblenz Pfaz Rheinhessen Trier
Zu hohe Ein- 39.000 21.000 27.000 30.000 =
gruppierungen
Uber-/aBertari- 70.000 63.000 43.000 22.000 32.000
liche Leistungen
Summe 109.000 84.000 70.000 52.000 32.000

Nach 88 Abs. 1 HellBG beschliefdt die Vertreterversammlung Uber den Haushaltsplan und somit auch Uber den
Stellenplan. Dieser muss Angaben Uber alle wesentlichen Zusatzzahlungen enthalten, damit die Vertreterversammlung
eine fUr die Verwaltung verbindliche Erméchtigung beschlieffen kann.

Unabhangig hiervon sind die Kammern bei der Aufstellung und Ausfiihrung des Haushaltsplans an die Grundsétze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gebunden (8 16 Abs. 1 Satz 4 HellBG). Gemessen an den tariflichen Leistungen
fir den offentlichen Dienst wurde diesen Grundsétzen in zahlreichen Féllen nicht hinreichend Rechnung getragen.

%9 |nfolge der Personalgestellung durch die KV Trier nicht ermittelbar.
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Die Kammern haben erklért, dass sie nicht tarifgebunden im Sinne des Tarifvertragsgesetzes seien. Die Mitglieder der
Vertreterversammlung seien Uber die Zusammensetzung des jeweiligen Haushaltsplans stets umfassend unterrichtet
worden und hétten im Rahmen der Aufstellung des Haushalts auch die Uber- und aulRertariflichen Leistungen be-
schlossen. Die Bezirksérztekammer Trier hat ergdnzend darauf hingewiesen, dass die Vertreterversammlung ab dem
Haushaltsplan 2003 "neben der Einstufung in den - entsprechend angewandten - Bundes-Angestelltentarifvertrag
(BAT) Uber die gezahlten Vergitungen informiert wird". Einschnitte bei dem 14. Monatsgehalt konnten nur gemein-
sam mit der KV Trier erfolgen.

Nach Auffassung des Rechnungshofs ist die Vergiitung des Personals - auch im Hinblick auf die Zwangsmitglied-
schaft der Arzte - an den tariflichen Bestimmungen fiir den 6ffentlichen Dienst auszurichten. Alle Leistungen sind im
Haushaltsplan transparent darzustellen.

Per sonalausstattung und Per sonalausgaben

Die Personalausstattung und die Personaausgaben bei der Landesérztekammer und den vier Bezirksérztekammern
sind nachfolgend dargestellt:

Kammer Landesérzte- | Bezirksirzte- | Bezirksérzte- | Bezirksarzte- | Bezirksarzte-

kammer kammer kammer kammer kammer
Koblenz Pfaz Rheinhessen Trier

Vollzeitstellen

am 31.12.2001 15,0 11,0 11,6 8,3 11,5

Personal ausgaben

im Jahr 2001 in € 1.163.053 531.457 632.107 418.349 572.087

Personalausgaben/ 77.537 48314 54.492 50.403 49.747

Stellein €

Per sonalbedar f

Bei den Kammern fehlten Ermittlungen dartiber, ob und inwieweit das eingesetzte Personal zur ordnungsgemélien
Aufgabenerfiillung erforderlich ist. Nach dem Ergebnis der Prifung waren

- eine Stelle fur Sekretariatsaufgaben (Personalausgaben 35.000 € jéhrlich) bei der Landesérztekammer,

- eine Stelle fur einen der beiden Geschéftsfuhrer (Personalausgaben 8%00#2 jahrlich) und eine Halbtagsstelle
(Personalausgaben 30.000 € jahrlich) bei der Bezirksérztekammer Pfalz

entbehrlich.

Die Landesdrztekammer hat erklart, dass derzeit zwar eine Sekretariatsstelle nicht besetzt sei, langfristig jedoch die
Einsparung einer Stelle nicht mdglich erscheine. Die Bezirksérztekammer Pfalz will hinsichtlich der Geschéftsfiihrung
die "Empfehlung des Rechnungshofs wohlwollend beobachten”. Zu der entbehrlichen Halbtagsstelle hat sie lediglich
auf die ihr zugewiesenen Aufgaben verwiesen, die eindeutig Uberregionalen Bezug hétten.

Nach dem Ergebnis der Priifung konnen die Aufgaben mit weniger Personal erledigt werden.

Per sonalgestellung

Der Bezirksarztekammer Trier war die Gréf3enordnung des von der KV Trier jdhrlich in Rechnung gestellten Personals
nicht genau bekannt. Im Rahmen der Priifung des Rechnungshofs teilte die KV Trier der Bezirksérztekammer Trier
mit, dass sie 11,5 Stellen berechnet habe. Danach waren Personalausstattung und Personalausgaben der Bezirks-
arztekammer Trier hoher as bei der nach der Zahl der Kammermitglieder doppelt so grofRen Bezirksérztekammer
Koblenz.

Die Bezirksérztekammer Trier hat mitgeteilt, dass sie ab dem Jahr 2004 insgesamt 3,8 Stellen weniger in Anspruch
nehmen wolle. Dadurch kénnen die Personal ausgaben um 189.000 € jéhrlich zurlickgefihrt werden.

%6 Dije Kammer hatte abweichend von §20 Abs. 1 ihrer Hauptsatzung die Leitung der Geschiftsstelle zwei Geschéftsfiihrern

Ubertragen. Die Geschéftseitung der Ubrigen Bezirksérztekammern und der Landesdrztekammer oblag jeweils einem
Geschéftsfhrer.
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Nicht durch Beitrége zu finanzierende Kammer aufgaben
Schlichtungsausschuss der Landesar ztekammer

Die Landesérztekammer hat zur Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Berufsausiibung zwischen Kammer-
mitgliedern und Dritten ergeben, einen Schlichtungsausschuss eingerichtet (8 5b Abs. 1 HellBG). Die Kosten des
Schlichtungsverfahrens tragt nach einer Vereinbarung zwischen der Landesérztekammer und einem Versicherungs-
verband der jeweilige Haftpflichtversicherer des beteiligten Kammermitglieds durch Erstattung einer Kostenpauschale.

Nach dem Ergebnis der Priifung reichte die Pauschale nicht zur Deckung der Kosten aus. In den Jahren 2000 und 2001
ergaben sich Belastungen des Haushalts von 120.000 € und 105.000 €.

Zur Empfehlung des Rechnungshofs, mdglichst kostendeckende Entgelte zu vereinbaren, hat die Landesérztekammer
mitgeteilt, dass nach den Erfahrungen anderer Landesérztekammern derzeit keine héheren Pauschalen erzielt werden
konnten.

Das sollte die Landesérztekammer nach Auffassung des Rechnungshofs nicht daran hindern, eine hthere Kosten-
erstattung anzustreben.

Betrieb einer arztlichen Stelle

Die Landesérztekammer hatte aufgrund einer Vereinbarung mit dem damaligen Ministerium fir Umwelt der KV Trier
die Betriebsfiihrung der nach der Rontgenverordnung vorgeschriebenen arztlichen Stelle Ubertragen. Die Kammer
tragt nach dieser Vereinbarung die Kosten der &rztlichen Stelle und erhebt dafiir von den Rontgengeréatebetreibern
Gebihren. Soweit die Gebiihren nicht zur Deckung der Kosten ausreichen, hat sich die Kammer verpflichtet, "eine
verbleibende Unterdeckung zu tbernehmen”.

Die der Kammer flr das Jahr 2001 vorgel egte Einnahme-/Ausgaberechnung der KV fir die &rztliche Stelle schloss mit
einem Fehlbetrag von 50.000 € ab. Die Hohe der Kosten und die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerledigung wurden
bislang nicht Uberpruft. Deshalb war der Kammer nicht bekannt, wie viel Personal die KV Trier mit welcher Vergi-
tung zur Durchfihrung der Ubertragenen Aufgaben berechnete und inwieweit das Personal ausgelastet war.

Die Kammer hat erkléart, dass die KV Trier trotz bestehender Unterdeckung auf die Anwendung der vertraglichen Ver-
einbarung verzichtet habe. Zu der Empfehlung, die Personalkosten transparent zu machen und auf einen wirtschaft-
lichen Einsatz des benétigten Personals hinzuwirken, hat sie sich nicht gedul3ert.

Organisationsreform

Die Geschéftsstellen der Bezirksérztekammern und die Geschéftsstelle der Landesérztekammer sind nach Aufgaben-
umfang und Personalbestand verhadltnisméafiig klein. Personalausfélle durch Krankheit und Urlaub konnten zum Teil
nur mit erheblichen Problemen aufgefangen werden. Das Verhdtnis von Leistungen und Personaleinsatz wurde be-
eintréchtigt, weil die Moglichkeiten standardisierter und automatisierter Verfahren auf der Grundlage groflerer
Arbeitsmengen nicht hinreichend genutzt werden konnten und zu kleine Organisationseinheiten (nicht mehr as zwel
Vollzeitkréfte) bestanden.

Organisation der Versorgungseinrichtungen

Im Jahr 2001 hatten die Versorgungseinrichtung der Bezirksérztekammer Koblenz im Durchschnitt 12,1 Vollzeitkrafte
und die Versorgungseinrichtung der Bezirksarztekammer Trier 7,8 beschéftigt. Beide Versorgungseinrichtungen fuhr-
ten - neben ihren versicherungs- und vermégensbezogenen Hauptaufgaben - die gleichen Verwaltungsarbeiten (z.B.
Buchhaltung, Kassen- und Bankgeschéfte, Einkauf, Personalsachbearbeitung und -bewirtschaftung, Reise- und Sit-
zungskostenabrechnung, Festsetzung und Einzug falliger Zahlungen) wie die Geschéftsstellen der Kammern aus.

Zur zweckmaf3igeren Aufgabenerledigung sollten in einem ersten Schritt die Versorgungseinrichtungen der Bezirks-
arztekammern Koblenz und Trier in die jeweiligen Geschéftsstellen eingegliedert werden. Damit konnten bei beiden
Kammern

- jewells die Stelle eines Geschéftsfuhrers sowie eine Stelle im Bereich der Verwaltung (Personal ausgaben von
insgesamt 130.000 € jahrlich) eingespart werden,

- dieVorteile der Arbeitsteilung und Spezialisierung besser genutzt werden,

- moderne Informations- und Kommunikationstechniken zur Rationalisierung der Verwaltungsaufgaben eingesetzt
werden.
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Weitere Kosteneinsparungen konnten sich ergeben, wenn in einem weiteren Schritt die Geschéftsstellen der Bezirks-
arztekammern Koblenz und Trier mit den Versorgungseinrichtungen organisatorisch verbunden und in eine Landes-
geschéftsstelle fur ale Arztekammern eingegliedert wiirden (vgl. Nr. 2.4.3). Dabei konnten die versicherungs- und
vermogensbezogenen  Aufgaben der  Versorgungseinrichtungen in  eigenstdndigen, aber  grofReren
Organisationseinheiten - getrennt von den Verwaltungsgeschéften der Kammern - wahrgenommen werden.

Die Versorgungseinrichtungen haben dagegen eingewandt, dass sie - im Unterschied zu den Kammergeschéftsstellen -
versicherungswirtschaftliche Betriebe seien, deren Mitgliederzahl und -struktur sich nicht mit denen ihrer Kammer
deckten. Auch die benutzte Software sei eine andere. Zudem sei von den betroffenen Mitgliedern der Wunsch nach
Zusammenlegung der V ersorgungswerke bisher nicht gedufZert worden.

Der Vorschlag des Rechnungshofs, die selbstdndigen Organisationseinheiten unter einer einheitlichen Leitung mit
einer gemeinsamen "inneren Verwaltung" zu fuhren, l&sst die Organisation fir die Wahrnehmung der Hauptaufgaben
unberihrt. Das Ministerium sollte darauf hinwirken, dass die aufgezeigten Moglichkeiten zur Nutzung von Wirtschaft-
lichkeitsreserven von den V ertreterversammlungen beraten werden.

Bildung von Aufgabenschwer punkten

Der Aufgabenvollzug kann wirtschaftlicher gestaltet werden, wenn sich die bestehenden Kammergeschaftsstellen zu
einem arbeitsteiligen Verbund zusammenschlief3en. Bisher dezentral durchgefihrte gleichartige Tétigkeiten (z.B. Ein-
kauf von Geschéfts- und Birobedarf, Melde- und Beitragswesen, Anerkennungsverfahren, Arzthelferinnenaushildung)
kénnen von jeweils einer Kammer zentral erledigt werden.

Durch die Bildung von Aufgabenschwerpunkten kdnnen bei den Kammern grofere Organi sationseinheiten geschaffen
und effiziente Verfahren eingesetzt werden.

Die Kammern haben ausgefuhrt, dass bei der vorgeschlagenen Organisation die Vorteile der regionalen Strukturen
verloren gingen. So kénne das Meldewesen nicht zentral organisiert werden, ohne die gesetzliche Aufgabe der Berufs-
aufsicht Uber die Kammermitglieder in erheblichem Mal3e zu schwéchen. Gemeinsame Eink&ufe wiirden durch Lager-
haltung, Transport und interne Verwaltung hohe Kosten produzieren.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Erteilung von Auftragen sowie die Steuerung und Uberwachung von Eink&ufen
zentral organisiert werden konnen, ohne dass zusétzliche Lager- und Transportkosten anfallen. Die vor alem von den
Bezirksdrztekammern geforderte Ortsndhe der Geschéftsstellen zu den Kammermitgliedern kann bei der gegebenen
Informationstechnik und Vernetzung der Kammern untereinander kein entscheidendes Hindernis fur die aus wirt-
schaftlichen Griinden gebotene Biindelung von Aufgaben sein.

Einrichtung einer gemeinsamen Geschéftsstelle und einer Arztekammer

Weitere wirtschaftliche Verbesserungen und ein weitgehend einheitlicher Vollzug gleicher Aufgaben fur die Mit-
glieder der Kammern konnten erzielt werden, wenn die Geschéfte der Landesdrztekammer und der Bezirksarzte-
kammern in einer gemeinsamen Geschéftsstelle erledigt wiirden.

Die Aufgabenspektren der Bezirksérztekammern unterscheiden sich kaum voneinander. Auch die Geschéftsstelle der
Landesérztekammer nimmt viele gleichartige Fach- und Verwal tungsaufgaben wahr.

Fir eine gemeinsame Geschéftsstelle der Bezirksarztekammern und der Landesérztekammer geniigten ein (Haupt-)Ge-
schéftsfihrer, ein stellvertretender Geschéftsfihrer und 31 weitere Vollzeitkréfte (insgesamt 33 Kréafte). Gegeniiber
dem Personalbestand der vier Bezirksarztekammern und der Landesérztekammer von insgesamt 57,4 Kréften lief3en
sich 24 Stellen im Rahmen der Personalfluktuation einsparen. Dadurch kénnten Personalausgaben eingespart und die
Kammerbeitrage um weitere 1,4 Mio. € jahrlich gesenkt werden.

Im Zusammenhang mit der Bildung einer gemeinsamen Geschéftsstelle der Kammern sollte auch die Einrichtung einer
Arztekammer fir das Land Rheinland-Pfalz erwogen werden. Die Frage einer Neuorganisation der Bezirksirzte-
kammern und der Landesérztekammer stellt sich au%deshal b, weil die vier Kassenérztlichen Vereinigungen nach den
Bestimmungen des GKV-Modernisierungsgesetzes™~ zu einer Kassenérztlichen Vereinigung des Landes zusammen-
gelegt werden.

Die Kammern haben erklart, dass es bundesweit in den Flachenléndern keine Landesédrztekammer gabe, die nicht aus
organisatorischen Griinden Bezirksstellen gebildet hétte.ﬁer Vergleich mit der Arztekammer Westfalen-Lippe zeige,
dass dort die doppelte Anzahl von Kammermitgliedern™ von insgesamt 170 Mitarbeitern in der Hauptverwaltung

%0 Artikel 1 Nr.53 Buchstabea des Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
M odernisierungsgesetz) vom 14. November 2003 (BGBI. | S. 2190).

28 pje Landesirztekammer Rheinland-Pfalz hatte im Jahr 2001 etwa 16.000 Mitglieder.
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und zusétzlich von zw6lf Verwaltungsbezirken mit im Schnitt 2,5 Mitarbeitern betreut wirden. Einer ndheren Prifung
des Vorschlags bedirfe es daher nicht. Eine Zusammenlegung aller Bezirksérztekammern mit der Landesérztekammer
zu einer Arztekammer des Landes Rheinland-Pfalz komme nicht in Betracht.

Hierzu ist zu bemerken, dass die Vertreterversammlungen Uber ale Angelegenheiten von grundsétzlicher Bedeutung
beschlief?en (8§ 8 HeilBG). Daher sollten auch die Entscheidungen tber die Vorschldge des Rechnungshofs zu einer
gestrafften und kostensparenden Neuorganisation den Vertreterversammlungen vorbehalten bleiben.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) inden Haushaltsplanen die Leistungen fur das Personal transparent darzustellen,

b)  Uber- und auRertarifliche Leistungen und zu hohe Eingruppierungen - soweit moglich - abzubauen,
c¢) dieVergitungen an den tariflichen Bestimmungen fur den &ffentlichen Dienst auszurichten,

d) entbehrliche Stellen einzusparen,

e) kostendeckende Entgelte fir Aufgaben festzusetzen, die nicht durch Beitrége der Kammermitglieder zu finan-
Zieren sind.

Der Rechnungshof hat auf3erdem angeregt, die aufgezeigten Moglichkeiten zur wirtschaftlicheren Aufgabenerledigung
durch Verbesserung der Organisation zu nutzen und hierzu zunéchst die Versorgungseinrichtungen der Bezirksarzte-
kammern Koblenz und Trier in die Geschéftsstellen dieser Kammern einzugliedern sowie bisher dezentral erledigte
gleichartige Aufgaben arbeitsteilig bel jeweils einer Kammer zu konzentrieren. Anschlief3end sollte die Bildung einer
gemeinsamen Geschéftsstelle fur die Bezirksérztekammern und die Landesérztekammer sowie die Einrichtung einer
Arztekammer fiir das Land angestrebt und hieriiber Entscheidungen der Vertreterversammlungen herbeigefiihrt
werden.

Die Stellungnahmen der Landesérztekammer und der Bezirksdrztekammern sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Landeszentrale fur private Rundfunkveranstalter

Diefinanzielle Ausstattung der Anstalt ist zu hoch. Sie konnte deshalb insbesondere
- erhebliche Rucklagen bilden,
- ihreBeschéftigten deutlich besser vergiiten als das L and vergleichbar e Bedienstete,

- beachtliche Mittel fur Offentlichkeitsarbeit und Veranstaltungen einsetzen.

Allgemeines

Die Landeszentrale fur private Rundfunkveranstalter jn] udwigshafen (LPR), eine Anstalt des offentlichen Rechts,
nimmt auf der Grundlage des L andesrundfunkgesetzes = vor allem folgende Aufgaben wahr:

- Zulassung privater Rundfunkveranstalter (8 5 LRG),
- Forderung von Offenen Kandlen (8 57 LRG),
- Foérderung von Projekten zur Férderung der Medienkompetenz (8 69 Abs. 2 LRG),

- Forderung der landesrechtlich gebotenen technischen Infrastruktur zur Versorgung des Landes und von Projekten
fir neuartige Rundfunkdiibertragungstechniken (8§ 69 Abs. 1 LRG).

Die Landeszentrale hat das Recht auf Selbstverwaltung (8 62 Abs. 1LRG). Sie unterliegt der Rechtsaufsicht der
Landesregierung (8 72 LRG). Der Haushalts- und Wirtschaftsplan der Anstalt bedarf der Zustimmung des Ministe-
riums der Finanzen (8§ 71 Abs. 1 LRG).

Fur das Haushalts- und Rechnungswesen sowie fir die Rechnungsprifung sind die fir das Land jeweils geltenden
Vorschriften entsprechend anzuwenden (§ 71 Abs. 2 LRG).

Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfilhrung der Landeszentrale geprift (8 71 Abs. 2 LRG). Schwer-
punkt war die Prifung %Verwendung des Anteils aus der einheitlichen Rundfunkgebiihr nach § 40 Abs. 1 Rund-
funkstaatsvertrag (RStV) =™ in den Jahren 1995 bis 2001.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Vorbemerkung

Die Einzelergebnisse der Prifung einschliefllich der Stellungnahmen der Apstalt, der Staatskanzlei und des Ministe-
riums der Finanzen sind in der Landtagsdrucksache 14/2494 dargestellt==. In dem Prufungsbericht hat der Rech-
nungshof zu den Punkten Stellung genommen, zu denen sich die Anstalt nach Ubersendung eines Berichtsentwurfs
gedul3ert hat.

Der Uberwiegende Teil der Beanstandungen, insbesondere im Bereich der Riicklagen, der Personalausgaben und der
Offentlichkeitsarbeit, war bereits Gegenstand frilherer Prifungsmitteilungen. Trotz entsprechender Forderungen des
Rechnungshofs war ein Umsteuern der Anstalt nicht erkennbar.

Finanzielle Ausstattung

Die Landeszentrale finanziert sich Gberwiegend aus dem Anteil an der einheitlichen Rundfunkgebthr in Héhe von
zwei Prozent. Daraus erhielt siein den Jahren 1995 bis 2001 jahrlich steigende Einnahmen von insgesamt 39,2 Mio. €.
Die finanzielle Ausstattung der Anstalt ist zu hoch. Sie erzielte im Prifungszeitraum beachtliche rechnungsmafiige
Ergebnisse (Uberschiisse), bildete erhebliche Riicklagen und verfgte iiber hohe Geldanlagen.

Die automatische Teilhabe der Landeszentrale an den Erhdhungen der Rundfunkgebihren war nicht sachgerecht.
Nach §40 Abs. 2 RStV hat das Land das Recht, der Anstalt nur einen Teil des Anteils an der Rundfunkgebuhr
zuzuweisen. Davon wurde bislang kein Gebrauch gemacht.

269) Landesrundfunkgesetz (LRG) vom 28. Juli 1992 (GVBI. S. 247), zuletzt gedndert am 6. Mé&rz 2003 (GVBI. S. 24, 68), BS 225-13.

219 Art. 1 des Staatsvertrags Uber den Rundfunk im vereinten Deutschland - Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991 (GVBI.
S. 369), zuletzt geéndert am 1. April 2003 (GVBI. S. 24, 68), BS Anhang | 95.

2D ygl. Vorbemerkungen Nr. 5 zum Jahresbericht.
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Bildung von Ricklagen

Der Riicklagenbestand erhdhte sich im Prifungszeitraum um 288.000 € auf 2,3 Mio. €. In mehreren Fallen wurden
Ricklagen nicht fir den vorgesehenen Zweck, sondern zur Bildung oder Erhéhung anderer Riicklagen verwendet. Die
Landeszentrale hat 1997 die durch die Haushaltssatzung begrenzte Zufiihrung zur Ricklage fur Investitionen in
Offene Kandle um 314.000 € Uberschritten. Die Anstalt hat fir EDV- und Gerdte- Investitionen eine Riicklage
gebildet. Die Ausgaben dafiir hatten aus dem laufenden Haushalt finanziert werden kénnen. Die Landeszentrale hat
die Rucklage zur Digitalisierung der Technik in Offenen Kanden im Prifungszeitraum nur unzureichend aufgel 6st
und entsprechende Aufwendungen aus dem laufenden Haushalt beglichen. Das Gleiche gilt fur die Ricklage zur
Forderung des privaten Rundfunks.

Per sonalaufwendungen

Die Personaaufwendungen der Anstalt stiegen von 1,5Mio. € im Jahr 1994 um fast 84 % auf 2,8 Mio. € im
Jahr 2001. Sie waren Uberzogen. Die Zahl der Planstellen erhdhte sich bis 1999 um 41 % auf 41 Stellen. Die Zunahme
der Planstellen betraf insbesondere Tarifgruppen, die dem hoheren Dienst bel Beamten entsprechen. Die Vergiitungen
der Angestellten der Landeszentrale lagen weit Uber dem Niveau der Vergitungen, die den Angestellten des Landes
nach dem BAT gewéhrt wurden. Die Vergltungen auffertariflich entlohnter Leitungspersonen waren zu hoch. Insge-
samt ergibt sich bel den Personalaufwendungen ein Einsparpotential von tber 300.000 € jéhrlich. Hinzu kommen
weitere Besserstellungen gegentiber den Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes bei Nebenleistungen.

Offentlichkeitsar beit

Die Offentlichkeitsarbeit der Anstalt orientierte sich im Hinblick auf die Personal- und Sachausgaben nicht in gebiih-
render Form am Sparsamkeitsgebot. Weder verfuhr sie bel Veranstaltungen zurtickhaltend, noch fiel die Durchfiihrung
von Kunstausstellungen und die Erstellung von Taschenkalendern in den Aufgabenbereich der Anstalt.

Offene Kanale

Ende 2000 bestanden 27 Offene Kanédle. Deren Nutzung war sehr unterschiedlich. Bei den im Rahmen der Digitali-
sierung geplanten Investitionen zog die Anstalt keine hinreichenden Konseguenzen aus der unterschiedlichen Nutzung
der Offenen Kandle.

Geldanlagen

Die Landeszentrale verfugte seit 1997 taglich tber Geldanlagen von durchschnittlich 3,1 Mio. €. Sielegte ihr Geld nur
kurzfristig an und verzichtete dadurch in sieben Jahren auf Zinseinnahmen von iber 100.000 €.

Folgerungen

Der Rechnungshof ist der Auffassung, dass eine automatische Beteiligung der Anstalt an Erhdhungen der Rundfunk-
gebuhren zur Deckung ihres Finanzbedarfs nicht erforderlich ist. Er hat angeregt, von der im Rundfunkstaatsvertrag
vorgesehenen Moglichkeit, ihr nur einen Teil des Anteils an der Rundfunkgebiihr zuzuweisen, Gebrauch zu machen.

Der Rechnungshof geht davon aus, dass die Zustdndigen weiter darauf hinwirken, die Ricklagen auf eine ange-
messene Hohe zu begrenzen, und dafiir Sorge tragen, dass - unter Beachtung der Grundsétze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit - insbesondere die Uberhdhten Personal aufwendungen zurtickgeftihrt werden.

Speyer, 12. Januar 2004

Rechnungshof
Rheinland-Pfalz

(Volker Hartloff)
Préasident
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	Die Ausgabereste erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr geringfügig auf 538€Mio.€•. Ihr Anteil am Gesamthaushaltsansatz betrug 3,9€%. Außerdem erfolgten Vorgriffe von 18€Mio.€• auf die Mittel des nächsten Jahres. Zur Finanzierung der Ausgabereste wurde ein
	Die Ausgleichsrücklagen zur Finanzierung von Leistungen nach dem Bonussystem und geplan˜ter Steuerentlastungen wurden mit einer Entnahme von 97€Mio.€• fast vollständig aufgelöst.
	Die Brutto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt für den Landeshaushalt betrug 3,5€Mrd.€•. Sie hielt sich im Rahmen der Kreditermächtigung des Jahres€2002 und der nicht ausgeschöpften Kreditermächtigung des Jahres€2001. Zur Sicherung des Bewilligungsrechts des L
	Zur Deckung von Ausgaben des Landesbetriebs "Straßen und Verkehr" wurden Kredite von 150€Mio.€• aufgenommen, die sich im Rahmen der Kreditermächtigung hielten.

	Tz. 3 Haushaltslage des Landes und ihre voraussichtliche Entwicklung
	Die finanzielle Lage des Landes hat sich insbesondere als Folge von Einbrüchen bei den Steuer˜einnahmen in den letzten Jahren besorgniserregend entwickelt. Die Belastungen des Haushalts überstiegen die Finanzierungsmöglichkeiten. So blieben im Jahr€2002
	Im Jahr€2002 gingen die Einnahmen aus Steuern, Länderfinanzausgleich und Ergänzungs˜zuweisungen des Bundes um insgesamt 440€Mio.€• zurück. Die Belastung dieser Einnahmen durch die Personalausgaben erhöhte sich -€trotz der Auslagerung von Ausgaben aus dem
	Die Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Landes (im Kern˜haushalt) verringerten sich gegenüber dem Vorjahr um 233€Mio.€• auf 1,1€Mrd.€•. Die Investi˜tionsquote ging von 11,9€% auf 9,8€% zurück. Wird berücksichtigt, dass bei
	Die Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt erhöhte sich im Jahr€2002 auf 1,5€Mrd.€• gegen˜über 0,7€Mrd.€• im Vorjahr. Die Kreditfinanzierungsquote war mit 13,4€% mehr als doppelt so hoch wie im Durchschnitt der Flächenländer (West) mit 6,4€%. Zusätzlich wur
	Die Zinsausgaben betrugen unverändert 1,1€Mrd.€•. Als Folge des Rückgangs der Steuerein˜nahmen und der allgemeinen Finanzzuweisungen erhöhte sich die Zinssteuerquote auf 14,3€% gegenüber 13,4€% im Vorjahr. Der Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgabe
	Die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze, die nach der Haushaltsplanung noch knapp einge˜halten worden war, wurde im Haushaltsvollzug€2002 um 545€Mio.€• überschritten. Zur Ver˜bindlichkeit der Kreditobergrenze vertreten die Finanzministerien im Gegensa
	Die Verschuldung des Landes am Kreditmarkt stieg bis Ende€2002 auf mehr als 21€Mrd.€• an. Die Pro-Kopf-Verschuldung belief sich auf 5.150€•/Einw. und war damit höher als im Durch˜schnitt der Flächenländer.
	Nach dem Entwurf des Haushaltsplans für das Jahr€2004 reichen wie in den drei vorhergehen˜den Jahren die laufenden Einnahmen nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben aus. Zur Finanzierung des Haushalts sind erhebliche Schuldenaufnahmen geplant, die zu ei
	Zur Wiedererlangung und Sicherung der Gestaltungsfähigkeit des Haushalts ist es unerlässlich, dass die Bemühungen zur Haushaltskonsolidierung mit Nachdruck fortgesetzt werden. Vor˜rangiges Ziel muss es bleiben, in absehbarer Zeit einen ausgeglichenen Hau

	Tz. 4 Förderung der Stadtsanierung Montabaur
	Die Abgrenzung des Sanierungsgebiets war in Teilbereichen nicht zweckmäßig. Eine gesamt˜heitliche Sanierungskonzeption fehlte.
	Die Stadt hat mit hohem Kostenaufwand in drei Tiefgaragen öffentliche Stellplätze über den Bedarf hinaus hergestellt. Die örtlichen Gegebenheiten hätten günstigere Möglichkeiten zur Herstellung von Stellplätzen zugelassen.
	Bei der Festsetzung von Ablösebeträgen für Stellplatzverpflichtungen blieben die höheren Kos˜ten für die Herstellung der Stellplätze in den Tiefgaragen unberücksichtigt.
	Obwohl die Sanierung bereits weitgehend abgeschlossen ist, leitete die Stadt die Abrechnung der bereits sanierten Bereiche nicht in die Wege. Sie hat von der Möglichkeit, Vorausleistungen auf die Beträge zum Ausgleich von Vorteilen aus der Sanierung zu e
	Zweckgebundene Einnahmen in erheblicher Höhe, wie Erlöse aus der Veräußerung von Grund˜stücken, Beträge zur Ablösung von Stellplatzverpflichtungen, Fördermittel für den Straßenbau, Bewirtschaftungserlöse, Zinsüberschüsse und die Kostenerstattung eines Dr
	Übersetzte oder nicht förderfähige Ausgaben und Abrechnungsfehler führten zu einer unge˜rechtfertigten Inanspruchnahme von Fördermitteln.
	Honorare für Sanierungsträger und deren Anteile an den Ausgaben waren unangemessen hoch.
	Von den geltend gemachten Kosten sind fast 8€Mio.€• nicht förderfähig. Fördermittel von mehr als 5€Mio.€• wurden von der Stadt zu viel in Anspruch genommen.

	Tz. 5 Förderung des Neu- und Umbaus von Dienstgebäuden für die Verbandsgemeindeverwaltung Eisenberg
	Der Rechnungshof wurde nicht rechtzeitig über die vorgesehene Baumaßnahme unterrichtet. Hinweise zu einer wirtschaftlicheren Bauplanung und zur Begrenzung der Baukosten konnten daher nicht mehr genutzt werden.
	Die Planung für den Neubau des Verwaltungsgebäudes übersteigt die förderfähige Höchstfläche von 950€m² um mehr als 200€m². Das entspricht vermeidbaren Baukosten von mehr als 0,6€Mio.€•.
	Die Kosten für den Umbau und die Sanierung der Altbauten liegen um 0,7€Mio.€• über den Kosten eines Neubaus mit gleichem Raumprogramm. Kosten von 0,6€Mio.€• für Stellplätze sind ebenfalls nicht förderfähig. Bei Zugrundelegung eines Fördersatzes von 55€%

	Tz. 6 Nutzungsentgelte für die Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule
	Das geprüfte Mietangebot des Landesbetriebs "Liegenschafts- und Baubetreuung" (LBB) für die Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule, das eine Jahresmiete von 1,24€Mio.€• vor˜sieht, war nicht hinreichend transparent.
	Fehlerhafte Berechnungen, zu hohe Ansätze für die Bodenwertverzinsung, die Bauzeitzinsen, die Instandhaltungs- und die Baukosten sowie für den Buchwert der Liegenschaft führten zu einem überhöhten Mietangebot. Außerdem wurden Ausgaben für Kunst am Bau, d
	In dem Vertragsentwurf ist vorgesehen, dass der Mieter nach Ablauf der Grundmietzeit von 30€Jahren weiterhin Miete für die kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung der Gesamt˜investitionskosten zu zahlen hat, obwohl die Anlagen bereits refinanziert si
	Die Wertsicherungsklausel unterwirft Kostenbestandteile der Miete, die keinen Preissteigerun˜gen unterliegen -€wie die kalkulatorische Verzinsung der Investitionskosten und die Bodenwert˜verzinsung€-, einer automatischen Anpassung.
	Unter Zugrundelegung einer der wirtschaftlichen Nutzungsdauer entsprechenden Refinanzie˜rungszeit der Gebäude von 50€Jahren ergibt sich eine Miete von 0,84€Mio.€• jährlich. Bei Annahme einer Refinanzierungszeit von 30€Jahren erhöht sich dieser Betrag auf
	Der Unternehmenszweck des Landesbetriebs kann nicht die Gewinnmaximierung zu Lasten des Haushalts bei Leistungen für das Land sein. Der Landesbetrieb soll dem Land Immobilien zu möglichst wirtschaftlichen Konditionen bereitstellen.

	Tz. 7 Aufwand für die Personalverwaltung bei den Ministerien und nachgeordneten Landesdienststellen
	Nach dem Ergebnis eines Vergleichs der Bearbeitungszahlen wurden die Aufgaben der Perso˜nalverwaltung von den Ministerien und nachgeordneten Landesdienststellen mit unterschied˜lich hohem Aufwand wahrgenommen.
	Die Bearbeitungszahlen je Kraft lagen teilweise unter der Hälfte des Mittelwerts der drei besten Verwaltungen. Bei Zugrundelegung dieses Werts besteht bei den geprüften Behörden rein rech˜nerisch ein Einsparpotential von etwa 37€Stellen. Mit vertiefenden

	Tz. 8 Modellversuch zur automationsgesteuerten Bearbeitung der Einkommensteuererklärungen von Arbeitnehmern
	Die Steuerverwaltung des Landes hat seit drei Jahren in einem Modellversuch ein Verfahren zur automationsgesteuerten Veranlagung der Einkommensteuererklärungen von Arbeitnehmern ("Black Box"-Verfahren) erprobt. Zweck des Verfahrens ist es, gewichtige Ste
	Der Einsatz des Verfahrens nach der ursprünglichen Konzeption bei allen Finanzämtern hätte zu erheblichen Steuerausfällen geführt. Mehr als ein Fünftel der bei herkömmlicher Bearbei˜tung erzielten Mehreinnahmen wäre entfallen.
	Die Steuerverwaltung setzt das Verfahren in überarbeiteter Form mittlerweile landesweit ein.

	Tz. 9 Totalisatorsteuer
	Im Haushaltsplan waren die Einnahmen aus der Totalisatorsteuer und die Zuwendungen, die die Rennvereine aus diesen Mitteln erhielten, nicht betragsmäßig ausgewiesen. Auch der Bericht über die Finanzhilfen war insoweit unzutreffend.
	Vereine, die Pferderennen veranstalten, erhielten 96€% der Einnahmen aus der Totalisator˜steuer aufgrund eines Ministerialerlasses aus dem Jahr€1950, der bereits seit Jahren außer Kraft getreten ist. Dies waren von 1993 bis 2002 insgesamt 2,4€Mio.€•.
	Den Rennvereinen flossen neben den Zuwendungen aus der Totalisatorsteuer Mittel aus den Wetteinnahmen zu, die weitgehend für den gleichen Zweck zu verwenden waren.

	Tz. 10 Neubauten von Fachhochschulen
	In der Kostenberechnung für Neubauten der Fachhochschule Worms sind viele Mengenansätze und Einheitspreise übersetzt. Bei zutreffenden Ansätzen können die Baukosten um 1,34€Mio.€• niedriger veranschlagt werden. Mehr als 1,2€Mio.€• lassen sich durch eine
	Die Ermittlung der Baunebenkosten durch den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreu˜ung" (LBB) für Neubauten der Fachhochschule Worms ist in wesentlichen Teilen nicht nach˜vollziehbar.
	Das nach der Rahmenvereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem Landes˜betrieb ermittelte Honorar für Bauherrenleistungen ist unvertretbar hoch.

	Tz. 11 Beteiligung des Landes an privatrechtlichen Unternehmen
	Eine Gesellschaft löst eine Kapitalrücklage in Höhe von 9.678.000€• über einen zu langen Zeitraum von 50€Jahren auf. Mehrerträge von 290.000€• jährlich ließen sich zur Entlastung des Landeshaushalts nutzen.
	Bei einem anderen Unternehmen brachte das Land im Rahmen einer Kapitalerhöhung eine Sacheinlage nicht zum Nominalwert, sondern zu einem niedrigeren, abgezinsten Wert ein. Infolgedessen musste das Land eine um 374.000€• höhere Bareinlage erbringen.
	Eine Gesellschaft verfügt über ein zu hohes Eigenkapital von 665.000€•.
	Vielfach beachtete die Beteiligungsverwaltung Mitwirkungsrechte des Rechnungshofs bei der Bestellung von Abschlussprüfern und Unterrichtungspflichten über die Unternehmen nicht.
	In neun Fällen stellte die Gesellschafterversammlung die Jahresabschlüsse verspätet fest.

	Tz.12 Beteiligung des Landes an der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH und deren Tochtergesellschaften
	Das Land zahlte der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz GmbH für die Jahre€1994 bis 1996 pauschalierte Entgelte, die um 1,2€Mio.€• über die Vereinbarungen im Treuhand˜vertrag hinausgingen. In der Folge entstanden dem Land durch den Wechsel der
	Die Jahresüberschüsse von durchschnittlich 3,6€Mio.€• schüttete die Bank bisher nicht an das Land aus, sondern führte sie den freien Rücklagen und einem Sonderhaftungsfonds zu.
	Für bankeigene Wirtschaftsförderungsprogramme entnahm die Gesellschaft während des Jah˜res aus ihren Einnahmen Mittel in Millionenhöhe. Ohne diese Entnahmen und bei regelmäßiger Ausschüttung der Jahresüberschüsse an das Land wären dem Landeshaushalt in d
	Bei der Gesellschaft bestehen Möglichkeiten zur Verbesserung der Wirtschaftsführung. Dazu zählen u.a. die Verringerung des Personalaufwands, das Unterlassen der Beteiligung an Stif˜tungsprofessuren und die Überprüfung der Zielgenauigkeit von Sponsoringma
	Die Beteiligung an einer Erlebnisgastronomie in Berlin zur Förderung des Absatzes von Weinen aus Rheinland-Pfalz ist mit hohen Risiken verbunden. Der angestrebte Zweck hätte sich auf andere Weise besser und wirtschaftlicher erreichen lassen.

	Tz. 13 Zuwendungen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur
	Das mit der Förderung verfolgte Ziel, neue Arbeitsplätze zu schaffen oder vorhandene Arbeits˜plätze zu sichern, wurde teilweise nicht erreicht. Verschiedentlich wurde das Förderziel nicht hinreichend bestimmt. Begleitende und abschließende Erfolgskontrol
	Der Beginn des Zeitraums für die Überwachung des Bestehens geförderter Arbeitsplätze und für die Zweckbindung geförderter Wirtschaftsgüter war nicht einheitlich festgelegt.
	Unternehmen nahmen Fördermittel in Anspruch, ohne die vereinbarte Zahl von Arbeitsplätzen zu schaffen oder zu sichern. Sie machten Bau- und Anschaffungskosten geltend, die nicht för˜derfähig sind, weil sie z.B. den privaten Bereich betrafen oder angescha

	Tz. 14 Planung von Umgehungsstraßen
	Bei den geplanten Umgehungsstraßen der Gemeinden Rhaunen und Lambsheim können die Baukosten verringert werden.

	Tz. 15 Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesuntersuchungsamts
	Die Organisation war zu tief gegliedert. Aufgaben wurden nicht sachgerecht zugeordnet.
	Dem Landesuntersuchungsamt sind Stellen und Haushaltsmittel von drei Ministerien zur Be˜wirtschaftung zugewiesen. Eine bedarfsorientierte Personalsteuerung war dadurch erschwert. Die Vorteile einer zentralen Mittelbewirtschaftung wurden nicht hinreichend
	Verfahren zur Herstellung von Kostentransparenz waren unzureichend. Grundlagen für eine Kostenrechnung waren nur ansatzweise entwickelt.
	Möglichkeiten zur Zusammenführung zentraler Aufgaben an einzelnen Standorten wurden nicht genutzt.
	Das Amt hat nicht untersucht, ob Dienstleistungen durch Dritte kostengünstiger erbracht werden können.
	Gebühren und Entgelte wurden nicht, nicht zeitnah, nicht kostendeckend oder nicht vollständig erhoben. Forderungen von 0,88€Mio.€• wurden nicht geltend gemacht. Es bestanden Gebühren˜rückstände von 0,97€Mio.€•.
	Zuständigkeiten im Bereich der Lebensmittelüberwachung waren unzureichend geregelt. Be˜vorstehende Änderungen werden sich auf die technische Ausstattung und den Personalbedarf auswirken.
	Untersuchungsaufgaben können stärker gebündelt werden. Bei einer Konzentration der Auf˜gaben sind acht Stellen entbehrlich. Der Personalaufwand kann um 0,5€Mio.€• jährlich ver˜mindert werden.
	Bei der Weinkontrolle können als Folge des rückläufigen Aufgabenumfangs zwölf Stellen ent˜fallen. Personalkosten von 0,9€Mio.€• jährlich lassen sich einsparen.
	Im Fachbereich Humanmedizin sind wegen des Aufgabenrückgangs zwölf Stellen, die einen Personalaufwand von 0,7€Mio.€• jährlich verursachen, entbehrlich. Durch nichtamtliche Unter˜suchungen, die den Einsatz von 30€Kräften erforderten, entstand -€nach Abzug
	Die Lehranstalten für Heilhilfsberufe, die erhebliche Kosten verursachen, erhoben für die Aus˜bildung kein Entgelt.
	Durch die Zuordnung weiterer Vollzugsaufgaben können die Stellung des Landesunter˜suchungsamts nach innen und außen gestärkt sowie die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs˜handelns gesteigert und den erhöhten Anforderungen an den Verbraucherschutz besser e

	Tz. 16 Tierseuchenkasse
	Die Rücklagen der Tierseuchenkasse sind unangemessen hoch. Bei einer Begrenzung auf das durchschnittliche jährliche Ausgabevolumen der letzten fünf Jahre hätte der Rücklagenbestand um 4,29€Mio.€• verringert werden können.
	Die Tierseuchenkasse übernahm Verwaltungskosten des Landeskontrollverbands in Höhe von 0,47€Mio.€•, die Landkreise und kreisfreie Städte hätten tragen müssen. Die Übernahme weiterer Kosten von 0,19€Mio.€• war vorgesehen.
	Das Land gewährte der Tierseuchenkasse Zuwendungen von 1,14€Mio.€• zum Ausgleich von Defiziten, die insbesondere durch die hohen Zuführungen zu den Rücklagen entstanden waren.

	Tz. 17 Nutzungsentgelte für Forstamtsgebäude
	Die Landesforstverwaltung zahlte an den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung" (LBB) für 28€Objekte Nutzungsentgelte, die über den strukturell angemessenen Gewerbemieten lagen. Dies ergab für die Jahre€2000 bis 2002 eine überhöhte Entgeltzahlung
	Offensichtliche Unstimmigkeiten bei der Flächenberechnung sowie Differenzen u.a. bei Stell˜plätzen und bei nicht mehr nutzbaren Gebäudeteilen, die zu erhöhten Nutzungsentgeltzahlun˜gen führten, wurden nur in wenigen Fällen bereinigt. Die Überprüfungen wu
	Bei Dienst- und Mietwohnungen in Forstamtsgebäuden blieben die Einnahmen der Landesforst˜verwaltung um 238.000€• jährlich hinter den an den Landesbetrieb LBB gezahlten Nutzungs˜entgelten zurück.
	Für die provisorische Unterbringung des Forstamts Haßloch-Neustadt in Bürocontainern fielen in den Jahren€1999 bis 2003 unwirtschaftliche Ausgaben von insgesamt 143.000€• an.

	Tz. 18 Holzvermarktung
	Die Organisation für die Holzvermarktung kann von drei auf zwei Regionalbüros gestrafft werden.
	Zur Verkaufssteuerung erforderliche Daten standen nicht zeitnah zur Verfügung.
	Die unzureichende Weisungskompetenz der Regionalbüros für die Holzvermarktung gegenüber den Forstämtern erschwerte die Kundenbetreuung.
	Die verwaltungsmäßige Abwicklung des Holzverkaufs und der Kassengeschäfte lässt sich ver˜bessern.
	Forstämter verkauften Holz im Wege des gewerblichen Selbstwerbereinschlags (Holzeinschlag durch Käufer). Hieraus ergaben sich in den Jahren€1999 bis 2001 beim Staatswald rechnerische Mindererlöse von 167.000€•.
	Die Möglichkeit der Vermarktung von Wertholz durch Submissionsverkäufe wurde nicht hin˜reichend genutzt. Dies führte in drei Jahren zu rechnerischen Mindererlösen von 450.000€• für das Land.
	Bei der Abwicklung von Holzverkäufen wurden gemeindliche Waldbesitzer bevorzugt.
	Forstämter beachteten häufig die Allgemeinen Holzverkaufs- und Zahlungsbedingungen nicht.

	Tz. 19 Altersteilzeit von Lehrkräften
	Die Altersteilzeit führte bis zum Haushaltsjahr€2003 durch die Absenkung der laufenden Bezüge der Lehrkräfte, denen bislang Altersteilzeit bewilligt wurde, zu einer rechnerischen Entlastung des Landeshaushalts von insgesamt 85€Mio.€•. Ab dem Haushaltsjah
	Wird Altersteilzeit weiterhin im bisherigen Umfang beantragt und bewilligt, erhöht sich nach der Prognose des Rechnungshofs die Mehrbelastung des Haushalts in den Jahren€2004 bis 2018 auf 533€Mio.€•. Zusätzlich werden 439€Mio.€• dem Finanzierungsfonds fü
	Bei einer unveränderten Weiterführung der Altersteilzeit werden künftige Haushalte in einer Höhe belastet, die im Hinblick auf den für das Jahr€2008 angestrebten Haushaltsausgleich ohne neue Kreditaufnahmen und mit Rücksicht auf das Budgetrecht des Parla

	Tz. 20 Öffentliche Berufsschulen
	Schulen mit pauschalierter Sollstundenermittlung hatten größere Handlungsfreiheiten bei der Bildung von Klassen und Lerngruppen. Sie konnten den Unterricht wirtschaftlicher organisie˜ren und den Verwaltungsaufwand verringern. Es sollte erwogen werden, di
	An kleineren Schulstandorten war für bestimmte Berufsfelder die Bildung pädagogisch sinn˜voller Fachklassen in wirtschaftlicher Größe schwierig. In diesen Fällen bietet sich eine Kon˜zentration des Unterrichts an regionalen Schwerpunkten an.

	Tz. 21 Regionale Schulen
	Ein schulisches Bedürfnis für die Errichtung von Regionalen Schulen mit nur je zwei Klassen in den Stufen€5 bis 9 war nicht immer erkennbar. Bei zwei Schulen ist infolge rückläufiger Kinder˜zahlen sogar die Zweizügigkeit gefährdet.
	Schulen erhielten mehr Lehrerwochenstunden zugewiesen, als sie für Pflicht- und Wahlpflicht˜unterricht sowie für notwendige Differenzierungen (u.a. Förderunterricht) benötigten.
	Die Unterrichtsorganisation entsprach nicht immer den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. In einigen Fällen wurden mehr Klassen oder Lerngruppen als zulässig gebildet.
	Lehrereinsatzpläne waren nicht dokumentiert. Nachweise über die Abwesenheit von Lehrkräften fehlten oder entsprachen nicht den Anforderungen. Klassenbücher und Unterrichtsnachweise waren unzureichend geführt. Damit lagen wesentliche Unterlagen zur Verbes

	Tz. 22 Haushalts- und Wirtschaftsführung der Fachhochschulen Koblenz und Worms
	Die zentrale Verwaltung der Fachhochschule Worms war zu breit gegliedert. Die Arbeitskräfte können effizienter eingesetzt werden.
	Der Energieverbrauch war überdurchschnittlich hoch. Durch Änderung des Nutzerverhaltens und Verbesserung der technischen Ausstattung können Einsparungen erzielt werden.
	Aufträge für Beschaffungen oder kleinere hauswirtschaftliche Instandsetzungsarbeiten wurden an beiden Hochschulen überwiegend freihändig vergeben. Diese Praxis verstieß gegen Haus˜halts- und Vergaberecht und ließ die Vorteile des Wettbewerbs ungenutzt.
	Nebentätigkeiten wurden zeitweise ohne die erforderliche Genehmigung ausgeübt. Bei der Fachhochschule Koblenz wurden abzuliefernde Vergütungen nicht an den Landeshaushalt abgeführt.
	Ermäßigungen der Lehrverpflichtung von Hochschullehrern wurden großzügig gewährt.
	Die Leistungsbeziehungen zwischen Hochschuleinrichtungen und personell mit diesen verfloch˜tenen privaten Unternehmen waren nicht transparent.
	Drittmittelprojekte wurden bei der Fachhochschule Koblenz über private Konten verwaltet, obwohl die Voraussetzungen hierfür nicht vorlagen. Dadurch war der Gesamtüberblick über die finanzielle Abwicklung der Projekte beeinträchtigt.
	Einnahmen aus der wissenschaftlichen Fort- und Weiterbildung wurden fehlerhaft als Dritt˜mittel angesetzt.
	Die für zwei Stiftungsprofessuren eingeworbenen Mittel reichten nicht aus, um die Personal˜ausgaben vollständig zu decken.

	Tz. 23 Beschaffung und Bewirtschaftung von medizinisch-technischen Geräten beim Klinikum der Johannes Gutenberg-Universität M
	Die Beschaffung medizinisch-technischer Geräte sowohl durch die Beschaffungsabteilung als auch das Sachgebiet Medizintechnik der Universität erschwert einen wirtschaftlichen Einkauf.
	Das Klinikum beschaffte in einem Jahr Geräte mit einem Auftragswert von über 5,5€Mio.€• ohne Ausschreibung. Die Klinikeinrichtungen bestimmten schon vor Vergabe der Aufträge durch die Beschaffungsstelle Vertragspartner und Vertragsgegenstand. Die Entsche
	Der hohe Reparaturaufwand für Endoskopie- und Ultraschallgeräte kann bei zentraler Vorhal˜tung und Bedienung der Geräte verringert werden.

	Tz. 24 Organisation und Personalbedarf der Verwaltungsabteilung der beiden Ober˜landesgerichte und von vier Landgerichten
	Aufgaben der Verwaltungsabteilung der geprüften Gerichte wurden teilweise zu aufwendig und nicht immer zweckmäßig erledigt.
	Bei Verwirklichung der Vorschläge zur Vereinfachung der Verwaltungstätigkeit, insbesondere der Beauftragung privater Unternehmen, sind bei den geprüften Gerichten Stellenanteile von zusammen 18,5€Stellen entbehrlich. Der Minderung der Personalausgaben vo

	Tz. 25 Organisation und Personalbedarf der Ämter für soziale Angelegenheiten
	Bei den Ämtern für soziale Angelegenheiten bestanden noch Rationalisierungsmöglichkeiten, obwohl beim Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und bei den nachgeordneten Ämtern von 1996 bis Ende€2000 durch die Neuorganisation der Versorgungs- und So
	Die Ämter für soziale Angelegenheiten hatten über den Bedarf hinaus Referate gebildet. Es waren zu viele höher bewertete Planstellen für Referenten und Sachbearbeiter mit besonderen Aufgaben ausgewiesen. Nicht mehr erforderliche Referate für Querschnitts
	Die Bürger-Service-Büros waren unzureichend ausgelastet. Außerdem war der Aufwand für das Projekt eines mobilen Bürger-Service-Büros hoch.
	Die Leistungsfähigkeit moderner Informations- und Kommunikationstechnik zur Verein˜fachung und Beschleunigung des Arbeitsablaufs wurde nicht genügend genutzt.
	Die Ämter für soziale Angelegenheiten betrieben kein systematisches Controlling. Ein effektives Berichtswesen fehlte.
	Die Zweigstellen des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung waren nicht hinreichend in die Ämter für soziale Angelegenheiten integriert.

	Tz. 26 Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesärztekammer und der Bezirksärztekammern
	Alle Kammern erbrachten über- und außertarifliche Leistungen. Bei der Landesärztekammer und den Bezirksärztekammern Koblenz, Pfalz und Rheinhessen wurden Stellen zu hoch ausge˜wiesen. Insgesamt ergaben sich dadurch im Jahr€2001 vermeidbare Ausgaben von 3
	Bei der Landesärztekammer, den Bezirksärztekammern Pfalz und Trier waren insgesamt 6,3€Stellen ohne Nachteile für eine ordnungsgemäße Aufgabenerledigung entbehrlich. Personal˜ausgaben von insgesamt 334.000€• jährlich können eingespart werden.
	Die Landesärztekammer erhob für die Durchführung von Schlichtungsverfahren und für die Betriebsführung einer ärztlichen Stelle keine kostendeckenden Entgelte. Im Jahr€2001 entstand dadurch eine finanzielle Belastung von 155.000€•.
	Bei einem Abbau der vermeidbaren Ausgaben kann die Beitragsbelastung für die Kammermit˜glieder um insgesamt 836.000€• jährlich verringert werden. Weitere Möglichkeiten zur Kosten˜senkung ergeben sich aus den nachfolgenden Empfehlungen.
	Die Verwaltungsorganisation und der Aufgabenvollzug bei den Kammern können erheblich ge˜strafft werden. Bei einer Eingliederung der Versorgungseinrichtungen der Bezirksärztekam˜mern Koblenz und Trier in die Geschäftsstellen lassen sich Personalausgaben v
	Zusätzliche erhebliche Verbesserungen lassen sich durch die Bildung einer gemeinsamen Ge˜schäftsstelle für alle Ärztekammern einschließlich der Versorgungseinrichtungen erreichen. Da˜durch können die Aufgaben der Kammern mit 24€Stellen weniger als bisher
	Im Rahmen der Gesundheitsreform sollen die vier Kassenärztlichen Vereinigungen zusammen˜gelegt werden. In diesem Zusammenhang ist auch eine Zusammenlegung der Kammern zu er˜wägen.

	Tz. 27 Landeszentrale für private Rundfunkveranstalter
	Die finanzielle Ausstattung der Anstalt ist zu hoch. Sie konnte deshalb insbesondere


